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Noch zu Beginn des Jahrtausends dominierten in der Regel die kommunalen Wohnungs-
unternehmen und -genossenschaften die Diskussion über Strategien und Ziele zur Beseitigung 
des Wohnungsleerstands in den ostdeutschen Bundesländern. Die Stadtgestaltung und die Anlie-
gen des städtebaulichen Denkmalschutzes wurden in der damaligen politischen und fachlichen 
Debatte in Ostdeutschland wenig reflektiert. Die bestandserhaltende Entwicklung der gründer-
zeitlichen Stadtensembles fand im vorherrschenden „Stadtumbauklima“ insbesondere im 
Freistaat Sachsen kaum Beachtung. Forderungen nach einer sorgfältigen Stadtumbaupolitik 
wurden mehrheitlich als rückwärtsgewandt, naiv und finanziell nicht tragbar abgetan. So war es 
nur folgerichtig, dass der schweizerische Außenblick von Prof. Jürg Sulzer1 und die Ausrichtung 
seiner Forschungsprojekte zum Stadtumbau auf eine ganzheitliche Qualitätssicherung von 
Stadtquartieren und Stadträumen eine klare Gegenposition zur vorherrschenden 
Stadtentwicklungspolitik darstellten. Es war eine spannende Herausforderung für sein junges 
Mitarbeiter-Team, mit ihm gemeinsam, bildlich gesprochen, „gegen den Strom“ der sich damals 
eindeutig in der Überzahl befindenden Vertreter der „schrumpfenden Stadt“ und des ideenlosen 
„Umgangs mit der Leere“ zu schwimmen.  
Gleichzeitig zeigte sich mit der Umsetzung des Programms Stadtumbau Ost, dass die erwarteten 
positiven Effekte in historischen Innenstadtgebieten ausblieben. Hier setzte meine Doktorarbeit 
an, mit der ich gedanklich einen Perspektivenwechsel vollzog, indem ich den Wohnungsleerstand 
als dauerhaft auftretendes Phänomen akzeptierte. Dabei waren die Erkenntnisse aus dem am 
Görlitz Kompetenzzentrum Revitalisierender Städtebau (Kompetenzzentrum) initiierten Projekt 
Probewohnen in der Stadt Görlitz aus zwei Gründen wegweisend: Zum einen, weil es die 
Sichtweise der Menschen fokussierte, denn ohne die Bürgerinnen und Bürger lassen sich auf 
lange Sicht die Gründerzeitquartiere in ostdeutschen Mittelstädten nicht erhalten. Es braucht eine 
hohe Wohnqualität und erfolgreiche Kommunikationsstrategien, um den Menschen die Vorteile 
des Wohnens in den Innenstädten gegenüber dem Wohnen in den großen Neubauarealen am 
Stadtrand und in den Einfamilienhausgebieten im Umland zu vermitteln. Zum anderen gab das 
Projekt Probewohnen erste Antworten auf die Frage, wie gründerzeitliche Stadtensembles in 
ostdeutschen Städten zukünftig zu attraktiven Wohngebieten mit einer hohen Wohnqualität trotz 
Wohnungsleerstands (bzw. leer stehender Gebäude) entwickelt werden könnten. 
Inzwischen hat die Stadtumbaudebatte an Emotionalität verloren und ist deutlich differenzierter 
geworden. Spätestens mit der Verabschiedung der „Leipzig Charta zur nachhaltigen europäi-
schen Stadt“ (2007) konzentriert sich der Diskurs wieder stärker auf die Ziele einer ganzheitlichen, 
                                                
1  Prof. Dr.-Ing. Jürg Sulzer war von 2004 bis 2014 Gründungsprofessor des Görlitz Kompetenzzentrums 
Revitalisierender Städtebau und hatte die Stiftungsprofessur Stadtumbau und Stadtforschung an der 
Fakultät Architektur der Technischen Universität Dresden (TU Dresden) inne. Während der 
Aufbauphase war ich zwischen 2004 und 2012 wissenschaftliche Mitarbeiterin am Kompetenzzentrum 
und der Stiftungsprofessur. In dieser äußerst spannenden Zeit konnte ich vielfältige Erfahrungen im 
ganzheitlichen konzipierten Stadtumbau sammeln. Dies geschah in enger Zusammenarbeit mit Prof. 
Dr. phil. Habil. Hans Rudolf Meier, Professur, der bis zu seinem Wechsel an die Bauhaus Universität 
Weimar (2008) die Professur Denkmalkunde und angewandte Bauforschung an der TU Dresden inne 
hatte.  
  
integrierten Stadtentwicklung. Der vom Kompetenzzentrum frühzeitig eingeforderte Paradigmen-
wechsel, von der einseitig ausgerichteten „schrumpfenden Stadtentwicklung“ zum ganzheitlich 
Umgang mit dem städtebaulichen Erbe, insbesondere den Gründerzeitquartieren, ist eingetreten. 
Dieser Kurswechsel zur behutsamen Stadtumbaupolitik hat auch das Problembewusstsein in den 
kommunalen und genossenschaftlichen Wohnungsunternehmen geschärft. Fragen des städte-
baulichen Denkmalschutzes und der ganzheitlich ausgerichteten Stadtgestaltung haben folglich 
deutlich an Gewicht gewonnen. Die ursprünglichen Pläne zur großflächigen Beseitigung 
gründerzeitlicher Stadtquartiere werden heute, auch dank der modifizierten Förderpolitik des 
Bundes, kaum noch weiter verfolgt. Gleichwohl stellt sich bis heute immer wieder die Frage, wie 
die Erhaltung bedeutender gründerzeitlicher Stadtensembles in ostdeutschen Innenstädten, trotz 
des hohen Leerstands, mit den ökonomischen Kriterien in Übereinstimmung gebracht werden 
kann. Insofern ist die von mir bearbeitete Fragestellung weiterhin aktuell. 
Ziel meiner Doktorarbeit war es, eine tragfähige Argumentation für einen ganzheitlich ausgerich-
teten, behutsamen Stadtumbau zu erarbeiten und so die dominierende ökonomische Sichtweise 
im Stadtumbau Ost zu ergänzen. In der Dresden Leibniz Graduate School (DLGS)2, unter der 
Leitung von Prof. Bernhard Müller3, fand ich die idealen Voraussetzungen, meinem Forschungs-
interesse auf hohem wissenschaftlichem Niveau nachzugehen und einer kritischen Prüfung zu 
unterziehen.  
Für die erhaltene umfassende Unterstützung möchte ich mich an dieser Stelle bei Prof. Jürg 
Sulzer und Prof. Bernhard Müller, den Betreuern meiner Doktorarbeit, bedanken. Ohne ihre stete 
Gesprächsbereitschaft, konstruktive Kritik und hilfreichen Hinweise wäre die Fertigstellung 
meiner Doktorarbeit in der nun vorliegenden Form und in dem kurzen Zeitraum nicht möglich 
gewesen. Für den Fachdialog über meine Arbeit sei darüber hinaus Prof. Dr. phil. habil. Hans-
Rudolf Meier, Universität Weimar, Prof. Dr. rer. pol. Johann Jessen, Universität Stuttgart, und 
Prof. Dr. habil. Kristof Dascher, Universität Regensburg, gedankt. Mein besonderer Dank gilt 
zudem Frau Dr.-Ing. habil. Eva Benz-Rababah, Leibniz Universität Hannover, für die Anregungen 
und sorgfältige kritische Durchsicht des Manuskriptes. 
Darüber hinaus bin ich von Kollegen und Freunden auf vielseitige Weise unterstützt worden. Die 
Forschungsprojekte und Modellvorhaben, die ich am Kompetenzzentrum bearbeiten und leiten 
durfte und die zu Teilen die Grundlage für diese Arbeit darstellen, wären ohne die Mitarbeit meiner 
Kollegen am Lehrstuhl in der Form nicht möglich gewesen. Hier gilt mein besonderer Dank 
Matthias Albrecht Amann, Christian Schneider, Merte Stork und Natalie Thessel für ihre 
Unterstützung im Projekt Probewohnen. Meinen Kollegen in der DLGS, insbesondere Mei-Ing 
Ruprecht und Susann Kühn, sei für die angeregten Diskussionen, das offene Feedback und die 
sehr gute Arbeitsatmosphäre in dieser nicht immer einfachen Zeit gedankt. Sie haben sehr 
                                                
2  Die DLGS ist eine internationale, interdisziplinär ausgerichtete Graduiertenschule des Leibniz-Instituts 
für ökologische Raumentwicklung (IÖR), der TU Dresden und der Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung (ARL). 
3  Prof. Dr. Dr. h.c. Bernhard Müller ist Direktor des Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwicklung in 
Dresden (IÖR) und Inhaber des Lehrstuhls für Raumentwicklung, Fakultät Forst-, Geo- und 
Hydrowissenschaften an der TU Dresden. 
  
geholfen, die eigene Argumentation immer wieder aus anderen Perspektiven zu betrachten und 
zu schärfen. Zudem danke ich Roland Enke aus Berlin für die anregenden Hinweise mit seinem 
kunsthistorischen Außenblick.  
„Last but noch least“ geht ein großer Dank an die beteiligten Projektpartner, Fachleute und 
engagierten Projektteilnehmer, die das Projekt unterstützten und als Gesprächspartner für die 
Interviews zur Verfügung standen. Sie haben wesentlich zum Erfolg des Projektes Probewohnen 
und zum Gelingen meiner Arbeit beigetragen. Stellvertretend für sie alle seien hier genannt Arne 
Myckert und Marion Rupprich von der WBG Wohnungsbaugesellschaft Görlitz mbH, Lutz Penske 
und Hartmut Wilke vom Stadtplanungs- und Baudordnungsamt der Stadt Görlitz, sowie Dr. Oliver 
Weigel vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung und Ministerialdirigent 
Percy Rooks vom Sächsischen Staatsministerium des Inneren.  
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1 ZUSAMMENFASSUNG 
Ostdeutsche Innenstädte sind zum Zeitpunkt der politischen Wende von großen baulichen und 
funktionalen Defiziten und einem hohen Wohnungsleerstand betroffen. Ursache hierfür ist die 
jahrzehntelange Vernachlässigung aus ideologischen und wirtschaftlichen Gründen in der DDR-
Zeit. Mit der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten beginnt die Sicherung, Instand-
setzung und Modernisierung der historischen Stadtkerne. Trotz umfangreicher Maßnahmen – 
insbesondere im Rahmen des Städtebauförderprogramms Städtebaulicher Denkmalschutz – 
stellt sich jedoch keine dem Angebot entsprechende Nachfrage nach dem Wohnen in den Innen-
städten ein. Im Jahr 2000 wird der strukturelle Wohnungsleerstand schließlich als ein spezifisches 
Problem des ostdeutschen Wohnungsmarkts identifiziert und es beginnt ein bis heute andauern-
der Prozess der Lösungssuche. Bund und Länder reagieren u. a. mit dem auf die Leerstands-
problematik zugeschnittenen Städtebauförderprogramm Stadtumbau Ost. Insgesamt bleibt der 
Wohnungsleerstand in den ostdeutschen Innenstädten – im Vergleich zu Wohnungsmärkten mit 
einer stabilen oder wachsenden Nachfrage – dennoch überdurchschnittlich hoch. Die 
eingesetzten Instrumente in den Programmen Städtebaulicher Denkmalschutz und Stadtumbau 
Ost erweisen sich somit nur bedingt als geeignet, um die Probleme in den Innenstädten zu lösen. 
Im Ergebnis verändern sich nicht nur die Schwerpunkte, sondern auch die Problemsicht 
(Problemverständnis und Zielvorstellung) in der Städtebauförderung.  
Vor diesem Hintergrund und angesichts der prognostizierten Bevölkerungsentwicklung ist zu 
erwarten, dass der strukturelle Wohnungsleerstand in den nächsten 15 bis 20 Jahren ein dauer-
haftes Phänomen in ostdeutschen Innenstädten bleiben wird. Dies gilt im besonderen Maße für 
sogenannte „einfache” Gründerzeitgebiete, die ursprünglich als Arbeiterwohngebiete an weniger 
attraktiven Standorten in den Städten entstanden. Wenn unter diesen Bedingungen die Wohn- 
und Lebensqualität aufrecht und das baukulturelle Erbe gründerzeitlicher Stadtensembles 
erhalten werden sollen, sind weitere Lösungsstrategien im Umgang mit dem Wohnungsleerstand 
erforderlich. Hier setzt die Arbeit an und vollzieht einen Perspektivenwechsel, indem sie die 
forschungsleitende Frage nach dem möglichen Nutzen des Leerstands für die zukünftige Ent-
wicklung historisch gewachsener ostdeutscher Innenstadtgebiete stellt. Dies erfordert eine 
kritische Auseinandersetzung mit den wichtigsten verwendeten Begriffen. Die Untersuchung 
dieser Frage erfolgt mit vier Schwerpunkten:  
 Erstens werden die wichtigsten Begriffe hinsichtlich ihrer Bedeutung im allgemeinen 
Sprachgebrauch und im Kontext der Stadtplanung und des Städtebaus näher untersucht und 
für die weitere Verwendung in der Arbeit definiert. Im Einzelnen handelt es sich um die 
Begriffe Leerstand und Leere, Nutzung und Nutzen, Problem und Problemlösen sowie 
Perspektive und Perspektivenwechsel. 
 Zweitens werden die Entwicklung des Wohnungsleerstands in ostdeutschen Innenstädten 
(Problemgenese) und die Lösungsansätze im Umgang mit diesem für die ersten zwei 
Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung 1989 aufgezeigt. Dem Zusammenhang zwischen 
Problemverständnis und Lösungsansatz (Problemraum) wird hierbei besondere Bedeutung 
beigemessen. Hierzu wird die einschlägige Fachliteratur, insbesondere im Zusammenhang 
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mit den beiden „lernenden” Programmen Städtebaulicher Denkmalschutz und Stadtumbau 
Ost, ausgewertet.  
 Drittens wird der Erkenntnisgewinn, der mit einer probeweisen Nutzung leer stehender 
Wohnungen im Rahmen eines Projektes verbunden sein kann, in einer Fallstudie in der Stadt 
Görlitz (Sachsen) untersucht. Mit dem hier erstmals umgesetzten Projekt Probewohnen wird 
das Ziel verfolgt, den Wohnungsleerstand als „Stätte des Lernens” zu begreifen, um ein 
neues Instrument in der Stadtentwicklung zu erproben. Zu ihren Erfahrungen werden sowohl 
die am Projekt beteiligten Fachleute als auch die teilnehmenden Personen in Interviews bzw. 
über Fragebögen befragt. 
 Viertens ist die Fallstudie besonders geeignet, um die räumlichen und funktionalen Auswir-
kungen des Wohnungsleerstands zu untersuchen. Das Projekt Probewohnen ist im Stadtteil 
„Innenstadt”, dem Görlitzer Stadtteil mit dem höchsten Wohnungsleerstand, lokalisiert. Es 
ermöglicht den Teilnehmern eine probeweise und zeitweise Verlegung ihres Wohnortes in 
diesen Stadtteil. Erfasst werden die Sicht der Projektteilnehmer auf die Wohnqualität im 
untersuchten Gründerzeitgebiet und die städtebaulichen Auswirkungen des Wohnungs-
leerstands.  
Der theoretische Teil der Arbeit zeigt die problemorientierte Ausdifferenzierung der Städtebauför-
derung in den Programmen Städtebaulicher Denkmalschutz und Stadtumbau Ost. Auf Probleme 
und unerwartete Entwicklungen bei der Programmumsetzung wurde erfolgreich reagiert, im 
Stadtumbau Ost vor allem mit Programmmodifikationen, im Städtebaulichen Denkmalschutz mit 
Schwerpunktverlagerungen. Trotz umfangreicher öffentlicher und privater Investitionen und 
großer Sanierungsfortschritte, ist das Problem „struktureller Wohnungsleerstand“ in Innenstadt-
gebieten nach wie vor ungelöst. Der Leerstand ist zu einem neuen städtischen Strukturelement 
geworden. Die Ergebnisse zeigen das Erfordernis auf, neue Instrumente und Vorgehensweisen 
in der weiteren Entwicklung ostdeutscher Innenstädte bereit zu stellen. 
Die Ergebnisse der Fallstudie zeigen einerseits, dass in zeitlich begrenzten Projekten neue 
Vorgehensweisen in der Stadtentwicklung „erprobt” werden können. Dabei können Projekte auch 
über ihre Laufzeit hinaus eine nachhaltige Wirkung entfalten. Die projektbasierte 
Zusammenarbeit begünstigt die Bildung neuer und die Festigung bestehender institutionsüber-
greifender Partnerschaften. Andererseits wird in der Fallstudie nachgewiesen, dass sich über 
eine projektbezogene Nutzung des Leerstands (leer stehender Wohnungen) ein Erkenntnis-
gewinn bei den Beteiligten einstellt. Die Fachleute erwerben über eine projektbasierte 
Arbeitsweise handlungsrelevantes Erfahrungswissen in Abhängigkeit von der Intensität ihrer 
Beteiligung. Dieses reicht von Fachkenntnissen in der Stadtplanung über ein projektbezogenes 
Praxiswissen bis zu Erkenntnissen über die vielfältigen persönlichen Wohnvorstellungen in der 
Bevölkerung. Den Projektteilnehmern werden mit der Projektteilnahme die Zusammenhänge von 
persönlicher Alltagsgestaltung und Wohnort vermittelt und sie werden für die Qualitäten des 
Wohnorts Innenstadt sensibilisiert. Dies kann zur Reduzierung von Vorbehalten gegenüber dem 
Wohnen in einem gründerzeitlichen Wohngebiet beitragen. Darüber hinaus bewährt sich die 
Projektteilnahme bei Personen mit Umzugsplänen als Entscheidungshilfe für oder gegen einen 
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Umzug in die Innenstadt. In der Fallstudie wird darüber hinaus der Einfluss des Wohnungs-
leerstands auf die, aus Sicht der Projektteilnehmer vorhandene Wohnumfeldqualität im Quartier 
deutlich. Hier stellt der Wohnungsleerstand im Unterschied zum baulichen Zustand der Gebäude 
kein prioritäres Kriterium bei der Bewertung des Wohnumfeldes dar. Die Fallstudie in Görlitz zeigt, 
dass Gebäude, unabhängig vom Grad ihrer Nutzung, zum Stadtbild und zur Geschlossenheit der 
Bebauung im Quartier beitragen können. Das Wohngebiet mit dem höchsten Wohnungsleerstand 
in der Stadt erhält insgesamt eine positive Gesamtbewertung, trotz standortabhängiger 
Bewertungsdifferenzen und individueller Bewertungsmuster.  
Aus den vorgelegten Ergebnissen lässt sich ein wissengenerierender und raumkonstituierender 
Nutzen (teilweise oder vollständig) leer stehender Gebäude in ostdeutschen Innenstädten 
ableiten. Aufbauend auf diesem wird ein weiter gefasster, gesellschaftlicher Nutzen des 
Leerstands aufgezeigt, der neben sozialen und ökologischen durchaus auch ökonomische 
Kriterien einschließt. Auf dieser Grundlage werden für den Umgang mit dem Leerstand in 
Innenstädten die folgenden fünf Handlungsfelder identifiziert: 
1. Probeweise Vorgehen: Angesichts der Schwierigkeiten bei der Vorhersage der jeweiligen 
Leerstandsentwicklung innerhalb einer Stadt, bietet sich ein auf die ortsspezifischen Rahmen-
bedingungen zugeschnittenes probeweises Vorgehen an. Dies ermöglicht schrittweise neue 
Strategien zu entwickeln, zu erproben und zu optimieren. Hierin liegen bislang ungenutzte 
Chancen für den Aufbau neuer Partnerschaften, für eine Bürgerbeteiligung „auf Augenhöhe” und 
für einen erfahrungsbasierten Wissenserwerb zugunsten einer nachhaltigen Innenentwicklung 
der Städte. Über ein probeweises Vorgehen können einerseits Fachleute für die Belange der 
Bürger sensibilisiert werden und andererseits die Bürger in ihrer Rolle als „Experten” für ihre 
Wohnbedürfnisse für eine verantwortungsvolle Beteiligung qualifiziert werden. 
2. Neues Nutzungsverständnis entwickeln: Es zeichnet sich das Erfordernis eines erweiterten, 
neuen Nutzungsverständnisses ab, um ortsspezifische Antworten auf Fragen nach einem ange-
messenen Verhältnis von Einwohnerdichte, baulicher Dichte und sozialer Dichte zu geben. 
Nutzung ist stärker als ein dynamischer Prozess von Nutzungsänderungen und von sich 
abwechselnden Phasen des Benutzens und des Nicht-Nutzens zu begreifen. Der Nutzen leer 
stehender Gebäude ist in Zukunft nicht allein an der konkreten Gebäudenutzung, sondern stärker 
an einem ganzheitlichen stadträumlichen und gesellschaftlichen Nutzen festzumachen. 
3. Leerstand lenken und gestalten: Erkennt man den Wohnungsleerstand als ein charakteris-
tisches Strukturelement in den Innenstädten an, werden neue Instrumente erforderlich, um die 
Wohnqualität in den Innenstädten selbst bei einer geringeren Einwohnerdichte zu gewährleisten: 
Die räumliche Verteilung des Leerstands ist zu lenken und sein Erscheinungsbild im Stadtraum 
ist zu gestalten. Hieraus ergeben sich baukulturelle Gestaltungsansprüche im Umgang mit dem 
Leerstand. Der raumbildenden und der stadtbildprägenden Wirkung leer stehender Gebäude 
kommt in Abhängigkeit davon, wie sie aufgrund ihres baulichen Zustands und äußeren 
Erscheinungsbildes, ihrer Lage und ihres städtebaulichen Kontexts wahrgenommen werden, eine 
besondere Bedeutung zu. 
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4. Denken im Ensemble: Die Geschlossenheit und Originalität des historischen Stadtensembles 
in seiner jeweiligen lokalen Ausprägung tragen zur unverwechselbaren Identität einer Stadt bei. 
Will man eine positive Gesamtwirkung erzielen und so günstige Voraussetzungen für die 
Nachfrage seitens der Bürger und für ihre Identifikation mit der Stadt schaffen, sind die 
baukulturellen Gestaltungsansprüche hoch anzusetzen. Es erfordert ein Denken im Ensemble, 
um bei der schrittweisen Modernisierung ein Gleichgewicht zwischen unterschiedlichen 
Gebrauchszuständen in einem Stadtteil, einem Straßenzug oder an einem Platz herzustellen. 
5. Perspektivenwechsel wagen: Der vollzogene Perspektivenwechsel erweist sich als tauglich, 
um zu neuen Lösungsansätzen in der ostdeutschen Stadtentwicklung zu kommen. Insofern ist 
ein Perspektivenwechsel als eine besondere Form des methodischen Vorgehens im Umgang mit 
ungelösten Problemen in der Stadtentwicklung über das Projekt Probewohnen hinaus 
empfehlenswert. Vor dem Hintergrund der zu erwartenden wirtschaftlichen Entwicklung, bei der 
mit einer zusätzlichen Einschränkung der Handlungsspielräume zu rechnen ist, ist ein 
umfassender Umbau der bestehenden Stadt weder zu leisten, noch ist er sinnvoll. Stattdessen 
sind Perspektivenwechsel zu wagen, um in einem schrittweisen Vorgehen neue Lösungswege 
für die Erhaltung der Innenstädte zu entwickeln.  
Insgesamt weisen die Ergebnisse darauf hin, dass die Grenzen zwischen städtebaulichem 
Denkmalschutz und Stadtumbau zukünftig fließender zu gestalten sind – im Sinne eines 
stadtgestaltenden städtebaulichen Denkmalschutzes oder stadterhaltenden stadtbildpflegenden 
Stadtumbaus. Dann würden leer stehende Gebäude zum Baustein einer gestalterischen 
Nachhaltigkeit, welche sich die über viele Generationen verfeinerten Gestaltungskriterien zu 
eigen macht. 
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2 EINLEITUNG 
2.1 AUFBAU DER ARBEIT 
Die Arbeit gliedert sich in sieben Kapitel.  
Kapitel 1 gibt einen Überblick über die wesentlichen Inhalte und Ergebnisse (Zusammenfassung). 
Kapitel 2 gibt eine Einführung in das Forschungsfeld und das Forschungsinteresse. Zur Beant-
wortung der Forschungsfragen wird ein Forschungsdesign entwickelt, bei dem unterschiedliche 
Methoden in der Literaturauswertung und in der Fallstudie zum Einsatz kommen. Das 
methodische Vorgehen wird erläutert und abschließend hinsichtlich seiner Grenzen kritisch 
reflektiert. 
In Kapitel 3 erfolgt eine Klärung der wichtigsten begrifflichen Koordinaten der Arbeit. Die 
Bedeutung der Begriffspaare „Leere und Leerstand”, „Nutzen und Nutzung”, „Problem und 
Problemlösen” und „Perspektive und Perspektivenwechsel” wird hier für unterschiedliche Sinn-
zusammenhänge aufgezeigt. Neben dem Ursprung und der Verwendung im allgemeinen 
Sprachgebrauch und in den angrenzenden Disziplinen, wird die Verwendung in der Stadtplanung 
und Stadtentwicklung dargelegt. Auf dieser Grundlage wird abschließend die Verwendung der 
Begriffe im vorliegenden Untersuchungszusammenhang präzisiert.  
In Kapitel 4 werden die Ergebnisse der Literaturauswertung dargestellt. Hier wird die Entwicklung 
des Wohnungsleerstands in ostdeutschen Innenstädten zum strukturellen Problem dargelegt. 
Betrachtet wird der Zeitraum seit der politischen Wende im Jahr 1989 bis zum Jahr 2010. 
Ursachen und Wechselwirkungen der Entwicklung finden hierbei besondere Berücksichtigung. 
Das Problemverständnis in der Städtebauförderung wird anhand der beiden lernenden Program-
me Städtebaulicher Denkmalschutz (Programmstart 1991) und Stadtumbau Ost (Programmstart 
2002) aufgezeigt. Dabei werden die Zielkonflikte in ostdeutschen Innenstädten dargestellt. Einen 
besonderen Stellenwert besitzen die Programmmodifikationen im Laufe der Entwicklung und die 
Initiative zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik (Start 2007). 
In Kapitel 5 werden die Ergebnisse des empirischen Teils der Arbeit dargestellt. Die Fallstudie 
untersucht das Projekt Probewohnen in der Stadt Görlitz (Sachsen) als Beispiel für eine neue 
praxisorientierte Strategie, den Wohnungsleerstand für die Stadtentwicklung zu nutzen. Ermittelt 
werden die Wirkungsweise des Projektes und die Wohnqualität in dem Görlitzer Stadtteil mit der 
höchsten Leerstandsquote in der Stadt aus Sicht der beteiligten professionellen Akteure 
(Projektpartner) und der teilnehmenden Bürger (Projektteilnehmer). Die Frage nach dem Einfluss 
des Wohnungsleerstands auf die Beurteilung der Wohnqualität findet besondere Berück-
sichtigung. Die Ergebnisse werden in Thesen zusammengefasst.  
Das Kapitel 6 führt die Ergebnisse der vorangehenden zwei Kapitel zusammen und stellt den 
herausgearbeiteten Nutzen einer Erhaltung von leer stehenden Gebäuden in Gründerzeitge-
bieten in den Fokus. Betrachtet wird der im Projekt erworbene Erkenntnisgewinn („wissengenerie-
render Nutzen”) und der Beitrag leer stehende Gebäude zum Stadtbild und zur Raumbildung in 
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der Stadt („raumkonstituierender Nutzen”). Damit wird ein Perspektivenwechsel von der Über-
hangsbeseitigung des Baubestandes zum neuen Nutzen des Wohnungsleerstands als Stätte des 
Lernens und Keimzelle der Stadtentwicklung vollzogen. Es werden Empfehlungen zum Umgang 
mit dem innerstädtischen Wohnungsleerstand für Theorie und Praxis abgeleitet.  
Die Arbeit schließt mit einem Ausblick und offenen Fragen im Kapitel 7.  
2.2 FORSCHUNGSINTERESSE 
2.2.1 Ausgangsperspektive 
Die Entwicklung ostdeutscher Mittelstädte wurde in den letzten zwei Jahrzehnten (1990-2010) 
stark von einem demografischen und ökonomischen Wandel geprägt. Dies stellt die Stadtplanung 
mit ihren auf Wachstum ausgerichteten Steuerungsinstrumenten vor neue Herausforderungen. 
In der ersten Dekade nach der Wiedervereinigung 1990 reagierte die Bundesregierung auf diese 
Entwicklung mit dem Programm Städtebaulicher Denkmalschutz. Aufgrund des anhaltenden und 
im historischen Vergleich sehr hohen Wohnungsleerstands wurde im Jahr 2001 das Programm 
Stadtumbau Ost ins Leben gerufen, um erstmals in der Geschichte der deutschen Wohnungs-
politik den ersatzlosen Abriss von Wohnraum zugunsten einer Wohnungsmarktbereinigung im 
großen Umfang zu subventionieren. Der Wohnungsleerstand wurde hierbei vorrangig hinsichtlich 
seiner wohnungswirtschaftlichen Konsequenzen betrachtet und bewertet. Mit diesem Vorgehen 
wurde ein Paradigmenwechsel in der Städtebauförderung vollzogen. In der Fachdebatte über die 
ostdeutsche Stadtentwicklung wurde zeitgleich das bisher zugrunde gelegte Leitbild der 
wachsenden Stadt durch das neu entwickelte Leitbild der schrumpfenden Stadt in Frage gestellt.1 
Beide Städtebauförderprogramme, so unterschiedlich ihre konkreten Fördergegenstände sind, 
haben die Beseitigung des Wohnungsleerstands zum Ziel. Über das Programm Städtebaulicher 
Denkmalschutz werden vorrangig Instandsetzungsmaßnahmen gefördert, basierend auf der 
Annahme, dass der Sanierung eine Nachfrage und Nutzung folgen werden. Das Programm Stadt- 
umbau Ost setzt auf die Wiederherstellung eines aus wohnungswirtschaftlicher Sicht ausge-
wogenen Verhältnisses zwischen Bevölkerungszahlen und Wohnraumangebot durch den Abriss 
überzähliger Wohneinheiten. Die Investitionen und Sanierungserfolge im Rahmen der beiden, in 
ihrer Konzeption zunächst auf ostdeutsche Verhältnisse zugeschnittenen Programme haben die 
Probleme des Wohnungsleerstands in den Innenstädten bislang nicht im erhofften Umfang 
gelöst. Die Innenstädte leiden weiterhin an einem Funktionsverlust, trotz der Sanierungserfolge 
in den letzten zwei Jahrzehnten. Zwischenzeitlich wurden rund 70 Prozent der innerstädtischen 
Wohnungsbestände in Ostdeutschland saniert oder teilsaniert. Gleichzeitig weisen die Innen-
städte mit rund 19 Prozent überdurchschnittlich hohe Wohnungsleerstände auf.2 In vielen 
ostdeutschen Städten ist ein überdurchschnittlich hoher Leerstand von Altbaugebieten und ein 
vergleichsweise niedriger Leerstand in den Großwohnsiedlungen der 1970er und 1980er Jahre 
                                                
1 Albers 2005; Fuhrich 2003; Hannemann 2004; DASL 2002; Kühn, Liebmann 2009; Lang, Tenz 2003; 
Oswalt 2005. 
2 BMVBS, BBR 2008b, S. 23. 
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in Stadtrandlage zu verzeichnen.3 Im Freistaat Sachsen sind es einfache Gründerzeitgebiete, die 
besonders vom Wohnungsleerstand betroffen sind.4 
Der Paradigmenwechsel in der Städtebauförderung schlägt sich in Ansätzen in der Fachdebatte 
nieder. So fordern verschiedene Autoren, auf die sinkenden Bevölkerungszahlen und dem daraus 
resultierenden Wohnungsüberhang mit dem „Rückbau” (Abriss) von Mehrfamilienhäusern und 
einem neuen Verständnis von Stadt zu reagieren.5 Erforderlich erscheint hierfür die Abkehr vom 
Wachstumsideal, um die Auflösung historischer Stadtstrukturen als positiven Prozess zu 
begreifen und den Wunsch zu entwickeln, gar nicht mehr wachsen zu wollen.6 Dies besitzt 
mitunter Konsequenzen für die Disziplin der Stadtplanung.7 Inwieweit die Stadtumbaupraxis auf 
einem Paradigmenwechsel und Umdenken der Akteure, im Sinne einer neuen Vorstellung von 
Stadt, basiert oder diesen bewirkt, ist noch nachzuweisen.8 Es stellt sich die Frage, inwieweit die 
reine Umkehr der Wachstumsentwicklung mit Bestandsaufbau in einen Schrumpfungsprozess 
durch Bestandsreduzierung tatsächlich einen „Paradigmenwechsel”9 nach Kuhn darstellt. 
Letztlich wird mit dem Leitbild der „schrumpfenden Stadt” das Ziel verfolgt, das angestrebte 
Verhältnis von Wohnraum zu Einwohnerdichte weitestgehend (wieder) herzustellen.  
Tritt die prognostizierte Bevölkerungsentwicklung in den nächsten 15 bis 20 Jahren ein, ist davon 
auszugehen, dass der erhöhte Wohnungsleerstand ein dauerhaftes Phänomen in ostdeutschen 
Städten bleiben wird. Vor diesem Hintergrund sind neue Sichtweisen im Umgang mit 
ostdeutschen Innenstädten10 erforderlich, um den Blick auf neue Lösungen zu lenken. Es braucht 
einen Perspektivenwechsel, wenn die Wohn- und Lebensqualität aufrecht und das baukulturelle 
Erbe gründerzeitlicher Stadtensembles erhalten werden sollen. 
Die Fachdebatte über das weitere Vorgehen kennzeichnen mitunter kontroverse Positionen der 
Experten.11 Basierend auf der nach wie vor instabilen Lage der Wohnungswirtschaft und der 
prognostizierten Bevölkerungsentwicklung wird eine zweite „Leerstandswelle” vorausgesagt.12 
Entsprechend werden Forderungen nach einer Fortsetzung der Bereinigung des Wohnungs-
marktes mit einem leerstandsbezogenen Abriss von Wohnraum erhoben, die allerdings im 
                                                
3 BMVBS, BBR 2007a, S. 15. 
4 IRS 2009, S. 40. 
5 Giseke, Spiegel 2007b; Kil 2004; Führ 2004; Kaltenbrunner 2004. 
6 Fuhrich 2003, S. 599. 
7 Führ 2004; Kaltenbrunner 2004. 
8 Die vorliegenden Ergebnisse stellen dies in Frage. Grossmann 2007, S. 235; Reuther 2003, S. 575. 
9 Im Sinne einer „allgemein anerkannte wissenschaftliche Leistungen”, „die für eine gewisse Zeit einer 
Gemeinschaft von Fachleuten Modelle und Lösungen liefern”. Vgl. Kuhn 1967, hier S. 11. 
10 Nachfolgend kommt ein erweiterter Innenstadtbegriff zur Anwendung, der die Gesamtheit der 
Stadtquartiere einschließt, welche die „räumliche, funktionale und kommunikative sowie kulturelle Mitte 
einer Stadt” bilden. Siehe hierzu die Einführung im Kap. 4 und dort Fußnote 7. 
11 Bundestransferstelle Stadtumbau Ost 2010, S. 1. 
12 GdW 2010, S. 1. 
8   2 Einleitung 
 
Umfang stark schwanken.13 Auch der Rückbau von innerstädtischen Altbauten14 und Baudenk-
mälern wird (zumindest seitens der Wohnungsunternehmen15) nicht kategorisch ausge-
schlossen.16 Gleichzeitig wird eine Modifikation des Programmprofils zugunsten der Stärkung der 
Innenstädte sowie der Aufwertung und Sanierung von Altbauten im Stadtumbau Ost gefordert.17 
Die (widersprüchlichen) Forderungen nach Erhaltung und Rückbau von Altbaubeständen in 
Innenstädten werden besonders deutlich am Umgang mit Gründerzeitgebieten. Trotz ihres hohen 
kulturhistorischen Wertes und stadtbildprägenden Charakters sind diese Stadtgebiete in vielen 
ostdeutschen Mittelstädten (erneut) zu Problemgebieten geworden.18 Bis heute wird ihre Attrak-
tivität in den neuen Bundesländern oftmals nicht in gleicher Weise wahrgenommen wie in west-
deutschen Städten. Aufgrund des strukturellen Wohnungsüberhangs werden diese Altbaube-
stände aus ökonomischer Sicht hinterfragt und mitunter für den Abriss von Wohneinheiten zur 
Disposition gestellt.19 Eine derartig einseitige Sichtweise könnte langfristig zum endgültigen 
Verfall oder zur Vernichtung einzigartiger Stadtensembles aus der Gründerzeit führen.  
Bemerkenswert ist, dass in diesem Zusammenhang wenig über die Wechselwirkungen von 
Leerstand und Wohnqualität bekannt ist. Schwerpunkte in der Wohnumfeldforschung bilden die 
Nachfrage nach dem Wohnen in der Innenstadt und mögliche Zielgruppen für einen Zuzug mit 
ihren Wohnpräferenzen.20 Im Kontext des Stadtumbaus beschäftigten sich verschiedene Studien 
mit den sozialen Auswirkungen des Stadtumbaus und dem unmittelbaren Erleben von 
Umbaumaßnahmen. Hier fanden Abrissmaßnahmen in DDR-Großsiedlungen besondere 
Berücksichtigung.21 Bislang wenig untersucht sind hingegen die Auswirkungen des Leerstands 
                                                
13 So geht die Bundestransferstelle Stadtumbau Ost von einem Rückbaubedarf von etwa 30.000 
Wohnungen jährlich aus (Bundestransferstelle Stadtumbau Ost 2010, S. 2). Im Unterschied dazu hat 
das IÖR einen jährlichen Abrissbedarf von 50.000 Wohnungen ermittelt, wie Deilmann, Leibniz Institut 
für ökologische Raumentwicklung (IÖR), in seinem Vortrag „Wohnungsbestandsentwicklung 
Deutschland 2050” auf der gemeinsamen Fachveranstaltung „Wohnen - wie weiter?” von IÖR Dresden, 
IRS Erkner und ILS Dortmund am 24.06.2010 im IÖR Dresden berichtete.  
14 Altbauten bezeichnen nachfolgend bis einschließlich 1948 erstellte Gebäude. Sofern es sich 
ausschließlich um Bauten handelt, die vor 1918 oder von 1918 bis 1948 erstellt wurden, wird dies 
speziell aufgeführt. 
15 Bei den Wohnungsunternehmen handelt es sich im hier verwendeten Sinn um kommunale 
Wohnungsbaugesellschaften oder -genossenschaften u. ä. Sie sind i. d. R. den Dachverbänden der 
Wohnungswirtschaft angeschlossen (bspw. dem GdW Bundesverband deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen e. V.). Als private Eigentümer werden die Eigentümer bezeichnet, die als 
natürliche Personen im Grundbuch eingetragen sind. Unter den privaten Eigentümern befinden sich 
Einzeleigentümer und Eigentümergemeinschaften. Private Eigentümer entscheiden alleinverant-
wortlich (ggf. im Konsens mit den übrigen Mitgliedern der Eigentümergemeinschaft) über die Bewirt-
schaftung eines Gebäudes oder Wohnung. Es kann sich grundsätzlich um Selbstnutzer und Vermieter 
handeln. Entsprechend der individuellen Interessen, Lebensverhältnissen und Handlungsspielräumen 
verbirgt sich somit hinter dem Begriff der privaten Eigentümer eine sehr heterogene Gruppe an 
Akteuren in der Stadtentwicklung. BMVBS, BBSR 2007, S. 9-10. In dieser Arbeit steht der Begriff für 
private Eigentümer von Mietwohnungen in diesem Sinn. 
16 vdw Sachsen 2010, S. 4. 
17 Bundestransferstelle Stadtumbau Ost 2010, S. 1. 
18 BMVBS 2009a, S. 138; BMVBS, BBR 2008b, S. 102; IRS 2009. 
19 Vgl. exempl. BMVBS, BBR 2008a, S. 24; Sulzer, Pfeil 2006, S. 158-164. 
20 Brühl u. a. 2006; Schmitt u. a. 2006; Schmitt, Selle 2008. 
21 Hannemann, Kabisch, Weiske 2002; Kabisch, Bernt, Peter 2004. 
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auf die Wohn(umfeld)qualität und die Handlungskonsequenzen bei den Bürgern. Erste Hinweise 
deuten darauf hin, dass ein hoher Leerstand keine unmittelbaren Fortzugsabsichten auslöst.22 
Auf den ersten Blick lässt sich ein Zusammenhang in der Diskussion über die Gefährdung der 
Gründerzeitgebiete aus den 1960er und frühen 1970er Jahren in Westdeutschland mit der gegen-
wärtigen Diskussion über gefährdete ostdeutsche Innenstadtgebiete herstellen. Im Glauben an 
ein endloses Wachstum und den stetigen Fortschritt folgten die westdeutsche Stadtplanung und 
Wohnungswirtschaft dem Leitbild der modernen autogerechten Stadt. Kahlschlagsanierungen 
und Verkehrsschneisen bewirkten eine „zweite Zerstörungswelle” nach den Kriegszerstörungen, 
mit dem Ziel überholte Gründerzeitgebiete durch moderne Großwohnsiedlungen zu ersetzen. 
Infolge der nicht zufriedenstellenden Ergebnisse vollzog sich dann nach der durch die Ölkrise 
ausgelösten ersten Wirtschaftskrise in der Bundesrepublik und dem Europäischen Denkmal-
schutzjahr 1975 („Eine Zukunft für unsere Vergangenheit”) ein alle Maßstabsebenen 
umfassendes Umdenken in Architektur und Stadtplanung.23 Es hatte eine Hinwendung zu einer 
Bestandspflege, insbesondere zur Erhaltung und Sanierung der innerstädtischen Gründerzeit-
gebiete zur Folge. Dies schloss eine neue Wertschätzung der sozialen Qualität städtischen 
Lebens ein und führte schließlich zum Leitbild der behutsamen Stadterneuerung.24 Ähnliche 
mentale wie bauliche Aufwertungsprozesse sind für ostdeutsche Städte grundsätzlich vorstellbar. 
Trotz der ähnlichen Auswirkungen auf das Stadtbild hält der historische Vergleich, aufgrund der 
stark veränderten (gegenläufigen) ökonomischen und demografischen Rahmenbedingungen, 
einer näheren Betrachtung jedoch nicht stand. 
2.2.2 Forschungsperspektive 
Will man dem realen Strukturwandel nicht gedanklich „nachlaufen”, sondern diesem „vorgreifen” 
und längerfristig vorbereiten, wie von Ganser bereits früher gefordert,25 ist der Leerstand in den 
Gebäuden als „Möglichkeitsraum”26 zu begreifen und die Spielräume einer „Ökonomie des 
Behaltens”27 sind neu auszuloten. Dies schließt einen Mentalitätswandel der Akteure ein, um 
andere Qualitäten städtischen Lebens entdecken,28 und neue Nutzungsgewohnheiten erlernen 
zu können. Hierzu will die vorliegende Arbeit einen Beitrag leisten. Sie vollzieht einen 
Perspektivenwechsel, indem sie die Frage nach dem möglichen Nutzen leer stehender Gebäude 
stellt. Der Wohnungsleerstand wird dabei nicht ausschließlich als Wohnungsüberangebot und 
Problem gesehen, sondern als Potenzial für eine nachhaltige Innenstadtentwicklung verstanden.  
Meine Grundannahme ist folglich, dass die Erhaltung der baulich-räumlichen Struktur zur 
Profilierung der Innenstadtgebiete beiträgt und Impulse für die (langfristige) Quartiersentwicklung 
geben wird.29 Das Problem und die Lösungssuche werden dabei als Potenzial für innovative 
                                                
22 Föbker 2008. 
23 Durth, Sigel 2009, S. 562. 
24 Schilling 2002. Vgl. auch Hämer, Kleihues 1987. 
25 Ganser 2001. 
26 Willinger 2005. 
27 Davy 2007b. 
28 Kaltenbrunner 2004, S. 710. 
29 Vgl. BMVBS, BBR 2008b, S. 55. 
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Entwicklungen aufgefasst.30 Es wird der Versuch unternommen, neue Lösungswege im Umgang 
mit dem Leerstand in ostdeutschen Innenstädten aufzuzeigen, indem das bisherige Problem-
verständnis und geltende Zielsetzungen bewusst in Frage gestellt werden.  
Ziel ist es, einen Perspektivenwechsel bei der Problemanalyse und Zielformulierung zu voll-
ziehen, um den Blick auf neue Lösungswege zu ermöglichen. Der Perspektivenwechsel besteht 
darin, den Wohnungsleerstand als dauerhaft auftretendes Phänomen anzuerkennen und so eine 
veränderte Ausgangslage im Umgang mit dem innerstädtischen Wohnungsleerstand zu schaffen. 
Damit steht nicht die Beseitigung des Leerstands im Mittelpunkt der Auseinandersetzung, 
sondern die Frage nach dem möglichen Nutzen des Wohnungsleerstands (bzw. leer stehender 
Gebäude) für die zukünftige Entwicklung ostdeutscher Innenstadtgebiete und insbesondere 
gründerzeitlicher Stadtensembles. Der städtebauliche Denkmalschutz erfährt mit dieser 
Sichtweise eine zusätzliche Stärkung. Diese Frage ist forschungsleitend für die vorliegende Arbeit 
und ihr wird in drei Themenblöcken nachgegangen. Zugleich wird die Wirkungsweise eines 
Perspektivenwechsels in der Fallstudie, dem Projekt Probewohnen in der Stadt Görlitz (Sachsen), 
selbst zum Gegenstand der Forschung. 
1. Problemgenese und Lösungssuche 
Der strukturelle Wohnungsleerstand in ostdeutschen Innenstadtgebieten wurde zu wesentlichen 
Teilen durch die staatliche Wohnungsbaupolitik der DDR verursacht. Nach der politischen Wende 
wurde zunächst mit umfangreichen Sanierungsmaßnahmen reagiert, insbesondere im Rahmen 
des Programms Städtebaulicher Denkmalschutz. Seit 2000 wird der Leerstand in der 
Städtebauförderung und in der kommunalen Praxis als vordringliches (und eigenständiges) 
Problem wahrgenommen. Bund und Länder reagierten u. a. mit dem Programm Stadtumbau Ost. 
Zwischen 2000 und 2010 kommt es zu Kurskorrekturen in der Städtebauförderung. In der 
Ausrichtung der Förderprogramme zeichnete sich ein Wandel der Problemwahrnehmung und 
Lösungssuche ab, der die folgenden Fragen aufwirft:  
 Wie hat sich der Wohnungsleerstand in ostdeutschen Innenstädten zu einem strukturellen 
Problem entwickelt? 
 Welches Problemverständnis liegt den Städtebauförderprogrammen jeweils zugrunde und 
welche Veränderungen sind zu konstatieren? 
 Welche Lösungswege werden in Städtebauförderung und Praxis beschritten? 
2. Erkenntnisgewinn 
Mit dem Projekt Probewohnen in der Stadt Görlitz wurde das Ziel verfolgt, den Wohnungsleer-
stand als „Stätte des Lernens” zu begreifen, um ein neues Instrument in der Stadtentwicklung zu 
erproben. Die Projektteilnehmer sollten durch eine probeweise und zeitweise Verlegung ihres 
Wohnortes in die Innenstadt für die dortigen Wohnqualitäten sensibilisiert werden und gleichzeitig 
Hinweise für die zukünftige Entwicklung des untersuchten Gründerzeitgebietes geben. Die Fall-
studie in der Stadt Görlitz gibt Antworten auf die folgenden Forschungsfragen: 
                                                
30 Ganz im Sinn von Landry 2000. 
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 Welcher Erkenntnisgewinn stellt sich bei einer probeweisen Nutzung leer stehender 
Wohnungen bei Projektpartnern (Fachleuten) ein? 
 Welcher Erkenntnisgewinn stellt sich bei einer probeweisen Nutzung leer stehender 
Wohnungen bei den Projektteilnehmern (Bürgern) ein?  
 Lässt sich über eine projektbezogene Nutzung leer stehender Wohnungen neues Wissen für 
die Stadtentwicklung generieren? 
3. Raumwirkung 
Das Projekt Probewohnen ist im Stadtteil „Innenstadt”, dem Görlitzer Stadtteil mit dem höchsten 
Wohnungsleerstand, lokalisiert. Die Fallstudie eignet sich daher, um die räumlichen und 
funktionalen Auswirkungen des Wohnungsleerstands zu untersuchen. Es ist anzunehmen, dass 
sich ein (aus heutiger Sicht) hoher struktureller Wohnungsleerstand in Abhängigkeit von 
Gebäudezustand, Lage und Struktur der Umgebung unterschiedlich auf die (wahrgenommene) 
Wohnqualität auswirkt. Es stellen sich damit folgende Forschungsfragen:  
 Welche Auswirkungen besitzt ein struktureller Wohnungsleerstand in Gründerzeitgebieten 
auf das Stadtbild?  
 Wie wird die Wohnqualität in einem Gründerzeitgebiet mit einem hohen strukturellem 
Wohnungsleerstand wahrgenommen?  
 Kann der strukturelle Wohnungsleerstand (möglicherweise) einen Beitrag zur Wohnqualität 
in ostdeutschen Innenstädten leisten? 
Das dargelegte Forschungsinteresse schließt (zumindest zeitweise) die Akzeptanz des strukturel-
len Wohnungsleerstands ein. Es betrachtet den strukturellen Wohnungsleerstand in erster Linie 
als ein ungenutztes Potenzial, statt ihn vorrangig als Problem anzusehen. Der Wohnungsleer-
stand wird als Stätte eines Lern-, Innovations- und Entwicklungsprozesses verstanden. 
Angesichts der erwarteten Wohnungsleerstandsquote infolge des prognostizierten weiteren Ein-
wohnerrückgangs in den kommenden 10 bis 15 Jahren haben die erwarteten Ergebnisse große 
Praxisrelevanz. Dies gilt insbesondere im Freistaat Sachsen für die Entwicklung kleinerer Städte 
im strukturschwachen Raum, wie Görlitz, welche aufgrund des großen Bevölkerungswachstums 
während der Industrialisierung im 18. und 19. Jahrhundert vergleichsweise große Gründerzeit-
gebiete besitzen.31 Aufgrund dieser neuen Betrachtungsperspektive wird ein wichtiger Beitrag zur 
wissenschaftlichen Auseinandersetzung mit dem strukturellen Wohnungsleerstand in 
ostdeutschen Gründerzeitgebieten und mit deren zukünftiger Entwicklung geleistet. 
Mit diesem Perspektivenwechsel wird ein neuer Blickwinkel eingenommen, um bislang nicht 
ausreichend diskutierte Lösungswege zu erschließen. Dem Vorgehen zugrunde liegt die Über-
zeugung, dass sich eine Sache, gegenständlicher oder theoretischer Natur, erst über die 
Einnahme unterschiedlicher Perspektiven erklären kann.32 Jede neu eingenommene Perspektive 
erschließt dem Betrachter einen neuen Ausschnitt der Wirklichkeit. Dabei wird das Bild 
maßgeblich durch den Standpunkt, die Blickrichtung und den Blickwinkel des Betrachters 
                                                
31 Oexle 2009. 
32 Vgl. exempl. Nietzsche 1968, S. 383. 
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bestimmt.33 Aus diesen Überlegungen heraus ist ein Perspektivenwechsel methodisch 
einsetzbar, um den Erkenntnisprozess auf eine breitere Basis zu stellen und zusätzliche 
Informationen über den betrachteten Gegenstand zu erhalten.34 
2.3 FORSCHUNGSDESIGN 
Mit dem gewählten Forschungsdesign (Abb. 1) wurde in dreierlei Hinsicht ein neuer Weg 
beschritten. Erstens wurde die Frage nach dem Nutzen leer stehender Wohnungen und Gebäude 
in ostdeutschen Innenstadtgebieten gestellt. Die damit eingenommene Forschungsperspektive 
war in der Theorie unterrepräsentiert. Das Forschungsinteresse zielte folglich auf Ergebnisse ab, 
die in der Literatur bislang nur am Rande beachtet werden bzw. über die dort behandelten Sach-
verhalte hinausgehen. Zweitens lag mit dem Projekt Probewohnen ein Beispiel für einen neuen 
praktischen Ansatz im Umgang mit dem Wohnungsleerstand vor. Es wurde in zwei Stufen um-
gesetzt: zunächst als Modellvorhaben Probewohnen (Modellvorhaben PW) und später in leicht 
modifizierter Form als Projekt Probewohnen Version 2 (Projekt PW2). Zum Zeitpunkt der Datener-
hebung war das Projekt in seiner Konzeption und Umsetzung in Deutschland einzigartig und es 
gab keine Erfahrungen zu einem derartigen Vorgehen.35 Das Projekt wurde daher als Fallstudie 
für den empirischen Teil der Arbeit herangezogen. Drittens berührte die Fragestellung ein 
vielschichtiges Forschungsfeld, dass unterschiedliche Akteure (professionell und privat einge-
bundene Personen) und Themen (Stadtentwicklung, Wohnungswirtschaft und Wohnqualität), 
auch komplexe Wirkungszusammenhänge (Leerstand/Wohnqualität; Problembewusstsein/Hand-
lungsstrategien) kennzeichnet. Es wurde ein qualitatives Forschungsdesign gewählt, da ein 
solches geeignet ist, neue Zusammenhänge und alternative Erklärungsmodelle aufzudecken. 
Der theoretische Teil der Arbeit berücksichtigte Texte und Dokumente aus unterschiedlichen 
Quellen im thematischen Kontext der beiden Städtebauförderprogramme Städtebaulicher Denk-
malschutz und Stadtumbau Ost. Sie umfassten Begleitstudien zur Programmumsetzung, theore-
tische Positionen und praktische Lösungsansätze im Umgang mit dem Wohnungsleerstand. 
Aufgezeigt wurden die Problemgenese des Wohnungsleerstands in ostdeutschen Innen-
stadtgebieten, die Adressierung des Problems in der Städtebauförderung und der Umgang mit 
leer stehenden Wohngebäuden in der Praxis. Die Auswertung erfolgte mit dem Ziel, die Entwick-
lung der ostdeutschen Innenstädte in den letzten beiden Jahrzehnten besser zu verstehen und 
(mögliche) Potenziale für die Erhaltung und Entwicklung von Gründerzeitgebieten mit einem 
strukturellen Wohnungsleerstand den negativen Auswirkungen des Leerstands gegenüber-
zustellen. Hier finden auch Ergebnisse Eingang, die am Lehrstuhl von Prof. Dr.-Ing. Jürg Sulzer 
am Görlitz Kompetenzzentrum Revitalisierender Städtebau der TU Dresden erarbeitet wurden.36 
                                                
33 Vgl. exempl. Ibbeken 2008, S. 35. 
34 Diese Überlegungen werden in Kap. 3.3 und 3.4 weiter ausgeführt. 
35 Dies ist hinsichtlich der projektbasierten Nutzung des Leerstands zur Stadtforschung und Erhebung der 
Wohnqualität aus der Perspektive von Bewohnern anderer Wohngebiete der Fall. 
36  Die Verfasserin der vorliegenden Arbeit hatte die Projektleitung für verschiedene Gutachten und 
Forschungsprojekte am Görlitz Kompetenzzentrum Revitalisierender Städtebau der TU Dresden inne, 
deren Bearbeitung unter Beteiligung weiterer Mitarbeiter am Kompetenzzentrum erfolgte. Die bislang 
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Abb. 1: Forschungsdesign der Arbeit. Eigene Darstellung. 
                                                
unveröffentlichten Ergebnisse des genannten Gutachtens und beider Projekte flossen zu Teilen in die 
vorliegende Arbeit ein. Einige Ergebnisse wurden hier in einen erweiterten Forschungskontext gestellt. 
Andere Ergebnisse wurden direkt übernommen. Die Kennzeichnung übernommener Textstellen aus 
den jeweiligen Endberichten erfolgt absatzweise in Fußnoten. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit 
wird in diesen Fällen nicht zwischen paraphrasierter Passagen und vollständig übernommenen Texten 
unterschieden. Auf die Kennzeichnung geringfügiger redaktioneller Anpassungen (Terminologie, 
Zeitform, Kürzungen u. ä.) wurde, ebenfalls aus Gründen der besseren Lesbarkeit, verzichtet. Die in 
den Endberichten verwendeten Quellen von Dritten wurden in eigenen Fußnoten ausgewiesen.  
 Das Gutachten „Umgang mit Altbaubeständen im Stadtumbau anhand ausgewählter Fallbeispiel” 
wurde von 2005 bis 2006 unter Mitarbeit von Julia Müller, Alexa Bodammer und Benno Brandstetter 
bearbeitet (Sulzer, Pfeil 2006). Das von der Verfasserin der vorliegenden Arbeit konzipierte Projekt 
Probewohnen wurde von 2008 bis 2010 zunächst als Modellvorhaben der Nationalen Stadtentwick-
lungspolitik (Pfeil 2009) und nahtlos anschließend als Projekt „Probewohnen Version 2” (Pfeil 2010) 
umgesetzt (siehe Kap. 5.1.2). Im Modellvorhaben erfolgte eine Mitarbeit von Matthias Albrecht Amann 
und Natalie Thessel bei der Befragung der Projektteilnehmer und von Christian Schneider und Merte 
Stork bei der Stadtraumanalyse der Görlitzer Innenstadt. Bei der Projektfortsetzung war Natalie Thessel 
weiterhin beteiligt.  
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Dem empirischen Teil der Arbeit liegt das Projekt Probewohnen in der Stadt Görlitz zugrunde. 
Hier wurde nach der politischen Wende 1989, trotz erheblicher Einwohnerverluste, im Umgang 
mit Gründerzeitgebieten konsequent auf Bestandserhaltung gesetzt (Kap. 5.1.1). Die Wechsel-
wirkungen zwischen Bevölkerungsentwicklung, Wohnungsleerstand, städtebaulichen Eigen-
schaften und Gestaltung des öffentlichen Raums ließen sich in dem gründerzeitlichen Stadtteil 
mit der höchsten Leerstandsquote besonders gut untersuchen. Das hier durchgeführte Projekt 
Probewohnen diente als Beispiel für eine neue praxisorientierte Strategie, den Leerstand aktiv für 
die Stadtentwicklung zu nutzen (Kap. 5.1.2). Ermittelt wurde darüber hinaus die Wohnqualität. 
Die empirischen Daten wurden anhand von leitfadengestützten Interviews und Fragebögen 
erhoben. Befragt wurden die am Projekt beteiligten professionellen Akteure (Projektpartner) und 
die teilnehmenden Bürger (Projektteilnehmer).  
Zur Einordnung der Quartiersbewertung durch die Projektteilnehmer wurde im Rahmen des 
Modellvorhabens PW eine Stadtraumanalyse durchgeführt. Sie konzentrierte sich auf die für die 
Wohnnutzung relevanten Aspekte: die Frei- und Grünraumstruktur, die Verkehrsstruktur 
(Erschließung und ruhender Verkehr) sowie die Nutzungsstruktur und Infrastruktureinrichtungen 
(Kap. 5.3.1). Auch der Zustand der Gebäude mit seinen Auswirkungen auf das Stadtbild und der 
Wohnungsleerstand in seiner stadträumlichen Ausprägung wurden betrachtet. Die Stadtanalyse 
erfolgte auf der Grundlage der verfügbaren Daten- und Planungsgrundlagen des Stadtplanungs- 
und Bauordnungsamtes der Stadt Görlitz sowie ergänzender Fachliteratur. Eine wichtige 
Grundlage stellte die im Rahmen des Projektes erstellte Erhebung des Wohnungsleerstands 
durch Ortsbegehungen der Mitarbeiter des Stadtplanungsamtes dar. Die Datengrundlagen der 
Stadt wurden durch eigene Ortsbegehungen ergänzt. Diese dienten der Bestandsaufnahme und 
Dokumentation des Gewerbeleerstands in den Erdgeschosszonen sowie städtebaulicher 
Missstände, aber auch der Dokumentation der Qualitäten im öffentlichen Raum.  
In der Fallstudie kamen je nach Untersuchungsgegenstand, Erkenntnisziel und Zielgruppe unter-
schiedliche Methoden der Befragung zum Einsatz. Sie unterschieden sich hinsichtlich der Stich-
probenzusammensetzung, Datenerhebung und -auswertung. Die in der Fallstudie erhobenen 
Daten wiesen keinen im statistischen Sinne repräsentativen Charakter auf. Dies galt sowohl für 
die Daten der Interviews als auch die der schriftlichen Befragung. Die Forschungsfragen wurden 
unter Berücksichtigung möglicher Einflussfaktoren für die Befragungen operationalisiert. In der 
Fallstudie wurden die mit dem Projekt verbundenen Erfahrungen und Erkenntnisgewinne der 
beteiligten Projektpartner und Projektteilnehmer erfasst. Zusätzlich wurde die Wohnqualität in 
dem Innenstadtgebiet aus Sicht der Projektteilnehmer erfasst.  
Die empirischen Daten wurden in leitfadengestützten, qualitativen Interviews bzw. mittels Frage-
bögen erhoben. Die Entwicklung von Interviewleitfäden und Fragebögen erfolgte zur Qualitäts-
sicherung in mehrstufigen Verfahren unter Einbeziehung von Pretests.37 Die empirische 
Erhebung umfasste drei Datenquellen mit unterschiedlichen Stichproben. Die Zusammensetzung 
                                                
37 Die Durchführung eines Pretests bedeutet, dass an einer begrenzten Zahl von Fällen, die strukturell 
denen der endgültigen Stichprobe entsprechen, eine Voruntersuchung durchgeführt wird. Friedrichs 
1990, S. 153. 
2 Einleitung   15 
 
und Größe der Stichprobe wurde über das Projekt bestimmt. Die Datenerhebung wurde auf die 
unterschiedliche Stichprobengröße und -zusammensetzung in den zwei Umsetzungsphasen 
angepasst. Im Herbst 2008 und Frühsommer 2009 wurden die Projektteilnehmer des Modell-
vorhabens PW persönlich in je drei Teilnehmerinterviews befragt. Die Projektteilnehmer des 
Projektes PW2 wurden von Mitte 2009 bis Mitte 2010 aus Effizienzgründen mittels zwei Frage-
bögen schriftlich befragt. Die Stichproben der Befragung der Projektteilnehmer unterschieden 
sich hinsichtlich ihres Umfangs und ihrer Zusammensetzung (s. u.). Zudem flossen die Ergeb-
nisse der Teilneh-merinterviews aus dem Modellvorhaben PW unmittelbar in die Konzeption und 
Strukturierung der Fragebögen für die Projektteilnehmer des Projektes PW2 ein. Die Perspektive 
der eingebundenen professionellen Akteure (Projektpartner) wurde ergänzend in qualitativen 
Interviews (Experteninterviews) im Frühjahr 2010 erfasst. Eine Besonderheit des Projektes 
Probewohnen stellte die Tatsache dar, dass die zu der Wohnqualität im Quartier und in der 
Wohnung befragten Personen nicht dauerhaft in dem untersuchten Gründerzeitgebiet wohnen. 
Tatsächlich handelte es sich um Projektteilnehmer, die das Wohnen in der Görlitzer Innenstadt 
im Rahmen der Projekte für eine Woche „ausprobierten”. Mit diesem ungewöhnlichen 
konzeptionellen Ansatz wurden die vorliegenden Fachkenntnisse zum Wohngebiet um die 
Perspektive potenzieller Zielgruppen für das Wohnen in der Innenstadt und das breite Spektrum 
ihrer Wohnbedürfnisse ergänzt. 
Der Schwerpunkt der Interviewauswertung lag nicht auf der sozialwissenschaftlichen Rekonstruk-
tion der komplexen Zusammenhänge und individuellen Bewertungsrationalitäten der befragten 
Personen, sondern auf den informativen Inhalten der Bewertung des Wohnquartiers. Damit 
erwies sich „eine stärker strukturierte Erhebung und eine frühere Reduktion des sprachlichen 
Materials auf seinen informativen Gehalt [als] zulässig und sinnvoll”.38 Das Vorgehen bei der Aus-
wahl der befragten Personen, der Datenerhebung und der Datenauswertung wird nachstehend 
erläutert. Vorangeschickt werden einige generelle Überlegungen zu der Erhebung und Aus-
wertung qualitativer Daten in leitfadengeführten Interviews, welche besondere Berücksichtigung 
fanden. 
Qualitative Daten aus Interviews 
Eine qualitative Forschung umfasst die Rekonstruktion von subjektiven Sichtweisen und Sinn-
zuweisungen.39 Die Potenziale der rekonstruktiven Vorgehensweise liegen darin, dass sie Bedin-
gungszusammenhänge fallbezogen aufdecken, ohne einen Anspruch auf statistisch 
repräsentative Aussagen zu formulieren.40 Im Auswertungsprozess war zu beachten, dass die 
Qualität der Daten unterschiedlichen Einflüssen unterlag. In Interviews erhobene qualitative 
Daten sind zunächst als Resultat des gemeinsamen Interaktionsprozesses der Gesprächspartner 
zu verstehen. Der ermittelte Aussagegehalt wird von den subjektiven Deutungsmustern im 
Auswertungsprozess geprägt. Um den eigenen Einfluss bei der Datenerhebung und -auswertung 
bewusst und kontrolliert zu gestalten, bedurfte es der Beachtung bestimmter Grundprinzipien der 
                                                
38 Helfferich 2004, S. 39. 
39 Helfferich 2004, S. 21. 
40 Przyborski, Wohlrab-Sahr 2009, S. 19. 
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qualitativen Forschung. Sie wurden bei der Vorbereitung, Durchführung und Auswertung der 
Interviews mit den Projektpartnern und Projektteilnehmern in der vorliegenden Fallstudie 
zugrunde gelegt. 
Das Prinzip der „Reflexivität” beschreibt den Anspruch, dass die persönliche Rolle des Forschers 
bei der Erhebung und Auswertung qualitativer Interviewdaten von dem Forscher kritisch reflektiert 
wird.41 Dies ist erforderlich, um einer unbeabsichtigten Einflussnahme vorzubeugen und 
entgegenzuwirken und zugleich Voraussetzung für die Einhaltung der nachfolgenden Prinzipien.  
Das Prinzip der „Kommunikation” berücksichtigt, dass qualitative Interviews Kommunikations-
situationen zwischen den Gesprächspartnern darstellen. Die Qualität und die Inhalte der 
erhobenen Daten sind unmittelbar von der Gestaltung der Interviewsituation und dem Verhalten 
des Interviewers abhängig.42 Die Interviewgestaltung ist somit nicht allein Prozess der 
Datenerhebung, sondern der interaktiven Datenerzeugung.43 Die Äußerungen der befragten 
Person stehen in einem spezifischen Verweisungszusammenhang.44 In der Interviewsituation 
wirkt sich die Abhängigkeit der Bedeutungszuweisung der Äußerungen von dem unmittelbaren 
Verweisungszusammenhang in beide Kommunikationsrichtungen aus. Um vergleichbare Daten 
zu erhalten, war sicher zu stellen, dass die Befragten die gestellten Fragen in gleicher Weise 
verstehen und die erhobenen Daten im selben Sinnzusammenhang interpretiert wurden. Zu 
diesem Zweck wurde das Vorgehen bei der Befragung und Auswertung der Ergebnisse 
standardisiert. Dies geschah zum einen über ähnliche Rahmenbedingungen für die befragten 
Personen während der Gespräche. Zum anderen wurden die Fragen in Gesprächsleitfäden 
vorformuliert und strukturiert, so- dass sichergestellt war, dass die gestellten Fragen des 
Interviewenden in den unterschiedlichen Gesprächen vergleichbar waren.  
Das Prinzip des „Fremdverstehens” folgt der Überzeugung, dass jede Kommunikation als 
„Fremdverstehen” anzusehen ist.45 Dies bedeutet, dass der Zugang zu dem „Sinn” der erhobenen 
Gesprächsinhalte nur verstanden werden kann, wenn man die Äußerungen in den spezifischen 
situativen und lebensweltlichen Kontext der befragten Person stellt. Eine objektive Deutung des 
Gesagten ist nicht möglich. Äußerungen sind aber nicht zufällig, sondern erfolgen auf der Basis 
identifizierbarer Muster.46 Die Interpretation der Daten bei der Gesprächsauswertung unterliegt 
auch dem subjektiven Entstehungskontext des Interviewers.47 Da sich die individuellen 
Entstehungskontexte von Interviewten und Interviewenden zwangsläufig unterscheiden, wird das 
Erfassen des „fremden gemeinten Sinns”, auch als „Konstruktion zweiten Grades” bezeichnet.48 
So gesehen kann das (Fremd)Verstandene nicht identisch mit dem ursprünglich Gemeinten sein.  
                                                
41 Kruse 2009, S. 60. 
42 Helfferich 2004, S. 10. 
43 Kruse 2009, S. 102. 
44 Przyborski, Wohlrab-Sahr 2009, S. 31. 
45 Zu den Grundzügen einer Theorie des Fremdverstehens siehe Schütz 1932, S. 106-155. 
46 Helfferich 2004, S. 22. 
47 Sie sind in diesem Sinn auch als Selbstauslegung seiner Person zu verstehen. Schütz 1932, S. 123. 
48 Andernfalls müsste die interviewende Person über exakt dieselben Erfahrungen und ihre Auslegung 
verfügen, wie die befragte Person, was nur denkbar ist, wenn die Gesprächspartner ein und dieselbe 
Person wären. Schütz 1932, S. 108; Helfferich 2004, S. 23. 
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Mit dem Prinzip der „Offenheit” wird sichergestellt, dass der von den Befragten gemeinte Inhalt 
(Sinn) verstanden werden kann, indem der Interviewende die Erhebung und Auslegung der Daten 
unvoreingenommen durchführt.49 Dies erforderte eine offene Haltung und das Zurückstellen der 
eigenen Vorannahmen und Deutungsmuster. Mit der Formulierung neutraler offener Fragen 
wurde dem Befragten ein Auslegungs- und Strukturierungsspielraum eingeräumt. Die Art und 
Weise der Antworten ließ dann Rückschlüsse auf das Relevanzsystem des Befragten zu.50 Die 
Auswertung und Interpretation der Daten erforderte Offenheit gegenüber anderen als den im 
Vorfeld erwarteten Ergebnissen. Der Sinn des Gesagten wurde „nicht in den Text hineingelegt, 
sondern aus ihm heraus gewonnen”.51 Das Prinzip der Offenheit war bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Interviews wie auch bei der Datenauswertung handlungsleitend.  
Die vier beschriebenen Prinzipien wirkten sich auf die Gestaltung der Gesprächsführung aus. 
Dem Interviewten und seinem Relevanzsystem wurde bei der Interviewgestaltung Vorrang 
eingeräumt. Dies hatte die Konsequenz, dass der Leitfaden nicht bürokratisch, sondern flexibel 
abgearbeitet wurde. Im Vordergrund stand das „aktive Zuhören”,52 welches vor einem Themen-
wechsel Nachfragen zu den von der interviewten Person angesprochenen Gesprächsinhalten 
beinhaltete (immanentes Nachfragen mit Bitten zur Präzisierung). Suggestive und intentionale 
Formulierungen, die dem Interviewten eine „richtige” Antwort suggerierten oder zu einer 
bestimmten Einsicht hinführen sollten, wurden bewusst vermieden.53 Gleiches galt für 
Äußerungen des Interviewers zu persönlichen Erwartungen oder Bewertungen. Für die 
Einhaltung der beschriebenen Prinzipien erwies es sich als förderlich, dass die Datenerhebung 
und -auswertung von mehreren Personen vorgenommen wurden. Die gewünschte offene 
Formulierung der Fragen in den Gesprächsleitfäden wurde gemeinsam entwickelt, kritisch 
reflektiert und optimiert. Damit wurde ein einheitliches Verständnis der Fragen seitens der 
Interviewenden gewährleistet. Im gegenseitigen Austausch konnten im weiteren Verlauf zudem 
die Erfahrungen bei der Gesprächsführung und die eigene Einstellung bei der Auswertung 
reflektiert werden. Die mehrfache Auswertung der einzelnen Gespräche durch unterschiedliche 
Personen wirkte einer subjektiven Auslegung entgegen. Damit war auch für die vertiefende 
Betrachtung der Daten (Sekundäranalyse) eine fundierte Basis gegeben. Die Datenauswertung 
zielte nicht auf repräsentative, verallgemeinerbare Aussagen zu „Durchschnittstypen” ab, 
sondern auf die Gegenüberstellung von „Idealtypen”.54 Jeder einzelne Fall konstituierte seine 
spezifische Allgemeinheit in der eigenständigen Auseinandersetzung mit den allgemeinen 
Regeln.55 Der Wert der Untersuchung liegt in der Bereicherung der Fachdiskussion mit 
Argumenten aus einer neuen Perspektive. 
                                                
49 Helfferich 2004, S. 10. 
50 Bohnsack 2000, S. 20-21. 
51 Kruse 2009, S. 143. 
52 „Aktives Zuhören heißt sich auf den Inhalt der Ausführungen des Interviewpartners konzentrieren, ihm 
zu verstehen geben, dass er verstanden wird und einschätzen, welche Informationen noch fehlen”. 
Seidman, Irving (Interviewing as qualitative research. A guide for researchers in education and the 
social sciences. New York, 1991) Übersetzt von und zitiert nach Gläser, Laudel 2009, S. 173. 
53 Vgl. Gläser, Laudel 2009, S. 173; Przyborski, Wohlrab-Sahr 2009, S. 80-87; Helfferich 2004, S. 39. 
54 Przyborski, Wohlrab-Sahr 2009, S. 46. 
55 Przyborski, Wohlrab-Sahr 2009, S. 47. 
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2.3.1 Experteninterviews (Projektpartner) 
Bei der Umsetzung des Modellvorhabens PW und des Projektes PW2 waren professionelle 
Akteure aus unterschiedlichen Institutionen (Projektpartner) beteiligt. Im Unterschied zu den als 
Privatpersonen eingebundenen Projektteilnehmern waren die Projektpartner in ihrer beruflichen 
Rolle in das Projekt eingebunden. Da sie Führungsrollen in ihren Institutionen innehatten, war 
davon auszugehen, dass sie Experten in ihrem Fachgebiet waren und über Sonderwissen und 
spezifische Fähigkeiten verfügten. Experten sind definiert als „Personen, die über ein 
spezifisches Rollenwissen verfügen, solches zugeschrieben bekommen und eine darauf 
basierende besondere Kompetenz für sich selbst in Anspruch nehmen”.56 
Die Experten wurden im Frühjahr 2010, nach dem Abschluss des Projektes PW2, in Interviews 
zu ihren Erfahrungen im Rahmen des Projektes und im weiteren Umgang mit dem Wohnungs-
leerstand befragt. Ergänzend wurde die Perspektive von Vertretern der Denkmalpflege erhoben, 
die nicht unmittelbar in das Projekt eingebunden waren. Das Erkenntnisinteresse der Experten-
interviews lag auf der Erfassung bzw. Rekonstruktion der Argumentationslogiken, Problemdefini-
tionen (Wohnungsleerstand in ostdeutschen Innenstadtgebieten) und kontextbezogenen 
Bewertungs- und Entscheidungskriterien der Projektpartner. Darüber hinaus wurde das 
Erfahrungswissen erhoben, welches sich mit der Projektumsetzung einstellte.  
Die Qualität von Experteninterviews ist zu wesentlichen Teilen von der Kompetenz des Experten 
abhängig. Allerdings ist die Güte des Sonderwissens von Experten mitunter schwer einzu-
schätzen und zu vergleichen. Die Grenzen zwischen Experten und Laien (gut informierten 
Bürgern) sind oft fließend.57 Gleichzeitig entsteht Expertenwissen zunehmend über die 
Vernetzung mit andersartigen Wissensordnungen und schließt lokales Wissen, Erfahrungswissen 
und die Laien- und Betroffenenperspektiven ein.58 Diese Aspekte waren für die vorliegende Arbeit 
insofern von Interesse, da das Projekt Probewohnen einerseits den Anspruch hatte, zwischen 
Projektpartnern (Entscheidungsträger in der Stadtentwicklungspraxis) und Projektteilnehmern 
(Bürgern) zu vermitteln, andererseits die unterschiedlichen Positionen beider Gruppen in der 
Fallstudie gegenüber zu stellen. 
                                                
56 Przyborski, Wohlrab-Sahr 2009, S. 133. Eine ausführlichere Definition liefern Bogner und Menz: „Der 
Experte verfügt über technisches, Prozess - und Deutungswissen, das sich auf sein spezifisches 
professionelles oder berufliches Handlungsfeld bezieht, in dem er in relevanter Weise agiert (etwa in 
einem bestimmten organisatorischen oder seinem professionellen Tätigkeitsbereich). Insofern besteht 
das Expertenwissen nicht allein aus systematisiertem, reflexiv zugänglichem Fach- oder Sonderwissen, 
sondern es weist zu großen Teilen den Charakter von Praxis- oder Handlungswissen auf, in das 
verschiedene und durchaus disparate Handlungsmaximen und individuelle Entscheidungsregeln, 
kollektive Orientierungen und soziale Deutungsmuster einfließen. Das Wissen des Experten, seine 
Handlungsorientierungen, Relevanzen usw. weisen zudem – und das ist entscheidend – die Chance 
auf, in der Praxis in seinem Handlungsfeld (…) hegemonial zu werden, d. h., der Experte besitzt die 
Möglichkeit zur (zumindest partiellen) Durchsetzung seiner Orientierungen. Indem das Wissen des 
Experten praxiswirksam wird, strukturiert es die Handlungsbedingungen anderer Akteure in seinem 
Aktionsfeld in relevanter Weise mit.” Bogner, Menz 2002, S. 73-74. 
57 Vgl. Meuser, Nagel 2002. 
58 Meuser, Nagel 2002, S. 41. 
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Expertenauswahl und Stichprobenzusammensetzung  
Bei den Projektpartnern handelte es sich im Einzelnen um drei lokale Projektpartner aus der 
Stadtverwaltung und dem kommunalen Wohnungsunternehmen in der Stadt Görlitz. Zwei weitere 
Partner waren auf Ebene des Landes und des Bundes eingebunden (Sächsisches Staatsminis-
terium des Innern (SMI) und Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS)). Gleichwohl keine Vertreter der Denkmalpflege unmittelbar in die Projektumsetzung 
eingebunden waren, wurden mit drei Vertretern der unteren Denkmalschutzbehörde in Görlitz 
und der Landesdenkmalpflege ergänzende Gespräche geführt. Dies war dem Umstand 
geschuldet, dass der Umgang mit leer stehenden Altbauten denkmalpflegerische Belange 
besonders betrifft.  
Datenerhebung 
Experten verfügen über ein besonderes Betriebswissen zu Abläufen und Regeln sowie über 
Deutungswissen und Deutungsmacht innerhalb ihres Kompetenzbereichs.59 In empirischen 
Unter-suchungen können sie zudem ein spezifisches Kontextwissen zu weiteren relevanten 
Themenfeldern liefern.60 Für die unterschiedlichen Wissensbereiche von Experten lassen sich 
generell zwei Zugänge in Interviews unterscheiden. Die Erhebung kann zum einen auf die 
Rekonstruktion des spezialisierten Sonderwissens abzielen, zum anderen auf die mit dem 
Expertenstatus der befragten Person verbundene Deutungsmacht.61 Beide Aspekte können 
innerhalb ein und desselben Interviews adressiert werden. Um sicherzustellen, dass die 
unterschiedlichen Aspekte und Themen in der verfügbaren Zeit angesprochen werden, wurden 
die Experteninterviews als offene leitfadengestützte Interviews geführt.62 
Der Leitfadenaufbau für die Experteninterviews spiegelte das Erkenntnisinteresse wider. Er 
gliederte sich in drei Themenblöcke. Im ersten Themenblock wurde die Entwicklung in ostdeut-
schen Innenstädten und des dortigen Wohnungsleerstands behandelt. Der zweite Themenblock 
befasste sich mit den Erwartungen an das Projekt Probewohnen und den Erfahrungen, die sich 
mit der Projektumsetzung einstellten. Im dritten Block wurde eine Einschätzung der Experten für 
die zukünftige Entwicklung des Wohnungsleerstands in ostdeutschen Innenstadtgebieten 
abgefragt. Die Experteninterviews wurden offen und dialogisch gestaltet, um problembezogenes 
                                                
59 Przyborski, Wohlrab-Sahr 2009, S. 134. Diese Einteilung basiert auf der von Meuser und Nagel 
vorgenommenen Unterscheidung zwischen Betriebswissen und Deutungsmacht. Vgl. Meuser, Nagel 
2005. In der Literatur werden unterschiedliche Kategorien bei der Beschreibung des Expertenwissens 
verwendet. So differenzieren bspw. Bogner und Menz (2002, S. 71) beim Betriebswissen zwischen 
„technischem Wissen” und „Prozesswissen”.  
60 Przyborski, Wohlrab-Sahr 2009, S. 134. 
61 Przyborski, Wohlrab-Sahr 2009, S. 132. Przyborski und Wohlrab-Sahr weisen an derselben Stelle 
darauf hin, dass beide Aspekte in der Literatur mitunter als miteinander konkurrierende, sich 
gegenseitig ausschließende Auffassungen gehandelt werden. Nicht zuletzt auch deshalb, weil ihre 
Erhebung unterschiedliche Interviewstrategien erfordert. In der vorliegenden Arbeit wird dem Vorschlag 
von Przyborski und Wohlrab-Sahr gefolgt. Sie sind der Ansicht, dass beide Zugänge innerhalb ein und 
desselben Interviews adressiert werden können.  
62 Gläser, Laudel 2009, S. 105,187. Leitfadengestützte Interviews sind bei Experten auch aufgrund ihrer 
limitierten Zeitressourcen zweckmäßig. Für eine detaillierte Darstellung des methodischen Vorgehens 
vgl. Bogner, Littig, Menz 2005. 
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Sinnverstehen zu ermöglichen.63 Das allgemein anerkannte Neutralitätsideal in qualitativen 
Interviews konnte in den Experteninterviews zurückgestellt werden, da Experten in der Regel bei 
der Artikulation ihres Standpunktes nicht in derselben Weise auf Impulse und Bestätigungen 
angewiesen sind wie andere Interviewpartner.64 
Bei der Durchführung von Experteninterviews ist das Rollenverständnis beider Gesprächspartner 
ein zu beachtender Einflussfaktor. Bogner und Menz unterscheiden bei der Wahrnehmung des 
Interviewers durch den Experten zwischen sechs möglichen Typen.65 Da das Rollenverständnis 
Einfluss auf die Gesprächsinhalte hat, kommt ihm bei Experteninterviews eine wichtige Rolle zu 
und kann von einem „methodischen Nutzen” sein.66 Im vorliegenden Fall kam die Interview-
situation dem günstigen Interaktions-Typ „Komplize” am nächsten. Dies war auf den beruflichen 
Kontakt und die persönliche Bekanntschaft durch das Modellvorhaben PW und das Projekt PW2 
zurückzuführen. Das existierende Vertrauensverhältnis zwischen den Interviewpartnern führte zu 
einem offenen, vertrauensvollen Austausch. Hiermit verbunden waren zahlreiche Vorteile, wie 
der Zugang zu ehrlichen Antworten und vertraulichen Informationen oder Einblicke in interne 
Strategien und Handlungsmuster. Allerdings war zu beachten, dass eine angenommene 
stillschweigende Übereinstimmung auch dazu führen kann, dass vertrauensschädigende oder 
konfliktreiche Aspekte nicht angesprochen werden.67 
Datenauswertung  
Die Datenauswertung der Experteninterviews erfolgte in mehreren Arbeitsschritten. Eine 
„sequenzielle” Analyse der Gesprächsinhalte, bei der die Daten im Kontext des Gesprächs-
verlaufes ausgewertet werden, war nicht erforderlich. Die Aussagen von Experten konnten 
entsprechend ihrer thematischen Zugehörigkeit analysiert werden.68 Für die Auswertung der 
Gespräche wurden qualitative Inhaltsanalysen vorgenommen, die einen systematischen theorie-
geleiteten Analyseprozess unterstützten.69 Sie erwiesen sich als geeignet, um das objektiv-
faktische, sachdienliche Wissen und das praktische Erfahrungswissen der Projektpartner zu 
erheben. Hierbei konnte an bekannte Einflussfaktoren und Argumentationslogiken aus der 
Fachdebatte und Literaturanalyse angeknüpft werden. Zu diesem Zweck wurden die Interviews 
mit einem digitalen Aufnahmegerät audiografisch dokumentiert.  
Der erste Auswertungsblock umfasste die Verschriftlichung der Gespräche.70 Die Transkription 
der gesamten Aufnahme, samt parasprachlichen71 und prosodischen72 Ereignissen, war aufgrund 
                                                
63 Helfferich 2004, S. 39. 
64 Bogner, Menz 2002, S. 91. 
65 Im Einzelnen benennen sie die Typen: Co - Experte, Experte einer anderen Wissenskultur, Laie, 
Autorität, Kritiker, Komplize. Bogner, Menz 2002, S. 77-89. 
66 Bogner, Menz 2002, S. 90. 
67 Bogner, Menz 2002, S. 87-88. 
68 Meuser, Nagel 2002. 
69 Gläser, Laudel 2009, S. 106. 
70 Dabei wurden die Daten nach den Maßgaben des Datenschutzes anonymisiert. 
71 Gemeint sind nicht-sprachliche Lautäußerungen wie Lachen oder Husten etc.  
72 Gemeint sind sprachliche Eigenschaften wie Akzent, Intonation, Lautstärke, Geschwindigkeit und 
Sprechpausen. 
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des gewählten informationsbezogenen Analyseverfahrens nicht erforderlich.73 Die Transkription 
erwies sich als sinnvoll, um die inhaltsdichten Gespräche in ihrer Komplexität und 
Vielschichtigkeit zu erfassen. Die Arbeit am Text erleichterte die wiederholte Rezeption der Daten 
bei der Analyse. Die Gefahren einer vorschnellen oder subjektiven Deutung konnten so reduziert 
und das Analyseverfahren nachvollziehbar gestaltet werden.  
Im zweiten Auswertungsblock erfolgte eine Einzelauswertung der Gespräche. Hier wurden im 
ersten Schritt die wesentlichen Aussagen zu den untersuchten Themen in einem kurzen Protokoll 
zusammengefasst und kommentiert. Im zweiten Schritt erfolgte die Verdichtung und Typisierung 
der Aussagen. Hierfür wurden die Transkriptionen in das Datenauswertungsprogramm Max-QDA 
eingelesen und kodiert. Es wurde ein Codebaum erstellt, der im Auswertungsprozess eine 
schrittweise Anpassung nach dem Prinzip einer laufenden Rückkopplung erfuhr. Im dritten Schritt 
konnte auf dieser Grundlage eine thematische Ordnung der Aussagen unter Beibehaltung der 
Terminologie der Interviewten vorgenommen werden.74 
Im dritten Auswertungsblock wurde ein thematischer Quervergleich der Einzelinterviews 
vorgenommen. Im ersten Schritt wurden die unterschiedlichen Aussagen der Projektpartner 
thematisch gebündelt und kategorisiert. Dank der eingesetzten Analysesoftware konnte die so 
vorgenommene Verdichtung des Datenmaterials laufend an den Originalaussagen überprüft und 
ggf. revidiert werden. Die Aussagen der Experten wurden hinsichtlich Übereinstimmungen und 
Widersprüchen analysiert und inhaltlich zusammenfasst. Im zweiten Schritt erfolgte schließlich 
eine Ablösung von den Transkriptionen und der Terminologie der Interviewten zugunsten einer 
Kategorienbildung und Konzeptionalisierung der Daten.75 Es erfolgte eine „Verallgemeinerung” 
der Einzelaussagen innerhalb der untersuchten Stichprobe.76 Die generelle Übertragbarkeit der 
Ergebnisse auf andere Stichproben war nicht gegeben. Die Reflexion der Ergebnisse 
beschränkte sich auf eine „theoretische Generalisierung”.77 
2.3.2 Problemzentrierte Interviews (Projektteilnehmer) 
Von März 2008 bis Juni 2009 wurde das Modellvorhaben PW erstmals in der Stadt Görlitz 
umgesetzt. Die Projektteilnehmer wurden zu ihrem Meinungsbild vom Wohnen in dem Görlitzer 
Gründerzeitgebiet und ihren Erfahrungen während der Projektteilnahme in Interviews befragt. 
Zunächst galt das Forschungsinteresse den Auswirkungen der Projektteilnahme auf das 
Meinungsbild der Projektteilnehmer zum Wohnen in der Innenstadt. Im Zuge des schrittweisen 
Auswertungsprozesses verlagerte sich das Forschungsinteresse auf den Erkenntnisgewinn der 
Projektteilnehmer während der Teilnahme. Es wurden zudem die Kriterien der Projektteilnehmer 
zur Bewertung des Wohnumfeldes ermittelt. Die Sichtweise der Projektteilnehmer wurde der 
städtebaulichen bzw. planerischen Fachperspektive (Stadtraumanalyse) gegenübergestellt.  
                                                
73 Meuser, Nagel 2002, S. 56. Zur besseren Handhabbarkeit wurden die Aussagen der Projektpartner im 
Zuge der Transkription in grammatikalisch richtige vollständige Sätze überführt. 
74 Meuser, Nagel 2002, S. 56. 
75 Meuser, Nagel 2002, S. 57. 
76 Meuser, Nagel 2002, S. 57. 
77 Meuser, Nagel 2002, S. 57. 
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Teilnehmerauswahl und Stichprobenzusammensetzung 
Aus organisatorischen Gründen war die Zahl der teilnehmenden Haushalte im Modellvorhaben 
PW auf insgesamt 24 Haushalte begrenzt. Die endgültige Teilnehmerzahl resultierte aus den 
ausgewählten Haushaltsgrößen (Alleinstehende, Paare, Familien, Wohngemeinschaften). 
Insgesamt nahmen in zwei sechswöchigen Erhebungsphasen 36 erwachsene Personen am 
Projekt teil (Tab. 1). Das Projekt richtete sich primär an Personen, die derzeit nicht in einem 
Gründerzeitgebiet wohnten. Bewohner aus Großwohnsiedlungen und Einfamilienhausgebieten 
am Stadtrand sowie Bewohner des ländlichen Raums (Region) stellten die primäre Zielgruppe 
dar. Am Modellvorhaben PW nahmen 31 Projektteilnehmer teil, die der primären Zielgruppe des 
Projektes zuzuordnen sind.78 Sie wurden bei der Auswertung der Daten berücksichtigt.79 
Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer lokalen Werbekampagne in der Stadt Görlitz über das 
Modellvorhaben PW und die Möglichkeit zur Teilnahmebewerbung informiert (Kap. 5.1.2). Der 
Stichprobe lag somit eine Selbstselektion der Projektteilnehmer mit der Bewerbung zugrunde. 
Die Teilnehmerauswahl erfolgte in einem mehrstufigen Verfahren. Eine Vorauswahl an 
Bewerbern wurde zu Vorgesprächen eingeladen. Die endgültige Auswahl zielte nicht auf eine 
repräsentative Stichprobe, sondern auf die Gegenüberstellung vielfältiger Typen ab. Zentrale 
Auswahlkriterien waren neben dem regulären Wohnort, der Haushaltstruktur und der 
Lebenszyklusphase, die Motivation für die Projektteilnahme und die Bereitschaft zur Teilnahme 
an der Befragung. Die endgültige Stichprobe umfasste Mieter und Eigenheimbesitzer; Familien 
mit Kindern, Alleinstehende, Ehepaare unterschiedlichen Alters, Bewohner von (Großwohn-) 
Siedlungen am Stadtrand und Siedlungsgebieten im ländlichen Raum, Personen mit und ohne 
Umzugsabsichten sowie Deutsche, Ausländer (insbesondere Polen) und Personen mit 
Migrationshintergrund.80 
Datenerhebung 
Die erwachsenen Projektteilnehmer wurden in leitfadengestützten, problemzentrierten Interviews 
nach Witzel81 einzeln befragt. Diese Methode eignete sich für „eine möglichst unvoreingenom-
mene Erfassung individueller Handlungen sowie subjektiver Wahrnehmungen und Verarbei-
tungsweisen gesellschaftlicher Realität”82 bei gleichzeitiger Berücksichtigung des verfügbaren 
theoretischen Vorwissens. Im Vordergrund stand bei diesem Vorgehen das „problemorientierte 
Sinnverstehen”.83 Hierzu umfasste der Leitfaden Fragen, die auf das problemorientierte 
  
                                                
78 Im Verlauf des Modellvorhabens wurde die Projektteilnahme für Interessenten aus entfernt liegenden 
Wohnorten (Entfernung von Görlitz >200km) für fünf Projektteilnehmer geöffnet. Damit wurde auf die 
hohe Interessentenzahl aus der gesamten Bundesrepublik und dem benachbarten Ausland reagiert, 
die sich infolge der überregionalen Berichterstattung in den Medien einstellte. Diese fünf 
Projektteilnehmer werden bei der ersten Auswertung nicht berücksichtigt, da ihre Daten nur bedingt mit 
denen der übrigen Projektteilnehmer vergleichbar sind (s. Fußnote 84). 
79 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 16, 49-51. 
80 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 49-51, 124. 
81 Witzel 1982, S. 66-120. 
82 Witzel 2000. 
83 Kruse 2009, S. 55. 
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Woche Teilnehmer Löbauer Straße 6 Teilnehmer Hartmannstraße 1a 
2008 
Pretest Familie 
Alter: 30 (Hausfrau), 50 (Freiberufler), 1 
(Kind)  
Stadtrand - Plattenbau 
 
1 Familie 
Alter: 40 (Hausfrau), 40 (Angestellter),  
15 (Kind), 10 (Kind)  
Stadtregion, Bauernhof 
Paar 
Alter: 20 (Studentin), 25 (Auszubildender) 
Stadtrand/Außenbezirk 
Mehrparteienwohnhaus/Einfamilienhaus 
2 Alleinstehende Frau  
Alter: 65 (Rentnerin)  
Städteverbund -- Plattenbau 
Alleinstehende Frau  
Alter: 45 (Beamtin)  
Stadtregion Plattenbau 
3 Paar 
Alter: 20 (Studentin), 30 (Student) 
Stadtzentrum - Altbau (nicht gründerzeitlich) 
Alleinstehender Mann  
Alter: 30 (Angestellter)  
Stadtrand - Plattenbau 
4 Familie  
Alter: 35 (Hausfrau), 40 (Angestellter),  
1 (Kind)  
Außenbezirk - Bauernhof 
Alleinstehender Mann  
Alter: 45 (Selbständiger)  
Stadtrand - Mehrparteienwohnhaus 
5 Alleinstehende Frau  
Alter: 25 (Auszubildende)  
Stadtregion - Einfamilienhaus 
Zwei alleinstehende Frauen 
Alter: 75 (Rentnerin), 65 (Angestellte) 
Stadtrand, Stadtregion 
beide Mehrparteienwohnhaus 
6 Teil einer Familie  
Alter: 55 (Arbeitslose), 10 (Kind)  
Stadtrand - Plattenbau 
Ehepaar  
Alter: 70 (Rentnerin), 70 (Rentner)  
Stadtrand - Plattenbau 
2009 
7 Paar 
Alter: 20 (Freiberuflerin), 20 (Auszubildend.)
Stadtrand (Polen) – Plattenbau, Mehrpar-
teienwohnhaus 
Ehepaar 
Alter: 65 (Rentnerin), 65 (Rentner)  
BL Schleswig-Holstein - Einfamilienhaus 
8 Ehepaar 
Alter: 70 (Rentnerin), 70 (Rentner)  
Stadtregion - Einfamilienhaus 
Alleinstehende Frau  
Alter: 70 (Ruhestand)  
BL Hessen - Mehrparteienwohnhaus 
9 (kurzfristiger Ausfall) Familie 
Alter: 35 (Freiberuflerin), 15 (Kind) 
Standrand (Polen)- Einfamilienhaus 
10 Ehepaar 
Alter: 50 (Freiberuflerin), 70 (Rentner)  
Stadtregion - Einfamilienhaus 
Alleinstehender Mann 
Alter: 30 Jahre (Student/Freiberufler)  
BL Brandenburg Mehrparteienwohnhaus 
11 Ehepaar 
Alter: 65 (Rentnerin), 70 (Rentner)  
Stadtregion - Mehrparteienwohnhaus 
(Eigentumswohnung) 
Alleinstehende Frau  
Alter: 20 (Auszubildende)  
Stadtrand - Mehrparteienwohnhaus 
12 Alleinstehene Frau 
Alter: 50 (Angestellte)  
BL Brandenburg - Mehrparteienwohnhaus 
Alleinstehende Frau 
Alter: 50 Jahre (Angestellte)  
Städteverbund - Plattenbau 
 
Tab. 1:  Projektteilnehmer im Modellvorhaben PW. Quelle: Pfeil 2009, S. 50. 
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Vorwissen aufbauen. Um die Sicht der Befragten besser zu verstehen, konnten die Gespräche, 
im Vergleich zu narrativen Interviews, einen stärkeren dialogischen Charakter annehmen.  
Die Datenerhebung konzentrierte sich auf die Projektteilnehmer der primären Zielgruppe  
(31 Personen).84 Sie erfolgte mit dem Ziel, mögliche Einstellungsänderungen zum Wohnen in der 
Innenstadt und den Erkenntnisgewinn durch die Projektteilnahme zu erfassen. Um die hierfür 
erforderliche Vergleichsbasis zu schaffen, wurde jeder Projekteilnehmer mehrfach befragt. Das 
erste Interview erfolgte rund zwei Wochen vor, das zweite während und das dritte rund drei 
Wochen nach der Projektteilnahme. Zusätzlich wurden in einem standardisierten Fragebogen 
Daten zu der aktuellen Lebens- und Wohnsituation der Projektteilnehmer erhoben. In den meisten 
Fällen nahmen die Projektteilnehmer in ihrer regulären Haushaltskonstellation teil. In einigen 
Fällen wichen die Haushaltskonstellationen während der Projektteilnahme von der regulären 
Wohnsituation ab (bspw. bei dem erstmaligen Auszug aus dem Elternhaus).85 
Die Interviews wurden mit den erwachsenen Projektteilnehmern der primären Zielgruppe geführt. 
In Ausnahmefällen wurde von diesem Prinzip abgewichen, wenn ein Kind bei der Befragung eines 
Elternteils anwesend war. Jedes der Gespräche dauerte zwischen 20 und 80 Minuten und wurde 
mit Einverständnis der Projektteilnehmer digital aufgezeichnet. Das Vorgehen, die Projektteil-
nehmer einzeln und nicht im Haushaltsverband zu befragen, gewährleistete, dass die individuelle 
Perspektive jedes Projektteilnehmers erfasst und nicht durch haushaltsinterne Aushandlungs-
prozesse überlagert wurden. Allerdings war der inhaltliche Austausch der Projekteilnehmer eines 
Haushalts im Vorfeld nicht auszuschließen.86 
Auf der Grundlage von theoretischer Vorüberlegungen wurden thematisch abgestimmte 
Gesprächsleitfäden für die drei Interviews erstellt. Damit wurde sichergestellt, dass die relevanten 
Themenfelder in den Gesprächen abgedeckt und Einstellungsänderungen und Erkenntnis-
gewinne bei den Projekteilnehmern erfasst werden konnten. Mit diesem Vorgehen wurde zudem 
die Basis für den Quervergleich der Projektteilnehmer gelegt. Die Gesprächsführung folgte den 
oben erläuterten Prinzipien der Kommunikation, Reflexivität, Fremdverstehen und Offenheit. Um 
die subjektive Einstellung, Referenzsysteme (Bewertungskriterien) und Erfahrungen zu erfassen, 
wurde den Projektteilnehmern Vorrang bei der Gesprächsstrukturierung eingeräumt (s. o.). 
                                                
84 Für die fünf Teilnehmer, deren regulärer Wohnort mehr als 200 Kilometer von Görlitz entfernt liegt, ist 
eine Modifikation der Datenerhebung aus zwei Gründen notwendig. 1. ist anzunehmen, dass sich die 
Sichtweise dieser Teilnehmergruppe aufgrund unterschiedlicher Ortskenntnisse von der der 
Teilnehmer aus der Stadt und der Region unterscheidet. Zudem können entfernt wohnende Personen 
nicht in gleicher Art und Weise ihrer Alltagsbeschäftigung nachgehen. 2. sprechen organisatorische 
Gründe für ein modifiziertes Vorgehen: entfernt wohnenden Teilnehmern ist die Anreise zu den 
Gesprächen vor und nach der Probewohnwoche nicht zuzumuten. Die Teilnehmer dieser Gruppe 
werden in einem Interview auf der Grundlage eines adaptierten Gesprächsleitfadens befragt, das 
gegen Ende des einwöchigen Görlitz-Aufenthaltes stattfindet. Zusätzliche Daten werden vor und nach 
dem einwöchigen Aufenthalt mit zwei standardisierten Fragebögen erhoben. Gesamter Absatz: Pfeil 
2009, S. 54. Aufgrund der modifizierten Datenerhebung werden die Ergebnisse dieser Projekt-
teilnehmer getrennt ausgewertet. Die Ergebnisse fließen in die Befragung des Projektes PW2, in dem 
überwiegend Personen aus entfernter liegenden Wohnorten teilnehmen, ein (s. schriftliche Befragung). 
85 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 52-54. 
86 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 53. 
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Die drei Leitfäden deckten die relevanten Themen ab. Im ersten Gespräch liegt der Schwerpunkt 
auf der regulären Wohnsituation, der Einstellung zum Wohnen in der Innenstadt und den 
Erwartungen an die Projektteilnahme. Das zweite Gespräch thematisierte die Erfahrungen 
während der Projektteilnahme (z. B. Gestaltung des Alltags) und die Bewertung der Wohnqualität 
vor Ort (Wohnung, Wohnumfeld). Im dritten Gespräch wurden Einstellungsänderungen zur 
regulären Wohnsituation und zum Wohnen in der Innenstadt erfasst. Zudem erfolgte eine 
abschließende Evaluierung der Projektdurchführung (Organisation, vertragliche Abwicklung, 
Aufenthaltsdauer etc.). Die Entwicklung der Gesprächsleitfäden erfolgte in Verbindung mit einem 
Pretest. Hierfür wurde einer Kleinfamilie eine vorgezogene Projektteilnahme ermöglicht. Im 
Nachgang wurden geringfügige Modifikationen der Leitfäden vorgenommen. Die Vergleichbarkeit 
der Daten aus dem Pretest mit denen aus der Haupterhebung war dennoch gegeben.87 
Datenauswertung 
Die Auswertung der Daten erfolgte schrittweise auf verschiedenen Betrachtungsebenen. Dies 
war sowohl den thematischen Schwerpunkten und den zwei, in einem zeitlichen Abstand von 
sechs Monaten stattfindenden, Erhebungsphasen, als auch forschungsökonomischen Gründen 
geschuldet (nicht alle Interviews waren für die untersuchten Fragestelllungen gleich ergiebig). Im 
Auswertungsprozess wurden 19 von den 31 Datensätzen der Projektteilnehmer aus der primären 
Zielgruppe einer „Feinanalyse” unterzogen (s. u.). 
Im ersten Auswertungsschritt erfolgte eine Verschriftlichung der audiografischen Gesprächs-
aufnahmen mit den 20 erwachsenen Projektteilnehmern des ersten Probewohnzeitraums.88 Im 
Auswertungsverfahren erwies sich die vollständige Transkription der Gespräche als nicht 
erforderlich, da sie auch für die Fragestellung nicht relevante Passagen erfasste. Aus forschungs-
ökonomischen Gründen wurden die Interviews der zweiten Erhebungsphase (2009) selektiv 
transkribiert und in Gesprächsexzerpten zusammengefasst. Dabei wurden Passagen mit hoher 
inhaltlicher und metaphorischer Dichte identifiziert und dokumentiert.89 
Die Transkripte und Exzerpte wurden im zweiten Schritt einer Inhaltsanalyse90 unterzogen. Dafür 
wurden die thematisch relevanten Kernaussagen der Erzählpersonen aus den drei Gesprächen 
herausgefiltert und zusammengefasst. Im Einzelnen betraf dies neben Aussagen zur regulären 
Lebens- und Wohnsituation und zur Teilnahmemotivation, auch die Bewertung der Wohnsituation 
in der Innenstadt (Wohnung und Quartier) und der mit der Teilnahme erfolgte Erkenntnisgewinn. 
Vergleichbare Aussagen zu bestimmten Themenkomplexen wurden hierbei ebenso ersichtlich 
wie Veränderungen der Wahrnehmung und der Werturteile, die sich zwischen den drei 
Gesprächen eingestellt hatten.91  
                                                
87 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 53-54. 
88 Dabei wurden die Daten nach Maßgaben des Datenschutzes anonymisiert. Die Transkription erfolgte 
in Anlehnung an das Gesprächsanalytische Transkriptionssystem (GAT). Selting, Auer 1998. Auf die 
Erfassung prosodischer Ereignisse (s. Fußnote 72 in diesem Kapitel) wurde verzichtet, da diese nicht 
Gegenstand der Auswertung waren. Pfeil 2009, S. 55. 
89 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 55. 
90 Vgl. Gläser, Laudel 2006, S. 191-239; Mayring 1995. 
91 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 55. 
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Aus den Inhaltsanalysen wurden im dritten Schritt Auswertungskriterien abgeleitet, die für die 
Untersuchungsfragen in den meisten Fällen relevant waren.92 Sie ließen sich in drei Themen-
blöcken zusammenfassen: 
 Der Themenblock 1 enthielt Kriterien, die Aufschluss über die reguläre Wohn- und 
Lebenssituation der Projektteilnehmer gaben.  
 Der Themenblock 2 umfasste Kriterien, die Erfahrungen der Projektteilnehmer mit dem 
Wohnen in der Innenstadt und im gründerzeitlichen Altbau sowie eventuelle Vorbehalte 
gegenüber dem Görlitzer Stadtteil „Innenstadt” als Wohnort reflektierten. Außerdem wurde 
die Auseinandersetzung der Projektteilnehmer mit Umzugsplänen vor der Projektteilnahme 
erfasst.  
 Der Themenblock 3 beinhaltete Kriterien, die das Meinungsbild der Projektteilnehmer nach 
dem Probewohnen beschrieben. Dazu gehörten Umzugspläne nach der Projektteilnahme 
und ein Gesamturteil über das Wohnen im Stadtteil „Innenstadt” und in einem 
Gründerzeitgebäude. Schließlich wurde in einem Kriterium erfasst, ob bzw. wie sich die 
Einstellung zum Wohnen in der Innenstadt der Projektteilnehmer durch die Projektteilnahme 
verändert hatte.93 
Im vierten Schritt erfolgte die Auswahl der Datensätze, die einer Feinanalyse unterzogen wurden. 
Im Quervergleich der Fälle wurden ähnliche Fälle identifiziert, mit abweichenden Fällen 
kontrastiert und darauf aufbauend Ergebnisthesen abgeleitet. Diese Ergebnisthesen wurden 
anhand von Feinanalysen ausgewählter Datensätze überprüft und erklärt oder gegebenenfalls 
verworfen. Die Auswahl der 19 Projektteilnehmer für die Feinanalyse folgte dem Prinzip des 
„Theoretical Sampling”94. Hierbei wurden für jede Ergebnisthesen beispielhafte Fälle ausgewählt, 
die diese zu stützen schienen. Zusätzlich wurden Fälle mit abweichender und zuwiderlaufender 
Struktur herangezogen. Mit ihnen wurden die Differenzen einzelner Merkmalsausprägungen 
bestimmt. Auf diese Weise konnte sichergestellt werden, dass die Stichprobe den für die 
Untersuchungsfragen theoretisch relevanten Kategorien entsprach. Bei diesem Vorgehen war 
der Gehalt eines Gespräches ausschlaggebend für die Aufnahme in die engere Stichprobe.95 
Im fünften Schritt wurde auf zwei Ebenen eine Feinanalyse der ausgewählten Datensätze 
vorgenommen. Untersucht wurden zum einen die Einstellung zum Wohnen in der Innenstadt 
(Gesamturteil), zum anderen die subjektiven Bewertungskriterien der Projektteilnehmer und ihre 
Veränderung im Projektverlauf. Auch hier wurden die Kriterien zur Bewertung des Probewohn-
umfeldes zunächst fallbezogen ermittelt. Es wurde nach positiven und negativen Beurteilungen 
differenziert sowie nach Kriterien, die die im Vorfeld geäußerten Erwartungen bestätigten oder 
revidierten (Abb. 2). Die Bewertungskriterien waren den folgenden drei Kategorien zuzuordnen: 
 In der ersten Kategorie wurden Kriterien erfasst, deren Bewertung den im Vorfeld geäußerten 
Erwartungen entsprach.  
                                                
92 Vgl. die beiden Arbeitsschritte Extraktion und Aufbereitung Gläser, Laudel 2006, S. 191-239. 
93 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 55,64. 
94 Vgl. Strauss 1994, S. 70-71. 
95 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 55,64. 
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Abb. 2: Kategorisierung der Kriterien bei der Bewertung des Probewohnumfeldes. Die Kriterien, die 
Projektteilnehmer zur Bewertung des Probewohnumfeldes heranziehen, wurden zunächst für jeden 
Projektteilnehmer einzeln erfasst und drei Gruppen zugeordnet. Die erste Gruppe bilden Kriterien, die den 
im Vorfeld geäußerten Erwartungen an die Innenstadt als Wohnort entsprechen („…werden bestätigt”). Der 
zweiten Gruppe werden Kriterien zugeordnet, die von den Erwartungen abweichen („…werden nicht 
bestätigt”). Diese deuten auf Meinungsbildverschiebungen hin. Die dritte Gruppe erfasst Kriterien, die erst 
während oder nach der Projektteilnahme für die Beurteilung herangezogen wurden. Im Vorfeld geäußerte 
Erwartungen zu diesen „…liegen nicht vor”. Sie lassen Rückschlüsse auf die Sensibilisierung der 
Teilnehmer durch die Projekterfahrungen zu. Quelle: Pfeil 2009, S. 61, 64. 
 Die zweite Kategorie umfasste Kriterien, deren Bewertung den im Vorfeld geäußerten 
Erwartungen widersprach. Mögliche Differenzen deuteten auf eine Einstellungsänderung hin.  
 Schließlich wurden die Kriterien zu einer dritten Kategorie zusammengefasst, zu denen im 
Vorfeld keine Aussagen getroffen worden waren.  
Auf der Basis der Bewertungsdiagramme erfolgte ein Quervergleich der Bewertungen. Er diente 
dazu, diejenigen Kriterien zu erkennen, die von mehreren Projektteilnehmern überwiegend positiv 
bzw. negativ bewertet worden waren.96 
2.3.3 Schriftliche Befragung (Projektteilnehmer) 
Von Juni 2009 bis August 2010 wurde das Projekt PW2 in Görlitz umgesetzt. Im Unterschied zum 
Modellvorhaben PW war die Teilnehmerzahl deutlich höher. Unter Berücksichtigung der 
Erfahrungen aus dem Modellvorhaben PW wurde die Befragung nun standardisiert und mittels 
Fragebögen durchgeführt.97 
                                                
96 Gesamter Absatz einschließlich Aufzählungen: Pfeil 2009, S. 55, 64. 
97 Dies geschieht unter Abwägung der vorliegenden allgemeinen Vor - und Nachteile von schriftlichen 
Befragungen. Ziel einer schriftlichen Befragung ist es, möglichst viele Personen über dieselben 
Sachverhalte zu befragen. Hierbei ergeben sich verschiedene Vorteile mit dem Vorgehen. (Wolf, Best 
2010, S. 49). In der Regel lässt sich die Datenerhebung und Auswertung mittels einer schriftlichen 
Befragung effizienter gestalten. Durch das Fehlen eines Interviewers werden ungünstige soziale 
Konstellationen vermieden, die das Antwortverhalten des Befragten beeinflussen. Den Befragten bleibt 
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Teilnehmerauswahl und Stichprobenzusammensetzung  
Die Projektteilnehmer wurden zum einen aus dem Pool von Bewerbungen ausgewählt, die sich 
für die Teilnahme am vorgängigen Modellvorhaben PW beworben hatten (2008 bis 2009) und 
nicht berücksichtigt werden konnten.98 Zum anderen wurde die Stichprobe mit Personen ergänzt, 
die sich nach dem Projektstart für die Teilnahme bewarben und einem der Zielgruppenprofile 
zuzuordnen waren.99 Anhand von verschiedenen Zielgruppenprofilen wurde eine Prioritätenliste 
erstellt. In die Prioritätenliste wurden Personen aufgenommen, die generelle Umzugsabsichten 
haben oder sich mit, dem Gedanken trugen, nach Görlitz zu ziehen. Aber auch Personen mit 
einer besonderen Beziehung zur Stadt Görlitz oder zur Region wurden berücksichtigt. Die 
polnische Bevölkerung insbesondere aus der Stadt Zgorzelec, stellt aufgrund des Doppelstadt-
charakters der Europastadt Görlitz/Zgorzelec und der unmittelbaren Lage an der deutsch-
polnischen Staatsgrenze langfristig ein Potenzial für den Wohnungsmarkt in Görlitz dar und war 
somit eine interessante Zielgruppe des Projektes.100 
Das Projekt PW2 berücksichtigte Bewerber aus ganz Deutschland und dem benachbarten 
Ausland. Grundsätzlich war das Bewerbungsverfahren für alle Interessenten offen und lediglich 
an die Teilnahme am Probewohnen und an der Befragung gebunden. Am Projekt PW2 nahmen 
in der Erhebungsphase insgesamt 176 Personen teil (Tab. 2). Die Auswertung berücksichtigte 
die Daten der Projektteilnehmer, die an den Standorten Hartmannstraße und Löbauer Straße 
(158 Personen) wohnten. Aufgrund des offenen Bewerbungsverfahrens erfolgte eine Selbst-
selektion der Projektteilnehmer. Die Stichprobe bildete keinen repräsentativen Bevölkerungs-
querschnitt ab. Die Ergebnisse können keinen Anspruch auf Allgemeingültigkeit erheben.101 
Betrachtet man die allgemeine Lebenssituation der Projektteilnehmer, so fällt auf, dass ein 
Ungleichgewicht bestimmter Haushaltsgruppen vorlag. Familien und Haushalte aus dem Ausland  
                                                
ausreichend Zeit, um in Ruhe über die vorliegenden Fragen nachzudenken. Zudem kann der Befragte 
den Befragungszeitpunkt und -ort individuell bestimmen. Dies kann die Bereitschaft den Fragebogen 
auszufüllen erhöhen. Es sind aber auch Nachteile mit schriftlichen Befragungen verbunden (Diekmann 
1995, S. 514; Friedrichs 1990, S. 236). Ein genereller Nachteil schriftlicher Befragungen liegt darin, 
dass eventuelle Verständnisprobleme nicht ausgeräumt werden können. Hierdurch kann es 
vorkommen, dass Fragen nicht beantwortet werden und infolgedessen keine Ergebnisse liefern. Bei 
der Interpretation der Daten ist zu beachten, dass das Antwortverhalten einer befragten Person 
vielfältigen Einflüssen unterliegt. Die Befragten verfügen über bestimmte kognitive und kommunikative 
Fähigkeiten. Sie entstammen verschiedenen Altersgruppen, gehören unterschiedlichen Berufsgruppen 
an, vertreten möglicherweise unterschiedliche Ansichten – auch in Bezug auf die Umfrageforschung. 
Dies kann das Verstehen der Fragen und damit auch die Vergleichbarkeit der Antworten 
beeinträchtigen. Darüber hinaus ist bei schriftlichen Befragungen nicht nachprüfbar, ob die Zielperson 
den Fragebogen selbst ausgefüllt hat oder Dritte auf die Antworten Einfluss genommen haben. 
Gesamter Absatz: Pfeil 2010, S. 10-11. 
98 Im Rahmen des Modellvorhabens PW bewarben sich aufgrund der umfangreichen Presse - und Öffent-
lichkeitsarbeit und der bundesweiten Berichterstattung in den Medien über 700 Personen. 
99 Pfeil 2010, S. 8. Für die Auswahl wird mit einem Vertreter der interessierten Haushalte ein 
Telefoninterview durchgeführt. Im Gespräch werden die Teilnehmer über die schriftliche Befragung 
informiert. Darüber hinaus wird die Motivation für die Projektteilnahme und ihre derzeitige 
Wohnsituation erfasst. 
100 Gesamter Absatz: Pfeil 2010, S. 8. 
101 Gesamter Absatz: Pfeil 2010, S. 8, 14. 
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Projektteilnehmer im Projekt PW2 
Probewohnung Teilnehmer 
Wohnung Hartmannstraße 72 Personen 
Wohnung Löbauer Straße 86 Personen  
Wohnung Krölstraße 18 Personen  
Summe 176 Personen 
Tab. 2: Projektteilnehmer im Projekt PW2. Verteilung der Projektteilnehmer auf die drei Probe-
wohnungen. In der Auswertung fanden die Projektteilnehmer in der Wohnung Hartmannstraße und der 
Wohnung Löbauer Straße Berücksichtigung. Quelle: Pfeil 2010, S. 25. 
bildeten die Ausnahme. Die Projektteilnehmer im dritten Lebensabschnitt waren besonders stark 
vertreten. Rund 85 Prozent der Projektteilnehmer waren 55 Jahre oder älter. Entsprechend gering 
fiel der Anteil der erwerbstätigen Personen mit rund einem Drittel aus. Somit war der über-
wiegende Teil der Projektteilnehmer nicht aufgrund einer Erwerbstätigkeit an den regulären 
Wohnort gebunden. Die Projektteilnehmer zeichneten in den meisten Fällen überwiegend eine 
lange Wohndauer am Wohnort und eine hohe Zufriedenheit mit der regulären Wohnsituation aus. 
Es handelte sich bei den Projektteilnehmern in etwa zu gleichen Teilen um Mieter und Besitzer 
von Wohneigentum. Der überwiegende Teil der Projektteilnehmer hatte vor der Projektteilnahme 
keine besondere Beziehung zu der Stadt Görlitz. Trotzdem gab es Projektteilnehmer, die 
verwandtschaftliche oder freundschaftliche Beziehungen nach Görlitz besaßen oder zu einem 
früheren Zeitpunkt bereits einmal in der Stadt gelebt hatten. Zeitnahe Umzugspläne bestanden 
in den meisten Fällen nicht. Knapp ein Drittel beabsichtigte kurz- bis langfristig umzuziehen.102 
Datenerhebung 
Jeder erwachsene Projektteilnehmer des Projektes PW2 wurde anhand von zwei standardisierten 
Fragebögen vor und während der Projektteilnahme befragt. Im ersten Fragebogen wurden Daten 
zur allgemeinen Lebens- und Wohnsituation der Projektteilnehmer, eventuelle Umzugsabsichten 
und ihre Beziehung zur Stadt Görlitz erhoben. Im zweiten Fragebogen wurden die Bewertung der 
Lebens- und Wohnqualität (Wohnung, Wohngebiet) in der Stadt Görlitz erfasst und die 
Umzugsabsichten der Projektteilnehmer zur Konsistenzprüfung erneut abgefragt. Die 
Fragebögen wurden kurz und präzise formuliert und übersichtlich strukturiert.103 Zur 
Standardisierung und besseren Vergleichbarkeit der Daten bediente sich die Befragung 
vorgegebener Antwortkategorien. Zur Qualitätssicherung erfolgte die Fragebogenkonstruktion 
und -entwicklung in einem mehrstufigen Verfahren. Die erste Fassung der Fragebögen wurde 
einem Pretest mit den ersten 25 Projektteilnehmern des Projektes unterzogen, um 
missverständliche Fragen frühzeitig zu erkennen und zu überarbeiten. Nach einem zweiten 
Testdurchlauf mit 40 Personen erfolgten abschließend geringfügige redaktionelle Änderungen. 
Die endgültige Fassung der Fragebögen wurde für polnischsprachige Projektteilnehmer 
übersetzt. Da sich die Ergebnisse des Pretests generell nur begrenzt mit den Ergebnissen der 
                                                
102 Gesamter Absatz: Pfeil 2010, S. 19. 
103 Friedrichs 1990, S. 236. 
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nachfolgenden Hauptuntersuchung vergleichen lassen,104 wurden die Daten aus dem ersten 
Testdurchlauf nicht bei der Auswertung berücksichtigt. Die Rücklaufquote der Fragebögen 
erreichte nahezu 100 Prozent. Ein einziger Projektteilnehmer nahm nicht an der Befragung teil.105 
Datenauswertung 
Um die erhobenen Daten möglichst effizient zu handhaben, wurde die Auswertung mit der 
Statistik- und Analysesoftware Statistical Package for the Social Sciences (SPSS) durchgeführt. 
Im ersten Schritt erfolgte die Digitalisierung der Daten und ihre Aufbereitung für die statistische 
Analyse. Aus Datenschutzgründen wurden die Angaben der Projektteilnehmer kodiert und in 
einen digitalen Datensatz übertragen.106 Die erstellte Datenmatrix wurde abschließend auf ihre 
Vollständigkeit und Vergleichbarkeit hin geprüft.107 Nach Bedarf erfolgte für die Auswertung eine 
Zusammenfassung der Daten zu spezifischen Kategorien.108 Im zweiten Schritt wurde eine 
detaillierte Stichprobenbeschreibung vorgenommen (deskriptive Analyse). Hier wurde die Stich-
probe hinsichtlich der Altersstruktur, Lebens- und Wohnsituation und Umzugsabsichten der 
Projektteilnehmer beschrieben. Im weiteren Vorgehen wurden die Bewertungskriterien sowohl für 
die Lebensqualität in der Stadt Görlitz, als auch für die konkreten Wohnungen und das Wohn-
umfeld in den Probewohnungen analysiert. Die aus Sicht der Projektteilnehmer vorhandenen 
Qualitäten und Defizite wurden hierbei standortbezogen aufgezeigt und zusammengefasst. 
Innerhalb der Stichprobe ließen sich mittels Korrelationsanalysen lediglich vereinzelt schwache 
Zusammenhänge zwischen Variablen nachweisen. Multivariate Analyseschritte, um komplexe 
Wirkungszusammenhänge zwischen mehreren Merkmalen zu belegen, erwiesen sich hierdurch 
als hinfällig.109 
2.3.4 Methodische Grenzen 
Der Forschungsprozess wurde mit der Wahl der Methoden und ihren jeweiligen Vor- und 
Nachteilen bestimmt. Die Interpretation der Daten und Ergebnisse war unter Berücksichtigung 
der jeweiligen methodischen Grenzen vorzunehmen. Die generellen Vor- und Nachteile von 
qualitativen im Vergleich zu quantitativen Befragungen sind in der Literatur umfangreich 
beschrieben und werden hier nicht weiter vertieft.110 Es ergaben sich aber aus dem Zusammen-
spiel von Forschungsinteresse und angewandten Methoden in der vorliegenden Fallstudie einige 
                                                
104 Schnell 1999, S. 324. 
105 Gesamter Absatz bis auf abweichende Angaben: Pfeil 2010, S. 9-10. 
106 Diekmann 1995, S. 660. 
107 Übertragungsfehler werden bereinigt. Fehlerhafte Fälle, wie z. B. fehlende oder doppelte 
Ankreuzungen in einer vorgegebenen Antwortskala, werden von der Analyse ganz oder teilweise 
ausgeschlossen. Friedrichs 1990, S. 383. 
108 Gesamter Absatz: Pfeil 2010, S. 12. 
109 Gesamter Absatz: Pfeil 2010, S. 12-13. Dies erklärt sich über die fehlende Repräsentativität der Stich-
probenzusammensetzung und die Unvollständigkeit der Datensätze. Bei der Auswertung erweist es 
sich als problematisch, dass lediglich von 19 Teilnehmern vollständige Datensätze vorliegen. Die 
übrigen Teilnehmer haben einzelne Fragen nicht beantwortet. Die Unvollständigkeit der Daten schließt 
eine Regressionsanalyse in vielen Fällen aus. 
110 Für die generellen Vor - und Nachteile bzw. die substanzielle Kritik an qualitativen Methoden im 
Vergleich zu quantitativen Methoden. Siehe exempl. Kelle 2007. 
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Aspekte, die eine besondere Berücksichtigung bei der Auswertung erfahren haben. Insgesamt 
war eine Repräsentativität der Ergebnisse nicht gegeben. Verallgemeinernde Rückschlüsse auf 
gesellschaftliche Prozesse waren folglich nicht möglich. Die Aussagekraft liegt somit in der 
Einzelfallbetrachtung (Modellvorhaben PW) und deskriptiven Analyse der Stichprobe (Projekt 
PW2). Die Ergebnisse wurden daher in Thesen zusammengefasst. 
Insgesamt war die Zusammensetzung der Stichproben in allen drei Fällen (Experteninterviews, 
Teilnehmerinterviews, schriftliche Befragung) ein limitierender Faktor der empirischen Daten-
grundlage. Eine Ursache hierfür war die projektbedingte begrenzte Teilnehmerzahl bei den 
Interviews. Die Auswahl der Projektteilnehmer aus den eingegangenen Bewerbungen wurde 
mittels theoriegeleiteten Auswahlkriterien vorgenommen. Ihr ging mit der Entscheidung für eine 
Bewerbung eine Selbstselektion der Projektteilnehmer voraus. Dieser Aspekt war bei der 
Auswertung der Interviews und der schriftlichen Befragung der Projektteilnehmer zu beachten. 
Aufgrund der Selbstselektion war davon auszugehen, dass Personen ohne Vorbehalte gegen-
über dem Wohnen in einem Gründerzeitgebiet unter den Bewerbern vorrangig vertreten sein 
würden. Diese Vorannahme wurde im Projektverlauf bestätigt. Unter den Bewerbern befanden 
sich jedoch auch Personen mit derartigen Vorbehalten, die dennoch zu einer Teilnahme bereit 
waren.111 In der Stichprobe des Projektes PW2 (schriftliche Befragung) wirkte sich neben der 
Selbstselektion der Projektteilnehmer ein weiterer Aspekt auf den Bewerberkreis aus. Hier führte 
die Berichterstattung in den Medien (insb. Tagespresse und Fernsehen) zum einen zu einer 
deutschlandweiten Verbreitung des Projektes, zum anderen kam es zu einer homogenen 
Bewerberzusammensetzung (vorrangig Personen im dritten Lebensabschnitt). Weiter waren 
Personen aus bestimmten Herkunftsorten stark repräsentiert, während Personen aus anderen 
Regionen unter den Bewerbern nicht vertreten waren.112 
Weitere methodische Grenzen ergaben sich aus der Konzeption des Modellvorhabens PW. So 
wurden in den Gesprächen Veränderungen innerhalb eines begrenzten Zeitraums vor und nach 
der Projektteilnahme (6-8 Wochen) erfasst. Rückschlüsse auf längerfristige Auswirkungen der 
Projektteilnahme waren auf dieser Grundlage nicht möglich. Bei der Interpretation der Daten 
musste der „künstlichen” Interviewsituation,113 wie auch der außergewöhnlichen Wohnsituation 
im Rahmen der Projektteilnahme Rechnung gezollt werden. Die Projektteilnahme beinhaltete 
eine artifizielle, vom regulären Wohnalltag abweichende Situation für die befragten Projektteil-
nehmer (zeitweiser Wohnortwechsel in der eigenen Stadt/Region, neues Wohnumfeld, 
Teilnahme an der Befragung etc., vgl. Kap. 5.1.2). Inwieweit diese Rahmenbedingungen sich auf 
die Erfahrungen und Bewertungen der Projektteilnehmer auswirkten, konnte nicht abschließend 
erfasst werden. Vor diesem Hintergrund war dem Einwand, dass die in dem Projekt erhobenen, 
d. h. erzeugten, empirischen Daten eine begrenzte Aussagekraft für die lebensweltlichen Reali-
                                                
111 Pfeil 2009, S. 49. 
112 Z. B. waren Personen aus Nordrhein-Westfalen in der Liste der Bewerber deutlich stärker vertreten als 
Personen aus den übrigen Bundesländern. Hier war das Thema Probewohnen von der regionalen 
Presse in verschiedenen Städten aufgegriffen worden. 
113 Kruse 2009, S. 104. 
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täten der Projektteilnehmer besitzen können, besondere Beachtung zu schenken. Die vorliegen-
den Erfahrungen lassen diesbezüglich sehr individuelle, persönlichkeitsbedingte Auswirkungen 
vermuten. Im Projektverlauf erwiesen sich die Erfahrungen aus Sicht der Projektteilnehmer aber 
dennoch als lebensnah und alltagsrelevant – zumindest bei den Haushalten, die sich im 
Anschluss an die Projektteilnahme zu einem Umzug in den Görlitzer Stadtteil „Innenstadt” 
entschlossen.  
Der Einwand der artifiziellen Rahmenbedingungen relativiert sich, wenn man beachtet, dass 
Daten aus qualitativen Interviews generell von derartigen Einflüssen betroffen sein können, da 
jede Interviewsituation letztlich eine artifizielle Gesprächssituation darstellt.114 Allerdings war die 
mit der Projektteilnahme verbundene Befragung für die meisten Projektteilnehmer eine neue 
Erfahrung und somit tatsächlich eine ungewohnte Situation. Aufgrund der geführten Vorge-
spräche im Rahmen der Teilnehmerauswahl gelang es, den Bewerbern frühzeitig ein Bild vom 
ungefähren Ablauf der Gespräche zu vermitteln und eine Vertrauensbasis für die späteren 
Gespräche aufzubauen. Gleichzeitig war gerade die Teilnahme an der wissenschaftlichen Studie 
mitunter ein wichtiges Motiv für die Projektteilnahme. Insgesamt bestand seitens der Projekt-
teilnehmer, bis auf wenige Ausnahmen, ein Interesse an der Artikulation des eigenen Stand-
punktes und an der inhaltlichen Auseinandersetzung mit dem Thema Wohnen in der Innenstadt. 
Insofern lagen bei den Projektteilnehmern selbst eine hohe Gesprächsbereitschaft und große 
Offenheit gegenüber der Befragung vor. Dieser Aspekt könnte ein Kriterium der Selbstselektion 
gewesen sein. Möglicherweise hatte bei anderen Interessenten gerade die Verpflichtung zur 
Teilnahme an der Befragung eine abschreckende Wirkung.  
Das Antwortverhalten einer Person in Interviews wird generell durch verschiedene Faktoren 
bestimmt. Neben Persönlichkeitsmerkmalen des Befragten sind hier der Gesprächspartner und 
die Gesprächssituation zu nennen. Ein häufig zu beobachtendes Phänomen ist, dass Befragte 
ihre Antworten an der von ihnen vermuteten, sozialen Erwünschtheit orientieren.115 Dies kann 
Antworten zur Folge haben, die nicht oder nur bedingt der tatsächlichen Einstellung der Befragten 
entsprechen. Im vorliegenden Fall bestand die Möglichkeit, dass die Projektteilnehmer aufgrund 
der Rahmenbedingungen des Projektes (geringfügiger Kostenbeitrag, direkter Kontakt zu den 
Projektinitiatoren, thematischer Bezug des Projektes etc.) dazu neigten, aus ihrer Sicht sozial 
erwünschte Antworten zu erteilen (bspw. im Sinne einer Gefälligkeit für die ermöglichte Teilnahme 
oder auch, um Konflikten aus dem Weg zu gehen). Derartige Effekte sind bei Befragungen nicht 
vollständig auszuschließen.116 Ein solcher Einfluss könnte auch die vorliegenden Ergebnisse 
verzerrt haben und stünde im Widerspruch zum Befragungsziel.117 
Ein Gegenstand der Untersuchungen war die Bewertung des Wohnumfeldes. Berücksichtigt man 
die Theorien zur menschlichen Einstellungsbildung, werden weitere Einflussfaktoren deutlich, die 
bei der Befragung zum Tragen kommen konnten. Die „Dissonanztheorie”118 von Festinger (1957) 
                                                
114 Kruse 2009, S. 102. 
115 Häder 2010, S. 209. 
116 Atteslander 2003, S. 192. 
117 Gesamter Absatz bis auf abweichende Angaben: Pfeil 2010, S. 11. 
118 Festinger 1957. 
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liefert hierfür erste Hinweise. Sie besagt, dass Menschen im Allgemeinen bestrebt sind, ihre 
Einstellung zu einer Sache mit den eigenen Verhaltensweisen und den verfügbaren 
Informationen (von außen) in Einklang zu bringen. Gelingt dies nicht, wird das eigene Verhalten 
als Widerspruch zur eigenen Einstellung wahrgenommen, es können „kognitive Spannungen” 
und innere Konflikte auftreten. Derartigen Widersprüchen (Dissonanzen) wird, laut Festinger, auf 
mehreren Ebenen begegnet. Zum einen findet eine Selektion der Informationsaufnahme statt, die 
solche Informationen begünstigt, die den eigenen Standpunkt bestätigen. Der eigenen 
Einstellung widersprechende Informationen werden hingegen vernachlässigt. Zum anderen kann 
auf innere Konflikte mit Veränderungen des Verhaltens bei Beibehaltung der Einstellung reagiert 
werden. Es ist aber auch möglich, dass die Einstellung geändert und das Verhalten beibehalten 
wird.119 Es ist anzunehmen, dass die im Vorfeld vorhandene Einstellung die Urteilsbildung 
während der Projektteilnahme beeinflusste. Das aufgezeigte Erklärungsmodell erwies sich im 
Projektverlauf in mehrerlei Hinsicht als tauglich. Aus Gründen der Anschauung sei hier 
exemplarisch auf ein Beispiel verwiesen. Bei einem Projektteilnehmer mit Vorbehalten gegenüber 
dem Wohnen in der Innenstadt wurde das Prinzip der Selektion von Informationen deutlich. Der 
Projektteilnehmer kritisierte die Leistung der Heizung in der Altbauwohnung, allerdings ohne sie 
in Betrieb genommen zu haben. Dies wurde unterlassen, obwohl für ihn dadurch keine Kosten 
entstanden. Seine reguläre Wohnung, die er mit der Altbauwohnung aus dem Projekt verglich 
und ihr vorzog, beheizte er hingegen auch während seiner projektbedingten Abwesenheit.  
Derselbe Projektteilnehmer bewertete die Parkplatzsituation in der Straße als problematisch, 
ohne im Besitz eines Führerscheins und Autos zu sein. Um seiner Position Nachdruck zu 
verleihen, berief er sich dabei auf Autofahrer aus seinem Freundeskreis. Daran wurde deutlich, 
dass Einflüsse durch Dritte ebenfalls die Meinungsbildung mitbestimmen konnten. Auf die 
Bedeutung sozialer Einflüsse bei der Einstellungsbildung, wie die aufgeführte, wies Festinger 
ebenfalls hin.120 Kann die eigene Einstellung (oder das eigene Verhalten) bei anderen beobachtet 
werden, wird dies in der Regel als Bestätigung wahrgenommen. Darüber hinaus kann die (aktive) 
Zustimmung und Ablehnung der eigenen Einstellung durch andere Personen die Urteilsbildung 
beeinflussen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn der Person die Eigenschaften 
Glaubwürdigkeit, Sympathie und Attraktivität zugesprochen werden.121 Für die vorliegende 
Untersuchung könnte dies bedeuten, dass die untersuchte Einstellungsbildung durch den 
Erhebungsprozess selbst beeinflusst worden sein kann. Mit den persönlichen Vorgesprächen und 
weiteren Kontakten aus organisatorischen Gründen (Terminvereinbarungen, Vertrags-
modalitäten, Schlüsselübergabe etc.) wurde im Vorfeld der Interviews ein Vertrauensverhältnis 
aufgebaut. Dieses wirkte sich im Allgemeinen positiv auf die Gesprächsbereitschaft der 
Projekteilnehmer aus. Die Hemmschwelle der Projektteilnehmer, die eigene Meinung gegenüber 
dem interviewenden Fachmann (im vorliegenden Fall Repräsentanten der Stadtplanung) zu 
äußern, wurde dadurch herabgesetzt. Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass sich das 
Vertrauensverhältnis auch auf die Einstellungsbildung der Projektteilnehmer auswirkte. Seitens 
                                                
119 Stroebe, Jonas 1997, S. 277. 
120 Festinger 1957, S. 238. 
121 Stroebe, Jonas 1997, S. 267. 
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der Interviewer wurden Meinungsäußerungen bewusst vermieden, um einer Fiktion ihrer 
Einstellung durch die Projektteilnehmer vorzubeugen. Die Einflussfaktoren auf die Meinungs-
bildung selbst, im Sinne einer sozialwissenschaftlichen Rekonstruktion, waren nicht Gegenstand 
der Untersuchung. Inwieweit sich die Einstellung durch die Alltagserfahrungen bei der Projekt-
teilnahme oder durch die Ausrichtung an der (vermuteten) Meinung der Interviewer oder auch 
sonstiger Dritter (z. B. in Presseberichten) herleitete, war von untergeordneter Bedeutung. Die 
mit der Untersuchung vorliegenden Erfahrungen lassen allerdings vermuten, dass weniger die 
Einstellung des Interviewenden, als vielmehr die bewusste Reflexion der Erfahrungen in den 
Gesprächen zur Einstellungsbildung beitrug.  
Eine andere Theorie der Einstellungsbildung weist auf einen weiteren möglichen Effekt hin. Die 
Impression-Management-Theorie nimmt an, dass in Experimenten (empirischen Erhebungen) 
Versuchspersonen fingierte Antworten geben können, um ihr auftretendes einstellungskonträres 
Verhalten gegenüber dem Interviewer nicht zu zeigen.122 Die Ursache hierfür ist in dem 
menschlichen Bedürfnis zu suchen, nach außen einen konsistenten Eindruck zu vermitteln. 
Derartige Effekte könnten theoretisch in den Interviews der Fallstudie dazu geführt haben, dass 
eine erfolgte Einstellungsänderung durch die Projektteilnahme nicht geäußert (zugegeben) 
wurde, wenn sie im Widerspruch zum sonstigen Verhalten einer Person stand. Bei der 
Datenauswertung ergaben sich keine Hinweise auf ein solch taktisches Verhalten von 
Gesprächspartnern. Die Untersuchung schloss jedoch eine entsprechende sozialpsychologische 
Ebene nicht ein, weshalb ein solches Verhalten nicht grundsätzlich auszuschließen ist.  
Erwähnenswert ist zudem der Umstand, dass sich schon das Nachfragen nach den Gründen, die 
Bitte um eine nähere Erläuterung der Gründe, auf die Einstellung einer Person auswirken und 
ihre Veränderung auslösen kann. Zudem können Beeinflussungsabsichten, wenn sie von der 
interviewten Person bemerkt werden, dazu führen, dass diese sich auf die Gegenargumente zu 
den erwarteten Einwänden konzentrieren.123 Ein derartiges Verhalten wäre der Intention des 
Projektes Probewohnen aus zwei Gründen entgegengelaufen: Erstens hätte es Personen mit 
Vorbehalten, sofern sie Manipulationsabsichten vermuteten, von der Teilnahme abgeschreckt. 
Die beabsichtigte Erhebung kritischer Meinungen und der Wohnqualität aus der Perspektive 
weniger urbaner Lebensstile und Wohnvorstellungen wäre dann nicht möglich gewesen. 
Zweitens könnte ein manipulatives Vorgehen zu der Manifestierung von Vorurteilen statt deren 
Überprüfung bei den Projektteilnehmern führen. Um diesen Effekten vorzubeugen, wurde das 
Projekt von Beginn an ergebnisoffen konzipiert. Die Forschenden nahmen bewusst eine neutrale 
Position ein und waren offen für Gegenpositionen und eine kritische Bewertung des Quartiers 
durch die Projektteilnehmer. 
  
                                                
122 Vgl. Stroebe, Jonas 1997, S. 281-283. 
123 Dies geschieht, um die eigene Einstellung gegenüber einer Beeinflussung „resistent” zu machen. 
McGuire, Papageorgis 1962 nach Bohner 2003, S. 280. 
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3 KOORDINATEN: LEERSTAND – NUTZUNG – PROBLEM – 
PERSPEKTIVENWECHSEL 
Die Bedeutung der Begriffe „Leere und Leerstand”, „Nutzung und Nutzen”, „Problem und 
Problemlösen” sowie „Perspektiven und Perspektivenwechsel” sowie relevante verwandte 
Begriffe werden nachfolgend in unterschiedlichen Sinnzusammenhängen dargestellt. Ausgehend 
von ihrem Ursprung und ihrer Verwendung im allgemeinen Sprachgebrauch werden sie in den 
fachlichen Kontexten, in denen sie eine besondere Bedeutung erlangt haben, erläutert.1 Daneben 
wird ihre Verwendung in der Stadtplanung und Stadtentwicklung dargelegt. Abschließend wird 
ihre Bedeutung für den eigenen Untersuchungszusammenhang präzisiert.  
3.1 LEERSTAND UND LEERE 
3.1.1 Begriffsursprung und Bedeutungen 
Leere und Leerstand – Bedeutung im allgemeinen Sprachgebrauch 
Die Verwendung der Begriffe Leere und Leerstand ist im allgemeinen Sprachgebrauch unmittel-
bar an räumliche Vorstellungen geknüpft. Die Leere beschreibt erstens den Zustand des Leer-
seins, zweitens den luftleeren Raum, das Vakuum, und drittens den leeren Raum.2 Leer (Adj.) 
bedeutet erstens nichts enthaltend und entleert (z. B. Gefäß), zweitens frei und unbesetzt (z. B. 
Platz) und drittens gehaltlos, inhaltslos oder nichtig (bedeutungslos).3 Während ein leerer Raum 
oder eine leere Fläche die Abwesenheit von Menschen oder Dingen beschreibt, weist der Begriff 
Leerstand auf eine fehlende Nutzung eines Raums hin. Die Leere ist somit gleichbedeutend mit 
der Abwesenheit von einem Gegenstand, einem Element, einem Sinn oder einer Bedeutung in 
einem wie auch immer gearteten Raum oder Körper. Diese Abwesenheit kann positiv oder 
negativ konnotiert sein. Hier sind zwei grundlegende Bedeutungsstränge zu unterscheiden:4 
Einerseits steht Leere für geistige Reinheit als Voraussetzung für spirituelle und religiöse Erfah-
rungen. Andererseits wird der Begriff auch mit der negativ konnotierten inneren Leere, im Sinne 
einer unerfüllten Sehnsucht, Langeweile oder Bedeutungslosigkeit, in Verbindung gebracht.5 
Diese Bedeutung schwingt im heutigen Sprachgebrauch in vielen Redewendungen mit. 
                                                
1 Die Darstellung erfolgt ohne Anspruch auf Vollständigkeit im Sinne eines Einstiegs in vielfältige und 
weitreichende Zusammenhänge. Auf der Suche nach fruchtbaren Argumenten zur Bereicherung der 
Diskussion im eigenen Fach wird der Betrachtungsbreite der Betrachtungstiefe der Vorzug gegeben. 
2 Wahrig Deutsches Wörterbuch 2006, S. 931. 
3 Wahrig Deutsches Wörterbuch 2006, S. 930-931. 
4 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 5 1980, Sp. 157-158. Im 18. Jd. steht der Begriff für die 
„innere Leere”, im Sinne einer unerfüllten Sehnsucht. Im 19. Jd. wird die „innere Leerheit” mit Lange-
weile verbunden, der man sich nur bedingt durch gesellschaftliche Zerstreuung und Vergnügungen 
entledigen kann. Die Begriffe „Sinn-Leere” und „Erfahrungs-Leere” tauchen im 20. Jd. in Verbindung 
mit der Suche nach neuen Ideologien im Sprachgebrauch auf. 
5 Es ist von leerem Gerede, leeren Drohungen, leerem Blick oder einem leeren Kopf (Hohlkopf) die Rede. 
Man kann mit leeren Händen dastehen oder sich leer und ausgebrannt fühlen etc. Wahrig Deutsches 
Wörterbuch 2006, S. 930-931. 
36  3 Koordinaten: Leerstand – Nutzung – Problem – Perspektivenwechsel 
 
Leere in der Philosophie 
Die Idee der Leere spielt in der griechischen Philosophie eine zentrale Rolle. Hier ist die Idee des 
leeren Raums eng mit der Vorstellung vom „Chaos” verbunden. Chaos steht hier für den leeren, 
ungeordneten Raum, in dem die Weltentstehung stattfinden kann. Es bezeichnet die Leere, den 
leeren Raum bzw. den Ur-Raum, und beschreibt „die räumliche Leere, die nach und nach 
mit ,Gegenständen’ [...] und Eigenschaften gefüllt werden muß”.6 
Bis in das spätantike fünfte Jahrhundert war die Vorstellung von Raum unmittelbar mit der 
Anwesenheit von Materie verbunden. Die Idee von einem nichtstofflichen „leeren Raum” wurde 
erstmals von den Pythagoreern formuliert: Leukipp und sein Schüler Demokrit, Begründer des 
Atomismus, unterschieden zwischen dem leeren Raum und Atomen. Das Leere, das 
Nichtseiende „kenon”, fungierte ihrem Verständnis nach als Gegenstück zu den Atomen und ist 
Voraussetzung für ihre Bewegung.7 Mit diesem Verständnis vom leeren Raum begann ein neues 
Kapitel in der griechischen Raumvorstellung.8 Im Zusammenhang mit der vorliegenden Arbeit soll 
an dieser Stelle noch auf eine in der Philosophie kontrovers diskutierte Auslegung des Begriffs 
kenon hingewiesen werden. Das Leere wird vorrangig als eine nicht zu bestimmende räumliche 
Größe betrachtet, die sowohl den Raum, in dem sich die Atome befinden wie auch den 
Zwischenraum zwischen diesen beschreibt.9 Einer anderen Auslegung zufolge bezeichnet kenon 
nicht den leeren Raum, sondern eine Art „negative Substanz”, die selbst Raum einnimmt.10 Mit 
diesem Verständnis wird das Leere zu etwas, das der vollen Substanz ebenbürtig ist.11 
Die Idee von Leere ist im abendländischen Kulturraum eng mit der Idee von Raum verknüpft. 
Beiden liegt eine klare Trennung von „Materiellem und Geistigem” sowie „Anwesendem und 
Abwesendem” zugrunde. In der ostasiatischen Philosophie hingegen wird Leere ganz anders 
verstanden.12 So steht Leere im Neo-Daoismus und Buddhismus für die Vorstellung, dass das 
wirkliche Wesen der Welt nicht mit der uns erscheinenden Welt übereinstimmt.13 Leere steht für 
die gegenseitige Durchdringung aller Dinge.14 Sie beschreibt einen Zustand, in dem die 
                                                
6 Kratzert 1998, S. 20-21. 
7 Reichenberger 2002, S. 105. 
8 Kratzert 1998, S. 84. 
9 Kratzert 1998, S. 84. 
10 Sedley vertritt die Auffassung, dass die Atomisten unter „kenon” nur bedingt den leeren Raum 
verstanden haben, sondern etwas, was selbst Raum einnimmt. Er charakterisiert die Leere als 
„negative Substanz”, wenn er schreibt: „Void is a space-filler. At least, it occupies some parts of space 
just as effectively as body occupies others”. Sedley, 1982, S. 182. Vgl. auch Reichenberger 2002, 
S. 105-106. 
11 Rapp 1997, S. 217. „Wenn das Leere als etwas angesehen wird was selbst Raum einnimmt, dann 
verhält es sich zur vollen Substanz völlig symmetrisch und ebenbürtig; das Leere erscheint so als eine 
Quasi-Substanz, die mit demselben Recht wie das Volle beansprucht werden kann, einen bestimmten 
Raum einzunehmen und genau in diesem Sinne nicht weniger zu existieren als das Volle oder 
Seiende.” Rapp bezieht sich bei dieser Erläuterung auf die Überlegungen von Sedley (siehe Fußnote 
10), dem damit gelungen ist den scheinbaren Widerspruch zwischen der Gleichsetzung von dem 
Vollem = dem Seienden, und dementsprechend dem Leeren = dem Nicht-Seienden der Atomisten auf-
zulösen. „Sein“ bedeutet demnach nicht „existieren”, sondern „voll sein” oder „nicht voll” also „leer sein”.  
12 Krusche 2003, S. 3. 
13 Ommerborn 1996, S. 74, 84. 
14 Im Buddhismus gilt: „Leere ist Form. Form ist Leere”. Krusche 2003, S. 3. 
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Substanzen für den Menschen nicht wahrnehmbar, aber existent sind. In dieser Form ist sie 
unmittelbare Voraussetzung und Sinnbild für das Gestaltwerden von Dingen und Körpern.15 
Leere in der Physik 
Mit Aristoteles geozentrischer Vorstellung von einem dicht gefüllten, über Fixsterne begrenzten 
endlichen Raum, wird die Existenz der Leere immer wieder angezweifelt. Erst im 17. Jahrhundert, 
als Newton die Gültigkeit der Naturgesetze für den Himmel (bzw. Kosmos) nachweist, setzt sich 
die Vorstellung von einem leeren Raum durch. Nach Newton ist der unendliche Raum absolut, 
das heißt er existiert unabhängig davon, ob sich etwas in ihm befindet oder nicht. „Die tatsächliche 
Welt ist […] in diesen leeren Raum hineingeschaffen und […] nimmt dort einen ganz bestimmten 
Platz ein”.16 In dieser Raumvorstellung ist Leere identisch mit beliebig vielen Möglichkeiten der 
freien Setzung von Elementen.17 Die Vorstellung vom absoluten Raum als einem selbstständigen 
Körper war allerdings von Anfang an umstritten.18 Sie wurde schließlich mit der Relativitätstheorie 
von Einstein endgültig aufgegeben. Einstein definiert Raum als „Lagerungs-Qualität der Körper-
welt”, welche die Verhältnisse der sich in Bewegung befindenden Körper zueinander beschreibt.19 
Im historischen Vergleich der Entwicklung von der antik-absolutistischen bis zu der modernen 
relationalen Raumvorstellung wird deutlich, dass die Auseinandersetzung mit der Leere als raum-
konstituierendes Element kontinuierlich aus den Raumtheorien verschwunden ist.20 Während 
Anhänger der ersteren (z. B. Kopernikus, Galilei und Newton) von der Existenz von Körper und 
Raum ausgehen, leiten Vertreter der letzteren (z. B. Descartes, Leibniz) Raum allein aus der 
Anordnung der Körper zueinander ab.  
Die Leere selbst, im Sinne von leeren Zwischenräumen, ist jedoch in relativistischen Raum-
theorien kein Betrachtungsgegenstand mehr. Die durch die Naturwissenschaften geprägte 
Bedeutung beschreibt Leere als die physische Abwesenheit von Materie (Masseteilchen, 
Elementen) in einem Raum. Leere ist gleichermaßen Abwesenheit von Körperlichkeit und ihre 
zwingende Vorbedingung: „denn gäbe es kein Leeres, könnte nichts gefüllt werden”.21 Allerdings 
                                                
15 Darin ist eine Gemeinsamkeit zur abendländischen Philosophie zu sehen. Krusche 2003, S. 5. 
16 Reichenberger 2002, S. 112-113. 
17 Vgl. Sturm 2000, S. 113-115. 
18 Löw 2007, S. 11. 
19 Einstein, Albert (Vorwort. In: Jammer, Max: Das Problem des Raums. Die Entwicklung der 
Raumtheorien. Darmstadt, 1960, S. XII-XVII) zitiert nach Löw 2007, S. 12. 
20 Löw 2001, S. 17-18. 
21 So beschrieb es Otto von Guericke, der Physiker dem das erste Mal die technische Erzeugung eines 
Vakuums gelang. Kauffeldt, von Guericke 1968, S. 228-229. Für von Guericke ist die Leere „die 
Ursache der allergrößten Wirkung in der Natur; nämlich daß ein Ding, das hier ist, danach anderswo 
sein kann und mit seiner Anwesenheit einen Ort (oder besser Raum) erfüllen kann, der zu der Zeit von 
keinem Körper eingenommen, aber fähig ist, eingenommen zu werden”. Ebd. S. 229. Genauer führt 
Guericke hierzu aus: „Wenn es das Leere, das heißt, den Raum in der Natur nicht geben könnte, 
sondern aller Raum erfüllt wäre, dann könnte kein Körper an den Platz eines anderen treten und keine 
Bewegung von Ort zu Ort stattfinden”. Ebd. S. 229. 
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ist „das Leere [als] ein von keinem Körper erfüllter Ort […], der aber fähig ist, ausgefüllt zu werden, 
[…] zweifellos etwas, wenn auch nichts Gegenständliches, so doch etwas Bezügliches”.22 
Die Auseinandersetzung mit dem leeren Raum erfolgt heute in der Physik insbesondere in den 
Bereichen Festkörper- und Quantenphysik. Leere oder der leere Raum ist hier gleichzusetzen mit 
einem Vakuum (lat. vacuus: leer, nichts). Das Vakuum wird in der theoretischen Physik definiert 
als ein Raum frei von jeglicher Materie. In der Experimentellen Physik lässt sich ein solcher 
vollkommen leerer, materiefreier Raum jedoch nicht herstellen, da selbst im leeren Raum immer 
wieder Teilchenpaare entstehen, um rasch wieder zu vergehen.23 Das Vakuum ist in der Praxis 
ein „zustandsfreies Gebilde”, in dem ständig Prozesse der Teilchenerzeugung und -vernichtung 
ablaufen und in dem ein Gleichgewicht zwischen positiven und negativen Energiezuständen, 
Zuständen und Antizuständen, Teilchen und Antiteilchen vorliegt.24 Es wird auch als „See” 
beschrieben, in dem „Löcher” entstehen, wenn dem Gleichgewicht Teilchen entzogen werden.  
3.1.2 Begriffsverwendung in Stadtplanung und Städtebau 
Leere in Stadtplanung und Städtebau 
Der Begriff Leere ist in Stadtplanung und Städtebau nicht eindeutig definiert. Der leere Raum 
steht für leere Innen- wie Außenräume und umfasst das gesamte Spektrum an (nicht bebauten) 
Freiräumen, von Brachflächen, Blockinnenhöfen, Straßenräumen, Plätzen und Parkanlagen etc. 
Im Sinne von „menschenleer” dient der Begriff auch zur Charakterisierung wenig frequentierter 
und generell unternutzter (öffentlicher) Räume. Im Kontext der ostdeutschen Stadtentwicklung 
wird Leere mit dem Verlust von Nutzungen verbunden. Leere verweist hier auf Freiräume infolge 
von Gebäudeabrissen und auf den längerfristig auftretenden Leerstand von Gebäuden, wie am 
Beispiel des Wohnungsleerstands an späterer Stelle zu zeigen sein wird. 
Neben dieser räumliche Eigenschaften beschreibenden Verwendung werden Räume als leer 
bezeichnet, wenn sie eine konkrete Bedeutung oder Sinnzuschreibung aus Sicht des Betrachters 
vermissen lassen. Dies kann beispielsweise mit dem Verlust „der Verständlichkeit der räumlichen 
Situation”25 oder auch der ursprünglichen Nutzung eintreten. So kritisiert der niederländische 
Architekt Koolhaas die „absolute kulturelle Leere”26 des Städtebauentwurfs des Schweizer 
                                                
22 Kauffeldt, von Guericke 1968, 228-229. Erwähnenswert ist, dass von Guericke die „Scheu vor dem 
Leeren” erkannte und wie folgt erklärte: „Wir verstehen aber das Leere nicht als die Leerheit selbst, und 
gleichsam als etwas, was als solches existiert, sondern als ein Beraubtsein oder eine Abwesenheit. 
Wie z. B. die Finsternis die Abwesenheit des Lichtes, Blindheit ein des-Sehens-Beraubtsein ist und also 
nicht als solche sind, (…) woraus doch nicht folgt, dass diese Beraubung oder die Abwesenheit diese 
oder jenes Dinges (was mein gemeinhin leer nennt) etwas gegenständlich existierendes wäre” 
(Hervorhebung im Original). Ebd. S. 231. 
23 Bojowald 2011. 
24 Dr. Walter Pfeil, Physiker, Gespräch am 10.08.2011. 
25 Gemeint sind wahrnehmungsbezogene Qualitäten eines Stadtraums und seines räumlichen Zusam-
menhangs im Sinne der „Lesbarkeit”, die das menschliche Handeln, Verhalten und Wohlbefinden 
beeinflussen (über das Orientierungsvermögen, die wahrgenommene Aufenthaltsqualität, das 
Sicherheitsempfinden etc). Vgl. Frick 2006, Jacobs 1993; Lynch 1965; Trieb 1974. 
26 Koolhaas 1978, S. 273. 
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Architekten Le Corbusier zur Umgestaltung Manhattans in eine Hochhauslandschaft und versteht 
sie als ein „Zeichen der erinnerungslosen Stadt”27. 
Auffallend ist, dass der Begriff Leere in Stadtplanung und Stadtentwicklung häufig mit einer 
negativen Konnotation verwendet wird. Beispielsweise spricht Sitte in seinem 1889 veröffent-
lichten Grundlagenwerk „Der Städtebau nach seinen künstlerischen Grundsätzen” von 
„einförmiger Raumleere” um Kirchengebäude, die zentral auf Plätzen situiert sind.28 Er plädiert 
für das „Freihalten der Mitte” von Plätzen zugunsten einer harmonischen Gesamtwirkung.29 
Allerdings stellt der „bloße leere Raum” seiner Ansicht nach noch keinen Platz dar. Es bedarf aus 
seiner Sicht einer räumlichen Geschlossenheit und der Einhaltung bestimmter Proportionen, 
welche die „modernen Riesenplätze[…] mit ihrer gähnenden Leere und erdrückenden Langweile” 
vermissen lassen.30 Der Begriff Leere wird hier mit unbefriedigenden gestalterischen Lösungen 
verbunden. Es gibt in der Stadtplanung aber auch positiv konnotierte Bedeutungszuweisungen.  
Die unterschiedlichen Interpretationen der stadträumlichen Leere spannen sich zwischen dem 
„horror vacui”31 und dem „amor vacui”32 auf. Dies ist geradezu beispielhaft in der Fachdiskussion 
über die „Leerräume” der Stadt Berlin abzulesen. Hier wird Leere gleichgesetzt mit unter-
schiedlichen innerstädtischen Freiräumen und Brachflächen, die infolge der Teilung der Stadt 
entstanden sind. Unter dem Leitsatz „Kritische Rekonstruktion” schlug die Internationale 
Bauausstellung Berlin (IBA Berlin) 1987 unter der Leitung von Kleihues (IBA Neu) im Umgang mit 
den innerstädtischen Brachflächen in der geteilten Stadt eine konsequente Lückenschließung zur 
Wiederherstellung vielfältiger Stadträume mit differenzierten Blockinnenbereichen, Straßen- und 
Platzräumen vor.33 Leere war demnach ein städtebaulicher Missstand und als solcher zu 
beseitigen, um eine qualitätvolle Ausdifferenzierung von Freiräumen zu erreichen. Im Gegensatz 
dazu sahen Ungers und Koolhaas in der Leere ein Potenzial und entdecken sie in ihrem 
Wettbewerbsbeitrag für den städtebaulichen Wettbewerb Landwehrkanal Tiergartenviertel (1973) 
mit dem Titel „Berlin - Das grüne Archipel”34 als ein neues architektonisches und städtebauliches 
                                                
27 Wilhelm, Jessen - Klingenberg 2006, S. 89. 
28 Sitte 1909. 
29 Sitte 1909, S. 24-37. 
30 Sitte 1909, S. 56. 
31 Der „horror vacui” in den Köpfen der Planer und der Architekten verhindert aus der Sicht von Ruby den 
von ihm für Berlin geforderten experimentelleren Umgang mit innerstädtischen Frei - und Brachflächen, 
der den Freiraum zum städtischen Konzept erhebt und die Leere als Potenzial begreift („amor vacui”). 
Ursachen der Abneigung der Architekten gegenüber Freiräumen erklärt er folgendermaßen: „Für 
Architekten ist es selbstverständlich, freien Raum in umbauten zu verwandeln. Nicht nur werden sie 
umso besser bezahlt, je mehr umbauten Raum sie schaffen, die Angst, den freien Raum als Qualität 
zu akzeptieren, scheint in einem tief sitzenden abendländischen Misstrauen gegenüber der Leere 
überhaupt zu gründen.[…] Im Bauauftrag, den der Architekt erhält, ist der leere Zustand des 
Grundstücks immer schon von seiner zukünftigen Bebauung besetzt. Unbebauter Raum scheint so 
gesehen unvollständig zu sein und erst als umbauter Raum seine volle Wirklichkeit zu erlangen.” Ruby 
2003, S. 35-36. 
32 Ruby 2003. 
33 Vgl. Kleihues 1991. 
34 Ungers und Koolhaas schlagen vor, Baulücken der Blockrandbebauung nicht zu schließen, sondern 
die Blockinnenhöfe mit dem Straßenraum zu einem „fließenden Stadtraum” zu verbinden. Im Wett-
bewerbsentwurf von OMA Office for Metropolitan Architecture für die neue Stadt Mélun - Senart führt 
Koolhaas diesen Gedanken weiter. Hier wird die „,leere’ Form des freigelassenen Raums in der Mitte 
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Konzept.35 Nach der Wiedervereinigung nahmen u. a. Oswalt und die Arbeitsgruppe „Automa-
tischer Urbanismus” eine Umdeutung der städtischen Brachen vor. Sie sahen in ihnen das 
„Produkt der permanenten Reorganisation des Stadtraums”36 und zugleich die unmittelbare 
Voraussetzung für die Erneuerung und weitere Entwicklung der Stadt. Leere wurde hier 
charakterisiert als ein temporärer instabiler „Zustand des Nicht-mehr und Noch-nicht”37.  
Eine einheitliche Verwendung des Begriffs Leere und eine systematische Typologie der unter-
schiedlichen Auslegungen liegen in der Stadttheorie bislang nicht vor. Einen ersten Versuch in 
diese Richtung unternahm Dissmann in ihrem Buch „Die Gestaltung der Leere” (2011). Sie fasst 
„Leere als räumlich-kognitives Phänomen eine Chiffre für empfundene Abwesenheit” auf.38 Zwei 
Arten der Leere werden von ihr unterschieden: die materielle und die immaterielle Leere. Erstere 
wird „durch bestimmte Konstellationen oder Kompositionen physisch greifbarer Parameter” 
beschrieben und umfasst Inhaltsleere, strukturelle Leere, Gestaltungsleere, funktionale Leere, 
Menschenleere und Verlustleere.39 Die immaterielle Leere drückt sich „vor allem in der 
Abwesenheit symbolischer oder kommunikativer Inhalte” aus.40 Es wird hier zwischen 
Bedeutungsleere, informationeller Leere, Ereignisleere oder metaphorischer Leere unter-
schieden.41 In der praktischen Anwendung erweisen sich die beschriebenen Formen städtischer 
Leere aufgrund ihrer begrifflichen Unschärfe und thematischen Überschneidungen für die 
Kategorisierung realer Stadträume als wenig hilfreich.42 
                                                
der Stadt […] zur eigentlichen Gestalt und prima materia städtischen Raums”. Ruby 2003, S. 36. Der 
dem zugrunde liegende Gedanke, den raumkonstituierenden Potenzialen von Leerräumen in den 
gestalterischen Überlegungen im Städtebau mehr Beachtung zu schenken, ist im Kontext der vor-
liegenden Arbeit zunächst zu würdigen. Allerdings mündet er in dem Modell einer polyzentrischen 
Stadtlandschaft, das aufgrund der gewählten Raumproportionen und Flächengrößen ausgesprochen 
kritisch zu hinterfragen ist. 
35 Ruby 2002, S. 300-301. 
36 Oswalt 2000, S. 60. 
37 „Sie wird […] zu einer Geste, die Zonen von Absenzen schafft, die offen sind für das Unerwartete. 
Möglich wird dies nur durch eine bewusste Unvollständigkeit von städtebaulichen oder architek-
tonischen Projekten. Erst in der Abwesenheit von Planung und Intentionen kann sich das Potential der 
Leere entfalten. Leere ist ein Paradox: Wo nichts ist, wird mehr sein. Die Leere generiert das 
unvorhergesehene Neue”. Oswalt 2000, S. 63.  
38 Hervorhebung im Original. Dissmann 2011, S. 68. 
39 Zu den von ihr vorgenommenen Abgrenzungen vgl. Dissmann 2011, S. 31-42, hier S. 32. „Funktionale 
Leere” definiert Dissmann als „das Fehlen eines zugewiesenen Nutzens und ist unabhängig von 
räumlicher Gestaltung, Proportion oder Dimension” Dissmann 2011, S. 36. Ihrer Ansicht nach existiert 
funktionale Leere auch dann, wenn Nutzungen vorliegen, „die nicht den erwartungsgemäßen oder 
gesellschaftlich erwünschten Funktionen eines Gebäudes entsprechen.” Dissmann 2011, S. 37. 
40 Dissmann 2011, S. 32. 
41 Ereignisleere setzt Dissmann „sinngemäß mit Ereignislosigkeit” gleich. Ein ereignisleerer Raum ist 
nach ihrer Definition ein „Raum ohne Ereignis [der] mit einem ganz spezifischen Mangel 
wahrgenommen wird, denn er ist nicht Schauplatz des Geschehens, er wird nicht Zeuge von 
Geschichte und lädt sich für die Bevölkerung nicht mit Spezifik und Erinnerungen auf.” 
(Hervorhebungen im Original). Dissmann 2011, S. 41. 
42 Dies wird nicht zuletzt auch daran deutlich, dass diese bei Dissmanns Betrachtung der stadträumlichen 
Transformationen nicht zur Anwendung kommen. Hier unterscheidet sie zwischen dem Auftreten 
kleiner und großer Lücken im Straßenraum, dem Verlust räumlicher Haltepunkte, der Ausbildung neuer 
Ränder, dem Auftreten von hohlen Gebäudekörpern und der Veränderung von Wegen, Sichtachsen 
und Oberflächen. Dissmann 2011:81-95. 
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Leere in schrumpfenden Städten 
Die meisten ostdeutschen Städte waren in den letzten zwei Jahrzehnten durch sinkende 
Einwohnerzahlen infolge des gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandels gekennzeichnet. 
Aufgrund ihrer „Entleerung” bildeten sich sogenannte „schrumpfende Städte” als „neuer Typus 
der Stadtentwicklung” heraus.43 Hier lassen sich verschiedene Formen der räumlichen Leere 
unterscheiden: Zum einen beschreibt Leere den längerfristigen Leerstand von Immobilien, ins-
besondere Wohngebäuden, zum anderen bezeichnet sie Brachflächen und ungenutzte 
Freiräume innerhalb des Stadtkörpers (z. B. Baulücken) (Abb. 3). Diese Veränderungen der 
Stadtgestalt sind in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Wandel des Wohnungsmarktes zu 
sehen. In der „leeren Stadt”44 führen sinkende Haushaltszahlen zu einer Abnahme der Nachfrage 
nach Wohnraum und einer Zunahme von Wohnungsleerständen, gefolgt von ökonomischen 
Einbußen und „gefühlten Wertverlusten” seitens der Eigentümer.45 
In der Fachdebatte dominierten bislang Beiträge, die sich mit den ökonomischen und gesell-
schaftlichen Problemen und Schwierigkeiten infolge der beschriebenen Entwicklung auseinan-
dersetzen. Öffentlich diskutiert wurden vor allem die negativen Konsequenzen des Leerstands.46 
Potenziale der Leere wurden weitaus seltener thematisiert, obwohl darauf hingewiesen wurde, 
dass der „Luxus der Leere”47 Chancen für eine neue Lebensweise und eine grundlegende „Stadt-
modernisierung”48 eröffnen und der Leerstand zum „Möglichkeitsraum”49 und „Experimental-
standort”50 werden könnte. 
Das Spektrum der unterschiedlichen Auslegungen ist für die Debatte bezeichnend. „Die Leere 
wird gleichzeitig als Mangel und Möglichkeit wahrgenommen”.51 Den meisten Diskussions-
beiträgen liegt die Überzeugung zugrunde, dass dem durch den Bevölkerungsrückgang 
hervorgerufenen Wohnungsüberhang mit einem Umbau der Städte und der Bestandsreduzierung 
überzähliger Wohnungen durch Gebäudeabrisse zu begegnen sei. Dieser Argumentationslogik 
folgend, hatte die in „schrumpfenden Städten” stattfindende wechselseitige Verstärkung „der 
Rückgänge von Bewohner- und Arbeitsplatzzahlen unmittelbare Folgen für die Entwicklung der 
Stadtgestalt”.52 Es wurde ein Umbau der Städte gefordert, der das tradierte „bauliche Kontinuum  
                                                
43 Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 203-214. 
44 Davy 2007a. 
45 Davy 2005, S. 67-68. Dies geschieht allerdings, ohne dass die Bodenpreise zwingend einer 
tatsächlichen Veränderung unterliegen. In der leeren Stadt wird die „Ökonomie des Kaufens und 
Verkaufens” von einer „Ökonomie des Behaltens” abgelöst: Der „Boden bleibt beim letzten Wirt” und 
geht nicht mehr an den „besten Wirt”. Davy 2007: 146. 
46 Franz 2001a, S. 31. 
47 Kil 2004, S. 156-158. Es ist darauf hinzuweisen, dass Kil sich in dem zitierten Beitrag zum „Luxus der 
Leere” vorrangig auf die Darstellung nahezu auswegsloser, negativer Szenarien konzentriert, um 
seinen Forderungen Nachdruck zu verleihen. 
48 Doehler 2003, S. 54. 
49 Willinger 2005. 
50 Doehler 2003, S. 54. 
51 Davy 2007a, S. 58-59. 
52 Häußermann, Läpple und Siebel benennen in diesem Zusammenhang insgesamt sechs Ebenen, auf 
denen sich die Einflüsse auswirken. Neben der Stadtgestalt sind diese der Wohnungsmarkt 
42  3 Koordinaten: Leerstand – Nutzung – Problem – Perspektivenwechsel 
 
 
Abb. 3: „Leere” in Städten mit sinkenden Einwohnerzahlen. Links: Wohnungsleerstand im DDR-Woh-
nungsbau. Rechts: Innerstädtische Baulücken aufgrund einer fehlenden Nachfrage. Eigene Fotos. 
der Stadt” infrage stellte.53 In der Konsequenz entstanden neue Freiräume am Stadtrand, 
aufgrund des hohen Wohnungsleerstands aber auch in innerstädtischen Gebieten.54 Die „Lücken 
und Leerräume unterschiedlicher Körnigkeit” wirkten sich unmittelbar auf den öffentlichen Raum 
aus, da gilt: „leer ist nicht gleich öffentlich”.55 Insgesamt schlug sich die Vorstellung von der 
Perforation des Stadtkörpers zugunsten neuer Freiraumtypen in vielen der Leitbilder nieder, die 
als Antwort auf den erwarteten weiteren Bevölkerungsrückgang entwickelt wurden. Der Begriff 
„perforierte Stadt” wurde in der Debatte zunächst von Lütke Daldrup (2001) geprägt.56 Er 
bezeichnete damit die beobachtete Transformation und Durchlöcherung der ehemals dicht 
bebauten Gründerzeitgebiete im Leipziger Osten, welche eine Entdichtung aufgrund von 
Leerstand, Verfall und Gebäudeabrissen erfuhren. Ziel war eine vom Rand der Quartiere 
ausgehende behutsame Auflockerung in ausgewiesenen „Perforationsbereichen”.57 Der 
Leerstand wurde als Spielraum verstanden, der „offensiv genutzt und als Chance für neue öffent-
liche und private (Frei-)Räume begriffen” wurde.58 Mögliche negative Auswirkungen einer teil-
weisen Auflösung der geschlossenen Bebauungskanten sollten durch eine größere Vielfalt an 
Wohnsituationen, (temporären) Freiraumgestaltungen und die Vernetzung von Grünräumen 
kompensiert werden. Im Laufe der Debatte wurden anknüpfend an das Leipziger Modell weitere 
Leitbilder formuliert, wie die „schrumpfende und perforierte Stadt”59; die „perforierte und fragmen-
tierte Stadt”60, die „leere Stadt”61, die „Lean City”62, die „hybride Stadt”63, „Stadtlichtungen”64 und 
                                                
(Wohnungsleerstand), die soziale Segregation, die Infrastruktur, die kommunalen Finanzen und die 
Urbanität. Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 206-214. 
53 Kaltenbrunner 2004, S. 709-710. 
54 Vgl. Rößler 2010. 
55 Doehler 2003, S. 53. 
56 Lütke Daldrup 2001. 
57 Lütke Daldrup 2003, S. 63. 
58 Lütke Daldrup 2003, S. 67. 
59 Doehler-Behzadi 2005. 
60 Göschel 2003. 
61 (Davy 2007). 
62 (oder auch „die schlanke Stadt”, Lang, Tenz 2003). 
63 Oswalt, Overmeyer, Prigge 2002. 
64 Giseke, Spiegel 2007b. 
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die „gegliederte, aufgelockerte und vernetzte Regionalstadt”.65 So wurde die „perforierte Stadt”, 
entgegen der ursprünglichen Intention,66 zu einem – wenn auch nicht unumstrittenen – Leitbild 
der Entwicklung für Städte mit abnehmenden Bevölkerungszahlen.67 
Mit der räumlichen Konzentration von Leerständen und Abrissen wurden die baulich-räumlichen 
Strukturen und Nutzungsstrukturen von historischen Stadtteilen in Frage gestellt. Auf der Suche 
nach neuen Strukturkonzepten wurde der Freiraumplanung eine Schlüsselrolle zugewiesen. Neu 
entstandene Freiräume wurden nun als städtebauliche Komponenten angesehen.68 Anstelle der 
funktionslos gewordenen baulichen Komponenten wurde gefordert, landschaftliche oder 
landschaftsähnliche Elemente zu konstituierenden Elementen im Stadtgefüge zu entwickeln.69 
Leerstand im Stadtumbau Ost 
Der Leerstand bezeichnet im Kontext des Programms Stadtumbau Ost den Wohnungsleerstand 
in ostdeutschen Bundesländern – sowohl in den DDR-Großwohnsiedlungen als auch in den 
Altbauten in den Innenstädten (Abb. 4). Hier wird der Wohnungsleerstand aufgrund seiner Aus-
maße und seines strukturellen Charakters als ein „durch den wirtschaftlichen und demografischen 
Wandel verursachter städtebaulicher Funktionsverlust” verstanden.70 Bund und Länder reagieren 
Ende der 1990er Jahre mit dem Programm Stadtumbau Ost, welches auf neue Art und Weise 
wohnungswirtschaftliche und städtebauliche Maßnahmen miteinander verknüpfte (s. hierzu aus-
führlich Kap. 4.2.2).71 Das Förderprogramm verbindet den „Rückbau”, d. h. Abriss, dauerhaft leer 
stehender Wohnungen zur Beseitigung des Wohnungsüberhangs, mit der „Aufwertung” der vom 
Rückbau betroffenen Stadtquartiere. Gleichzeitig soll die Konzentration der Wohnungsbau-
investitionen auf den innerstädtischen Altbau erfolgen, um hier den Leerstand abzubauen.72 
Entgegen der ursprünglichen Absicht dominieren in der praktischen Umsetzung die Interessen 
der organisierten Wohnungswirtschaft, zumindest in der ersten Laufzeit von 2002-2009. Ein kon-
sequenter Rückbau der Städte von außen nach innen erfordert „eine politisch und finanziell 
außerordentlich starke kommunale Planung”73 und war schon aufgrund der finanziellen Lage der 
Kommunen von Anfang an eher als unwahrscheinlich anzusehen. Die Bindung, dass die 
Kommunen sich zu einem Drittel der förderfähigen Kosten Aufwertungsmaßnahmen (im Gegen-
satz zu den Rückbaumaßnahmen) beteiligen müssen, führt zur Entkopplung beider Programm-
bereiche zulasten der Aufwertung. Bereits in den Wettbewerbsbeiträgen zur Aufnahme in das 
Programm wurde deutlich, dass Rückbaumaßnahmen aufgrund der Leerstandsverteilung in der 
                                                
65 Friesecke. 
66 Staatssekretär Dr. E. Lütke Daldrup auf der Sitzung des wissenschaftlichen Beirats des Görlitz Kom-
petenzzentrums Revitalisierender Städtebau der Technischen Universität Dresden am 25.06.2007 in 
Görlitz; Protokollnotizen der Verfasserin. 
67 Vgl. Göschel 2003; Guratzsch 2005; Hannemann 2002; Koziol 2004; Schiller, Siedentop 2005; Sulzer 
2007a. 
68 Reuther 2002. 
69 Giseke, Spiegel 2007a, S. 12. 
70 BMVBS, BBR 2008a, S. 26. 
71 BMVBS, BBR 2008a, S. 27.  
72 Kabinettvorlage 2001. 
73 Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 209. 
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Abb. 4: Unterschiedliche Formen des Wohnungsleerstands in den ostdeutschen Innenstädten.  Links: 
Leer stehende sanierte einfache Gründerzeitwohnung (2008). Rechts: unbewohnbares, verfallenes 
Wohngebäude (2005). Eigene Fotos. 
Praxis nicht konsequent von außen nach innen erfolgen würden.74 So werden in der Fach-
dokumentation des Wettbewerbs „Perforations- und Beobachtungsgebiete” in Innenstadtlagen 
Stadtumbaugebiete benannt, in denen die Erhaltung der existierenden Stadtstruktur in Frage 
gestellt wurde und eine Entdichtung zu erwarten war.75 In der kommunalen Planungspraxis wurde 
in vielen Kommunen die Strategie „Schrumpfung von außen nach innen” formuliert.76 Es wurde 
die „Reduzierung des Wohnungsleerstandes […] von den Kommunen […] vorrangig dort umge-
setzt, wo der Problemdruck bereits besonders hoch” war.77 Das bedeutet, dass die Rückbau-
maßnahmen meist unmittelbar aus der Leerstandsverteilung hervorgingen und vorrangig die 
Gebäude, die bereits teilweise oder vollständig leer standen, abgerissen wurden. 
Die Lage des Leerstands, seine räumliche Verteilung innerhalb der Stadtgebiete, ist das Resultat 
komplexer Wirkungszusammenhänge unterschiedlicher Faktoren (baulicher Zustand, Lage in der 
Stadt, Eigentümerstruktur, Wohnungsnachfrage, Planungssicherheit, persönliche Bewertungskri-
terien von Eigentümern und Mietern etc.). Im Durchschnitt häufiger vom Leerstand betroffen sind 
Gebäude mit Lagenachteilen, wie Eckgebäude oder Gebäude an stark verkehrsbelasteten 
Straßen. Im Ergebnis entstehen (scheinbar zufällige) disperse Verteilungsmuster auf der 
Grundlage der Parzellenstruktur. 
Die Leitbilder für den gesteuerten Umgang mit der Leere und dem Leerstand erweisen sich somit 
vorrangig als „Modellbeschreibungen [...] von theoretischer Natur”78. Es gab aber Ausnahmen: 
So hat die Stadt Halberstadt später die „Kultivierung der Leere” zum Thema ihres Beitrags zur 
Internationalen Bauausstellung Stadtumbau 2010 in Sachsen-Anhalt gewählt.79 
                                                
74 Vgl. hierzu die Auswertung, Dokumentation und Fachdokumentation der Beiträge zum Bundeswett-
bewerb „Stadtumbau Ost – für lebenswerte Städte und attraktives Wohnen” im Jahr 2002. BMVBW 
2002, 2002a, 2002b. 
75 BMVBW, BBR 2002, S. 18. 
76 BMVBS, BBR 2008b, S. 59-61. 
77 BMVBS, BBR 2006a, S. 43. 
78 Friesecke, S. 53. 
79 Das Stadtgefüge der Halberstädter Altstadt ist maßgeblich von leeren Räumen, perforierten Strukturen 
und großen Achsen geprägt. Eine Nachverdichtung in absehbarer Zeit ist aus Sicht der Kommune 
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Leerstand in Stadtplanung und Wohnungswirtschaft 
Bei der genaueren Auseinandersetzung mit dem Begriff Leerstand wird deutlich, dass in Fachli-
teratur und Praxis verschiedene Definitionen unter dem Begriff subsumiert werden. Der Begriff 
stellt also einen übergeordneten Sammelbegriff für unterschiedliche Leerstandsausprägungen 
dar und ist in seiner Bedeutung kontextabhängig. „Ganz allgemein betrachtet bezeichnet Leer-
stand nutzbare Flächen in Gebäuden, die zur Zeit nicht genutzt werden. Der Begriff des Leer-
standes ist jedoch ohne ergänzende Angaben ein Sammelbegriff, der eine in Wirklichkeit nicht 
gegebene Eindeutigkeit vorgibt”.80 Er kann Gewerbeeinheiten oder sonstige leer stehende Nutz-
flächen in Gebäuden ebenso betreffen, wie Wohnungen und Wohngebäude. Die nachfolgende 
Darstellung bezieht sich entsprechend des Forschungsschwerpunktes vorrangig auf den 
Wohnungsleerstand.  
In der Immobilienwirtschaft werden unter dem Begriff Leerstand nutzbare bauliche Flächen in 
baulichen Anlagen verstanden, die weder vom Eigentümer selbst genutzt noch einem Mieter bzw. 
Pächter gegen Entgelt überlassen werden.81 Somit stellt der Leerstand eine „Angebotsreserve 
aus nicht vermieteten, aber unmittelbar beziehbaren Flächen in Neubauten und Bestands-
objekten” dar.82 Die wohnungswirtschaftliche Perspektive berücksichtigt bei der Betrachtung leer 
stehender Wohneinheiten ausschließlich Wohnungen, welche sich noch auf dem Wohnungs-
markt befinden und klammert bewusst „nicht am Markt aktive Leerstände” aus.83 Leerstand 
beschreibt hier die „Nichtexistenz eines Mietvertrags” unabhängig davon, ob die Wohnung tat-
sächlich genutzt wird oder nicht.84 Hierdurch unterscheidet sich die wohnungswirtschaftliche 
Perspektive deutlich von der städtebaulichen Betrachtungsperspektive. Aus städtebaulicher bzw. 
stadtplanerischer Perspektive sind neben unvermieteten marktaktiven Wohnungen, auch 
vermietete, jedoch ungenutzte Wohneinheiten und leer stehende, nicht mehr auf dem Wohnungs-
markt angebotene Wohnungen von Interesse.  
Leerstandskategorien 
Der Leerstand im marktaktiven Wohnungsbestand wird drei Leerstandskategorien zugeordnet: 
dem fluktuationsbedingten Leerstand, dem funktionalen Leerstand oder dem strukturellen 
Leerstand.85 Diese unterscheiden sich wie folgt: 
 Fluktuationsbedingter Leerstand   
Unter fluktuationsbedingtem Leerstand wird das kurzzeitige Leerstehen einer Wohnung auf-
grund eines Mieterwechsels verstanden.86 Die Dauer des umzugsbedingten Leerstands 
                                                
unwahrscheinlich. Um vor Ort offensiv eine öffentliche Debatte zu initiieren, wurde ein „Trainingspfad 
des Sehens” ins Leben gerufen, an dem durch verschiedene Veranstaltungen, wie Workshops und 
Ausstellungen, die unterschiedlichen Ausprägungen städtischer Leere aufgezeigt und die Aneignung 
der verfügbaren Räume unterstützt werden soll. Heilmeyer 2010, S. 622-629. 
80 BMVBS, BBR 2007c, S. 23. 
81 Hoppenberg 1993. 
82 GIF 2008, S. 6. 
83 MIR 2005, S. 2. 
84 MIR 2005, S. 2. 
85 BMVBS, BBR 2007c, S. 23-24. 
86 BMVBS, BBR 2007c, S. 23. 
46  3 Koordinaten: Leerstand – Nutzung – Problem – Perspektivenwechsel 
 
hängt von den jeweiligen Marktbedingungen ab. In der Regel werden bis drei Monate hierfür 
angenommen. Auf schwierigen Wohnungsmärkten wird eine mietvertragsfreie Zeitspanne bis 
sechs Monate als fluktuationsbedingter Leerstand angesehen.87 In den neuen Bundeslän-
dern kann er auch deutlich längere Zeiträume umfassen. Hier werden Wohnungen mitunter 
„erst/noch nach einem Mehrfachen dieser Frist wieder vermietet”.88 
 Funktionaler Leerstand  
Im Unterschied zum fluktuationsbedingten Leerstand tritt der funktionale Leerstand moderni-
sierungsbedingt auf. Er bezeichnet ungenutzte „Flächen, für die eine Vermietung zur Zeit 
nicht vorgesehen ist, da der Bestand renoviert, modernisiert oder umstrukturiert werden soll. 
Es handelt sich insofern um kurzfristig erforderliche Leerstände”.89 Der funktionale Leerstand 
zugunsten von Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen wird oft gezielt herbeigeführt. 
 Struktureller (dauerhafter) Leerstand   
Der strukturelle Leerstand ist auf länger anhaltende oder strukturell bedingte Vermietungs-
schwierigkeiten zurückzuführen.90 Er umfasst Flächen, die dauerhaft weder vom Eigentümer 
selbst noch von Mietern oder Pächtern genutzt werden.91 Dauerhaft meint hier einen 
Leerstand, der länger als drei bzw. sechs Monate vorliegt.  
Der fluktuationsbedingte und der funktionale Leerstand sind wichtige Bestandteile des (anzu-
strebenden) ausgeglichenen Wohnungsmarktes. Beide sind notwendig, um die Allokation der 
Haushalte und die Modernisierung des Bestandes auf einem funktionierenden Wohnungsmarkt 
zu gewährleisten. Eine fluktuationsbedingte und funktionelle Leerstandsquote von insgesamt 
5 bis 7 Prozent ist als normal anzusehen.92 Von der Kommission „Wohnungswirtschaftlicher 
Strukturwandel in den neuen Bundesländern” wurde eine Leerstandsquote von über 6 Prozent 
als problematisch angesehen.93 Sie schlug vor, in Städten mit einer derartigen Leerstandsquote 
den Wohnungsabriss im Rahmen des Programms Stadtumbau Ost zu fördern.94 Diese Grenze 
ist nicht unstrittig. In der Stadtumbaupraxis zeigte sich, dass das Engagement im Stadtumbau 
Ost Wohnungen rückzubauen bei den Wohnungsunternehmen bei einem Leerstand bis 
10 Prozent deutlich abnimmt.95 
                                                
87 MIR 2005, S. 3. Für die in der Praxis herangezogene Zeitspanne von 3-6 Monaten vgl. auch BBR 
2007a, S. 2. 
88 BMVBS, BBR 2007c, S. 23. 
89 BMVBS, BBR 2007c, S. 24. 
90 MIR 2005, S. 3. 
91 BMVBS, BBR 2007c, S. 23. 
92 Franz 2001a, S. 28. „Der Wohnungsleerstand kann hier eintreten vor Erstbezug nach der Fertigstellung 
einer Wohnung, bei einer zeitlichen Verschiebung zwischen Aus- und Einzug der Mieter oder während 
der Modernisierung.” Ebd. 
93 Kommission 2000, S. 71. 
94 Daneben werden für die Förderung von Abrissmaßnahmen noch zwei weitere Kriterien ausgesprochen. 
Es muss ein städtebauliches Konzept vorliegen und der „Abriss darf nicht rentabel sein und dem 
Eigeninteresse eines Eigentümers entsprechen.” Kommission 2000, S. 71. 
95 Dies ist zumindest im Freistaat Sachsen nach Auskunft des SMI (Abteilung 5 - Stadtentwicklung, Bau- 
und Wohnungswesen, Gespräch am 21.04.2011) der Fall. 
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Neben dem dargelegten Leerstand im marktaktiven Wohnungsbestand gibt es einen Leerstand 
im nicht-marktaktiven Wohnungsbestand. Er umfasst zum einen unbewohnbare Wohnungen in 
unsanierten, stark verfallenen oder ruinösen Gebäuden; zum anderen Wohnungsleerstände, die 
auf der Basis strategischer Entscheidungen gezielt herbei geführt werden und somit „gewollt” 
sind. Dies kann beispielsweise bei der Stilllegung und/oder dem geplanten Abriss von Gebäuden 
eintreten, die „auf dem Wohnungsmarkt keine oder allenfalls eine psychologische Rolle 
spielen”.96 Aber auch bei Verkaufs- und Privatisierungsabsichten werden Wohnungen häufig 
gezielt dem (Miet)Wohnungsmarkt entzogen, indem sie leer gezogen und/oder nicht (wieder) 
belegt werden.97 
Eine Schwierigkeit stellt die objektive Vergleichbarkeit der Leerstandsangaben dar, da in der 
Praxis häufig nicht nach den oben erläuterten Leerstandskategorien differenziert wird oder 
werden kann.98 Die ermittelten Werte sind mitunter somit nur begrenzt vergleichbar. 
Leerstandsquote 
Absolute Leerstandsangaben beziehen sich in der Regel auf Wohn- bzw. Mieteinheiten. Diese 
Maßeinheit hat sich in der Wohnungswirtschaft gegenüber der Angabe der unvermieteten 
Quadratmeterzahlen durchgesetzt. Die Leerstandsquote (auch Leerstandsrate) beschreibt den 
Anteil der leer stehenden Wohnungen im Verhältnis zur Gesamtanzahl der betrachteten 
Wohnungen. Sie ist wie folgt definiert:  
Der Leerstand in einem Gebäude, einem Unternehmen oder in einer räumlichen 
Bezugseinheit (Quartier, Stadt, Land usw.) wird mit der Leerstandsrate oder Leerstands-
quote ausgedrückt. Diese definiert sich als die Anzahl der leerstehenden Mieteinheiten 
dividiert durch die Anzahl der gesamten in der jeweiligen Bezugseinheit verfügbaren 
Mieteinheiten.99 
Leerstandsursachen  
Die Gründe für den Wohnungsleerstand sind vielfältig. Ihre ausführliche Darstellung erfolgt im 
Zusammenhang mit der Leerstandsentwicklung in ostdeutschen Innenstadtgebieten (Kap. 4.1). 
Bei der Darstellung der Leerstandskategorien wurden bereits verschiedene Ursachen ersichtlich: 
Vermietungsschwierigkeiten aufgrund geringer Nachfrage, die Unbewohnbarkeit infolge 
schlechten baulichen Zustands, unternehmerische Entscheidungen für Instandsetzung/Moderni-
sierung, Privatisierung/Verkauf oder Abriss.100 Daneben sind die Ursachen für den 
Wohnungsleerstand in einem „komplexen Zusammenspiel von DDR-Städtebau, demografischer 
Entwicklung und der neubauorientierten Investitionsförderung nach 1990 zu suchen”.101 Hier sind 
die rückläufige Geburtenrate und die arbeitsplatzbedingte Abwanderung der Bevölkerung (vor 
                                                
96 MIR 2005, S. 3. 
97 Franz 2001b, S. 265. 
98 BMVBS, BBR 2007c, S. 24. 
99 BMVBS, BBR 2007c, S. 24. 
100 Franz 2001b, S. 264. 
101 Franz 2001a, S. 29. 
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allem aus den altindustriell-geprägten Regionen) ebenso zu nennen wie die Stadt-Umland-
Wanderung im Zuge der Eigentumsbildung. Es kam im Umland großer Städte zu unkoordinierter 
Baulandausweisung und starken Verzögerungen bei der Instandsetzung des innerstädtischen 
Baubestandes aufgrund von Restitutionsansprüchen.102 
Leerstandsauswirkungen 
Das Leerstehen einer Wohnung oder eines Gebäudes hat wohnungswirtschaftliche und 
städtebauliche Auswirkungen. Auch wenn die negativen Effekte im Allgemeinen überwiegen, 
muss Leerstand nicht in jedem Fall problematisch sein. Fluktuationsbedingte und funktionale 
Leerstände sind auch Ausdruck und Erfordernis für einen ausgeglichenen Wohnungsmarkt. Ein 
„Mietermarkt” bietet bei einer entsprechenden Angebotsstruktur größere Spielräume, um indivi-
duelle Wohnwünsche umzusetzen. Nutzer- und Nutzungswechsel können sich positiv auf die 
Nutzer- und Nutzungsstruktur auswirken. Dies kann zur Stärkung der Funktionsfähigkeit eines 
Stadtgebietes beitragen. Grundsätzlich sind leer stehende Wohnungen und Gebäude auch als 
Flächenreserve für zukünftige Entwicklungen anzusehen.  
 Wohnungswirtschaftliche Auswirkungen103  
Gebäude sind traditionell auf lange Lebens- und Nutzungszyklen ausgelegt. Gerade ihre 
Beständigkeit und langen Lebenszyklen haben in der Vergangenheit in der Regel zu einer 
langfristigen Wertsteigerung geführt. Diese Eigenschaften erschweren es jedoch, kurzfristig 
auf qualitative und quantitative Änderungen der Wohnungsnachfrage zu reagieren. Ein 
Überangebot an Wohnungen auf dem Wohnungsmarkt oder in einem bestimmten 
Marktsegment kann zu allgemeinen Mietpreissenkungen führen. Mit dem Leerstand stellen 
sich auf Seiten der Eigentümer zusätzliche finanzielle Belastungen ein. Die Leerstands-
kosten104 werden im Wesentlichen verursacht durch Ausfälle der Mieterträge und weiterlau-
fende anteilige Bewirtschaftung der Wohnung (Heiz- und Betriebskosten). Erschwerend hinzu 
kommen ggf. Kapitalkosten für Zinsen und Tilgung von Altschulden oder Darlehen für 
Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen. Diese bleiben auch im Falle eines 
Gebäudeabrisses bestehen (Altschulden bei Rückbaumaßnahmen im Förderprogramm 
                                                
102 Kabinettvorlage 2001, S. 2. 
103 Für die nachfolgenden Ausführungen vgl. Forum Baulandmanagement NRW 2007; Franz 2001a; 
Jacobs, Töpper 2005; Kommission 2000. 
104 Das BWL Institut Basel definiert Leerstandskosten wie folgt: „Leerstandskosten sind die Kosten, die 
der Eigentümer einer Immobilie aufgrund von Leerständen zu tragen hat, wobei mehrere Arten 
unterschieden werden können: abhängig vom jeweiligen Objekt, gesetzlichen Bestimmungen und der 
Dauer des Leerstands. Offensichtlich sind die Kosten, die sich aufgrund des Mietausfalls ergeben, in 
der Zahl der nicht vermieteten Quadratmeter, multipliziert mit den Monaten des Leerstands. Hinzu 
kommen weitere Kosten, die teilweise auszahlungswirksam sind, etwa solche, die durch die Kontrolle 
des leer stehenden Objektes oder der Objekteinheit entstehen, die weiterlaufenden anteiligen 
Betriebskosten, aber auch nicht auszahlungswirksame Kosten, welche reine Opportunitätskosten 
darstellen”. BWL Institut Basel, URL www.bwl-insitut.ch, BWL Lexikon Stichwort: Leerstandskosten, 
Zugriff 15.01.2011.  
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Stadtumbau Ost ausgenommen).105 Die Leerstandskosten führen häufig zu Liquiditäts-
engpässen der Eigentümer. In der Folge werden Investitionen für Instandsetzungs- und 
Modernisierungsmaßnahmen aufgeschoben oder unterlassen. Bauschäden und ein 
zunehmender baulicher Verfall, gefolgt vom Auszug weiterer Haushalte, zunehmende 
Vermietungsschwierigkeiten und eine steigende Zahl leer stehender Wohnungen sind 
mögliche Resultate. Steigt die Mieterfluktuation und verkürzt sich die durchschnittliche 
Wohndauer, erhöhen sich die Kosten für den Vermieter durch Rentabilitätseinbußen weiter.106 
 Städtebauliche Auswirkungen107  
Die städtebaulichen Auswirkungen leer stehender Gebäude variieren stark hinsichtlich ihres 
Umfangs und ihrer Lage in der Stadt. Es können funktionale, gestalterische und soziale 
Defizite in den betroffenen Nachbarschaften auftreten. Aufgrund der komplexen Wirkungs-
zusammenhänge sind sich gegenseitig verstärkende Effekte für den Prozess charakteristisch. 
Funktionale Defizite können sich infolge einer abnehmenden Einwohnerdichte durch die 
unzureichende Auslastung der sozialen und technischen Infrastruktur oder auch des 
öffentlichen Nahverkehrsnetzes einstellen. Die Abwanderung von Handels-, Gewerbe- und 
Dienstleistungsangeboten kommen erschwerend hinzu. Ausbleibende Instandsetzungs- und 
Instandhaltungsmaßnahmen führen langfristig zum baulichen Verfall und sind gefolgt von 
gestalterischen Defiziten, insbesondere im öffentlichen Raum. Auch stadtstrukturelle 
Veränderungen (Perforation der Baustruktur, Zunahme von Brachflächen etc.) können zu 
Beeinträchtigungen des Stadtbildes führen. Der Verlust von Bausubstanz durch Gebäude-
abrisse oder Einsturz kann Imageverluste und eine sinkende Identifikation der Bewohner mit 
der Stadt bzw. ihrem Stadtteil nach sich ziehen. 
 Soziale Auswirkungen108  
Soziale Auswirkungen stellen sich durch eine höhere Mieterfluktuation, soziale Segregations-
prozesse und die Abnahme des nachbarschaftlichen Zusammenhalts im Quartier ein. Die 
geringere Frequentierung des öffentlichen Raums, die Abnahme der Sauberkeit bei 
gleichzeitiger Zunahme von Vandalismus oder auch ein sinkendes Sicherheitsempfinden sind 
weitere mögliche unerwünschte Folgen. In der Summe kann der Leerstand über die 
dargelegten Prozesse eine negative Quartiersentwicklung in Gang setzen, die die soziale Ab- 
wertung ganzer Wohngebiete nach sich ziehen können (Abb. 5). Der Leerstand wird hier zum 
Indikator für Haushaltsumzüge und Segregationsprozesse und erhält Einzug in die Quartiers-
forschung.109 
                                                
105 Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass Maßnahmen für die Stilllegung oder den Abriss eines Gebäudes 
und anschließende Flächengestaltung ebenfalls mit Kosten verbunden sind. Bei der Stilllegung fallen 
Kosten für die Sicherung und die laufende Überwachung an. Im Zusammenhang mit Abrissmaß-
nahmen sind Mittel für die Mieterumsetzung, den Gebäudeabbruch, die Grundstücksberäumung, den 
Rückbau der Infrastruktur und die anschließende Flächennutzung aufzubringen. 
106 Forum Baulandmanagement NRW 2007, S. 26-27. 
107 Für die nachfolgenden Ausführungen vgl. Franz 2001a; Siebel 2004; Keim 2004; Spiegel 2004; 
Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 206-214; Sulzer, Pfeil 2006; Wendland 2010; Jessen 2007. 
108 Für die nachfolgenden Ausführungen vgl. Jurczek, Köppen 2005, S. 60; Bernt 2002, S. 15-16. 
109 Im Unterschied hierzu basieren die meisten Lebenszyklus-Ansätze in der Quartiersforschung auf der 
Vorstellung, dass Leerstand und baulicher Verfall eines Wohngebietes lediglich kurze Phasen vor der 
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Abb. 5: Die Leerstandspirale nach Bernt. Leerstände können eine Abwärtsentwicklung in den betroffenen 
Quartieren in Gang setzten. Aus Sicht von Bernt ist der Ablauf der hier dargestellten Wirkungskette 
(„Abwärtsspirale”) unabhängig davon, ob ein Rückbau stattfindet oder nicht, da sich sowohl durch 
Abrissmaßnahmen als auch mit der Strategie Abwarten eine Verunsicherung seitens der Mieterhaushalte 
einstellt, die zu Abwanderungsprozessen führt. Quelle: nach der Vorlage von Bernt 2002, S. 41. 
Zur Früherkennung der von einem zunehmenden Wohnungsleerstand gefährdeter Stadtgebiete 
werden neben der Fluktuationsquote (als wohnungswirtschaftlicher Indikator) und dem baulichen 
Zustand der Gebäude verschiedene städtebauliche Indikatoren (Immissionsbelastung, Mieter-
struktur, Bebauungsdichte, Infrastrukturausstattung) herangezogen.110 
Methoden der Leerstandserfassung 
Vor dem Hintergrund der dargestellten Auswirkungen gewinnen Kenntnisse über die spezifische 
Ausprägung des Leerstands (Art, Lage und Umfang) in einer Stadt an Bedeutung. Die Leer-
standserfassung ist Grundlage für Maßnahmen einer frühzeitigen Leerstandsprävention.111  
Die wohnungswirtschaftliche Perspektive konzentriert sich bei der Leerstandsbetrachtung bzw.  
-erfassung auf den marktaktiven Leerstand und seine Auswirkungen auf den Wohnungsmarkt. 
Aus städtebaulicher Perspektive ist die Betrachtung sämtlicher Leerstände sinnvoll. Dies 
begründet sich darin, dass sie einen „Maßstab für Rechtsvorschriften (z. B. § 6a Altschulden-
hilfegesetz)” darstellt und bei regelmäßiger Erfassung einen „Zeitreihenvergleich” ermöglicht.112 
                                                
umfassenden Erneuerung darstellen. In ökonomischen Modellen zur Quartiersentwicklung wird der 
Leerstand unter Wachstumsbedingungen als Indikator für Veränderungen des Wohnungsmarkt-
angebotes (Neubau) angesehen und steht häufig für eine Qualifizierung des Wohnungsangebotes. Vgl. 
Schnur 2008, S. 26-27. 
110 Forum Baulandmanagement NRW 2007, S. 25-26. 
111 Forum Baulandmanagement NRW 2007, S. 25. 
112 MIR 2005, S. 4. 
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Idealerweise sollte die Leerstandserfassung auf teilräumlicher und gesamtstädtischer Ebene 
differenzierte Aussagen über die Leerstandsquote, die Struktur leer stehender Wohnungen sowie 
die Leerstands- bzw. Nachfrageentwicklung im Zeitverlauf treffen.113 Zudem eignet sich die 
kontinuierliche Beobachtung der Leerstandsentwicklung als „Analyseinstrument zur Verortung 
von Problemräumen”, als „Evaluierungsinstrument” in Stadtumbaugebieten zur Beurteilung der 
umgesetzten Maßnahmen und lässt als „wertbeeinflussendes Merkmal” Rückschlüsse auf die 
Immobilienwertentwicklung zu.114 
Die Ermittlung der Wohnungsleerstände wird durch die Tatsache erschwert, dass keine einheit-
lichen oder amtlichen Datengrundlagen zur Verfügung stehen.115 Üblicherweise werden sechs 
Methoden zur Leerstandserfassung mit unterschiedlicher sachlicher und räumlicher Aussagekraft 
angewendet: eine Schätzung mit Daten der amtlichen Statistik, Haushaltegenerierungsverfahren, 
Abfragen bei Wohnungsunternehmen oder Einzeleigentümern, die Nutzung von Versorgerdaten 
und die Datenerfassung durch Begehung. Eine ausführliche methodische Übersicht hat das 
Ministerium für Infrastruktur und Raumordnung des Landes Brandenburg (MIR) den Kommunen 
als Arbeitshilfe für den Stadtumbau zur Verfügung gestellt.116 Die Vor- und Nachteile der 
unterschiedlichen Verfahren wurden hier auf der Grundlage von praxisorientierten Prüfkriterien 
dargestellt.117 In innerstädtischen (und gründerzeitlichen) Wohngebieten mit einer kleinteiligeren 
Eigentümerstruktur wird die Kombination verschiedener Methoden der Leerstandserfassung 
erforderlich, um belastbare Daten mit einem vertretbaren Aufwand zu ermitteln. Die Abfrage bei 
Wohnungsunternehmen hat aufgrund deren vergleichsweise geringer Wohnungsmarktanteile in 
den Innenstadtgebieten nur eine sehr begrenzte Aussagekraft. Es sollten bevorzugt Daten der 
zuständigen Stromversorgungsunternehmen bzw. der Haushaltegenerierung einbezogen 
werden. Ortsbegehungen und die Befragung der Eigentümer sind für die Leerstandserfassung in 
Innenstadtgebieten geeignete, jedoch aufwändige Verfahren. Die nachfolgende Darstellung gibt 
einen kurzen Überblick über die Methoden unter besonderer Berücksichtigung ihrer 
Einsatzmöglichkeiten in historisch gewachsenen Innenstadtgebieten. 
1. Schätzung mit Daten der amtlichen Statistik 118  
Für die Schätzung mit Daten der amtlichen Statistik der Leerstandsquote werden 
Datengrundlagen der amtlichen Statistik genutzt.119 Es handelt sich um ein gängiges, aber 
fehleranfälliges Verfahren. Da die Erhebung ausschließlich auf gesamtstädtischer Ebene 
                                                
113 MIR 2005, S. 1. 
114 Forum Baulandmanagement NRW 2007, S. 21-22. Letzteres allerdings nur bei dem strukturell 
bedingten, dauerhaft auftretenden Leerstand von Wohnungen.  
115 BBR 2007a, S. 1. 
116 MIR 2005. 
117 Es werden hier vom MIR insgesamt zehn Prüfkriterien aufgeführt: „Aufwand für die Vorbereitung, 
Aufwand bei der Durchführung (Zahl der Prozessbeteiligten), Kosten (Überblick Investitionen, 
Datenpflege), rechtliche Probleme (Datenschutz), Dauer der Erhebung, Regelmäßigkeit, Labilität des 
Verfahrens, Verlässlichkeit der gewonnenen Daten, Vollständigkeit der gewonnenen Daten, 
gesamtstädtische/teilräumliche Einsetzbarkeit.” MIR 2005, S. 2. 
118 Gesamter Absatz: MIR 2005, S. 5-6. 
119 Hierbei handelt es sich bspw. um: Daten der Wohnungs- und Gebäudezählung 1995, der 
Bautätigkeitsstatistik, Haushaltsentwicklung gemäß Mikrozensus und Bevölkerungszahlen. MIR 2005, 
S. 5. 
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erfolgen kann und sich keine teilräumlichen Aussagen treffen lassen, ist die Anwendung zur 
Leerstandserfassung in Innenstadtgebieten nicht möglich. Allerdings wird der Einsatz auf-
grund der Vorteile (geringer Aufwand, geringe Kosten, überörtliche Vergleichbarkeit) als 
Basismethode empfohlen. 
2. Haushaltegenerierungsverfahren120  
Der Wohnungsleerstand bildet den Wohnungsüberhang ab, welcher die Differenz zwischen 
Wohnungsangebot und Wohnungsnachfrage in einer räumlichen Einheit darstellt. Er wird 
anhand der mathematischen Kalkulation aus Daten zum Wohnungsbestand und der 
geschätzten Anzahl an Haushalten ermittelt. Letztere werden zu diesem Zweck im 
sogenannten Haushaltegenerierungsverfahren auf der Grundlage der Einwohnermelde-
statistik erstellt.121 Die Erhebung kann auf gesamtstädtischer und teilräumlicher Ebene 
erfolgen.122 Insgesamt handelt es sich, bei entsprechender Qualifizierung des Personals und 
der Verwendung eines Melderegisterprogramms in der Kommune, um ein geeignetes 
Verfahren zur „kontinuierlichen Leerstandsabschätzung mit begrenztem Aufwand”.123 
3. Abfrage bei Wohnungsunternehmen124  
Die hausinternen Leerstandsstatistiken von Wohnungsunternehmen sind eine verlässliche 
Informationsquelle für die Leerstandserfassung.125 Der erfasste Leerstand gibt Auskunft über 
die marktaktiven Wohnungen, für die am Stichtag der Erhebung kein Mietverhältnis vorliegt, 
unabhängig von der tatsächlichen Nutzung der Wohnung. Der Aufwand für die Daten-
erhebung ist vergleichsweise gering bei niedrigen Kosten. Das Verfahren eignet sich 
besonders in Städten mit einem hohen Anteil an Wohnungen in Großwohnsiedlungen. Um 
den Leerstand in Innenstadtgebieten mit kleinteiligen Eigentümerstrukturen abzubilden, ist 
die Abfrage bei Wohnungsunternehmen weniger geeignet, da die Wohnungsunternehmen 
hier in der Regel nur einen geringen Marktanteil besitzen. 
4. Abfrage bei Einzeleigentümern126  
Die Erhebung des Leerstands in Innenstadtgebieten mit kleinteiligen Eigentümerstrukturen 
kann über eine schriftliche Befragung der Eigentümer zum Vermietungsstand der Woh-
nungen erfolgen. Neben der Differenzierung nach Leerstandskategorien können ergänzend 
Daten zum Wohnungsbestand im Altbaubestand ermittelt werden. Die so erhobenen Daten 
besitzen eine hohe Verlässlichkeit. Es ist allerdings zu beachten, dass verfahrensbedingt 
keine vollständige Erfassung des Wohnungsbestandes erfolgen kann, da der Rücklauf von 
der Auskunftsbereitschaft der Eigentümer abhängt. Zudem ist ein „systematischer 
                                                
120 Gesamter Absatz: MIR 2005, S. 7-10. 
121 Die Verlässlichkeit der Aussagen zur Leerstandsquote ist als „mittel” einzustufen. „Hoch” ist die 
Verlässlichkeit der Aussagen zu der Leerstandsentwicklung im Vergleich mit früheren Erhebungen. 
122 Stärken liegen in der möglichen Erfassung „teilräumlicher Daten mit begrenztem Aufwand” und den 
Aussagen zur Nachfrageentwicklung. Als nachteilig sind die Anforderungen an die Kenntnisse der 
Bearbeiter für die Datenverarbeitung anzusehen. 
123 Im Original durch Fettdruck. MIR 2005, S. 10. 
124 Gesamter Absatz: MIR 2005, S. 11-14. 
125 Die Methode setzt die Kooperationsbereitschaft der Unternehmen voraus und erfordert einen 
vertrauensvollen Umgang mit den zur Verfügung gestellten Daten. 
126 Gesamter Absatz: MIR 2005, S. 14-17. 
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Schätzfehler” anzunehmen, da ein Zusammenhang zwischen der Kooperationsbereitschaft 
der Eigentümer und der Leerstandsproblematik in den Beständen vermutet werden kann.127 
Für einen Einsatz auf gesamtstädtischer Ebene wird die Methode als „zu aufwändig und im 
Ergebnis zu lückenhaft” bewertet.128 
5. Nutzung von Versorgerdaten129  
Ein zunehmend praktiziertes Verfahren ist die Nutzung von Anschlussdaten der Versor-
gungsunternehmen130. Grundsätzlich kommen solche Unternehmen in Frage, „die zu den 
einzelnen privaten Haushalten als Endverbrauchern Vertragsbeziehungen unterhalten”.131 In 
der Praxis hat sich vor allem die Zusammenarbeit mit den Stromversorgern als praktikabel 
erwiesen.132 Aufgrund von datentechnischen Problemen ergeben sich Fehleranfälligkeiten 
und Schwierigkeiten bei der Einführung der Methode.133 Dem hohen Aufwand bei der 
Einführung steht aber ein geringer Aufwand für die regelmäßige Durchführung gegenüber. 
Insgesamt wird der Stromzählermethode, wie auch weiteren ähnlichen Verfahren auf der 
Grundlage von Versorger- und Entsorgerdaten, für die Zukunft ein hoher Stellenwert 
zugesprochen.  
6. Datenerfassung durch Begehung134   
Die Leerstandserhebung wird über mehrmalige Ortsbegehungen, anhand eines Indikator-
enkatalogs zu den äußeren Merkmalen leer stehender Wohnungen, vorgenommen.135 
Ergänzend können Befragungen von Haushalten erfolgen. Die Verlässlichkeit bzw. Fehler-
anfälligkeit der Daten ist abhängig von der Erhebungsintensität und der Qualifikation der 
durchführenden Mitarbeiter.136 Der Aufwand ist weiterhin abhängig von der Gebietsgröße, 
der Baustruktur und der Problemlage im Quartier.137 Aufgrund des vergleichsweise hohen 
Aufwands kommt das Verfahren in der Praxis nur bei teilräumlichen Erfassungen zum 
                                                
127 MIR 2005, S. 15. 
128 MIR 2005, S. 16. 
129 Gesamter Absatz: MIR 2005, S. 17-20. 
130 Im Speziellen sind dies die jeweiligen lokalen Strom - und Wasserversorgungsunternehmen. 
131 MIR 2005, S. 17. 
132 Es werden Kundendaten genutzt, um Informationen zur Nutzung bzw. Nichtnutzung einer Wohnung 
(bzw. eines Stromanschlusses) zu erhalten. Voraussetzung ist die Kooperationsbereitschaft der 
Unternehmen. Das Stromzählerverfahren ermöglicht eine Erhebung sowohl auf gesamtstädtischer 
Ebene als auch für Teilräume. 
133 Schwierigkeiten ergeben sich zum Beispiel aufgrund von Kompatibilitätsproblemen der unternehme-
rischen und kommunalen Datenbanken; der Festlegungen des Mindestverbrauchs für eine bewohnte 
Wohnung; Zuordnungsproblemen von Zählern und Wohneinheiten; fehlenden Informationen zu leer 
stehenden Wohnungen, in denen die Zähler abmontiert wurden; durch die fälschliche Erfassung von 
unregelmäßig genutzten Zweit- oder Ferienwohnungen. MIR 2005, S. 24. 
134 Gesamter Absatz: MIR 2005, S. 20-76. 
135 Mögliche Indikatoren sind fehlende Namensschilder an Klingeln und Briefkästen, Fenster ohne 
Gardinen, dauerhaft geschlossene Rollladen etc. 
136 Die Durchführung erfordert eine „intuitive Kompetenz”, „hohes Erfahrungswissen und Einfühlungs-
vermögen”. MIR 2005, S. 25. Die Beteiligung Dritter, wie Praktikanten, sogenannte Ein-Euro-Jobber 
oder auch Dienstleistungsunternehmen, ist in der Regel mit einem zusätzlichen Einarbeitungs- und 
Kontrollaufwand verbunden. 
137 So ist es in der Regel in (teilweise) leer stehenden Gebäuden schwieriger Haushalte für die Befragung 
anzutreffen.  
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Einsatz. Das Verfahren ermöglicht, geschätzt nach Inaugenscheinnahme, eine differenzierte 
Erhebung des Gebäudetyps, des Baujahres (Altersklassen) und des Modernisierungsgrades. 
Für innerstädtische oder gründerzeitliche Bestände mit kleinteiligen Eigentumsstrukturen 
wird die Begehung als Verfahren empfohlen – in Verbindung mit einer gezielten Auswahl der 
Gebiete (Problemgebiete mit hoher Relevanz) zur Reduzierung des Aufwandes. Insgesamt 
eignen sich die Begehungen, „um Angaben aus anderen Verfahren zu ergänzen oder um sie 
zu plausibilisieren”.138 
Jede der beschriebenen sechs Methoden ist entweder räumlich und/oder sachlich begrenzt und 
zu einem gewissen Maß anfällig für Schätz- oder Erfassungsfehler. Um verlässliche Aussagen 
zur Leerstandsquote treffen zu können, ist es sinnvoll ergänzende Methoden zu der gewählten 
„Basismethode” einzusetzen. Die Methoden sind abgestimmt auf die jeweilige Ausgangslage 
(Erkenntnisziel, verfügbare Daten, personelle Ressourcen und Mitwirkungsbereitschaft Dritter) in 
einem mehrstufigen Abstimmungsprozess festzulegen. Die Struktur des Wohnungsbestandes ist 
bei der Wahl der Methoden ebenso ausschlaggebend wie die städtebaulichen Eigenschaften des 
betrachteten Gebietes bzw. der gesamten Stadt. In der Regel ist eine Erhebung sämtlicher Stadt-
teile aus Effizienzgründen und aufgrund begrenzter Ressourcen weder möglich noch sinnvoll.139 
Hinzuweisen ist im Besonderen auf die unmittelbare Abhängigkeit der ermittelten Leerstands-
daten von der gewählten Methode zu deren Erfassung. Dies wird deutlich, wenn man beispielhaft 
die ermittelten Werte für die bundesweite Leerstandsquote der marktaktiven Leerstände aus 
verschiedenen Quellen vergleicht.140 Im Jahre 2002 betrug die Leerstandsquote und laut empirica 
3,95 Prozent und laut Mikrozensus 8,2 Prozent.141 Die hohe Abweichung der Werte erklärt sich 
wie folgt: empirica erhebt den Leerstand in Wohnungen mit Zentralheizung und/oder zentralem 
Warmwasseranschluss. Als leer stehend sind hier Wohnungen, für die keine Mieten gezahlt 
werden, definiert.142 Im Mikrozensus werden im Unterschied hierzu auch Zweitwohnungen und 
Wohnungen, die aufgrund von Krankheit oder Reisen länger leer stehen, zum Leerstand gezählt, 
da hier „eine Wohnung für ‚leer stehendǥ erklärt [wird], wenn [die Tür] nach mehrmaligen 
Aufsuchen der Wohnung nicht geöffnet wurde und die Wohnung nach äußerem Anschein nicht 
bewohnt wird”.143 Das Beispiel führt den Einfluss des methodischen Vorgehens und seine 
Relevanz für die Interpretation und den Vergleich von Leerstandsdaten vor Augen. 
                                                
138 MIR 2005, S. 26. 
139 Gesamter Absatz: MIR 2005, S. 28-34. 
140 empirica 2008. Ähnliche Abweichungen beschreibt empirica für den Leerstand in der Stadt Berlin im 
Jahr 2005, wenn dieser auf der Grundlage der Stromzählermethode (wie von der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung Berlin eingesetzt) oder dem von empirica entwickelten Verfahren ermittelt wird. Vgl. 
hierzu Braun 2007. 
141 empirica 2008, S. 2. 
142 empirica 2008, S. 2. Das von dem Unternehmen empirica und der Firma Techem gemeinsame 
Verfahren zu Ermittlung der „marktaktiven Leerstandsquote” erfasst ausschließlich Wohnungen als leer 
stehend, „für die derzeitig keine Miete gezahlt wird”. Ebd. Die Angaben können jährlich ermittelt und 
nach Wohnungsgrößen klassifiziert werden. Aufgrund der Vertragspartner der Firma Techem liegen 
den Daten vorrangig „professionell bewirtschaftete Geschosswohnungen mit Zentralheizung und/oder 
zentraler Warmwasserversorgung (incl. Fernwärme)” (im Original in Fettdruck) zugrunde. Ebd. 
143 empirica 2008, S. 2. 
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3.1.3 Begriffsverwendung in der Arbeit 
Wie gezeigt werden konnte, sind Leere und in gewisser Weise auch Leerstand unmittelbar mit 
räumlichen Vorstellungswelten und Prozessen verbunden. Im westlichen Denken wird Leere 
vorrangig über die Abwesenheit von etwas „Seiendem” (Materiellem oder Sinnstiftenden) 
charakterisiert. Dies trifft für das Vakuum in Festkörper- und Quantenphysik ebenso zu, wie für 
die nicht bebauten Flächen und Räume ohne Nutzung in Stadtplanung und Wohnungswirtschaft. 
Vorherrschend beschreibt Leere das Unbestimmte, das Nicht-Seiende, das Nichts, das 
Abwesende oder Verlassene. Die Betrachtung der Leere als raumkonstituierendes Element ist 
aus den Raumtheorien des abendländischen Kulturraums verschwunden. Im ostasiatischen 
Denken ist Leere hingegen weniger über das Abwesende als über das Ermöglichende 
charakterisiert. Diese Vorstellung weist starke Parallelen zum antiken kenon auf, als etwas, das 
selbst keine Eigenschaften besitzt und etwas anderes erst möglich werden lässt. Hier ist Leere 
die Voraussetzung für das Entstehen der konkreten Dinge.  
Dieses Verständnis von Leere – und im übertragenen Sinn von Leerstand – als Vorbedingung für 
eine (spätere) Entwicklung von Dingen und Ereignissen entspricht der Intention der vorliegenden 
Arbeit. Mit der Konzeption der Arbeit wird die Frage nach der Leere als einem 
raumkonstituierenden Element im Städtebau aufgegriffen. Tatsächlich steht Leere hier für zwei 
Formen einer in neuer Art und Weise auftretenden „städtischen Leere”: Zum einen handelt es 
sich um die „umbaute Leere” in Form von Leerständen innerhalb von Gebäuden (und hier 
insbesondere Wohnungsleerstände). Zum anderen sind Freiräume gemeint, die vermehrt im 
Stadtkörper auftreten – bspw. infolge von Abrissmaßnahmen ohne Ersatzbauten – und häufig 
ohne Nutzung bleiben (Brachflächen). Beide, Gebäudeleerstand wie ungenutzte Freiräume, 
besitzen stadtbildprägende Eigenschaften und sind, bildlich gesprochen, als zwei „Aggregat-
zustände” oder Daseinsformen zu verstehen, in denen die Leere in Erscheinung tritt.  
Wie eingangs bereits dargelegt, wird die Auseinandersetzung mit dem Thema am Beispiel von 
ostdeutschen Innenstädten im strukturschwachen Raum und hier insbesondere von gründerzeit-
lichen Wohnquartieren geführt.144 Gerade hier ist „Leerstand […] nicht gleich Leerstand”145 und 
besitzt vielfältige Ursachen, Ausprägungen und Folgen (wohnungswirtschaftliche, städtebauliche, 
soziale etc.). Wie gezeigt werden konnte, ist die Aussagefähigkeit von Leerstandsquoten immer 
in Abhängigkeit von den angewandten Methoden der Leerstandserfassung zu sehen. 
Methodische Grenzen zeichnen sich insbesondere in Altbauquartieren mit eine kleinteiligen 
Eigentümerstruktur ab, will man einen realistischen Aufwand zugrunde legen. 
Die Arbeit konzentriert sich auf Fragestellungen, die mit dem Wohnungsleerstand in und der 
Erhaltung von ostdeutschen Innenstadtgebieten, insbesondere Gründerzeitgebieten, aufgewor-
fen werden. Der Begriff Leerstand bezieht sich hier ausschließlich auf ungenutzte leer stehende 
                                                
144 Großwohnsiedlungen in industrieller Bauweise werden bei den Überlegungen bewusst ausge-
schlossen. Soziale Aspekte, wie die „Menschenleere” und die fehlende Belebung des städtischen/ 
öffentlichen Raums, wie auch ökonomische Fragen, Stichwort „leere Kassen” der öffentlichen Hand 
und der Wohnungseigentümer, werden zwar berührt, stehen aber nicht im Fokus der 
Auseinandersetzung. 
145 BMVBS, BBR 2007c, S. 23. 
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Wohnungen und wird als Wohnungsleerstand in ganz oder teilweise leer stehenden 
Mehrfamilienhäusern in ostdeutschen Innenstadtgebieten definiert. Allerdings lassen die Daten-
grundlagen in Literatur und Fallstudie nur bedingt eine differenzierte Betrachtung nach 
Leerstandskategorien zu. 
3.2 NUTZEN UND NUTZUNG 
3.2.1 Begriffsursprung und Bedeutungen 
Nutzen und Nutzung– Bedeutung im allgemeinen Sprachgebrauch 
Im allgemeinen Sprachgebrauch versteht man unter dem Nutzen (lat. utilitas; altdeutsch Nutze, 
engl. utility) einen Ertrag oder Gewinn aber auch Vorteil oder Sinn, der sich aus einer Sache oder 
einem Ding ziehen lässt.146 Etwas nutzen ist gleichbedeutend mit vorteilhaft gebrauchen und 
einen Vorteil aus etwas ziehen. Diese Bedeutungen leiten sich aus dem ursprünglichen Sinn 
„brauchbar” ab, die sich über die etymologische Verwandtschaft mit uti (lat. für benutzen, 
gebrauchen, anwenden) und utilis (lat. für nützlich) erklärt.147 Man kann sich im besten Fall „etwas 
zunutze machen”, oder eine Sache kann im Gegenteil „zu nichts nutze” oder „nutzlos” und damit 
überflüssig und entbehrlich sein. Die Nützlichkeit einer Sache trifft demnach Aussagen zu ihrer 
Brauchbarkeit und Zweckmäßigkeit. Der Begriff wird zudem im Sinne von Vorteil und Effizienz 
verwendet. Etwas Nützliches ist nutzbringend, förderlich, hilfreich, lohnend oder (zweck)dienlich. 
Einen besonderen Stellenwert hat der Begriff Nutzen in den Wirtschaftswissenschaften im 
Zusammenhang mit dem Gebrauchswert und Tauschwert einer Sache erlangt.  
Das Nutzen (engl. use) beschreibt das Benutzen, Gebrauchen, Verwerten, Handhaben, 
Verwenden und Anwenden einer Sache. Die Nutzbarkeit (engl. usability), im Sinne von 
Benutzbarkeit, Gebrauchstauglichkeit und Handhabbarkeit sowie Verwendbarkeit oder Verfüg-
barkeit einer Sache, ist hierfür notwendige Voraussetzung.  
Unter Nutzung (engl. usage) wird im Allgemeinen der Gebrauch, das Anwenden oder Verwenden 
einer Sache verstanden. Der Begriff beschreibt den Umgang mit einer Sache. Im Zusammenhang 
mit Räumen, Gebäuden und auch Flächen versteht man unter Nutzung den Zweck, dem eine 
bauliche Anlage oder Freiräume durch ihren Gebrauch dienen. Die bauliche Nutzung wird in der 
deutschen Gesetzgebung in der Baunutzungsverordnung definiert als Zweckbestimmung von 
Bauflächen und Baugebieten (s. u.). Nutzungsrechte legen Befugnisse fest, fremde Sachen zu 
nutzen – aus ihnen einen Nutzen zu ziehen.  
Nutzen und Nützlichkeit in der Philosophie 
In der Philosophie werden die Begriffe Nutzen und Nützlichkeit vielfach nahezu synonym und in 
enger Verwandtschaft mit dem Begriff des Guten verwendet. Gleichwohl zeigen sich vielfältige 
                                                
146 Wahrig Deutsches Wörterbuch 2006; Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6, 1984, Sp. 992. 
147 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 992. 
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Facetten der Sinnzuweisung im Verlauf der Geschichte, die von biologisch-medizinischen über 
praktisch lebensweltliche bis zu moralischen Auslegungen reichen.  
Zu philosophischen Begriffen werden Nutzen und Nützlichkeit bereits in der Antike. Bei den 
Sophistikern steht Nutzen für „das dem Leben förderliche”.148 Es wird unter dem Gesichtspunkt 
der biologisch-medizinischen Natur des Menschen interpretiert und steht in enger Beziehung zu 
dem Begriff der Lust. Bei Platon wird der Nutzen und das Nützliche zu einem „Kriterium zur 
Unterscheidung von dem wirklich und dem vermeintlich Gutem”.149 Dabei wird eine Sache erst 
durch den richtigen Gebrauch wirklich nützlich. Das Nützliche ist somit immer relational und muss 
in Beziehung zu etwas gesetzt werden. Auch für Aristoteles ist „nützlich” eine der Grundbedeu-
tungen des Guten.150 Seine Unterscheidung von der „Nutzung zum Gebrauch” und der „Nutzung 
zum Tausch” erwies sich im Rückblick von besonderer Bedeutung: sie hat die Grundsteine für 
die Begriffe Gebrauchswert und Tauschwert in Ökonomie-Theorien gelegt.151 Augustinus unter-
scheidet schließlich zwischen dem Gebrauchen (lat. uti) und dem Genießen (lat. frui) einer Sache. 
Damit einhergehend wird das Gute entweder als „gut-für” (lat. utile) oder als „In-sich-selbst gut” 
(lat. honestum) angesehen.152 Augustinus' Unterscheidung setzt sich in der Philosophie und 
Theologie in Form einer klaren Trennung zwischen dem Geschaffenen als Objekt des Gebrauchs 
(uti) und dem Gegenstand des Genießens (frui) durch.  
Der Nutzen einer Sache, ihre Nützlichkeit, ist, vereinfacht dargestellt, bereits in der Antike an 
ihrem Selbstwert und Nutzwert zu messen. Im Mittelalter blieb diese Bedeutungszuweisung im 
Kern erhalten. Eine umfassende Rezeption und Weiterentwicklung der Überlegungen von 
Aristoteles zu Nutzen und Nützlichkeit erfolgt durch Thomas von Aquin. Er thematisierte die 
lebensweltliche Bedeutung der Begriffe Nutzen (lat. bonum utile) und Schaden als Orientierungs-
maß für das menschliche Verhalten.153 Dabei unterscheidet er zwischen dem Nützlichen, „das 
trotz aller Funktionalität auch um seiner selbst willen angestrebt werden kann”,154 und dem 
Nützlichen, „das nur als Mittel zum Zweck gewollt wird”.155 
In der Neuzeit werden Nutzen und Nützlichkeit in wirtschaftliche und sittlich-praktische Zusam-
menhänge gestellt. Die „soziale Nützlichkeit” (engl. usefulness) wird zur „Quelle des moralischen 
Gefühls” und Nützlichkeit somit direkt mit dem Gemeinwohl in Beziehung gesetzt.156 Nutzen und 
Nützlichkeit werden nun im Zusammenhang mit persönlichen Vorteilen, Genuss, Vergnügen, 
                                                
148 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 993. 
149 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 993. 
150 Die anderen beiden Grundbedeutungen von Gut sind nach Platon „In-sich-selbst gut” und „lustvoll”. 
Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 994. 
151 Auf diese Differenzierung verweist als einer der ersten Karl Marx wenn er zwischen dem 
„Gebrauchswert” und dem „(Markt)Wert” einer Ware unterscheidet. Historisches Wörterbuch der 
Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 930. 
152 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 993. 
153 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 998. 
154 Gemeint ist bspw. „das wohlschmeckende wohltemperierte Heilmittel […] oder der Reichtum”. 
Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 998. 
155 Als Beispiel wird hier die „bittere Arznei […] oder die Amputation eines Körpergliedes” genannt. 
Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 998). 
156 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 1001. 
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Freude und Bequemlichkeit betrachtet. Nützlich ist, „was im Wahren oder Eingebildeten Bedürf-
nisse befriedigt”.157 Die Nützlichkeit eines Gegenstandes wird gemessen an der subjektiven 
Bedürfnisbefriedigung und schlägt sich im Tauschwert nieder. Zum Schlüsselbegriff für die 
Beschreibung der Bedürfnisbefriedigung des Einzelnen wird Nützlichkeit (engl. utility) im 
Utilitarismus, wenn „eine Handlung danach beurteilt und bewertet wird, in welchem Maße sie zur 
Förderung und Mehrung des Glücks der meisten Menschen ,nütz[lich]’ ist, d. h. beiträgt”.158 Nicht 
das Motiv oder die Intention einer Handlung sind entscheidend für ihre Nützlichkeit, sondern ihre 
Auswirkungen. Mit diesem Verständnis wurde der Utilitarismus zur Grundlage der wohlfahrts-
staatlichen Sozialpolitik: Will man den Gesamtnutzen der Bevölkerung maximieren, ist „der 
Nutzen aller Individuen zu maximieren. […] Unter bestimmten Bedingungen […] ergibt sich 
daraus die Forderung nach einer Einkommensgleichverteilung”.159 
Nutzen in den Wirtschaftswissenschaften 
Im wirtschaftswissenschaftlichen Zusammenhang wird Nutzen gleichgesetzt mit dem Wert eines 
Gutes. Grundgedanke für die Ermittlung des Wertes sind die Überlegungen von Aristoteles zum 
„Nutzen durch Gebrauch” und dem „Nutzen durch Tausch”. Der Tauschwert oder „value in 
exchange” wird hingegen an den Herstellungskosten des Gutes bemessen. Der Gebrauchswert 
oder „value in use” ist Maß für die von einer Person empfundene subjektive Bedeutung eines 
Gutes für die eigene Bedürfnisbefriedigung.160 Oder etwas ausführlicher: Nutzen ist „die auf der 
subjektiven Werteinschätzung […] beruhende Eigenschaft eines Gutes, zur Bedürfnisbefriedi-
gung eines Wirtschaftssubjektes beizutragen; mit Nutzen wird sowohl diese Eigenschaft selbst 
als auch das Ausmaß der Bedürfnisbefriedigung bezeichnet”.161 
Die Wertermittlung in den Wirtschaftswissenschaften folgt zwei Hauptströmungen: Die objektivis-
tische Wertlehre knüpft an die englische klassische Schule der Nationalökonomie und den 
Marxismus an und ermittelt den Tauschwert aus objektiven Größen wie Herstellungskosten und 
Arbeitskosten.162 Im Unterschied dazu basiert die subjektivistische Wertlehre (Grenznutzen-
Schule) auf der modernen Wirtschaftstheorie westlicher Länder und leitet den Tauschwert aus 
dem Gebrauchswert der letzten verbrauchten Gütereinheit ab, dem sogenannten Grenznutzen.163 
In der Praxis sind große Abweichungen zwischen dem Gebrauchs- und dem Tauschwert eines 
Gutes zu verzeichnen. So können Güter mit hohem Gebrauchswert, aufgrund ihrer großen 
individuellen Nützlichkeit, einen sehr geringen Tauschwert besitzen, beispielsweise wenn sie im 
Überfluss vorhanden sind.  
Die Stadtökonomie, als ein Teilgebiet der Volkswirtschaftslehre, betrachtet den Nutzen für einen 
typischen Stadtbewohner in Relation zur Stadtgröße, um plausible Erklärungsansätze für die 
                                                
157 Kant (Bruchstücken aus Kants Nachlaß. Kant Werke herausgegeben von Karl Vorländer, Leipzig, 1922, 
Bd.8, S. 258) zitiert nach Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 1002. 
158 Meyers großes Taschenlexikon 1987, Bd. 23, S. 62-63. 
159 Blankart 2008, S. 80. 
160 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 1008. 
161 Meyers großes Taschenlexikon 1987, Bd. 16, S. 16. 
162 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 1008. 
163 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 6 1984, Sp. 1009. 
3 Koordinaten: Leerstand – Nutzung – Problem – Perspektivenwechsel 59 
 
Bildung von Städten, ihre Größe sowie ihre Wirtschaftsstruktur und -entwicklung zu finden. 
Gemeinsamer Ausgangspunkt der verschiedenen Modelle ist die Annahme, dass ein Zusammen-
hang zwischen dem Nutzen für die Stadtbewohner und der Einwohnerzahl der Stadt besteht.164 
Der Nutzen ist hier ein Maß für die „Ballungsvorteile” in Städten und wird an „Skalenvorteilen auf 
einzelwirtschaftlicher Ebene” gemessen.165 
Praktische Relevanz in der Stadt- und Regionalplanung hat der Nutzen in der Nutzen-Kosten- 
Analyse und der Nutzwertanalyse. Sie ist Gegenstand der nachfolgenden Betrachtung. 
3.2.2 Begriffsverwendung in Stadtplanung und Städtebau 
Nutzen in Stadtplanung und Städtebau 
Der Begriff Nutzen wird in Stadt- und Raumplanung im Zusammenhang mit Abwägungs- und 
Entscheidungsprozessen verwendet – beispielsweise bei der Nutzen-Kosten-Analyse und der 
Nutzwertanalyse. Beide Methoden sind seit dem Erlass der „Vorschriften der Bundeshaushalts-
ordnung” durch das Bundesministerium für Finanzen im Jahr 1969 (1973 konkretisiert) bei der 
Durchführung öffentlicher Maßnahmen erforderlich und von großer finanzieller Bedeutung.166 
Das Ziel der Nutzen-Kosten-Analyse „ist die Bewertung der wirtschaftlichen Ergiebigkeit von 
öffentlichen Vorhaben. Dazu werden alle voraussichtlich anfallenden Kosten und Nutzen monetär 
ausgedrückt, jeweils addiert und ins Verhältnis […] gesetzt”.167 Nutzen wird hier im Wesentlichen 
mit einem (monetär messbaren) Ertrag gleichgesetzt. „Ein zentrales Problem besteht jedoch 
darin, dass ein monetärer Ertrag häufig nicht anfällt, weil die staatlichen Leistungen als öffentliche 
Güter bereitgestellt werden”.168 Daher wird versucht den gesellschaftlichen Nutzen ersatzweise 
über Annäherungswerte monetär auszudrücken und in die Analyse einzubeziehen. 
In der Nutzwertanalyse wird Nutzen in einem allgemeinen Sinn verwendet. Die Nutzwertanalyse 
dient der Abwägung zwischen den möglichen Alternativen über die Bewertung ihres jeweiligen 
Beitrags zur Erfüllung der anvisierten Ziele. Hier ist Nutzen bzw. „Nutzwert [...] definiert als 
Gesamtbeitrag einer Alternative zu gegebenen Zielen des Entscheidungsträgers”.169 Zu beachten 
ist hierbei, dass die Gewichtung der einzelnen Bewertungskriterien stark von subjektiven Einfluss-
faktoren der Akteure abhängt.170 
                                                
164 Hierbei wird für den Nutzen eines typischen Stadtbewohners (N) angenommen, dass dieser bei einem 
Anstieg der Bevölkerung bis zu einem maximalen Wert N* ansteigt. Erklärungsansätze hierfür sind 
bspw. sinkende Bereitstellungskosten für die Infrastruktur, günstige Marktbedingungen für die 
Abstimmung von Angebot und Nachfrage oder auch eine Förderung der Wissensvielfalt durch Face-
to-Face-Kontakte. Nimmt die Bevölkerung jedoch weiter zu, beginnt der Nutzen für den Einzelnen 
wieder zu sinken. Dieser Effekt wird unter anderem mit zunehmenden Pendel- und Staukosten 
aufgrund größerer Entfernungen erklärt. Sinkt der Nutzen unter den kritischen Punkt , überwiegen für 
den Einzelnen die Nachteile und die Abwanderung zu einem für ihn günstigeren Standort sind mögliche 
Konsequenzen. ARL 2005, S. 1083-1085. 
165 ARL 2005, S. 1083-1085. 
166 Blankart 2008, S. 419; Streich 2005, S. 172. 
167 ARL 2005, S. 101. 
168 Blankart 2008, S. 436. 
169 ARL 2005, S. 101. 
170 Streich 2005, S. 172. 
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Der aus Sicht von Einzelpersonen, Haushalten oder auch Unternehmen subjektiv wahrgenom-
mene Nutzen ist auch Gegenstand raumplanerischer Untersuchungen. Sie fließen in theoretisch-
fundierte Modelle zur Beschreibung raumwirksamer Entscheidungen, wie Wohnstandortwahl und  
-wechsel, Wahl alltäglicher Tätigkeitsstandorte und Tätigkeiten sowie Wahl der Verkehrsmittel 
und Wege, ein.171 „Nutzen-Spillover” bezeichnet hier den Effekt, dass örtliche Leistungsangebote 
von Nutzern (Haushalten oder Unternehmen) in Anspruch genommen werden, die nicht in der 
Gemeinde selbst, sondern in anderen Gebietskörperschaften ansässig sind.172 Die Nutzung der 
Leistung erfolgt somit ohne einen fiskalischen Beitrag zu deren Kosten zu zahlen. Der Nutzen-
Spillover führt bei den betroffenen Kommunen zu einer Abnahme der Bereitschaft, „die entspre-
chenden Leistungen in ausreichender Menge und Qualität bereitzustellen”.173 
Nutzbarkeit in Stadtplanung und Städtebau 
Die notwendige Voraussetzung für die Nutzung eines Gebäudes oder Raums ist seine 
Nutzbarkeit. Sie lässt jedoch keine Rückschlüsse auf die reale Nutzung zu. Die Nutzbarkeit ist 
unmittelbar an die Wohnbedürfnisse und Nutzungsanforderungen der Nutzer geknüpft. 
Nutzbarkeit bedeutet hier,  
dass die Wohnsituation durch entsprechende Charakteristika der Wohnung, des 
Gebäudes und des Umfeldes für eine oder mehrere existierende Nutzergruppen 
mindestens eine mittlere Wohnzufriedenheit erzeugt (Bleibepotenzial) oder erzeugen kann 
(Zuzugspotenzial). In dem Fall, wo keine ausreichende Wohnzufriedenheit erzeugt werden 
kann, ist auch die Nutzbarkeit infrage gestellt (Wegzugspotenzial).174 
Die Nutzbarkeit (lat. commoditas, engl. functionality) ist eines der anerkannten querschnitts-
bezogenen Ziele in Stadtplanung und Städtebau, das als Kriterium zur Beurteilung der baulich-
räumlichen Organisation der Stadt und ihrer zukünftigen weiteren Entwicklung herangezogen 
wird.175 „[D]ie Nutzbarkeit im Städtebau ist die Angemessenheit und Zweckdienlichkeit der 
gebauten Stadt im Hinblick auf die (bewussten und unbewussten) praktischen Ansprüche ihrer 
Benutzer”.176 Der Nutzbarkeit muss in den verschiedenen Planungsmaßstäben und -feldern 
Rechnung getragen werden, von der Bodeneinteilung, Bodennutzung und Standortverteilung 
über die Bebauung und Erschließung bis hin zur Bepflanzung.177 
Der Bedeutung in Stadtplanung und Städtebau ging eine intensive Auseinandersetzung in der 
Architekturtheorie voraus. Diese nahm ihren Ursprung bereits bei Vitruv. Er benannte die utilitas 
(Nützlichkeit) gemeinsam mit firmitas (Festigkeit) und venustas (Anmut oder Schönheit) als 
                                                
171 ARL 2005, S. 663. 
172 Hier kommt es zu Deckungsungleichheiten zwischen den Kreisen der Entscheidungsträger, 
Steuerzahler (Kostenträger) und Nutzern (Nutznießern) innerhalb von Gebietskörperschaften, einer 
sogenannten „Institutionellen Inkongruenz”. Zu Ursachen und möglichen Gegenmaßnahmen vgl. 
Blankart 2008, S. 547-556. 
173 ARL 2005, S. 505. 
174 Banse u. a. 2001, S. 12. 
175 Vgl. Frick 2006, S. 89-92, 105-110. 
176 Hervorhebung im Original. Frick 2006, S. 90. 
177 Frick 2006, S. 90. 
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vorrangige Ziele und Qualitätsmerkmale in der Architektur.178 Hieran anknüpfend hat Alberti den 
Begriff commoditas (im Sinn von Zweckmäßigkeit) in Verbindung mit necessitas (Notdurft des 
Lebens) und voluptas (zeitweiliges Vergnügen) als Ziele in Architektur und Städtebau benannt.179 
Bemerkenswert ist, dass mit dem Bedeutungsverlust des Begriffs der Nutzbarkeit im Sinne von 
Alberti bei den Architekturtheoretikern vom 16. bis zum 19. Jahrhundert auch das generelle 
Interesse an der Stadt und Städtebau als dem Ordnungsprinzip des Bauens sank.180 
Nutzung in Stadtplanung und Städtebau 
Die Nutzung beschreibt in der Stadtplanung die Art des Gebrauchs von Boden, Flächen, Bau-
werken und Räumen. Sie impliziert einen Nutzen und Nützlichkeit durch den Gebrauch und 
Nutzungsrechte für den Gebrauch. Sie ist das Produkt der Verknüpfung von Nutzungsanfor-
derungen (Nachfrage) und Nutzungsbedingungen (Angebot) und Nutzungsrechten unter den 
geltenden Rahmenbedingungen des Marktes und einer steuernden Planung.181 Bestimmt wird 
die Nutzung über die konkreten Eigenschaften des nutzbaren Außen- oder Innenraums ein-
schließlich der baulichen und sozialen Organisation sowie das interessengesteuerte Verhalten 
des Menschen.182 In der Praxis führt dies in Städten zu einer „Parallelität von eher fixen Raum-
nutzungen auf der Basis von langfristigen und stabilen Eigentumsverhältnissen und flexibleren, 
kurzlebigeren Nutzungsverhältnissen”.183 
Der Begriff Nutzung intendiert somit in Stadtplanung und Städtebau weit mehr als der rein prak-
tische Gebrauch und die funktionale Eignung, schließt beide aber ein.184 Tatsächlich wird der 
Begriff häufig in unklarer Abgrenzung zu dem der Funktion verwendet.185 Die Bedeutungen des 
Begriffs Funktion werden bis heute von den Überlegungen der Vertreter der Moderne zur 
                                                
178 Vitruv 2008. 
179 Alberti 1991; Frick ergänzt Albertis Liste in seiner Theorie des Städtebaus um das zeitgenössische Ziel 
der Nachhaltigkeit (durabilitas), um den heutigen Erfordernissen des Klimaschutzes und Energie-
sparens gerecht zu werden. 
180 Choay 1992, S. 228. 
181 Frick 2006, S. 74-78. 
182 Kohoutek, Kamleithner 2006, S. 27. 
183 Kohoutek, Kamleithner 2006, S. 29. 
184 Frick 2006. 
185 In der Rezeption der Vitruvschen Nützlichkeit (lat. utilitas) kam es zu einer erheblichen Verschiebung 
und starken Überlagerung der Vitruvschen Begriffsinhalte mit den Schlüsselbegriffen der Moderne – 
Konstruktion, Funktion und Form. Fischer 2009, S. 136. Hinweise für eine mögliche Erklärung kann 
eine ähnliche Verwendung der Begriffe Zweck und Funktion liefern. Vgl. hierzu ausführlich Poerschke 
2005. Während die Relation einer Subjekt-Objekt-Beziehung dem Zweck zugeordnet ist, beschreibt die 
Funktion eine Objekt-Objekt-Beziehung. Poerschke 2005, S. 53. Versucht man die Begriffe Nutzung 
und Nützlichkeit entsprechend einzuordnen, so müsste man von einer Objekt-Subjekt-Beziehung 
sprechen, da die Nutzung gleichermaßen durch die Eigenschaften des Objekts wie die Benutzung 
durch den Menschen als handelndes Subjekt vorgegeben wird. Somit könnten die Überlegungen zur 
inhaltlichen Verschmelzung der Begriffe Zweck und Funktion bedingt auch den Nutzungsbegriff 
einschließen: „Der Zweckbegriff nimmt [im Zuge der Industrialisierung] nicht nur in der Architektur, 
sondern vor allem in Gesellschaft und Politik an Bedeutung ab. Menschen setzen keine Zwecke mehr, 
sondern nehmen Funktionen in der Gesellschaft wahr […] Der Mensch [ist] nicht mehr Subjekt – also 
zwecksetzender Willen – sondern [wird] funktionierender Teil einer objektivierten Masse […] Das gilt 
übertragen auf die Architektur z. B. für die Verdrängung von individuellen Wohnhäusern durch den 
Massenwohnungsbau, in dem Wohnungen in Funktionen aufgeteilt werden”. Poerschke 2005, S. 52. 
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räumlichen Trennung verschiedener städtischer Funktionen geprägt. In der Charta von Athen 
(1933) wurden im Wesentlichen vier Funktionen unterschieden: Wohnen, Arbeiten, Erholen und 
Verkehr.186 Diese Funktionen wurden in der „funktionellen Stadt” zum Form bestimmenden 
Kriterium. Städtebau wurde hier verstanden als „die Ordnung sämtlicher Funktionen des kollek-
tiven Lebens in der Stadt und auf dem Lande”, welche „niemals durch ästhetische Überlegungen 
bestimmt werden [kann], sondern ausschließlich durch funktionelle Folgerungen”.187 Die Moderne 
wendete sich im Wesentlichen gegen die historische Stadt und forderte für die moderne Gesell-
schaft eine neue Stadt. Die geschlossene Blockrandbebauung einschließlich der Korridorstraßen 
sollte hierbei zugunsten einer offenen Bebauung und verkehrsgerechten Wegeführung aufge-
geben werden.188 Eine sektorale Sichtweise und die daraus abgeleitete Forderung einer konse-
quenten Funktionstrennung als alles bestimmendes Prinzip dominierte die Stadtentwicklung im 
20. Jahrhundert und floss in die entsprechenden Rechtsvorschriften ein.189 Die Erforderlichkeit 
einer Nutzung und ihr Flächen- bzw. Raumbedarf wurden zu den Hauptkriterien bei der Bereit-
stellung von Flächen.190 
Ein zentrales Aufgabengebiet der Stadtplanung ist die Optimierung der Nutzungsstruktur. Ziel ist 
es, die Standortansprüche verschiedener Nutzungen möglichst konfliktfrei zu ordnen, bei gesi-
cherter Anbindung an die Infrastruktursysteme. Gebiete gleicher Nutzung bestimmen über ihre 
Größe die „Körnung” der Nutzungsstruktur. In der städtebaulichen Strukturplanung dienen 
Nutzungs- oder Funktionskategorien als Grundlage für die Gebietsabgrenzungen einer Stadt. 
Dabei bedingen sich in der Regel die Art der Nutzung und die baulich-räumlichen Eigenschaften 
eines Gebietes gegenseitig. Entsprechend der baulichen Nutzung einer Fläche ist zwischen 
bebauten und unbebauten Flächen (bzw. Freiräumen191) zu unterscheiden. Des Weiteren wird – 
unabhängig von der Art der Bebauung und Gestaltung der Freiräume – zwischen öffentlichen und 
privaten (nicht-öffentlichen) Nutzungen und Räumen unterschieden.192  
                                                
186 Steinmann 1979, S. 28. 
187 Steinmann 1979, S. 28. 
188 Vgl. exempl. Le Corbusier 1929; Le Corbusier 1922 (franz.) 1963 (deut.).  
189 Streich 2005, S. 220. Der große Einfluss der Moderne auf die Stadtentwicklung in der zweiten Hälfte 
des 20. Jd. wird auf das Zusammentreffen mehrerer Ursachen zurückgeführt: Der Wiederaufbau der 
im Zweiten Weltkrieg stark zerstörten europäischen Städte war eine neue umfassende Aufgabe der 
Stadtplanung bei vorherrschender Kritik an den Lebensbedingungen der industriellen Stadt des aus-
gehenden 19. und frühen 20. Jd., gleichzeitigem Fehlen erprobter Leitbilder und einer enormen 
Breitenwirkung der „Charta von Athen” durch die Autorität der CIAM. Heigl 2008, S. 483-489. 
190 Streich 2005, S. 221. 
191 Freiräume umfassen private Gärten, Siedlungsgrün (Freiräume im Wohnumfeld), öffentliche Gärten 
und Parkanlagen, Straßen- und Platzräume ebenso wie Brachflächen, Spiel-, Sport- und Freizeitan-
lagen, Außenanlagen öffentlicher Einrichtungen, Kleingartenanlagen, Friedhöfe und Naturschutz-
flächen. Freiräume können privat, halbprivat und öffentlich genutzt werden. In der Stadtplanung hat 
sich der Begriff Freiraum gegenüber dem Begriff Freiflächen als Raumkategorie durchgesetzt, da er 
neben den Grünflächen auch die weiteren unbebauten Flächen im Stadtgefüge einschließt. ARL 2005, 
S. 340. In diesem Sinn wird der Begriff in der vorliegenden Arbeit verwendet. Ursprünglich kommt der 
Begriff Freiraum aus der Landesplanung und wurde im Zusammenhang mit der umweltpolitischen 
Neuorientierung geprägt. Hier steht er für landwirtschaftliche Flächen, Waldflächen, Wasserflächen und 
sonstige Flächen in naturnahem Zustand. ARL 2005, S. 336. 
192 Von Häußermann, Läpple und Siebel werden in diesem Zusammenhang vier Dimensionen der Polarität 
des öffentlichen Raums unterschieden: die funktionale, juristische, soziale und symbolische. 
Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 301. 
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Nutzung im Planungsrecht 
Im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) wird die Nutzung von Boden, Flächen und Gebäuden wie 
folgt definiert: „Nutzungen sind die Früchte einer Sache oder eines Rechts sowie die Vorteile, 
welche der Gebrauch der Sache oder des Rechts gewährt”.193 Die zulässigen (Boden)Nutzungen 
bzw. Nutzungskombinationen innerhalb eines Siedlungsgebietes werden in Deutschland im 
Flächennutzungsplan (vorbereitenden Bauleitplan) dargestellt und im Bebauungsplan (verbind-
lichen Bauleitplan) festgesetzt, sobald die städtebauliche Entwicklung und Ordnung dies erfor-
dern.194 Die gesetzlichen Grundlagen für die Steuerung der Bodennutzung bilden das Bau-
gesetzbuch (BauGB) und die Baunutzungsverordnung (BauNVO). „Aufgabe der Bauleitplanung 
ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke in der Gemeinde nach Maßgabe die-
ses Gesetzbuchs vorzubereiten und zu leiten”.195 Ziel ist es insbesondere,  
eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung [...] und eine dem Wohl der Allgemeinheit 
dienende sozialgerechte Bodennutzung” zu gewährleisten, um „eine menschenwürdige 
Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln 
sowie den Klimaschutz und die Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtent-
wicklung, zu fördern sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Landschaftsbild 
baukulturell zu erhalten und zu entwickeln.196 
Art und Maß der baulichen Nutzung werden in der BauNVO ausführlich beschrieben. Baugebiete 
werden hier nach der besonderen Art ihrer baulichen Nutzung unterschieden.197 Die verbindliche 
Zweckbestimmung eines Baugebiets wird schließlich im Bebauungsplan über die Art der Nutzun-
gen und deren Zulässigkeit festgesetzt.198 Das Maß der baulichen Nutzung bestimmt § 16 
BauNVO. Aussagen zur Geschossflächenzahl, der Baumassenzahl oder der Höhe der baulichen 
Anlagen erfolgen im Flächennutzungsplan. Im Bebauungsplan können das Höchst- und Mindest-
maß der baulichen Ausnutzung des Grundstücks festgesetzt werden.199 Diese Festlegungen zu 
                                                
193 Bürgerliches Gesetzbuch i. d. F. v. 2. Januar 2002i, § 100. 
194 BauGB i. d. F. v. 23.9.2004, § 1, Abs. 3. 
195 BauGB i. d. F. v. 23.9.2004, § 100 Abs. 1. „Bauleitpläne sind der Flächennutzungsplan (vorbereitender 
Bauleitplan) und der Bebauungsplan (verbindlicher Bauleitplan)”. Ebd. 
196 BauGB i. d. F. v. 23.9.2004, § 1 Absatz 5. 
197 Auf der Grundlage der für eine Bebauung vorgesehenen Fläche (Wohnbauflächen, gemischte Bau-
flächen, gewerbliche Bauflächen und Sonderbauflächen) wird hier zwischen den folgenden Bauge-
bieten unterschieden: Kleinsiedlungsgebiete, reine Wohngebiete, allgemeine Wohngebiete, besondere 
Wohngebiete, Dorfgebiete, Mischgebiete, Kerngebiete, Gewerbegebiete, Industriegebiete und Sonder-
gebiete. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke. BauNVO i. d. F. v. 1990, § 1.  
198 Im Bebauungsplan erfolgt die Festsetzung der Art der zulässigen Nutzung, die Art der Betriebe und 
Anlagen und deren besondere Bedürfnisse und Eigenschaften. BauGB i. d. F. v. 23.9.2004, § 100 Abs. 
4. Hier kann zwischen allgemein zulässigen, ausnahmsweise zulässigen und nicht zulässige 
Nutzungen differenziert werden. BauGB i. d. F. v. 23.9.2004, § 100 Abs. 5. Die Festlegungen können 
geschossweise vorgenommen werden. BauGB i. d. F. v. 23.9.2004, § 100 Abs. 7. Auch die Zulässigkeit 
von Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen und Erneuerungen wird hier festgelegt. BauGB 
i. d. F. v. 23.9.2004, § 100 Abs. 10. 
199 Dies geschieht über Angaben zur zulässigen Grundfläche, dem Anteil eines Baugrundstücks, der von 
baulichen Anlagen überdeckt werden darf. BauNVO i. d. F. v. 1990, § 19 Abs. 2. Mögliche Nutzungs-
zahlen für die Festsetzung sind: die Grundflächenzahl oder die Größe der Grundfläche; die 
Geschossflächenzahl oder die Größe der Geschossfläche; die Baumassenzahl oder der Baumasse; 
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Art und Maß der Nutzung wurden im Hinblick auf eine Novellierung der BauNVO im Herbst 2010 
geprüft und erneut bestätigt.200 
Nutzungsänderungen im Stadtumbau Ost 
Erweisen sich Gebäude- oder Freiraumnutzungen als nicht mehr tragfähig, können sich langfristig 
städtebauliche Funktionsverluste einstellen. „Erhebliche städtebauliche Funktionsverluste liegen 
insbesondere vor”, so formuliert es der Gesetzgeber, „wenn ein dauerhaftes Überangebot an 
baulichen Anlagen für bestimmte Nutzungen, namentlich für Wohnzwecke, besteht oder zu 
erwarten ist”.201 Zu diesen zählt auch der strukturelle Wohnungsleerstand, der sich trotz umfang-
reicher Fördermaßnahmen Ende der 1990er Jahre in ostdeutschen Städten einstellte. Ihm wird 
mit dem Programmen Stadtumbau Ost begegnet (Kap. 4). „Stadtumbau beinhaltet [hier] den 
Umgang mit nicht mehr genutzten oder untergenutzten Flächen und Gebäuden”.202 Im Umgang 
mit leer stehenden oder unternutzten Gebäuden lassen sich drei grundsätzliche Stadtumbau-
strategien unterscheiden: „Beibehaltung der Nutzung”, „Änderung der Nutzung” sowie „Vorhalten 
oder Aufgabe der Nutzung”.203 Unter Umständen kann die bisherige Nutzungsart auch zukünftig 
beibehalten und verbessert werden. Gelingt es, ein leer stehendes Gebäude nach Aufwertungs-
maßnahmen wieder seiner ursprünglichen Nutzung zuzuführen, spricht man von Wiedernutzung. 
Unter Neunutzung wird die Beibehaltung der Nutzung bei Neubau nach Gebäudeabriss 
verstanden. Nutzungsänderungen liegen vor, wenn die ursprüngliche Nutzung durch eine weitere 
neue Nutzung ergänzt wird (Mehrfachnutzung) oder durch diese vollständig ersetzt wird (Um-
nutzung). Lassen sich Gebäude weder ihrer bisherigen noch neuen Nutzungen zuführen, kommt 
es zur dauerhaften Aufgabe der Nutzung. Dies kann „das zielgerichtete Liegenlassen brach gefal-
lener Grundstücke und leer stehender Objekte” bedeuten oder aber den Gebäudeabriss und die 
anschließende Flächenberäumung.204 „Um Nutzungsoptionen [...] eines Gebäudes für die Zukunft 
aufrecht zu erhalten, kann es sinnvoll sein, mit einer sogenannten Zwischennutzung eine 
befristete Nutzung bei minimaler Bewirtschaftung vorzunehmen”.205 Im ursprünglichen Sinn 
beschreiben Zwischennutzungen zeitweise Nutzungen, die sich an Standorten etablieren, die für 
eine andere Nutzung zu einem späteren Zeitpunkt bereits fest vorgesehen sind.206 Betrachtet 
                                                
die Zahl der Vollgeschosse sowie die Höhe der baulichen Anlagen, Verordnung über die bauliche 
Nutzung der Grundstücke. BauNVO i. d. F. v. 1990, § 16 Abs. 2. Weitere Festsetzungen können über 
die Form und Lage der überbaubaren Fläche (BauNVO i. d. F. v. 1990, § 23) sowie der Bauweise 
(BauNVO i. d. F. v. 1990, § 22) vorgenommen werden. 
200 Experten raten hier von umfassenden Änderungen explizit ab. Anlass für die Prüfung der Novellierung 
der BauNVO sind die Herausforderungen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung. Dies erfolgt auf 
der Grundlage des Koalitionsvertrages von CDU, CSU und FDP vom 26. Oktober 2009. BMVBS 2010d, 
S. 5. Aus diesem Grund fanden im Jahr 2010 eine Reihe von Expertengesprächen unter dem Titel 
„Berliner Gespräche zum Städtebaurecht” statt. Die zweite Gesprächsrunde befasste sich mit dem 
Änderungsbedarf bei der Baunutzungsverordnung. Aus Sicht der an dem Gespräch teilnehmenden 
Experten hat sich BauNVO im Grundsatz bewährt. Vgl. BMVBS 2010d, BMVBS 2010e.  
201 BauGB i. d. F. v. 23.9.2004, § 171a. 
202 BMVBS, BBR 2008e, S. 28. 
203 BMVBS, BBR 2008e, S. 28-29. 
204 BMVBS, BBR 2008e, S. 29. 
205 BMVBS, BBR 2008e, S. 28-29. 
206 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung u. a. 2008, S. 49. 
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man die städtebaulichen Auswirkungen der Nutzungsänderungen, so ist zu beachten, dass die 
Nutzungsmischung und die Nutzungsdichte in enger Beziehung zur baulichen und sozialen 
Dichte stehen. Ihre Wechselwirkungen sind bei einer abnehmenden Bevölkerungsdichte ein 
entscheidender Faktor für die (wahrgenommene) Vitalität eines Stadtteils.207 
3.2.3 Begriffsverwendung in der Arbeit 
Die Begriffe Nutzen und Nutzung weisen in den aufgezeigten Bedeutungszusammenhängen 
facettenreiche Sinnzuweisungen auf. Die Verbindung mit dem Guten und dem Vorteilhaften, die 
aus dem Gebrauch einer Sache für eine Person(engruppe) entsteht, prägt die Begriffs-
verwendung seit der Antike und schwingt bei jeder der aufgezeigten Auslegungen mit. 
Insbesondere an den Verwendungen in der Philosophie wird deutlich, dass die Sinnzuweisungen 
immer auch Spiegel der gesellschaftlichen Entwicklungen und Werte sind. Hier durchläuft der 
Nutzen unterschiedliche Interpretationen, die von dem Lebensförderlichen (Sophistiker) über 
„wirklich Gute” (Platon) bis zum persönlichen Vorteil der handelnden Person (Thomas von Aquin) 
reichen. Die hier untersuchte Frage nach dem Nutzen des Leerstands berührt also die 
Wertediskussion über die gesellschaftliche Wertschätzung der überlieferten Stadträume und 
historischen Stadtensembles. 
Ein weiterer Aspekt ist für die Untersuchung von Relevanz: Der Begriff Nutzen weist eine gewisse 
Unschärfe und Mehrdeutigkeit auf. Er impliziert gleichermaßen den Nutzen, wie das Nutzen einer 
Sache. Der Vorteil einer Sache ist in dessen Gebrauch zu suchen, er schließt gedanklich aber 
immer zugleich den Akt der Bewertung (den Nutzen) wie den des Handelns (das Nutzen) ein. Mit 
dieser Mehrdeutigkeit wird der Begriff Nutzen den Fragestellungen in der Stadtentwicklung 
generell, und auch den hier untersuchten Forschungsfragen gerecht.  
Der Nutzen steht für eine Art Gesamtbewertung, hinter dem sich je nach den Wertmaßstäben 
des Betrachters und den Eigenschaften der betrachteten Sache ganz unterschiedliche objektive 
wie subjektive Einzelbewertungen verbergen. Diese werden durch die unterschiedlichen, 
individuellen Wertmaßstäbe der Person(engruppen) definiert. Die Bandbreite erstreckt sich – 
vereinfacht dargestellt – zwischen moralisch-emotionalen und materiell-monetären Wertzu-
weisungen. Aufgrund dieser Unschärfe weist der Begriff eine hohe Eignung auf, bei der 
Abwägung der mitunter widersprüchlichen Werte und Interessen in der Stadtentwicklung 
Anwendung zu finden. 
Das Nutzen einer Sache beschreibt im weitesten Sinn das Vorgehen, um einen Nutzen aus einer 
Sache zu ziehen. Der erstrebenswerte Nutzen wird somit zum Ansporn und Auslöser für das 
eigene Handeln und Streben. Das Nutzen einer Sache schließt seine mögliche Nutzung ein, kann 
aber darüber hinaus auch für ein wertschöpfendes Handeln stehen, das sich jenseits der 
konkreten Nutzung, beispielsweise eines leer stehenden Gebäudes, abspielt. Anknüpfend an die 
aufgezeigte Bedeutungsvielfalt des Begriffs Nutzen ist der Wert folglich nicht vorrangig an dem 
erzielten monetären Wert zu messen, sondern kann in seiner Auslegung die Wertevielfalt in der 
                                                
207 Reuther 2003, S. 585. 
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Gesellschaft widerspiegeln. Das Erwerben und Liegenlassen von Gebäuden zu Spekulations-
zwecken wäre für das hier gemeinte Wertespektrum ein zu kurz gegriffenes Beispiel, obgleich 
hier das Nutzen eines Gebäudes zugunsten einer Wertschöpfung ohne seinen konkreten 
praktischen Gebrauch erfolgt. Allerdings ist das Handeln (oder auch Nicht-Handeln) in diesem 
Fall vorrangig auf den (für einen späteren Zeitpunkt) erhofften Tauschwert ausgerichtet.  
Die Nutzung einer Sache, beispielsweise eines Gebäudes, spiegelt nicht nur die Wertschätzung, 
sondern auch die Bedürfnisse der Menschen wider. Im Unterschied zum Leerstand, der ebenfalls 
als ein Nutzungszustand begriffen werden kann, sind die Nutzungen zu einem wichtigen 
Planungsgegenstand in der Stadtplanung und im Städtebau geworden. Hier gilt es, die Lage und 
Entwicklung der unterschiedlichen Nutzungen zu steuern und so Interessenkonflikte und 
Fehlentwicklungen zu vermeiden. An der vorgängigen Darstellung wurde deutlich, dass auch die 
Nutzungen selbst einem Wandel unterliegen. Nutzungen erfolgen aus unterschiedlichen 
Bedürfnissen heraus und mit unterschiedlichen Zielen (z. B. Wohnen, Handeln, Produzieren etc.). 
Sie können sich verändern, eine unterschiedliche Dauer aufweisen, langfristig oder auch 
temporär angelegt sein. Die hier angestellten Überlegungen beziehen sich ausschließlich auf die 
Nutzung bzw. Nichtnutzung von Wohnungen und Wohngebäuden in ostdeutschen Innenstädten. 
3.3 PROBLEM UND PROBLEMLÖSEN 
3.3.1 Begriffsursprung und Bedeutungen 
Problem und Problemlösen – Bedeutung im allgemeinen Sprachgebrauch 
Der Begriff Problem leitet sich aus dem Griechischen „problema” ab.208 In der ursprünglichen 
Bedeutung bezeichnet er ein Hindernis oder Bollwerk („etwa einen Schutzwall, den man vor sich 
aufwirft”209). Er beschreibt „das [zur Lösung]Vorgelegte”, eine schwierige Aufgabe und eine offene 
(Streit)Frage, für deren Lösung das verfügbare Wissen nicht ausreicht.210 Heute wird unter einem 
Problem eine beliebige ungelöste Aufgabe oder Frage und auch ein negativ bewerteter Ist-
Zustand verstanden.211 Die Begriffe Problemstellung und Problemlage werden im allgemeinen 
Sprachgebrauch oft synonym verwendet. Der Begriff Problematik beschreibt die Schwierigkeiten, 
die sich aus einem Problem oder einer Aufgabe ergeben.212 Im Unterschied zu einer Aufgabe, die 
sich unter Rückgriff auf bekannte und in der Vergangenheit bewährte Lösungswege und 
Methoden bewältigen lässt (reproduktives Denken), erfordert die Lösung eines Problems ein 
neues Vorgehen. Der Lösungsprozess, das Problemlösen, stellt einen kreativen Vorgang dar.213 
Der Schwierigkeitsgrad eines Problems wird einerseits durch die Ausgangssituation und die 
Komplexität der Zusammenhänge bestimmt, andererseits durch die kognitiven Fähigkeiten und 
                                                
208 Brockhaus 2006, S. 129. 
209 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 7 1989, Sp. 1397. 
210 Brockhaus 2006, S. 129. 
211 Wahrig Herkunftswörterbuch 2009, S. 1168. 
212 Brockhaus 2006, S. 130. 
213 Brockhaus 2006, S. 130. 
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Vorkenntnisse der handelnden Person. Insofern ist ein Problem bzw. die Rezeption eines 
Problems von der jeweiligen Problemsicht und den Fähigkeiten einer Person abhängig.  
Problem in der Philosophie 
In der Philosophie steht ein Problem für eine mittels (wissenschaftlicher) Denkarbeit zu lösende 
Aufgabe. Der Begriff war bereits bei den antiken Philosophen Gegenstand der Auseinander-
setzung (Demokrit, Platon, Aristoteles). In der neueren Philosophie sind es insbesondere 
Descartes, Leibniz und Kant, die die Überlegungen aus der Spätantike aufgriffen. 
Grob lässt sich die begriffliche Verwendung in der Philosophie zwei Bedeutungssträngen 
zuordnen, die sich bereits in der Antike herausbildeten. Der erste, weniger bedeutsame, hat 
seinen Ursprung in der Geometrie. Hier wurde das Begriffspaar Theorem und Problem von 
Pappos geprägt. Während das Theorem hier eine Beweisführung einer Behauptung beschrieb, 
die auf ihre Konsequenzen hin zu untersuchen war, erforderte das Problem die Konstruktion einer 
neuen Lösung und implizierte aktives Handeln. Pappos verstand unter theoretischer Analyse das 
„Erforschen des Wahren”, unter der problembezogenen Analyse hingegen die „Auffindung [oder 
Konstruktion] des Behaupteten”.214 
Der zweite Strang wurde maßgeblich von Aristoteles Verständnis geprägt. Er grenzte Probleme 
von Prämissen ab. Während Probleme das sind, worüber argumentiert wird, sind Prämissen das, 
woraus in der Argumentation die Schlüsse zur Lösung des Problems gezogen werden.215 
Probleme und Prämissen unterscheiden sich dabei weniger inhaltlich als funktional. Ein Problem 
wird bei Aristoteles von dem Fragenden mit einer Oder-Frage aufgeworfen. Es beinhaltet, 
verkürzt dargestellt, zwei sich gegenseitig ausschließende, aber in gleicher Weise überzeugende 
Argumente, die jedoch zu widersprüchlichen Schlussfolgerungen führen. Die dialektische 
Argumentation bedient sich somit der Gegenüberstellung von zwei Alternativen. Ein dialektisches 
Problem kann sich bei Aristoteles auf das Verstehen oder das Handeln beziehen und entweder 
ethischer, logischer oder physischer Natur sein.216 Die Formulierung des Problems bedarf einer 
vorherigen detaillierten Analyse und Elaboration, um dieser formalen Anforderung von Aristoteles 
gerecht zu werden. Im Vergleich hierzu erscheint die heutige Begriffsverwendung weitaus 
beliebiger.  
Das umfassende Beleuchten eines Problems, wie es Aristoteles forderte, wurde später wieder 
aufgegriffen. Auch bei Leibniz geht dem analytischen Teil, in dem die Lösung für ein Problem 
gefunden werden kann, ein kombinatorischer Aufgabenteil voran, in dem das Problem aufgedeckt 
wird.217 Unter Problem versteht er „Fragen, die einen Teil des Satzes unausgefüllt lassen”.218 Kant 
operierte mit dem Begriffspaar Postulat und Problem. Dabei ist ein Postulat ein „praktischer 
unmittelbar gewisser Satz oder ein Grundsatz, der eine mögliche Handlung bestimmt, bei welcher 
                                                
214 Gesamter Absatz: Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 7 1989, Sp. 1399. 
215 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 7 1989, Sp. 1398. 
216 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 7 1989, Sp. 1398.  
217 Parthey 1990, S. 879. 
218 Leibniz, Gottfried W. E. W. von: Neue Abhandlungen über den menschlichen Verstand. Franktfurt/Main, 
1980, Buch IV, Bd. 2, § 7, S. 255. Zitiert nach Parthey 1990, S. 879. 
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vorausgesetzt wird, daß die Art, sie auszuführen, unmittelbar gewiß sei”.219 Im Unterschied dazu 
sind Probleme für ihn „demonstrable, einer Anweisung bedürftige Sätze, oder solche, die eine 
Handlung aussagen, deren Art der Ausführung nicht unmittelbar gewiß ist”.220 Ein Problem besitzt 
bei Kant die folgenden drei Bestandteile: „die Quästion, die das enthält, was geleistet werden soll, 
[…] die Resolution, die die Art und Weise enthält, wie das zu Leistende“ erreicht werden kann 
und „die Demonstration“, die zeigt, dass bei Anwendung der Lösung „das Geforderte geschehen 
werde“.221 Damit benennt er drei Aspekte, die das Lösen eines Problems kennzeichnen: Die 
Formulierung der Frage oder des Problems, die gedankliche Leistung der Lösungsfindung und 
die praktische Beweisführung durch die Umsetzung der Antwort und damit das Lösen des 
Problems. 
Problem und Problemlösen in der Theorie 
In den Theorien zum problemlösenden Denken werden Probleme als Diskrepanzen zwischen 
dem Ist- und dem Soll-Zustand definiert. „Ein ‚Problem‘ entsteht z. B. dann, wenn ein Lebewesen 
ein Ziel hat und nicht ‚weiß‘, wie es dieses Ziel erreichen soll.”222 Wenn die unerwünschte 
gegebene Situation (Ist-Zustand) von der angestrebten Zielsetzung (Soll-Zustand) abweicht und 
unklar ist, wie und mit welchen Mitteln der Ist-Zustand in den Soll-Zustand überführt werden kann, 
liegt ein Problem vor.223 Probleme kennzeichnen somit drei Komponenten:  
1. ein „unerwünschter Anfangszustand”, 
2. ein „erwünschter Endzustand” und 
3. „Barrieren, die die Transformation [von dem Anfangs- in den Endzustand] im Moment 
verhindern”.224 
Es gibt zahlreiche Theorien zum menschlichen Problemlösen und problemlösenden Denken, die 
an dieser Stelle nicht alle dargestellt werden können. Sie sind Gegenstand unterschiedlicher 
Disziplinen, wie beispielsweise der Wissenschaftstheorie, der Psychologie und der Heuristik.225 
Problemlösendes Denken beschreibt die Prozesse von der Problembeschreibung über die 
Lösungssuche bis zur erfolgreichen Lösung eines Problems. Das Spektrum der theoretischen 
Erklärungen ist an den folgenden drei Ansätzen ablesbar, die sich sehr unterschiedlicher Modelle 
bedienen. 
 Die Gestalttheorien begreifen ein Problem als defekte Gestalt bzw. Wahrnehmungsproblem. 
Hierbei wird den Bildern und Metaphern bei der Repräsentation eines Problems und seiner 
Lösung eine besondere Bedeutung zugewiesen. Die Lösung wird hier in der Umstrukturie-
rung der Gestalt des Problems gesucht. Diese erfolgt, indem das Untersuchte in einen neuen 
Zusammenhang gestellt wird. Ein wichtiger Vertreter dieser Auffassung ist Duncker (1935). 
                                                
219 Kant 1966, S. 543 (§ 38. Postulat und Problem). 
220 Kant 1966, S. 543 (§ 38. Postulat und Problem). 
221 Kant 1966, S. 543 (§ 38. Postulat und Problem). 
222 Duncker 1935, S. 1. 
223 Dörner 1976, S. 10; Funke 2003, S. 18. 
224 Dörner 1976, S. 10. 
225 Brockhaus 2006, S. 129. 
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Seinen Überlegungen zur „Psychologie des produktiven Denkens” liegt die Auffassung 
zugrunde, dass aus einem gegebenen Sachverhalt durch neue Betrachtungsweisen etwas 
Neues „abgelesen” werden kann. Über diese „synthetische Einsicht” lassen sich Lösungen 
generieren. Dabei ist die Generalisierung eines Lösungsprinzips Indikator für das Verstehen 
der kausalen oder logischen Zusammenhänge. Problemlösendes Denken wird als Suche 
nach diesen Zusammenhängen verstanden, bedient sich einer detaillierten Situations- und 
Zielanalyse und erfolgt im Wahrnehmungsfeld und Gedächtnis. Erfahrungen und gelernte 
Strukturen (Heuristiken) werden in den Lösungsprozess integriert, können die 
Lösungsfindung aber auch behindern (z. B. bei der „funktionalen Gebundenheit” von 
Gegenständen, die den Blick auf andersartige Einsatzmöglichkeiten, die zur Lösung des 
Problems beitragen können, verstellen können).226 
 Evolutionspsychologische Ansätze basieren auf der Überlegung, dass das menschliche 
Denken und somit auch das problemlösende Denken Ergebnis eines mehrere Jahrtausende 
andauernden Anpassungsprozesses sind.227 Die über lange Zeiträume optimierten 
Denkstrukturen erweisen sich in der Regel für die Bewältigung des Alltags als tauglich, 
können aber nur bedingt an kurzfristige Veränderungen der Lebensbedingungen angepasst 
werden. Vor diesem Hintergrund beschäftigen sich evolutionspsychologische Ansätze 
intensiv mit Heuristiken. Diese fungieren als „Faustregeln”, um bei der Bewältigung 
komplexer Probleme schnell zu vernünftigen, tragfähigen Lösungen zu kommen. Sie können 
aber auch zu systematischen Fehlern führen.228 
 Ein dritter Ansatz versteht Problemlösen als einen Prozess der „Informationsverarbeitung”. 
Ein wichtiger Vertreter dieser Auffassung war Dörner (1976): Problemlösendes Denken wird 
hier als Suche nach „Operatoren” begriffen.229 Das methodische Vorgehen bei der Lösung 
eines Problems wird als Überführung des Ist- in den Soll-Zustand verstanden und als 
Transformation bezeichnet. In der Regel kommen mehrere Transformationsschritte 
(Operatoren) bis zur erfolgreichen Lösung eines Problems zur Anwendung. Dörners Ansatz 
besitzt nach wie vor einen hohen Stellenwert in der theoretischen Auseinandersetzung und 
erweist sich für die vorliegende Arbeit als hilfreiches Modell. Aus diesen Gründen wird es der 
nachfolgenden Darstellung zugrunde gelegt. 
Dörner unterscheidet zwischen Aufgaben und Problemen. Während die Lösungsmethoden für 
Aufgaben bekannt sind und sich über „reproduktives Denken” bewältigen lassen, schließt die 
Lösung von Problemen die Entwicklung neuer Methoden ein.230 Ob eine Aufgabe oder ein 
Problem vorliegt, ist unmittelbar von den Erfahrungen und dem Vorwissen einer Person abhängig. 
Probleme resultieren somit nicht allein aus den äußeren Rahmenbedingungen einer Situation, 
sondern sind immer auch Resultat der jeweiligen Fähigkeiten einer Person und ihrer 
Wertvorstellungen, welche die angestrebten Ziele vorgeben.  
                                                
226 Gesamter Absatz: Duncker 1935. Vgl. auch Funke 2003, S. 50-56. 
227 Vgl. Klix 1980. 
228 Gesamter Absatz bis auf abweichende Angabe: Funke 2003, S. 99-100. 
229 Dörner 1976, S. 10. 
230 Dörner 1976, S. 10. 
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Bekanntheitsgrad der Mittel Klarheit der Zielkriterien 
hoch gering 
hoch Interpolationsbarrieren  dialektische Barriere 
gering Synthesebarriere dialektische Barriere und 
Synthesebarriere 
Tab. 3: Barrieretypen nach Dörner (1976). Klassifikation nach den Dimensionen „Bekanntheitsgrad der
Mittel” und „Klarheit der Zielformulierung”. Quelle: nach Dörner 1976, S. 14 
Der Problemlöseprozess hängt von der Art der Barrieren ab. Hier lassen sich nach Dörner drei 
(Ideal)Problemtypen unterscheiden, zwischen denen in der Praxis fließende Übergänge 
existieren – je nach Bekanntheitsgrad der Mittel, Klarheit der Zielsituation kennzeichnen sie 
unterschiedliche Barrieretypen (Tab. 3).231 Bei Interpolationsproblemen werden die richtige 
Kombination und Reihenfolge bekannter Operatoren gesucht. Liegen Syntheseprobleme vor, ist 
es die Hauptaufgabe, geeignete Operatoren zusammenzustellen oder zu entwickeln. Von 
dialektischen Problemen wird gesprochen, wenn der Zielzustand nicht klar definiert ist, aber die 
möglichen Operatoren bekannt sind. Die Lösung des Problems ist in diesem Fall in einem 
„dialektischen Prozess” zu suchen, der die Annäherung an den Zielzustand über mehrere 
Entwürfe vornimmt. Diese werden jeweils auf innere und äußere Widersprüche untersucht und 
entsprechend modifiziert, um sich der Lösung schrittweise anzunähern.232Das Lösen von 
Problemen kann auf unterschiedliche Art und Weise erfolgen. Problemlösendes Denken ist eine 
wissensgestützte Tätigkeit und erfolgt auf der Grundlage der verfügbaren Informationen.233 Im 
Unterschied zum Vorgehen durch Versuch-und-Irrtum (Trial-and-Error) werden beim 
problemlösenden Denken das Problem in die bestehenden kognitiven Strukturen eingeordnet und 
Lösungen unter Einbeziehung bekannter Lösungsstrategien entwickelt und ausgewählt. Der 
Problemlösungsprozess lässt sich hier grob in drei Phasen einteilen:  
 In der ersten Phase, auch Vorbereitungsphase genannt,234 erfolgt die Problembeschreibung 
und -analyse. Sie umfasst die Situations- und Zielanalyse als Voraussetzung für die Lösungs-
findung.235 Die Problemanalyse wird durch die eingenommene Betrachtungsperspektive 
geprägt.  
                                                
231 Dörner 1976, S. 11-16. 
232 Es gibt demnach Probleme, bei denen geeignete Transformationsschritte gesucht werden, um den 
gegebenen Ist-Zustand in den angestrebten Soll-Zustand zu überführen (Synthesebarrieren, z. B. 
Entwicklung eines neuen Produktes). Ein Problem kann auch infolge eines vorgegebenen Ist-Zustands 
und bekannten möglicher Transformationsschritte entstehen (Induktionsbarrieren, z. B. Schachspiel), 
wenn der Soll-Zustand zu suchen ist. Oder es können der Soll-Zustand und mögliche Transfor-
mationsschritte bekannt sein und der Ist-Zustand wird gesucht (z. B. physikalisch-chemische 
Elementaranalysen). Klix 1971, S. 641. 
233 Funke 2003, S. 38. 
234 Brockhaus 2006, S. 130. 
235 Duncker spricht in diesem Zusammenhang von der „Situationsanalyse als Prüfung des Gegebenen” 
(Ist-Zustand) und der „Zielanalyse als Prüfung des Geforderten”. Beide sind Voraussetzung, um im 
Problemlösungsprozess „[d]as Gegebene dem Geforderten dienstbar [zu] machen.” Duncker 1935, 
S. 72. 
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 Die zweite Phase wird von der Lösungssuche bestimmt. Sie umfasst die Entwicklung, 
Auswahl und Anwendung von Operatoren, die Erfolgsanalyse und ggf. die Modifikationen im 
Vorgehen. Sie schließt Inkubationszeiten ein – gemeint sind Zeitspannen, in der keine 
Lösungen gefunden werden bzw. die Auseinandersetzung mit dem Problem pausiert. 
Werden Lösungen erkannt, werden diese weiter ausgearbeitet (Planung). Um den Soll-
Zustand zu erreichen, sind meist mehrere Transformationsschritte (Operatoren/Maßnahmen) 
erforderlich.236 „Der eigentliche Lösungsprozeß vollzieht sich (oft in Wechselwirkung mit der 
Umgebung durch Planung und Handlung) als interner kognitiver Strukturbildungsprozeß”.237 
 In der dritten und letzten Phase wird der angestrebte Soll-Zustand durch die Umsetzung der 
Transformationsschritte erreicht und das Problem gelöst oder die Lösungssuche wird 
aufgegeben. Letzteres kann unterschiedlich motiviert sein, wenn beispielsweise erkannt wird, 
dass die eigenen Mittel und Fähigkeiten nicht ausreichen, um das Problem zu lösen. Auch 
kann der Erkenntnisgewinn bei der Lösungssuche zu einem veränderten Problem-
bewusstsein und einer Modifikation der Zielvorstellungen führen.238 
Eine entscheidende Vorgabe für die Lösungsfindung ist der mit der Problembeschreibung und 
Zielformulierung abgesteckte Rahmen für die Lösungssuche. Dieser wird als „Problemraum” 
bezeichnet und ist nach Klix wie folgt definiert:  
Die wesentlichen Grundgrößen […] sind danach: die Zustände eines Problems (mit 
Ausgangszustand am Beginn, Zwischenzuständen während und einem Endzustand nach 
der Lösungsfindung). Diese wechselnden Zustandsmengen mitsamt ihren Relationen in 
einem Lösungsprozeß fassen wir unter dem Begriff ‚Problemraumǥ zusammen. In ihm wird 
die Lösung gesucht.239 
Wird keine Lösung innerhalb des Problemraums gefunden, ist dieser zu modifizieren, um sich 
neue Lösungsmöglichkeiten erschließen zu können – beispielsweise über die Umformulierung 
des Problems oder auch des Zielzustands oder über die Erweiterung der Eingriffsmöglichkeiten 
(Operatoren).240 Eine Schwierigkeit besteht in der Regel darin, dass der Problemraum nicht voll-
ständig abgesucht werden kann, da dies zu aufwändig und zeitintensiv wäre.241 Folglich kommen 
Strategien zur Suchraumeinschränkung zum Zuge, wie beispielsweise die Orientierung an dem 
                                                
236 Klix 1971, S. 677; Duncker 1935, S. 9. 
237 Klix 1971, S. 640. 
238 Dies gilt wie bei anderen Handlungsabläufen auch. So benennt Schütz ein ähnliches Phänomen im 
Zusammenhang mit Erfahrungswissen: „Eine andere Form der ›endgültigen‹ Unterbrechung des 
Erfahrungsablaufes bzw. des Wissenserwerbs ist durch die Überdeckung eines Problems durch ein 
neues Problem gekennzeichnet. Ein besonders typischer Fall ist die Überdeckung eines 
Handlungsziels durch neue Ziele, die sich während des Handlungsablaufs ausgebildet haben. Wenn 
ich ein Ziel ins Auge fasse – also ein Handlungsresultat entwerfe –, muß ich die Schritte, die zur 
Verwirklichung dieses Ziels führen sollen, mitentwerfen. Während ich nun diese Schritte nacheinander 
durchlaufe, kann das ursprüngliche Ziel seine Relevanz für mich verlieren”. Schütz, Luckmann 1979. 
239. Klix 1971, S. 644. 
240 Klix 1971, S. 644. 
241 Klix 1971, S. 239-240. 
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Erfolg vergangener Maßnahmen.242 Neben der Suchraumeinengung sind allerdings auch Strate-
gien zur Suchraumerweiterung erforderlich, wenn sich herausstellt, dass sich keine Lösung in 
dem abgesuchten Problemraum finden lässt. Hierfür sind die Prinzipien „Versuch-und-Irrtum” 
oder der Analogieschluss (Übertragung bekannter Strukturen auf das Problem) anschauliche 
Beispiele.243 
Wie oben erwähnt ist der Problemlösungsprozess in engem Zusammenhang mit dem Kenntnis-
stand und den Fähigkeiten der beteiligten Personen zu sehen. Mit der Lösungssuche und der 
erfolgreichen Lösung eines Problems stellt sich ein Erkenntnisgewinn ein, der schließlich 
„Lösungen durch Einsicht” hervorbringt. Dieser wird auch als „synthetische Einsicht” 
bezeichnet.244 Einsichten können sich beispielsweise im Zusammenhang mit dem Erkennen von 
zeitlichen und räumlichen Beziehungen, der Ablesbarkeit von Folgen und auch mit den leiblichen 
Erfahrungen der Personen auf der Lösungssuche (dem Tun und Erleben) einstellen.245 Die 
Fähigkeit zwischen verschiedenen mentalen Repräsentationen von Problemen zu wechseln und 
die Analyseebene situativ zu ändern („kognitive Flexibilität”) erhöht die Kompetenz, Probleme zu 
lösen.246 Kognitive Flexibilität wird durch Erfahrungswissen erhöht. Sie trägt dazu bei, Sach-
verhalte leichter und schneller unter wechselnden Gesichtspunkten zu interpretieren (Interpreta-
tionsvariabilität) und zu analysieren (Analysevariabilität) und einen Strategiewechsel im Vorgehen 
vorzunehmen.247 Darin liegt auch die Fähigkeit von Experten begründet, Probleme effektiver 
lösen zu können. Die Vernachlässigung bestimmter Informationen und Vorgaben, beispielsweise 
anerkannter „Wahrheiten”, „Nützlichkeiten” oder „Relevanzen”,248 kann somit die Lösungsfindung 
unterstützen. Die Einschränkungen, die sich aus der „Gebundenheit des Denkmaterials” ergeben 
können, sind am Beispiel der „heterogenen funktionalen Gebundenheiten” von dinglichen 
Gegenständen gut nachzuvollziehen.249 Sie stehen dem Einsatz von Werkzeugen oder Dingen 
entgegen, die nicht unmittelbar mit deren ursprünglichen Zweck übereinstimmen.250 Das Lösen 
                                                
242 Klix 1971, S. 239-241. 
243 Klix 1971, S. 242-243. 
244 „Synthetische Einsicht ist offenbar dadurch möglich, […], daß ein Sachverhalt sich in der Regel durch 
weniger Momente (Aspekte) aufbauen läßt, als nachher – vermöge neuer ‚Betrachtungsweisen‘ – von 
ihm abgelesen werden können. Es sind nicht alle möglichen Aspekte eines Denkgegenstandes zu 
seinem Aufbau nötig, so wenig wie alle möglichen Aspekte eines visuellen Gegenstandes zur 
eindeutigen Erfassung seines Aufbaus nötig sind. Ein und derselbe paradigmatisch in der Anschauung 
konstruierte Sachverhalt läßt sich a) von neuen Seiten, b) in neuen Richtungen, c) in neuen 
Zusammenfassungen, d) zum ersten mal als Ganzes usw. betrachten.” (Im Original auch kursiv) 
Duncker 1935, S. 62.  
245 Vgl. Duncker 1935. 
246 Krems 1996. 
247 Krems 1996, S. 89. 
248 Meyer, Schulz-Schaeffer 2005. 
249 Duncker 1935, S. 102-123. 
250 Stellt man Personen eine Aufgabe eine Kerze mit Hilfe einer Streichholzschachtel und Reißzwecken 
an der Wand zu befestigen, hängt der Erfolg der Lösungsfindung auch von der Art der Präsentation der 
Gegenstände ab. Die Lösung besteht darin, die Streichholzschachtel mit den Reißzwecken an der 
Wand zu befestigen. Duncker wies in diesem Zusammenhang nach, dass Personen länger brauchen, 
um auf die richtige Lösung zu kommen, wenn die Reißzwecken sich in der Streichholzschachtel 
befinden. Dann wird die Schachtel vorrangig als Behältnis angesehen, was ihren Einsatz als 
Kerzenhalterung erschwert. Duncker 1935, S. 103-104.  
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eines Problems ist jedoch nicht immer direktes Ergebnis einer bewussten Reflexion, sondern 
kann auch durch einen „plötzlichen Einfall” möglich werden. Diese stellen sich im Allgemeinen zu 
einem Zeitpunkt ein, an dem keine gedankliche Auseinandersetzung mit dem Problem erfolgt 
(Inkubationszeit), und werden auf unbewusst ablaufende kognitive Prozesse zurückgeführt, die 
das Aufgeben bestehender und das Knüpfen neuer Verbindungen ermöglichen.251 
Bei der Betrachtung von Problemen und Problemlösungsprozessen wird zwischen einfachen und 
komplexen Problemen unterschieden. In der Regel handelt es sich bei lebensweltlich bedeut-
samen Problemen um sogenannte komplexe Probleme. Ihnen werden in der Regel eine hohe 
Komplexität, Vernetzung, Dynamik, Intransparenz und Polyetilie (Vielzieligkeit) zugeschrieben.252 
Komplexe Probleme umfassen eine Vielzahl von Variablen, die sich gegenseitig beeinflussen. 
Die Dynamik der Problemsituation ist höher und die Folgen von Eingriffen sind schwieriger 
abzusehen. In der Regel kennzeichnen komplexe Probleme eine schlechtere Informationslage 
zu den Variablen und Zielzuständen. Und es gibt bei der Bewältigung komplexer Probleme häufig 
mehrere Ziele, die zudem auch widersprüchlich sein können. Das Lösen komplexer Probleme 
erfordert neben der Vereinfachung der Sachverhalte über die Reduktion und Prioritätenbildung 
bei der Berücksichtigung von Variablen und der Formulierung von Zielen auch die Unterteilung in 
Teilprobleme und ein schrittweises Vorgehen.  
Der Umgang mit Komplexität und der aus ihr resultierenden Unbestimmtheit in Steuerungs-
problemen wurde in einer Langzeitstudie am Modell (Computersimulation) der fiktiven Kleinstadt 
Lohhausen mit 3700 Einwohnern untersucht.253 Hier übernahmen die Versuchspersonen die 
Rolle des Bürgermeisters für zehn Jahre und entschieden über die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung der Stadt. Das Experiment gab weitreichenden Aufschluss über die Denk- und 
Planungseigenschaften der Versuchspersonen. Es wurde deutlich, dass die Fähigkeit, mit 
komplexen Problemen umzugehen und Unsicherheiten zu ertragen weniger mit dem Intelligenz-
quotienten zusammenhing, als mit dem Problemlöseverhalten. Die Versuchspersonen, die zu 
guten Lösungen kamen, wiesen Fähigkeiten zu einer vertieften strukturierten Analyse mit den 
kausalen Zusammenhängen von Ereignissen, einer kontinuierlichen Auseinandersetzung mit 
ausgewählten Themen, eine höhere Anzahl von Entscheidungen und ein höheres Maß an 
Selbstreflexion auf.254 
Einen wichtigen Bereich des Problemlösens stellt die Planung der entwickelten Maßnahmen dar. 
Das „Planen besteht darin, daß man einzelne Aktionen [Maßnahmen] auf ihre Konsequenzen 
untersucht, Einzelaktionen probeweise zu Ketten zusammenfügt, um dann die Konsequenzen 
solcher Aktionsketten zu untersuchen.”255 Hierbei kann eine Vorwärts- oder eine Rückwärts-
planung erfolgen.256 Ausgangspunkt der Vorwärtsplanung ist der Ist-Zustand, der schrittweise 
verändert wird. Die Rückwärtsplanung legt den Soll-Zustand zugrunde und versucht (gedanklich) 
                                                
251 Dörner 1976, S. 91-94. 
252 Funke 2003, S. 125-135. 
253 Dörner u. a. 1983. 
254 Dörner 2003, S. 32-46. 
255 Dörner 2003, S. 235. 
256 Für die nachfolgenden Erläuterungen s. Dörner 2003, S. 236-238 
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rückwärts zu handeln, um eine Situation zu ermitteln, die vor dem angestrebten Soll-Zustand 
liegen müsste, damit sich dieser über eine Maßnahme erreichen ließe. Die Entscheidung für oder 
gegen eine Vorwärts- bzw. Rückwärtsplanung ist auch von der Analyse des Ist-Zustandes und 
von der Zielformulierung abhängig. In der Regel werden Vorwärtsplanungen bevorzugt. Sie 
scheinen den „natürlichen” Denk- und Handlungsstrukturen eher zu entsprechen. So erfordert 
eine Rückwärtsplanung eine klare Benennung des Ziel-Zustandes, um zu einer sinnvollen Lösung 
zu gelangen. Vielfältige Kombinationen beider Planungsformen sind möglich. Eine Schwierigkeit 
bei der Planung von Maßnahmen ist der Auflösungsgrad.257 Bei hohen Unsicherheiten zeigt sich 
die Tendenz zu genau zu planen, um möglichst alle Eventualitäten frühzeitig vorauszusehen und 
vorzubeugen. Hierdurch kann die Komplexität des Prozesses auf ein nicht mehr handhabbares 
Maß steigen, das praktikablen Lösungen entgegensteht. Aber auch zu grobe Planungen sind für 
eine effiziente Lösungsfindung hinderlich. 
3.3.2 Begriffsverwendung in Stadtplanung und Städtebau 
Strategien des problemlösenden Denkens finden dann Eingang in die Stadtplanung, wenn im 
Umgang mit neuen komplexen Problemen nach kreativen Lösungen gesucht wird.258 Probleme 
in der Stadtplanung und im Städtebau (Planungsproblem) unterscheiden sich aufgrund ihrer 
gesellschaftlichen Dimension deutlich von Problemen in naturwissenschaftlichen Bereichen.259 
Sie sind deutlich schwerer zu definieren als naturwissenschaftliche Probleme und es lassen sich 
in der Regel für sie keine universellen Lösungen ableiten.260 Planungsprobleme können in 
Abhängigkeit der jeweiligen Rahmenbedingungen als einzigartig angesehen werden, da es für 
sie weder eine begrenzte Anzahl an möglichen Lösungen noch an Maßnahmen (Operatoren) 
gibt.261 Lösungen sind häufig als Einzelfalllösungen anzusehen, die sich nur bedingt übertragen 
lassen, irreversible Zustände hervorbringen und daher kein „Trial-and-Error”-Vorgehen bei der 
Lösungssuche zulassen.262 Planungsprobleme lassen sich aus verschiedenen Perspektiven 
betrachten und erklären. Die gewählte Erklärung und das Problemverständnis von Planungs-
problemen bestimmen die Lösungssuche und die Lösung selbst mit.263 
Problemlösendes Denken schließt immer auch Wertentscheidungen ein.264 Auch in der Stadt-
planung sind Problembeschreibungen wie Lösungen nicht wertfrei oder objektiv und 
entsprechend nicht eindeutig bestimmbar. Lösungen von Planungsproblemen sind weniger den 
Attributen „richtig” oder „falsch”, als den Attributen „gut” oder „schlecht” zuzuordnen. Ob ein 
Planungsproblem als gelöst anzusehen ist und ob die Lösung zufriedenstellend ist oder nicht, 
obliegt der Entscheidung des Planers.265 Bei der Beurteilung einer Lösung fließen subjektive 
                                                
257 Dörner 2003, S. 246-251. 
258 Vgl. exempl. Landry 2000. 
259 Rittel, Webber 1973. 
260 ARL 2005, S. 796.  
261 Rittel, Webber 1973, S. 164. 
262 Rittel, Webber 1973, S. 163. 
263 Rittel, Webber 1973, S. 166. 
264 Funke 2003, S. 38. 
265 Rittel, Webber 1973, S. 162-163. 
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Kriterien und Wertmaßstäbe ein. Die Einschätzungen verschiedener Planer können dementspre-
chend heterogen und auch kontrovers ausfallen. Unterschiedliche Planer kommen in der Regel 
nicht zu exakt demselben „eindeutigen” Ergebnis.266  
Gebiete, in denen verschiedene Probleme sozialer, ökologischer oder ökonomischer Art, 
gemeinsam und längerfristig auftreten, werden in der Stadtplanung als Problemgebiete bezeich-
net. In der Regel sind in jedem Gebiet Probleme anzutreffen. Problemfreie Gebiete sind in der 
Stadtentwicklung eher die Ausnahme.  
[Problemgebiete] entstehen gewöhnlich über längere Zeiträume und können in der Regel 
nicht rasch beseitigt werden. Zugleich sind sie durch individuelle Strukturen geprägt, 
sodass für jedes Problemgebiet eine eigene Vorgehensweise zu erschließen ist. 
Außerdem wird man davon ausgehen müssen, dass jeweils hohe Investitionen und 
gewichtige Änderungen von Rahmenbedingungen notwendig werden. Im Übrigen ist zu 
erwarten, dass die Schärfe der Problematik durch das Anwachsen der Problemgebiete 
und der Problemhöhe noch zunimmt, nicht zuletzt als Folge der Globalisierung.267 
Die beschriebenen Theorien zum problemlösenden Denken finden in der Stadtplanung in der 
Regel wenig Beachtung. Eine Ausnahme stellt die „problemorientierte Planungsmethodik” zum 
Lösen komplexer Planungsprobleme dar. Sie wurde an der Universität Stuttgart am Institut für 
Grundlagen der Planung (IGP) gemeinsam mit der Hochschule für Technik und Wirtschaft (HTW) 
Dresden entwickelt.268 Die Methode knüpft an der Beobachtung an, dass in der Planungspraxis 
eine detaillierte Problemanalyse häufig fehlt und die verwendeten Methoden und Theorien und 
eingesetzten Maßnahmen und Leitbilder festgelegt werden, ohne die genauen Zusammenhänge 
der Planungsaufgabe zu kennen.269 Die Planungsmethodik zielt darauf ab, bei der Lösung 
komplexer Probleme in der Stadtplanung „bessere” Lösungen zu erzielen. Kriterien, an denen die 
Qualität gemessen wird, sind unter anderem die Wirksamkeit von Lösungen (Einschätzung durch 
Experten), die Breite des Maßnahmenspektrums, die Stringenz in der Argumentation und der 
Konkretisierungsgrad von Handlungsplänen (Tab. 4).270 Die „problemorientierte Planungsmetho-
dik” umfasst ein Vorgehen in sechs aufeinander bezogenen Planungsschritten („Key Six”) und 
berücksichtigt die Planungsparameter, die über die Definition des Suchraums das Planungs-
ergebnis beeinflussen:271 
1. Problembestimmung (Problemanalyse unter Berücksichtigung des Einflusses der 
jeweiligen Betrachtungsperspektive), 
                                                
266 ARL 2005, S. 796. 
267 Hemberger u. a. 2008b, S. 10. 
268 Dies geschah im Rahmen eines von der Deutschen Forschungsgemeinschaft geförderten 
Forschungsvorhabens. Das Institut für Grundlagen der Planung an der Universität Stuttgart entwickelte 
gemeinsam mit der Hochschule für Technik und Wirtschaft Dresden einen Katalog an Erfolgs- und 
Misserfolgsmerkmalen im Planungsprozess, um Rückschlüsse auf die Ausbildung von Planern und 
Architekten zu ziehen. Vgl. Hemberger u. a. 2008b und Hemberger u. a. 2008a. 
269 Hemberger u. a. 2008b. 
270 Hemberger u. a. 2008a, S. 9. 
271 Hemberger u. a. 2008a, S. 4. 
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Titel Kriterium Beschreibung des Kriteriums (vereinfachte Darstellung) 
Vorhandensein einer 
Problembestimmung 
Ob es nachvollziehbare Aussagen gibt, die einen Zustand 
beschreiben, der als misslich bewertet wird und behoben werden 
soll. 
Empirische Belastbarkeit der 
Problembestimmung 
Ob die Zusammenhangsaussagen (die behaupteten Sachverhalte 
und Thesen), die der Problembestimmung zu Grunde liegen, 




Ob die Problembestimmung so angelegt ist, dass die relevanten 
Zusammenhänge berücksichtigt werden und somit eine 




Ob die Problembestimmung so angelegt ist, dass die relevanten 
Zusammenhänge berücksichtigt werden und somit eine 
wirkungsvolle Problembearbeitung möglich ist. 
Vorhandensein einer 
Zielbestimmung 
Ob es nachvollziehbare Aussagen gibt, die einen zukünftigen 
Zustand beschreiben, der angestrebt und positiv bewertet wird. 
Widerspruchsfreiheit von 
Problem- und Zielbestimmung 
Ob die Problem- und Zielbestimmung widerspruchsfrei sind oder ob 
durch das Verfolgen des angestrebten Ziels das Problem (teilweise) 
aufrechterhalten oder verstärkt wird. 
Effektivität der Maßnahmen 
Ob die Maßnahmen 'greifen' und das zu bearbeitende Problem 
(laut Einschätzung der Bewertenden) beheben, indem sie die 
Ursachen für das Problem eliminieren. 
Konkretheit der Maßnahmen Ob durch die Beschreibung der Maßnahmen konkret gesagt wird, wie planerisch in die Umwelt eingegriffen werden soll. 




Ob die Maßnahmen angesichts eventueller unerwünschter 
Nebenwirkungen zur Umsetzung geeignet sind oder den Zielen und 
dem verfolgten Planungsansatz zuwiderlaufen. 
Politische Machbarkeit der 
Maßnahmen 
Ob die Maßnahmen vor dem Hintergrund der an der Planung 
beteiligten Akteure (Arena) und der aktuellen politischen Agenda 
als machbar angesehen werden. 
Technische / rechtlich / sonstige 
Machbarkeit der Maßnahmen 
Ob es technische, rechtliche oder sonstige Gründe gibt, die einer 
Realisierung der Maßnahmen gegenwärtig entgegenstehen. 
Widerspruchsfreiheit der 
Maßnahmen 
Ob die vorgeschlagenen Maßnahmen einander nicht 
entgegenwirken und sich in ihrer Wirkung gegenseitig (teilweise) 
aufheben Priorisierung der Maßnahmen Ob die vorgeschlagenen. 
Priorisierung der Maßnahmen 
Ob die vorgeschlagenen Maßnahmen priorisiert sind, 
beispielsweise nach Wirksamkeit und/oder zeitlicher Dringlichkeit 
bei der Umsetzung und/ oder nach sonstigen Kriterien. 
Benennung der zum Ausgangs-
zeitpunkt der Planung negativ 
betroffenen Personengruppen 
Ob explizit gesagt wird, wer unter der Ausgangssituation der 
Planung beziehungsweise unter dem Problem leidet. 
Benennung der von der Planung 
profitierenden Personengruppen 
Ob explizit gesagt wird, wer von dem durch die Planung 
angestrebten Zielzustand begünstigt wird. 
Empirische Belastbarkeit der 
Aussagen allgemein 
Ob die Zusammenhangsaussagen (die behaupteten Sachverhalte 
und Thesen), die dem Planungsergebnis (Strategiepapier) zu 
Grunde liegen, empirisch zutreffend sind. 
Tab. 4: Ausgewählte zentrale Kriterien zur Beurteilung von Planungsergebnissen bei komplexen 
Problemen. Quelle: Hemberger u. a. 2008a, S. 9.  
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2. Problemverschiebungen durch die Modifikation der Problembestimmung, 
3. Ursachenanalyse, 
4. Generieren von Maßnahmen zur Problemlösung, 
5. Definieren von Schlüsselbegriffen und 
6. Einbeziehen unterschiedlicher Planungsansätze und Suchräume für Problemlösungen.  
Aufbauend auf diesem Ansatz konnte belegt werden, dass qualifizierte oder „gute” Planer sich 
intensiver mit der Ausgangslage und Problem- und Ursachenanalyse einer Planungsaufgabe 
befassen, als dies ungeübte oder „schlechte” Planer tun, und so zu besseren Ergebnissen 
gelangen.272 Hierbei ist hervorzuheben, dass mit der Fähigkeit zur sorgfältigen Problem-
bestimmung und Ursachenanalyse auch die Planungsergebnisse besser wurden.273 Auch die 
Methode der Problemverschiebung erwies sich als geeignetes Mittel für die effiziente Entwicklung 
einer Vielzahl unterschiedlicher Lösungsmaßnahmen.274 Hingegen erwies sich bei ungeschulten 
Personen das Erstellen von Prognosen als nachteilig für die Qualität des Planungsergebnisses, 
da sie nicht über ausreichende Kenntnisse über die Wirkungszusammenhänge verfügten. 
3.3.3 Begriffsverwendung in der Arbeit 
Es wurde deutlich, dass die Problemlösung von vielen Faktoren abhängt, von der bei der 
Problemanalyse eingenommenen Betrachtungsperspektive, über die zulässigen Trans-
formationsschritte (Operatoren) bis zu der Zielformulierung. Auch in der Stadtplanung sind 
Problemanalysen und Lösungsprozesse nicht objektiv oder wertfrei. Der negativ bewertete Ist-
Zustand (Problem) und der angestrebte Soll-Zustand (Ziel) definieren den Problemraum, der den 
Rahmen für die Lösungssuche und somit die Lösung selbst vorgibt. Kann keine Lösung gefunden 
werden, kann es förderlich sein, neue Lösungswege über die Betrachtung des Problems aus 
einer neuen Perspektive und das Hinterfragen von Zielsetzungen zu erschließen. Hieran knüpft 
die vorliegende Arbeit im Umgang mit dem Wohnungsleerstand in ostdeutschen Innenstadt-
gebieten an. Nicht die abschließende Lösung des Problems ist das primäre Ziel, sondern das 
Aufzeigen eines neuen Problemraums bzw. Suchraums für neue Lösungen. Damit wird die 
Argumentationslogik, die die wohnungswirtschaftlichen Probleme in den Mittelpunkt der 
Betrachtung stellt und die Leerstandsbeseitigung als primäres Ziel verfolgt, erweitert. 
Der Begriff Problem steht in dieser Arbeit zunächst für den strukturellen Wohnungsleerstand in 
innerstädtischen Mehrfamilienhäusern mit seinen städtebaulichen Auswirkungen und Konse-
quenzen für die Wohnumfeldqualität als dem unerwünschten Ist-Zustand. Unter Problemsicht 
wird nachfolgend die eingenommene Perspektive verstanden. Sie stellt eine entscheidende 
Einflussgröße bei der Wahrnehmung und Beschreibung eines Problems dar. Unter 
Problemgenese wird die Entwicklung des Leerstands zu einem Problem verstanden oder 
genauer, die Entwicklung des Wohnungsleerstands bis zu seiner Wahrnehmung als Problem. Die 
Problemgenese schließt die Entwicklung des Problems bei der Lösungssuche ein. Der 
                                                
272 Hemberger u. a. 2008a. 
273 Hemberger u. a. 2008a, S. 22. 
274 Hemberger u. a. 2008a, S. 5. 
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untersuchte Problemraum spannt sich in der Städtebauförderung zwischen dem identifizierten 
Leerstands-Problem, den Programmzielen und den förderfähigen Maßnahmen auf. Dieser 
Problemraum wird am Beispiel der Städtebauförderprogramme Städtebaulicher Denkmalschutz 
und Stadtumbau Ost untersucht. Näher betrachtet werden zudem die unterschiedlichen 
Maßnahmen und Strategien im Umgang mit dem Wohnungsleerstand und mit leer stehenden 
Gebäuden samt ihrer städtebaulichen Auswirkungen.  
Im Forschungsprozess haben sich die drei folgenden Beobachtungen aus dem problemlösenden 
Denken als relevant erwiesen. Erstens können Probleme gelöst werden, indem „neue, unerwar-
tete Fragen auftauchen und neue unerwartete Beziehungen entdeckt werden”.275 Zweitens ist der 
Zielzustand im Problemlösungsprozess nicht zwingend mit einem problemfreien Zustand gleich-
zusetzen. Und drittens lassen sich über die bewusste Auflösung bekannter und anerkannter 
Beziehungen neue Lösungen und auch neue Probleme entdecken. Mit diesem Verständnis löst 
sich die Arbeit von der die Debatte dominierenden Argumentationslogik (leer stehende Wohnun-
gen = nutzlos Æ Lösung = Wohnungsabriss) und geht der Frage nach, ob leer stehende Gebäude 
sich nicht für die Stadtentwicklung nutzen lassen. In diesem Fall könnte die Leerstandsredu-
zierung durch den Gebäudeabriss zu einer unter vielen Problemlösungsstrategien werden.  
3.4 PERSPEKTIVE UND PERSPEKTIVENWECHSEL 
3.4.1 Begriffsursprung und Bedeutungen 
Perspektive und Perspektivenwechsel – Bedeutung im allgemeinen Sprachgebrauch 
Der Begriff Perspektive leitet sich aus dem Lateinischen „perspectiva” von „perspicere” ab mit der 
ursprünglichen Bedeutung „mit dem Blick durchdringen” und „deutlich sehen”.276 Im allgemeinen 
Sprachgebrauch wie auch in den wissenschaftlichen Fachdisziplinen werden verschiedene 
Bedeutungen des Begriffs unterschieden. Sie lassen sich zwei grundsätzlichen Bedeutungen 
zuordnen: der Perspektive als zweidimensionaler Darstellung (geometrische Konstruktion) und 
der Perspektive als Blickwinkel, Gesichtspunkt, Sicht oder Aussicht (für die Zukunft). Dabei 
bestimmt der eingenommene Standort des Betrachters zum betrachteten Gegenstand das Bild, 
das er vom Gegenstand erhält, maßgeblich – unabhängig davon, ob es sich bei dem betrachteten 
Gegenstand um ein dreidimensionales Objekt oder einen theoretisch reflektierten Sachverhalt 
handelt. Bei dem betrachteten Gegenstand kann es sich sowohl um ein real existierendes Objekt 
im physischen Raum als auch um eine gedankliche (abstrakte) Vorstellung handeln.  
Der Begriff Perspektive gehörte ursprünglich der Sprache der Maltheorie der räumlichen 
Darstellung des 15. Jahrhunderts in Italien an.277 Hier beschreibt der Begriff Perspektive zunächst 
die Regeln der Optik, die Lehre des Sichtbaren und des Sehens. Es geht um das Verstehen der 
                                                
275 Hervorhebungen im Original. Feyerabend 1974, S. VII. 
276 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 7 1989, Sp. 363. 
277 Kaulbach 1990, S. 4. 
3 Koordinaten: Leerstand – Nutzung – Problem – Perspektivenwechsel 79 
 
menschlichen Wahrnehmung.278 Im 17. Jahrhundert erfährt der Begriff eine entscheidende 
Bedeutungserweiterung. Nun steht er für die Regeln der Perspektive bei der Herstellung von 
Bildern, unter besonderer Berücksichtigung ihrer Wirkung und Wahrnehmung durch den Betrach-
ter. Er wird damit Gegenstand der künstlerischen Auseinandersetzung und findet schließlich auch 
Eingang in das philosophische Denken (Perspektivität).279 
Unter Perspektivenwechsel versteht man im Allgemeinen zwei verschiedene Vorgänge: 
Einerseits kann es sich um den Wechsel des Standpunktes handeln (Einstellungsänderung), 
durch den „man dieselbe Sache anders als üblich [betrachtet], man wählt also eine andere 
Perspektive und kann so Verschiedenes an ihr feststellen”.280 Andererseits beschreibt der Begriff 
einen „Vorgang, bei dem es zum Wechsel des Erkenntnisstandpunktes kommt”.281 Damit 
verbunden ist ein unmittelbarer Erkenntnisgewinn. Dieser ist jedoch nicht objektiv, sondern vom 
jeweiligen Betrachter und dessen Standpunkt abhängig. Gerade in dieser Subjektabhängigkeit 
und Interpretationsbedürftigkeit des produzierten Wissens wird eine besondere Qualität gesehen. 
Die Erkenntnisse sind somit „subjekt-abhängig, [aber] nicht subjektiv”.282 
Perspektive in der darstellenden Geometrie und Kunst 
In der Mathematik und in der darstellenden Geometrie wird unter Perspektive die „zweidimensio-
nale, ebene, bildliche Darstellung dreidimensionaler (räumlicher) Objekte mit Hilfe einer Zentral-
projektion (Zentralperspektive)” bzw. die „die Darstellung mit Hilfe einer Parallelprojektion 
(Parallelperspektive)” verstanden, „die dem Betrachter ein anschauliches ,naturgetreues’ Bild des 
Objekts vermitteln soll, d. h. den gleichen Bildeindruck hervorrufen soll wie das Objekt selbst”.283 
Die Zentralperspektive geht von einem Augpunkt (Blickpunkt) aus, der dem Horizont entspricht 
und auf dem der Fluchtpunkt liegt (Abb. 6a-b).284 Im Fluchtpunkt schneiden sich die Fluchtlinien 
und Raumdistanzen verkürzen sich mit größer werdendem Abstand zum Augpunkt. Neben der 
Zentralperspektive mit der Bildkonstruktion anhand eines einzigen Fluchtpunktes, können auch 
mehrere Fluchtpunkte zum Einsatz kommen (Mehrpunktperspektiven). Je nach Höhe des 
gewählten Augpunktes spricht man von Vogel-, Normal- oder Froschperspektive. Die geome-
trische Bildkonstruktion, die von einem definierten Blickpunkt aus erfolgt, bedingt in der Zentral-
perspektive zwei verfremdende Effekte:285 
 Erstens kennzeichnet perspektivische Darstellung eine perspektivische Verkürzung, das heißt 
die Bilder eines Gegenstandes erscheinen mit größer werdendem Abstand von der Bildebene 
kleiner.  
 Zweitens kommt es zu perspektivischen Täuschungen, wenn gleich große Gegenstände an 
verschiedenen Standorten in der Perspektive in unterschiedlicher Größe dargestellt werden.  
                                                
278 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 7 1989, Sp. 365. 
279 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 7 1989, Sp. 365. 
280 Ibbeken 2008, S. 35. 
281 Ibbeken 2008, S. 35. 
282 Hervorhebung im Original, Krüssel 1993, S. 77. 
283 Meyers großes Taschenlexikon 1987, Bd. 17, S. 8. 
284 Vgl. exempl. Barner, Flohr, Graf 1991. 
285 Meyers großes Taschenlexikon 1987, Bd. 17, S. 9-10. 
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Es wird deutlich, dass die Perspektive im Sinne eines zweidimensionalen Abbildes durch den 
eingenommenen Standort, die Blickrichtung und den Blickwinkel des Betrachters bestimmt wird. 
Es handelt sich folglich bei der darstellenden Perspektive eines Gegenstandes nur bedingt um 
eine dem realen Gegenstand vollkommen entsprechende Abbildung, da eine einzige Perspektive 
dargestellt wird. Die Darstellung kann aufgrund von Verfremdungen (Verzerrungen oder 
Täuschungen etc.) zu Fehlinterpretationen führen und hat keinen Anspruch auf „Vollständigkeit”, 
da sich weitere Eigenschaften des Objektes möglicherweise nur über die Einnahme eines 
anderen Betrachtungswinkels erschließen lassen.  
Die Entwicklung der Zentralperspektive als Projektionsmethode, welche das Bild des 
menschlichen Auges simuliert, wird Brunelleschi in Florenz zugeschrieben.286 Bereits in der 
Antike (rund 300 v. Chr.) lag hierfür elementares Grundwissen vor. Hierbei ist insbesondere auf 
Euklid zu verweisen, der in seinem Werk „Optika” die Gesetze der Geometrie in der Optik 
anwandte und in der Lage war, die Geradlinigkeit des Sehstrahls und den Sehkegel geometrisch 
zu konstruieren. Vitruvs Werk „De architectura” (25 v. Chr.) lässt Rückschlüsse zu, dass in der 
Antike erstes Wissen zu einem Grundverständnis des linearen Fluchtpunktes vorlag. Die 
Konstruktion von Bildern spielte hier jedoch keine Rolle. Zwar wurden im Mittelalter weiter 
Überlegungen zur Optik und Sehpsychologie angestellt,287 seine eigentliche Bedeutung erhielt 
der Fluchtpunkt aber erst mit Brunelleschis Entdeckung der Zentralperspektive als geometrische 
Konstruktionsmethode im 15. Jahrhundert.  
Brunnelleschis Methoden haben zunächst in seinem persönlichen Umfeld288 und rund zehn Jahre 
später über Albertis „De Pictura” (Über die Malkunst, 1435/36) in einer schriftlichen Anleitung 
Verbreitung gefunden. Sie haben die Entwicklung der Kunst und auch der Wissenschaften in der 
Renaissance nachhaltig beeinflusst.289 Auf das Vorgehen von Brunelleschi im Jahr 1425 bei der 
Erstellung der ersten beiden (nicht mehr erhaltenen) perspektivischen Bilder kann an dieser Stelle 
nicht eingegangen werden. Bemerkenswert ist es jedoch, dass Brunelleschis Bedeutung nicht 
allein in der Entdeckung der Linearperspektive zu sehen ist, sondern auch in der Vermittlung 
seiner Erkenntnisse über die sogenannten Spiegeldemonstrationen (Abb. 6c).290 Mit diesen 
                                                
286 Edgerton 1975; Benevolo 1983, S. 565. 
287 Edgerton benennt in diesem Zusammenhang insbesondere die Werke „Perspectiva” (1000 n. Chr.) von 
Alhazens in Arabien sowie in Europa „Opus Majus” (1260 n. Chr.) von Roger Bacons, „Perspectiva 
communis” (1270 n. Chr.) von John Pechams und „Quaestions perspectiva” (1390 n. Chr.) als 
maßgeblich. Edgerton 1975, S. 177. 
288 Nach Edgerton sind ab 1425 in Florenz perspektivische Darstellungen nachweisbar, die sich der 
Zentralperspektive bedienten, so Masaccios Fresko der „Trinität” in Santa Maria Novella in Florenz, 
welches als erstes erhaltenes Bild gilt, das mittels Linearperspektive konstruiert wurde. Edgerton 1975, 
S. 178. 
289 Diese Entwicklung wurde ausführlich von Edgerton nachvollzogen und beschrieben. Nachfolgende 
Beschreibungen beziehen sich im Wesentlichen auf seine erstmals unter dem Titel „The Renaissance 
Rediscovery of Linear Perspektive” im Jahr 1975 publizierte Darstellung. Vgl. Edgerton 1975. 
290 Brunelleschi erstellte mit Hilfe eines Spiegels ein (spiegelverkehrtes) Bild des Portals des Florentiner 
Doms. Die Betrachtung dieses Bildes erfolgte wiederum in einem Spiegel. Dabei guckte der Betrachter 
durch ein Guckloch in der Bildrückwand, um das Bild in dem gegenüberliegenden Spiegel zu sehen. 
Die Lage des „Gucklochs” entsprach dem Fluchtpunkt des Bildes. So stellte Brunelleschi sicher, dass 
der Betrachter exakt dieselbe Perspektive einnahm, die er bei der Konstruktion des Bildes 
eingenommen hatte. Die „Vorführung” erfolgte zudem vor Ort, sodass bei Wegnahme des Spiegels, 
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gelang es ihm, Dritten gegenüber die Präzision seiner geometrischen Konstruktionen und die 
Übereinstimmung seiner Abbildung mit der realen Umwelt nachzuweisen und so die Gültigkeit 
seiner theoretischen Überlegungen zu beweisen. Gerade dieser nachgewiesene „Wahrheits-
gehalt” der Bilder wird dafür verantwortlich gemacht, dass sich die Zentralperspektive 
anschließend als Methode für die Darstellung von Räumen in der Kunst und schließlich auch in 
der Architektur durchsetzte.291 
 
Abb. 6: Die Entdeckung des Fluchtpunktes durch Brunnelleschi. a) Rekonstruktion von Brunnelleschis 
Blickwinkel vom Domportal zum Baptisterium in Florenz (Grundriss). Darstellung von Bernando Sansone 
Sgrilli, Descrizione e studi dell' insigne favvrica die Santa Maria del Fior…, Florenz 1733 (Ausschnitt). 
Quelle: Edgerton 1975, S. 127. b) Krautheimers Rekonstruktion von Brunnelleschis Blickwinkel vom 
Domportal zum Baptisterium in Florenz (Aufriss). Quelle: Edgerton 1975, S. 118.  
c) Illustration der sog. Spiegeldemonstration (Erläuterung siehe Fußnote 290). Quelle: Edgerton 1975, 
S. 115. 
 
                                                
der Blick auf die Domansicht frei wurde. Die Deckungsgleichheit von Bild und Domansicht wurde dem 
Betrachter so direkt „vor Augen geführt”. Das Vorgehen wird ausführlich von Edgerton dargestellt, der 
nicht nur Brunelleschis Wiederentdeckung des Fluchtpunktes rekonstruierte, sondern zu diesem Zweck 
auch dessen Spiegeldemonstration in Florenz nachstellte. Edgerton 1975, S. 113-137. 
291 Edgerton 1975, S. 140. 
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Perspektive und Perspektivenwechsel in der Philosophie 
In der Philosophie erfolgt die Verwendung des Begriffs der Perspektive mit der Bedeutung 
Standpunkt, im Sinne der Vorstellung von einer Sache, Auslegung oder Interpretation. Er wurde 
von Leibniz eingeführt.292 Wesentliche Hinweise für eine begriffliche Präzisierung sind in der 
Perspektivistischen Philosophie zu suchen, in deren Mittelpunkt der  
Gedanke [steht], daß die Wahrheit über unsere Welt von der Stellung abhängt, die wir dem 
Sein gegenüber einnehmen, und von der dieser gemäßen Art und Weise, wie wir diese 
Welt deuten, sie ›sehen‹ und unter welchen Gesichtspunkten wir in ihr handeln. Dem 
perspektivistischen Gedanken liegt die Intention zugrunde, den Menschen von 
Ansprüchen absoluter verbindlicher Wahrheiten über ›objektiv‹ Seiendes und zu seiner für 
ihn notwendigen Wahrheit zu befreien.293 
Hierbei hat sich die Auseinandersetzung in der Philosophie von dem Anspruch, allgemeingültige 
Wahrheiten über ein Objekt zu gewinnen verlagert zur Auseinandersetzung, „wie das Denken 
seine [Gegenstände] in den Blick nimmt”.294 In der Perspektivistischen Philosophie wird eine 
Perspektive dann als wahr anerkannt, wenn sie aus Sicht der Betrachter eine Welt und Sinnge-
bung erkennen lässt.295 Die „Perspektivische Philosophie sucht die Wahrheit nicht in dogmatisch-
en Aussagen über Objekte und Objektverhältnisse in der Welt, sondern in [unterschiedlichen] 
Perspektiven, in denen die Welt selbst zum Begriff und zur Sprache gebracht wird”.296 
Die Einnahme einer Perspektive ist eng mit Erkenntnis und Deutung der Welt verbunden. Nur 
über den „vielfältige[n] Abgleich [verschiedener] Perspektiven, wie [...] zum Beispiel auch durch 
Vergleich von aktuellen und im Gedächtnis gespeicherten Wahrnehmungen” kann der Mensch 
ein Bild von der Welt gewinnen.297 Die Verfügbarkeit unterschiedlicher Perspektiven wird zur 
Voraussetzung der Objektivität des Weltwissens. Die eingenommene Perspektive bestimmt den 
betrachteten Ausschnitt (der Welt) und die erhaltenen Kenntnisse sind „immer Teilkenntnisse, 
wenn auch nicht notwendigerweise falsche”.298 
Diese unmittelbare Verknüpfung des Perspektivenwechsels mit einem Erkenntnisgewinn ist her-
vorzuheben. Folgt man diesem Gedanken, so ist der bewusste Wechsel der Perspektive bei der 
Betrachtung eines Problems oder eines Untersuchungsgegenstands, ein probates Instrument, 
um sich neue Kenntnisse zu erschließen. Ortega Y Gasset versteht die Perspektive in seiner 
                                                
292 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 7 1989, Sp. 365. Leibniz bedient sich bei der Erklärung 
des Perspektivismus eines anschaulichen Vergleichs mit den unterschiedlichen Ansichten einer Stadt: 
„Wie ein und dieselbe Stadt, von verschiedenen Seiten aus betrachtet, jeweils anders erscheint und 
gleichsam perspektivisch sich vervielfältigt, so geschieht es auch, dass infolge der unendlichen Vielheit 
der einfachen Substanzen [d. h. der Bewußtseinsarten] es ebenso viele verschiedenen Welten gibt, die 
indessen nur die Perspektive einer einzigen sind, je nach den verschiedenen Blickpunkten”. Zitiert nach 
Ortega y Gasset 1916, S. 15. 
293 Hervorhebung im Original. Kaulbach 1990, S. 1. 
294 Hervorhebung im Original. Kaulbach 1990, S. VIII. 
295 Kaulbach 1990, S. VIII. 
296 Kaulbach 1990, S. 9. 
297 Hervorhebung im Original. Detel 2008, S. 88. 
298 Feibleman, James K. (Die Unbestimmtheitsrelation in neuer Sicht.1960, S.128) zitiert nach Historisches 
Wörterbuch der Philosophie, Bd. 7 1989, Sp. 369. 
3 Koordinaten: Leerstand – Nutzung – Problem – Perspektivenwechsel 83 
 
„Lehre vom Standpunkt” als „eine der Komponenten der Wirklichkeit”, welche „unendlich viele 
Perspektiven” bietet, „die alle gleich wahr und gleichberechtigt sind. Falsch ist allein die 
Perspektive, die behauptet, die einzige zu sein.”299 Denn „die kosmische Wirklichkeit ist so 
beschaffen, dass sie nur in einer bestimmten Perspektive zur Gegebenheit kommen kann [...] 
Eine Wirklichkeit, die von allen Standpunkten gleich aussieht, ist Nonsens”.300 Und er folgert, „die 
ganze Wahrheit erlangt man nur, wenn man die eigenen Einsichten abgleicht an den Einsichten 
des Nächsten, usw. – in infinitum”301 Entscheidend für den Menschen ist, dass der „persönliche 
Blickpunkt [...] der einzige [ist], von dem aus die Welt, wie sie in Wahrheit ist, betrachtet werden 
kann”.302 
Im Werk von Nietzsche nimmt das Thema des Perspektivwechsels einen besonderen Stellenwert 
ein. Aus seiner Sicht besitzt der Erkenntnisprozess durch das „Perspektivische”, gemeint ist das 
perspektivische Sehen, einen hohen Stellenwert.  
Soweit überhaupt das Wort Erkenntnis Sinn hat, ist die Welt erkennbar, aber sie ist anders 
deutbar, sie hat keinen Sinn hinter sich, sondern unzählige Sinne, ‚Perspekti-
vismus’”.303Nietzsche schreibt weiterhin: „Es giebt nur ein perspektivisches Sehen, nur ein 
perspektivisches ‚Erkennenǥ; und je mehr Affekte wir über eine Sache zu Wort kommen 
lassen, je mehr Augen, verschiedne Augen wir uns für dieselbe Sache einzusetzen 
wissen, um so vollständiger wird 'unser Begriff' dieser Sache, unsre ‚Objektivitätǥ sein.304 
Nietzsche vertritt die Auffassung, dass jeder Perspektivenwechsel unmittelbar mit einem Erkennt-
nisgewinn verbunden ist, einen geistigen Aufstieg und eine Höherentwicklung darstellt.305 
Entscheidend ist, dass die eingenommenen Perspektiven „so gewählt [werden], dass sie den 
eigenen Erkenntnisansprüchen gemäß sind”.306 Bei einem Perspektivenwechsel sind innere 
Widerstände zu überwinden, da ein Perspektivenwechsel Unsicherheiten birgt. Dies führt letztlich 
dazu, dass Perspektivenwechsel selten auftreten. Insbesondere dann, wenn eine Person einer 
Idee oder Auffassung verpflichtet ist: „Jeder, der im Dienst einer Idee arbeitet: […] wird die Idee 
selber nie mehr prüfen […]; ja es geht gegen sein Interesse, sie überhaupt noch für discutirbar 
zu halten”.307 Die Bereitschaft einen Perspektivenwechsel vorzunehmen, ist die persönliche Ent-
scheidung eines Einzelnen und demnach auch ein Alleingang gegen geltende Konventionen und 
Meinungen einer Gemeinschaft. In diesem Punkt unterscheidet sich der Perspektivenwechsel 
grundlegend von dem Paradigmenwechsel einer wissenschaftlichen Gemeinschaft.308 
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303 Nietzsche 1974, S. 323. 
304 Nietzsche 1968, S. 383. 
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3.4.2 Begriffsverwendung in Stadtplanung und Städtebau 
Die Erfindung der Perspektive als Projektionsmethode im 15. Jahrhundert stellt eine folgenreiche 
Neuerung für die bauliche Entwicklung der Städte dar. Daher erfolgt zunächst ein kurzer stadtent-
wicklungsgeschichtlicher Exkurs zum Beginn der Neuzeit, als der perspektivischen Raumwirkung 
eine besondere Beachtung geschenkt wurde. Der Schwerpunkt der Darstellung wird auf die 
Begriffsverwendung in der deutschen Stadtentwicklungsgeschichte seit den 1980er Jahren 
gelegt. Hier finden die Begriffe Perspektive und Perspektivenwechsel im Sinne ihres allgemeinen 
Sprachgebrauchs Anwendung. Die Begriffe beziehen sich vor allem auf die (veränderte) 
Wahrnehmung eines Phänomens in der Stadt oder einen Einstellungswandel von Akteuren. In 
der Fachdebatte über den Stadtumbau Anfang der 2000er Jahre kommt dem Begriff des 
Paradigmenwechsels in der Stadtplanung jedoch eine weitaus prominentere Rolle zu. Vor diesem 
Hintergrund scheint zur Abgrenzung der Begriffe auch die Betrachtung dieses Begriffs sinnvoll. 
Die Perspektive in der Stadtentwicklungsgeschichte 
Mit der Erfindung der Zentralperspektive durch Brunelleschi im 15. Jahrhundert gewinnen die 
perspektivische Wirkung von Bauten und Stadträumen sowie räumlich-ästhetische Gestaltungs-
prinzipien an Bedeutung. Der menschliche Blickwinkel rückt nun in den Fokus von Architektur 
und Stadtgestaltung.309 In dem humanistischen Weltbild der Renaissance bildet der Mensch den 
Mittelpunkt der Welt und verkörpert „die vollkommenen Maße und die universellen Prinzipien der 
natürlichen Ordnung”.310 Hierbei wird ein unmittelbarer Bezug zur Antike hergestellt.311 Der 
Mensch wird zum Gestalter seiner Umwelt und die Stadt wird zum Ausdruck des individuellen 
Gestaltungswillens der erstarkenden bürgerlichen Gesellschaft.312 
                                                
309 Erwähnenswert ist in diesem Zusammenhang, dass sich mit dieser Neuerung das Aufgabenfeld des 
Architekten änderte. Die Planung eines Bauwerks wurde nun zu einer intellektuellen und künstlerischen 
Leistung und musste anhand unterschiedlicher Darstellungsmethoden (Zeichnungen, Modelle, etc.) 
erfolgen. Vgl. Benevolo 1983, S. 543-544. 
310 Eaton, Schneider 2001, S. 47. Erfolgt dies zunächst mit der sich in Italien ausbreitenden 
Profanbaukunst einer erstarkenden Bürgergesellschaft, so springt diese Entwicklung später auf ganz 
Europa über und prägt die nachfolgende baulich-räumliche Entwicklung der Städte. Dieser Einfluss 
wirkt sich auch auf die Entwicklung deutscher Städte aus, wie Pahl an zahlreichen Beispielen 
anschaulich illustriert (so z. B. für Bautzen, Bremen, Emden, Halberstadt, Münster, Neubrandenburg, 
Nürnberg, Rathenow, Regensburg, Stralsund und Quedlinburg). Pahl 1963. Zur weiteren Vertiefung sei 
besonders auf Benevolo und Giedeon verwiesen, die diesem Thema besondere Aufmerksamkeit 
widmeten. Vgl. Benevolo, Schiller 1993; Giedeon 1976. 
311 So bspw. mit Verweis auf Protagoras (485-411 v. Chr.), der schrieb: „Der Mensch ist das Maß aller 
Dinge, der Existenz aller Dinge, die da sind, und der Nichtexistenz aller Dinge, die da nicht sind.” 
(Protagoras zitiert nach Delfante 1997, S. 89. 
312 Zunächst erstrecken sich die „bewusst auf künstlerischen Ausdruck zielenden Überlegungen und 
Maßnahmen auf die Stadt als Ganzes, als Kunstwerk. Zum ersten mal vollzieht die Stadtgemeinde (im 
Sinne der die Stadt bewohnenden und bewirtschaftenden Gesellschaft) eine bewußte künstlerische 
Darstellung ihres Wesens in der baulichen Gestalt des Stadtganzen.” Pahl 1963, S. 74. Mit der 
zunehmenden Feudalisierung des Großbürgertums wird der gesamtstädtische Gestaltungsanspruch, 
das Denken im Ensemble, dann zunehmend aufgegeben und weicht zwischenzeitlich einer 
Inszenierung des Einzelgebäudes im Barock. „Die Schönheit, die »bellezza« der Stadt wird endgültig 
nicht mehr in der Harmonie selbstverständlicher, ganzheitlicher Geschlossenheit der Beziehungen 
empfunden, nicht mehr im Sinne von »Ordnung« aufgefasst, sondern als »Wirkung« vorgestellt. Sie 
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Die Umgestaltung der Stadt zugunsten neuer Raumkonzeptionen nach den Regeln der 
Perspektive ist zunächst theoretischer Natur.313 Tatsächlich führt die Entwicklung zu Beginn des 
15. Jahrhunderts in der Praxis zu keinen grundlegenden Änderungen des Stadtbildes. Aufgrund 
der zu dem Zeitpunkt bereits abgeschlossenen Phase des Bevölkerungswachstums und 
Kolonialisierung besteht wenig realer Umbaubedarf in den Städten.314 Zudem verfügten die 
Regierungen der Renaissancezeit weder über die entsprechenden finanziellen Ressourcen noch 
über die ausreichende politische Stabilität für langfristige, umfangreiche Umbauprojekte.315 Mit 
dem steigenden Interesse an Stadtansichten in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhundert bediente 
man sich perspektivischer Darstellungen, um Symmetrie und Regelmäßigkeit in die mittelalter-
lichen Stadtstrukturen zu bringen und u. a. über geradlinig verlaufende Straßen innere Sichtbe-
ziehungen auch zwischen entfernten Punkten herzustellen. 
Ihren Höhepunkt erlangt die Perspektive, oder besser die perspektivische Wirkung, als 
Gestaltungskriterium des Städtebaus schließlich im Absolutismus, wenn sie zur baulichen 
Entsprechung der neuen weltlichen und geistlichen Herrschaftsansprüche wird.316 Nun erfolgt, 
insbesondere im Fall von Stadtgründungen, eine umfassendere Orientierung des Gesamt-
ensembles der Stadt auf zentrale Punkte. Der „gezielte Einsatz der Perspektive, die Platzierung 
von Diagonalen, die einheitliche Anordnung der Straßen und die Einrichtung öffentlicher Plätze” 
werden zu wesentlichen Gestaltungsmitteln.317 
Perspektive und Perspektivenwechsel in Stadtentwicklung und Stadtumbau 
Unter dem Motto „Projekte statt Pläne” wurde von 1988 bis 1999 die Internationale Bauaus-
stellung Emscher Park (IBA Emscher Park) unter der Leitung von Ganser durchgeführt.318 Deren 
Planungsmodell etablierte sich in der Fachwelt als Perspektivischer Inkrementalismus. Ziel der 
IBA Emscher Park war es, einen ökologischen, ökonomischen, sozialen und städtebaulichen 
Erneuerungsprozess im Ruhrgebiet einzuleiten. Dies geschah mit Vorbildcharakter für die 
weltweit erforderlichen Umstrukturierungsprozesse alter Industrieregionen mit umfänglichen 
Funktionsverlusten. Ganser hatte zuvor – im Jahr 1974 bald nach der ersten Ölkrise – darauf 
hingewiesen, dass künftig die Bestandspflege, Modernisierung von Altbauten und Neubau-
tätigkeit in bebauten Gebieten Priorität haben müssten.319 
Die IBA Emscher Park suchte Antworten auf die Frage, wie man „Innovation in nichtinnovativen 
Milieus” organisieren kann.320 Es sollten Impulse gegeben werden, um „eine diversifizierte 
                                                
wird jetzt verströmt aus der Vielzahl baulicher, räumlicher Einzelattraktionen. Die Vorstellung des Teiles 
ist an die Stelle der Schau des Ganzen getreten.” Pahl 1963, S. 83. 
313 Giedeon 1976, S. 50. 
314 Benevolo 1983, S. 577. 
315 Benevolo 1983, S. 577. 
316 Pahl verweist in diese Zusammenhang bspw. auf den Petersplatz in Rom und die Stadtanlagen von 
Versailles und Karlsruhe. Pahl 1963, S. 136-168. 
317 Eaton, Schneider 2001, S. 63. 
318 Für eine Übersicht zu Hintergründen, Umsetzung und Einordnung zu vorgängigen und nachfolgenden 
Internationalen Bauausstellungen in Deutschland. Vgl. Durth, Sigel 2009, S. 694-721. 
319 Ganser 1985. 
320 Minister für Stadtentwicklung NRW 1988, S. 35. 
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Produktions- und Unternehmensstruktur” zu schaffen und eine „Vielfalt von persönlichen Lebens-
stilen” zu ermöglichen.321 Erklärtes Ziel war es, im Planungsprozess ungewöhnliche Denkansätze 
zu provozieren und Neuerungen zu erproben. Der „Perspektivische Inkrementalismus” beschreibt 
das hierbei verfolgte projektbasierte Vorgehen mit einer „Vielzahl von kleinen Schritten […], die 
sich auf einen Weg machen. Im Unterschied zum alten muddling through gibt es für diesen Weg 
jedoch eine klare Perspektive”.322 In diesem Sinn ist die gemeinsame Perspektive der Projekte 
ein wegweisendes, verbindendes Element. Sie wird über sieben Leitprojekte vorgegeben:  
1. Wiederaufbau von Landschaft – der Emscher-Landschaftspark,  
2. Ökologische Verbesserung des Emscher-Systems,  
3. Rhein-Herne-Kanal als Erlebnisraum, 
4. Industriedenkmäler als Kulturträger,  
5. Arbeiten im Park,  
6. Neue Wohnformen und Wohnungen, 
7. Neue Angebote für soziale, kulturelle und sportliche Tätigkeiten.323 
Weitere Projekte wurden über offene Wettbewerbsverfahren ermittelt und aufgenommen, sodass 
die IBA Emscher Park schließlich 123 Projekte umfasste.324 Die Strategie des Perspektivischen 
Inkrementalismus folgte in der praktischen Umsetzung der Projekte den Grundsätzen 
„Prinzipientreue am Einzelfall” und das Arbeiten in „überschaubare Etappen”, „Projekte statt 
Programme” und „Verzicht auf flächendeckende Realisierung”, „Integration der Instrumente statt 
Integration der Programme” und „Ökonomische statt rechtliche Intervention”.325 Der 
durchschlagende Erfolg der IBA Emscher Park basierte maßgeblich auf dem unbürokratischen 
Vorgehen und der projektbasierten Zusammenarbeit.326 Diese Entwicklung neuer Sichtweisen im 
Umgang mit der Region war zugleich Ziel und Schlüssel zum Erfolg. Im Ergebnis führte dies nicht 
allein zu baulich-räumlichen Maßnahmen, sondern auch zu einem veränderten Selbstverständnis 
der Akteure.327 Diese Einstellungsänderungen der Akteure und der Bevölkerung gegenüber der 
Region, ist als Perspektivenwechsel im oben erläuterten Sinn zu verstehen. Dies erkannte der 
Architekturkritiker Sack schon 1988: „viele Partien des Ruhrgebietes [verlangen] nach dem, was 
man den zweiten Blick nennen könnte”, denn beim „ersten [Blick] erschrickt man, beim zweiten 
fängt man an das Besondere zu entdecken, das Unverwechselbare im Kleinen, die subjektiven 
Schönheiten”.328 Mit dem perspektivischen Inkrementalismus wurde eine neue Arbeits- und 
Planungsmethodik erprobt, nachdem die Grenzen der herkömmlichen Steuerungsinstrumente in 
                                                
321 Minister für Stadtentwicklung NRW 1988, S. 35. 
322 Sieverts 2001, S. 123. „Muddling through” (= engl. durchwursteln) beschreibt hier das Vorgehen eines 
reinen Inkrementalismus, der auf nicht abgestimmten, unabhängigen Einzelmaßnahmen beruht. 
323 Minister für Stadtentwicklung NRW 1988, S. 36. 
324 IBA Emscher Park 1999, S. 108. 
325 Sieverts 2001, S. 123-124. 
326 Die IBA Emscher Park zählt inzwischen in der Fachwelt zu den „herausragenden Städtebau-Projekten” 
der 1990er Jahre (Düwel, Gutschow 2001, S. 281), obgleich sie während ihrer Laufzeit durchaus 
kontrovers diskutiert wurde. Vgl. exempl. Kreibich u. a. 1994; Müller, Schmals 1993. 
327 Sieverts 2001, S. 127. 
328 Sack 1988, S. 68. 
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der Planung bei der Bewältigung der vielschichtigen Probleme und des umfassenden Funktions-
verlustes der Emscher Region deutlich geworden waren. Ähnliche Fragen warf der Struktur-
wandel Anfang der 2000er Jahre in Ostdeutschland auf. In diesem Zusammenhang stellte Selle 
Überlegungen zu einem Perspektivenwechsel in der Planung bzw. im Planungsverständnis an. 
Dieser zeigt sich seiner Ansicht nach darin, dass „die traditionelle Sichtweise auf Planung”329 
modifiziert, umgekehrt oder ganz aufgegeben wird. Er subsumiert unter Perspektivenwechsel den 
zurückliegenden Wandel sämtlicher Planungsbereiche von den Prämissen über Arbeits- und 
Organisationsformen, Planungsmaßstäbe und Steuerungsmethoden bis zur Praxis. Insgesamt 
vollzog sich Selle zufolge eine Entwicklung von generellen Strategien hin zu einer Vielfalt von 
Maßnahmen und Vorgehensweisen, „von der Praxis zu den Praxen”.330 
Erwähnenswert ist es, dass in der Stadtentwicklung (aller)erste Ansätze des methodischen 
Einsatzes eines Perspektivenwechsels vorliegen.331 Chancen zeichnen sich hinsichtlich der 
Unterstützung von Lernprozessen ab. Mit der Einnahme einer neuen Perspektive werden die 
bekannten Perspektiven nicht ausgeblendet, sondern dienen als Referenz für den Vergleich. So 
werden „einerseits neue Erfahrungen dem schon vorhandenen Wissen angeglichen 
(Assimilation), andererseits wird das vorhandene Wissen an die neuen Erfahrungen angeglichen 
(Akkommodation)”.332 
Obwohl wenige Beiträge im Kontext der Entwicklung ostdeutscher Städte und des Stadtumbaus 
den Perspektivenwechsel selbst thematisieren, lassen sich durchaus Positionen finden, die den 
erforderlichen Wandel bewusst als Chance für ostdeutsche Städte interpretieren. Sie bringen 
somit neue Perspektiven in die Fachdebatte ein und stellen, im Vergleich zu den vorrangig 
problemorientierten Beiträgen, einen Perspektivenwechsel dar. Beispielhaft – ohne Anspruch auf 
Vollständigkeit – sind hier Überlegungen zu den „Chancen des Schrumpfens”333 und der Strategie 
„Neu Denken!”334 zu nennen. Aus einer anderen Perspektive betrachtet könnte der 
demografische Wandel zum „Glücksfall für unsere Gesellschaft”335 werden und bewirken, dass 
„für die wenigen [...] alles besser”336 wird. In der „Waiting City”337, der abwartenden Stadt, und in 
                                                
329 Selle 2000, S. 53. 
330 Selle 2000, S. 65. 
331 Meyer 2009. Der Pädagoge Bernhard Meyer untersuchte unter anderem die Charakteristik eines 
Perspektivenwechsels und die Chancen seiner methodischen Anwendung für die Implementierung der 
Ansprüche von Kindern an die kommunale Entwicklung. Die von ihm zwischen 1988 und 2009 
durchgeführte Studie berücksichtigte Projekte aus über 60 Stadtteilen, „in denen Kinder ihren Stadtteil 
erkundeten und ihr Perspektivwissen bei Kinderanhörungen Erwachsenen zur Verfügung stellten”. 
Meyer 2009, S. 5. Meyer zeigte, dass der Perspektivenwechsel personale und/oder strukturelle 
Veränderungen bewirken kann, aber nicht muss. Als einen maßgeblichen Einflussfaktor identifizierte 
er die Lernbereitschaft der Erwachsenen und die Rolle des Bürgermeisters in der Stadt.  
332 Meyer 2009, S. 9. 
333 Häußermann, Siebel 22. März 1985. Diese Überlegungen beziehen sich allerdings auf den 
demografischen Wandel in der BRD Mitte der 1980er Jahre. 
334 Selle 2010. 
335 Hondrich 2007. 
336 Straubhaar 2004. 
337 Sulzer 2007a. 
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„kompetenten Städten”338 kann die „Produktion trotz Reduktion”339 erhöht werden, die „Gestaltung 
der Leere”340 neue Perspektiven aufzeigen.   
Paradigma und Paradigmenwechsel in Stadtplanung und Stadtumbau 
Häufiger als der Begriff Perspektivenwechsel wird der Begriff Paradigmenwechsel in der 
Stadtplanung verwendet. In der Wissenschaftstheorie beschreiben Paradigmen allgemein 
anerkannte, alltägliche, unhinterfragte Annahmen und Weltanschauungen in einer bestimmten 
Zeit, welche Denkmuster, Erklärungsmodelle und Argumentationslogiken prägen und Einfluss auf 
die Theoriebildung nehmen.341 Etabliert wurde der Begriff in der Wissenschaftstheorie in den 
1960er Jahren von Kuhn. Er definierte Paradigmen als „allgemein anerkannte wissenschaftliche 
Leistungen”, „die für eine gewisse Zeit einer Gemeinschaft von Fachleuten Modelle und 
Lösungen liefern”.342 Tatsächlich arbeitete Kuhn (zumindest anfangs) mit zahlreichen Definitionen 
des Begriffs Paradigma.343 U. a. beschrieb er das Paradigma als etwas, dass es im 
Erkenntnisprozess ermöglicht, eine Sache „in einem neuen Licht” zu sehen.344 Danach wären die 
Begriffe Paradigma und Perspektivenwechsel als „eine neue Sichtweise” auch wissenschafts-
theoretisch sinnverwandt. Stärker im allgemeinen Sprachgebrauch verankert ist Paradigma aber 
im Sinn von Beispiel und Muster oder auch Modell, Urbild und Beweis, als etwas, das 
Vorbildcharakter besitzt oder als Vorlage dient.345 Paradigmatisch bedeutet beispielhaft, „als 
Muster dienend” und beschreibt etwas Nachahmenswertes. Insofern erstaunt es nicht, dass der 
Begriff Paradigma in der Stadtentwicklung an die verschiedenen Bedeutungen anknüpft. Im Sinne 
der Vorannahme von Kuhn steht er für vorgefundene Rahmenbedingungen, die nur bedingt 
seitens der Planung zu beeinflussen sind (z. B. die Bevölkerungsentwicklung). Gleichermaßen 
wird er im Sinne der Bedeutung Muster, Modell und Vorbild mit Leitbildern gleichgesetzt. 
In der Stadtforschung wird die Nachkriegszeit auf erfolgte Paradigmenwechsel hin untersucht. In 
der westdeutschen Stadtplanung wird der Wandel der Leitbilder auf mehrfache Paradigmen-
wechsel bei der Erstellung und Auslegung der Prognosen zum Städte- und Wohnungsbau 
zurückgeführt.346 Hierbei ist auf die folgenreiche Abwendung von der geschlossenen Blockrand-
bebauung aus der Gründerzeit hin zur „gegliederten und aufgelockerten Stadt” und später zur 
„funktionellen Stadt” der Moderne hinzuweisen. Eine zweite entscheidende Zäsur stellte der 
Paradigmenwechsel vom Flächenabriss zur behutsamen Stadtentwicklung in den späten 1970er 
Jahren dar, der in engem Zusammenhang mit dem Denkmalschutz, insbesondere dem 
                                                
338 Pfeil 2007. 
339 Pfeil, Friedrich 2006. 
340 Dissmann 2011. 
341 Moldaschl 2010, S. 2. 
342 Kuhn 1967, S. 11. 
343 In seinem Grundlagenwerk „The Structure of Scientific Revolutions”, mit dem Kuhn den Begriff 1962 in 
der Wissenschaftstheorie etablierte, verwendete er allein 21 unterschiedliche und mitunter 
inkonsistente Erklärungen mit metaphysischem, soziologischem oder künstlich hergestelltem 
Charakter der Bedeutungszuweisungen. Vgl. Kuhn 1967 und die Untersuchungen zu Kuhns Arbeiten 
von Mastermann 1974, S. 61-66. 
344 Kuhn, Thomas S. (The Structure of Scientific Revolutions, 1962) zitiert nach Mastermann 1974, S. 65. 
345 Historisches Wörterbuch der Philosophie, Bd. 7 1989, Sp. 74. 
346 Petzold, Reichart 2001, S. 3. 
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Europäischen Denkmalschutzjahr 1975, zu sehen ist.347 In der ostdeutschen Stadtplanung 
zeichneten sich in modifizierter Form und zeitlich verzögert ähnliche Veränderungen in der 
räumlichen Entwicklung und den Leitbildern ab.348 
Ende der 1990er Jahre rückten der wirtschaftliche und gesellschaftliche Wandel in Ostdeutsch-
land und seine Konsequenzen für die Stadtentwicklung, insbesondere die stark sinkende 
Wohnungsnachfrage, zunehmend ins Bewusstsein der Fachleute und der breiten Öffentlichkeit. 
Erstmals war ein strukturelles Wohnungsüberangebot zu verzeichnen, welches sich aufgrund 
seines Umfangs und dem dauerhaft auftretenden Wohnungsleerstand als höchst problematisch, 
nicht nur für die Wohnungseigentümer, sondern auch die baulich-räumliche und soziale 
Entwicklung in ostdeutschen Städten erwies. In Folge dieser Entwicklung wurde das seit der 
Industrialisierung im 19. Jahrhundert geltende Paradigma der „wachsenden Stadt” grundlegend 
in Frage gestellt. Die Kommission „Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in den neuen 
Bundesländern” forderte in ihrem Bericht, mit dem sie den Grundstein für das Programm 
Stadtumbau Ost legte: „Die Zukunft erfordert einen Paradigmenwechsel, der emotional und 
intellektuell bewältigt werden muss. Die Politik ist bisher kaum darauf eingestellt”.349 Die 
Entwicklung löste einen „Leerstandsschock”350 aus und die Suche nach Instrumenten und 
Strategien für die Bewältigung der neuen Aufgaben begann. Erstmals seit Bestehen der 
Bundesrepublik Deutschland wurde der Wohnungsabriss im Rahmen der Städtebauförderung in 
großem Umfang subventioniert. In der Fachliteratur wurde diese Entwicklung vermehrt als 
Paradigmenwechsel wahrgenommen bzw. ein solcher zur Bewältigung der Krise gefordert.351 
Jüngste Forschungsergebnisse weisen allerdings darauf hin, dass im Umfeld des Stadtumbaus 
Ost kein Paradigmenwechsel im ursprünglichen Sinn erfolgte.352 „Hier [wurde] zunächst eine 
                                                
347 Die „Brüche”, die sich zwischen den verschiedenen favorisierten Leitbildern auftun, erschließen sich 
schnell und anschaulich bei der Querlektüre der unterschiedlichen Protagonisten. Vgl. hierzu 
Hegemann 1930; Panerai 1977; Le Corbusier 1963; Göderitz, Rainer, Hoffmann 1957; Siedler u. 
a.1964, Niedersächsisches Landesverwaltungsamt 1976; Hämer, Kleihues 1987. 
348 Allerdings fanden das Europäische Denkmalschutzjahr und die behutsame Stadterneuerung keine 
vergleichbare Anerkennung in der DDR und es kam in der Folge zum baulichen Verfall der Innenstädte 
(Kap. 4.1). Für einen Einstieg zum Thema Paradigmenwechsel in der DDR: Betker, Benke, Bernhardt 
2010. 
349 Kommission 2000, S. 27. 
350 Pfeiffer 2001. 
351 Der „durch den Wohnungsleerstand ausgelöste Paradigmenwechsel” wird hierbei als Forderung zum 
Wandel der Leitbilder und Zielvorstellungen verstanden und es werden neue Modelle, „die 
Möglichkeiten des Umgangs mit neu entstandenen Spielräumen aufzeigen”, gesucht. Kabisch 2002, 
S. 40. Der eingeforderte Paradigmenwechsel steht für den Wandel vom „Wachstum zu[m] Rückzug” 
(Kaltenbrunner 2004, S. 709), „von der Wachsenden Stadt zur Schrumpfenden Stadt” (BMVBW, BBR 
2004b, S. 68), vom Wachstum zur Schrumpfung” (Friesecke 2008), vom „ungebremsten Wachstum” 
zum „geordneten Rückzug” (Fuhrich 2003, S. 590), vom „gesteuerten Wachstum” zum „gestaltenden 
Umbau” (BMVBW, BBR 2004b, S. 68), von der „Steuerung von Wachstum” zum „Management von 
Schrumpfung” (Weidner 2005, S. LXXXVII) und von der „Flächenausweisung und Angebotsplanung” 
zum „bestandsorientierten Gebäude- und Flächenmanagement” (BMVBW, BBR 2004b, S. 28). Auch 
in der Grünraumplanung wird ein Paradigmenwechsel festgestellt. Neumann 2010.  
352 Diese Fragestellung untersuchte Grossmann in ihrer Promotion und kam zu folgendem Ergebnis: „So 
gesehen ist das, was von PlanungspraktikerInnen und -theoretikerInnen national als 
Paradigmenwechsel postuliert wird, […] im eigentlichen Sinne kein Paradigmenwechsel. Hier wird 
zunächst eine neue Praxis gefunden, aber (noch) nicht eine neue Grundkonzeption des allgemeinen 
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neue Praxis gefunden, aber (noch) nicht eine neue Grundkonzeption des allgemeinen 
Wirklichkeitsverständnisses entwickelt”.353 
Unstrittig ist, dass sich aufgrund der eingetretenen Entwicklung in den ostdeutschen Städten eine 
neue Handlungspraxis etabliert hat, welche sich zu Teilen an dem Leitbild der „schrumpfenden 
Stadt” orientiert und einen umfangreichen Umbau der bestehenden Stadt mit ihrer baulich-
räumlichen Struktur bedingt. Das diesem Handeln zugrunde liegende Paradigma rekrutiert sich 
weniger aus städtebaulichen, sondern vorrangig aus wohnungswirtschaftlichen Zielen. Bislang 
haben die wohnungswirtschaftlichen Ziele hierbei keine grundlegende Neuausrichtung erfahren. 
Der geforderte Stadtumbau dient vielmehr dazu, die immer noch geltenden Paradigmen der 
Wohnungswirtschaft aufrechtzuerhalten und den Wohnungsmarkt mit seinen bisherigen 
Strukturen im Interesse der in Verbänden organisierten Wohnungsunternehmen zu stabilisieren. 
Deutlich wurde dies bereits im Jahr 2000 in dem sogenannten „Leerstandsbericht” der 
Kommission „Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in den neuen Bundesländern”, in dem der 
Abriss von rund 350.000 Wohnungen als Mittel für die Stabilisierung des Wohnungsmarktes 
gefordert wird.354 So heißt es in den vorgeschlagenen Empfehlungen: „Abriss jetzt! (…) Die Politik 
muss für ein Abrissprogramm sofort Finanzmittel mobilisieren, um Wohnungsabrisse auf Vorrat 
zu bewältigen, den Wohnungsmarkt zu stabilisieren und einen großen Pool von Recyclingflächen 
zu schaffen”.355 Erklärtes Ziel ist es, „die künftige Bewirtschaftungssituation [zu] verbessern und 
damit die Ertragswerte [zu] stabilisieren”.356 Dies geschah mit Verweis auf die Gefährdung der 
Funktionsfähigkeit der Wohnungsmärkte. Zwar sah die Kommission aufgrund der prognostizier-
ten Entwicklung alle Eigentümer „in ihrer wirtschaftlichen Existenz bedroht”,357 in der Programm-
umsetzung konzentrierte man sich aber auf die Förderung der organisierten Wohnungswirtschaft 
und hofft auf indirekte Effekte für die privaten Klein- und Einzeleigentümer.358 Insofern ist das 
Förderprogramm Stadtumbau Ost die logische Konsequenz des bisherigen (und eben nicht 
hinterfragten) Paradigmas eines funktionalen Wohnungsmarktes und seinem Verhältnis von 
Angebot und Nachfrage und stellt gerade keinen Paradigmenwechsel im Sinne von Kuhn dar. 
Die aufgezeigte Entwicklung macht deutlich, dass in der Auseinandersetzung mit den 
veränderten Ausgangsbedingungen und den Problemen der sogenannten „schrumpfenden 
Städte” ein Paradigmenwechsel gefordert wird, der einen Leitbildwandel einschließt. Die neuen 
Leitbilder lösen sich (meist) von der Vorstellung der dichten europäischen Stadt mit kurzen 
                                                
Wirklichkeitsverständnisses entwickelt. […] Diese Praxis, deren Hauptmerkmal die ersatzlose 
Reduzierung des Wohnungsbestandes ist, formuliert ihre Ziele jedoch innerhalb der bestehenden 
Kategorien. Es geht darum, den Kreislauf aus wirtschaftlichen Investitionen (in den Wohnungsmarkt), 
Gestaltungsbedarf und Verbesserung des Images der Stadt, indem Stadtentwicklungspolitik 
hegemonial gedacht wird, wieder anzuschieben, Investitionen anzuziehen und die Fähigkeit zur 
Gestaltung zurück zu gewinnen. Ein eigentlicher kultureller Wandel, ein Paradigmenwechsel in der 
Stadtentwicklung […] liegt damit jedoch nicht vor.” Grossmann 2007, S. 249-250. 
353 Grossmann 2007, S. 249-250. 
354 Kommission 2000. 
355 Kommission 2000, S. 71. 
356 Kommission 2000, S. 81. 
357 Kommission 2000, S. 3. 
358 Vgl. hierzu BMVBS, BBR 2008a; BMVBS, BBR 2007b; BMVBS 2010f. 
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Wegen. Ein Paradigmenwechsel im Sinne eines Wandels der allgemein vorherrschenden 
Meinung scheint hier zunächst (zumindest zeitweise) gegeben. Allerdings könnte das Modell der 
schrumpfenden Stadt mit der „Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt”359 und der 
„Initiative zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik bereits”360 seine Halbwertszeit erreicht haben. 
Tatsächlich entspricht die vorherrschende Argumentationslogik, dass der Wohnungsabriss die 
zwingende Konsequenz bei einem Wohnungsüberhang sei, den Denkmustern unter Wachstums-
bedingungen. So betrachtet liegt weder den entwickelten Leitbildern noch dem Handeln der 
Akteure im Stadtumbau Ost ein Paradigmenwechsel zugrunde.  
Hilfreich für die weitere Entwicklung der ostdeutschen Städte könnten die Überlegungen zum 
Paradigmenwechsel von Landry sein, obgleich sie ihren Ursprung jenseits der deutschen 
Stadtumbaudebatte haben.361 Der Paradigmenwechsel (hier engl. paradigmshift) wird mit zwei 
unterschiedlichen Bedeutungen verwendet: Erstens beschreibt er den vielschichtigen und 
umfassenden Wandel der Städte, der sich in den letzten Jahrzehnten vollzogen hat und der zur 
Folge hat, dass übliche Lösungswege mitunter nicht mehr greifen.362 Zweitens wird der 
methodische Einsatz eines Paradigmenwechsels als ein neues, die Kreativität und Innovationen 
förderndes Instrument in der Stadtentwicklung eingeführt. Dabei geht es weniger um einen 
grundlegenden Paradigmenwechsel im Sinne von Kuhn. Einen solchen „Meta-paradigmshift” 
verzeichnet die Stadtentwicklungspraxis eher selten. Die von Landry verfolgte Intention ist weit 
weniger fundamental in ihrem Anspruch und setzt an der Beobachtung an, dass ein Problem 
immer auch über seine Wahrnehmung definiert wird.363 Es geht also darum, eine andere 
Denkweise im Umgang mit Problemen zu entwickeln und durch die bewusste Einnahme einer 
neuen Betrachtungsperspektive die Kreativität im Prozess zu steigern und die Lösungsfindung 
zu unterstützen.364 Ein Paradigmenwechsel wird durch die Umformulierung eines Problems 
erreicht. Er wird als strategisches Instrument begriffen, um zu einer neuen Sicht auf das Problem 
und so zu neuen Lösungswegen zu kommen. Vor dem Hintergrund der obigen Ausführungen 
handelt es sich bei diesem Vorgehen eher um den methodischen Einsatz eines Perspektiven-
wechsels seitens der Akteure, als um einen Paradigmenwechsel im Sinne von Kuhn. 
  
                                                
359 Leipzig Charta 2007. 
360 BMVBS 2007A. 
361 Beachtung finden Landry's Überlegungen seit längerem in unterschiedlichen Bereichen der 
Stadtforschung. So bspw. bei der Untersuchung der Bedeutung von Kunst und Kultur für die 
Stadtentwicklung. Vgl. exempl. TAZ 14.02.2010. 
362 „The Creative City outlines the fundamental changes occurring in the city at every level; in their entirety 
they represent a paradigmshift form the typical city of 30 years ago and the city of today. In this situation 
older solutions do not work.” Hervorhebungen im Original, Landry 2000, S. xiv. 
363 „What might seem an impenetrable problem form within one mindset might be eminently solvable from 
within another and the new thinking and conceptual toolkit outlined aims to help readers think through 
the dilemmas” (Hervorhebungen im Original). Landry 2000, S. xiv. 
364 Hierzu erläutert Landry: „Innovations imply a process of creative thinking: the capacity to see the 
problem in a new way, perhaps even reformulating it as a quite different problem with a quite separate 
range of possible solutions”. Landry 2000, S. 197-198. 
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3.4.3 Begriffsverwendung in der Arbeit 
Für die Konzeption der Arbeit waren drei der vorangegangen Betrachtungen von besonderer 
Relevanz. Erstens konnten die Wechselwirkungen zwischen dem Bild (oder der Vorstellung von) 
einer Sache, gegenständlicher oder theoretischer Natur, und der gewählten Betrachtungs-
perspektive aufgezeigt werden. Bild bestimmend sind hierbei der eingenommene Standpunkt, die 
Blickrichtung und der Blickwinkel des Betrachters. Zweitens wurde deutlich, dass sich dem 
Betrachter mit jeder Perspektive nur ein Teil (Ausschnitt) der Wirklichkeit erschließt. Es gibt weder 
eine einzige „wahre” Perspektive, noch falsche Perspektiven. Vielmehr ist die Wirklichkeit erst 
über die Summe der Teilwahrheiten verschiedener Perspektiven zu begreifen. In der Konsequenz 
ist drittens ein Perspektivenwechsel methodisch einsetzbar, um zusätzliche Informationen über 
den betrachteten Gegenstand im Erkenntnisprozess zu erhalten und das vorhandene Wissen zu 
bestätigen oder zu negieren. Hieran anknüpfend schließt die weitere Betrachtung einen 
Perspektivenwechsel auf vier Ebenen ein:  
 Bei der Untersuchung der Entwicklung des Wohnungsleerstands und der Strategien im Um-
gang mit dem Wohnungsleerstand wird bewusst eine städtebauliche Betrachtungsperspektive 
eingenommen (Kap. 4). 
 Zudem wird der Perspektivenwechsel selbst zum Gegenstand der Untersuchung, wenn in der 
Fallstudie u. a. die zeitweise Nutzung leer stehender Wohnungen als Auslöser für einen 
Perspektivenwechsel bei den beteiligten Fachleuten (Projektpartnern) und zeitweisen 
Bewohnern (Projektteilnehmer) betrachtet wird (Kap. 5.2). 
 Gleichzeitig steht – im Unterschied zu anderen Arbeiten – nicht die Reduzierung des 
Wohnungsleerstands im Fokus der Auseinandersetzung, sondern dessen städtebaulichen 
Auswirkungen (Kap. 5.3). 
 Abschließend wird mit der Frage nach dem möglichen Nutzen des Leerstands bewusst ein 
neuer Blickwinkel eingenommen und ein im Allgemeinen als Problem betrachtetes Phänomen 
als mögliches Potenzial begriffen (Kap.6). 
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4 OHNE NUTZUNG – LEERSTAND IN OSTDEUTSCHEN 
INNENSTÄDTEN  
Die problematischen Auswirkungen eines Wohnungsüberangebots sind in Deutschland ein 
vergleichsweise „junges” Phänomen. Erst mit der ausbleibenden Nachfrage auf dem 
ostdeutschen Wohnungsmarkt vor rund einem Jahrzehnt rückte es in den Fokus der 
Stadtentwicklung, obwohl die Stadtsoziologen Häußermann und Siebel bereits in den 1980er 
Jahren für Westdeutschland auf sinkende Bevölkerungszahlen und ihre Konsequenzen 
hingewiesen haben. Zuvor prägte die Entwicklung der Städte in Deutschland und in ganz Europa 
seit der Industrialisierung im Wesentlichen ein Bevölkerungswachstum.1 Wohnraum war eher ein 
knappes Gut in Deutschland, wo kriegsbedingt eine geringe Bautätigkeit bzw. die Zerstörungen 
von Wohnraum die Situation vielerorts erheblich verschärften. Vor diesem Hintergrund wurde die 
deutsche Wohnungspolitik im 20. Jahrhundert ganz wesentlich von dem Ziel bestimmt, die 
Wohnraumversorgung der Bevölkerung quantitativ und qualitativ zu verbessern.  
Dies traf für beide deutsche Nachkriegsstaaten bis zu ihrer Wiedervereinigung2 im Jahr 1990 zu. 
Allerdings wurden in der BRD und der DDR unterschiedliche Strategien zum Erreichen dieses 
Ziels verfolgt. Die Unterschiede zeigten sich besonders deutlich am Umgang mit dem 
Altbaubestand – insbesondere nach dem Europäischen Denkmalschutzjahr 1975. Während in 
der BRD zunehmend ein Umdenken einsetzte und vermehrt ein behutsamer Umgang mit der 
Altbausubstanz die zuvor favorisierte Flächensanierung („Kahlschlagsanierung”) ablöste, wurden 
in der DDR Altbauten, also die vor 1949 errichteten Gebäude, auch weiterhin nahezu 
flächendeckend dem Verfall preisgegeben. Infolge dieser Vernachlässigung kennzeichnete 
ostdeutsche Innenstädte Ende der 1980er Jahre ein desolater baulicher Zustand der Gebäude 
und des öffentlichen Raums. Viele Gebäude standen aufgrund ihrer baulichen Mängel teilweise 
oder vollständig leer oder befanden sich in einem nicht bewohnbaren Zustand.  
Im Jahr 1990 lassen sich ostdeutsche Städte grob drei Gruppen zuordnen.3 Die kleinste Gruppe 
stellten die „Altbaustädte”. Sie kennzeichnete ein hoher Anteil an Altbauten und wenige oder 
keine Neubaugebiete (mindestens 70 Prozent der Wohnungen liegen im Altbaubestand). „DDR-
Entwicklungsstädte” wurden dagegen vorrangig durch Neubauten geprägt (mindestens 
70 Prozent der Wohnungen liegen in Gebäuden, die nach 1948 errichtet wurden). Die mit Abstand 
größte Gruppe bildeten die „Doppelstädte”. Aufgrund der Entstehung von autonomen 
Neubaugebieten mit eigenen Versorgungseinrichtungen und Subzentren (mit 30 Prozent bis 70 
                                                
1 Mit der Industrialisierung im 19. Jd. erfolgte ein explosionsartiges Bevölkerungswachstum mit 
Zuwanderung der Landbevölkerung. In vielen Städten verdoppelte sich die Bevölkerung innerhalb 
weniger Jahrzehnte. Um den steigenden Wohnraumbedarf der neuen Arbeiterschicht zu decken, setzte 
ein regelrechter Bauboom ein. Es kam zu Stadterweiterungen in einer aus historischer Sicht neuen 
Größenordnung. Als Antwort auf den entstehenden Markt für Mietwohnungen entwickelte sich eine 
Bauindustrie getragen von Kapitalgesellschaften, die gewinnorientiert (spekulativ) arbeiteten. Heute 
prägen die damals entstandenen Stadterweiterungsgebiete aus der Gründerzeit das Stadtbild der 
Innenstädte maßgeblich. Reulecke 1985, S. 68. 
2 Zugunsten einer besseren Lesbarkeit wird der Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des 
Grundgesetzes der BRD am 03. Oktober 1990 nachfolgend als Wiedervereinigung bezeichnet. 
3 Für die nachfolgenden Erläuterungen siehe Kommission 2000, S. 22. 
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Prozent der Wohnungen), die räumlich getrennt von den historischen Innenstadtgebieten (mit 
entsprechend 70 Prozent bis 30 Prozent der Wohnungen) entstanden sind, besaßen sie einen 
gewissen Doppelstadt-Charakter.  
Die Rahmenbedingungen für die Entwicklung der Innenstadtgebiete unterschieden sich in den 
drei Gruppen, beispielsweise hinsichtlich der Zentrumsfunktion, aber auch innerhalb jeder 
Gruppe war eine große Bandbreite an individuellen Ausprägungen zu verzeichnen (hinsichtlich 
Stadtgröße, Alter und Zustand der Bausubstanz, Stadtbild). Unabhängig von der 
Gruppenzugehörigkeit herrschten in der DDR in den Innenstädten insgesamt eher schlechte 
Wohnbedingungen. Es gab allerdings auch Ausnahmen, wenn beispielsweise in den 1980er 
Jahren in Berlin (Ost) Stadterneuerungsmaßnahmen durchgeführt wurden.4 
Nach der politischen Wende 1989 und der Wiedervereinigung 1990 standen die Instandsetzung 
und Modernisierung des ostdeutschen Wohnungsbestandes, sowohl in den Altbaugebieten als 
auch den Großwohnsiedlungen in industrieller Bauweise am Stadtrand, im Vordergrund der 
Auseinandersetzung. Gleichzeitig verloren in Westdeutschland die Probleme (und Chancen) 
einer „schrumpfenden Gesellschaft” und ihre städtebaulichen Konsequenzen, die Mitte der 
1980er Jahre u. a. von Häußermann und Siebel in die westdeutsche Fachdiskussion eingebracht 
worden waren,5 angesichts einsetzender Zuwanderung6 aus dem ostdeutschen Raum an 
Aktualität. In der Politik wurde das Thema „schrumpfende Gesellschaft” erst aufgegriffen, als 
Ende der 1990er Jahre deutlich wurde, dass die Rahmenbedingungen in ostdeutschen Städten 
sich grundlegend von denen westdeutscher Städte unterschieden und die erwartete positive 
Entwicklung ausblieb – trotz des Einsatzes umfangreicher Städtebaufördermittel. Es war 
insbesondere die problematische finanzielle Situation der kommunalen und genossenschaft-
lichen Wohnungsunternehmen, die zur Wahrnehmung des Leerstands beitrugen. Aufgrund der 
unterschiedlichen Interessen und Wohnungsbestände von Wohnungsunternehmen und privaten 
Eigentümern, ist es sinnvoll beide Eigentümergruppen getrennt zu betrachten. 
Nachfolgend werden die Ursachen des Wohnungsleerstands in ostdeutschen Innenstadtgebieten 
und seine Entwicklung zu einem städtebaulichen Problem aufgezeigt (Kap. 4.1). Untersucht wird 
weiterhin, mit welchen Strategien in der Städtebauförderung (Kap. 4.2) und kommunalen Praxis 
(Kap. 4.3) reagiert wird und welche Problemsicht dem jeweiligen Vorgehen zugrunde lag. 
Betrachtet werden die Programme Städtebaulicher Denkmalschutz (Programmstart 1991) und 
Stadtumbau Ost (Programmstart 2002), mit denen auf die (zunächst) für ostdeutsche Städte 
                                                
4 Im Stadtteil Prenzlauer Berg erfolgte bspw. eine Entkernung und Begrünung von Blockinnenbereichen 
zugunsten der Aufwertung des Wohnumfeldes; im gründerzeitlichen Stadtteil Brühl in Chemnitz gab es 
ähnliche Bemühungen um eine Erneuerung. BMVBS 2012, S. 6. Die Grundlage hierfür legte der IX. 
Parteitag der SED im Mai 1976. Hier wurde die Forderung fomuliert, den „Wohnungsneubau mit der 
Rekonstruktion und Erneuerung von Wohngebieten” zugunsten der Erhaltung des baukulturellen Erbes 
zu verbinden und „die historisch entstandenen kulturellen Werte und progressiven Züge in der Struktur 
und im Antlitz der Städte soweit als möglich” zu bewahren. Zitiert nach Düwel, Gutschow 2001, S. 219.  
5 Vgl. Häußermann, Siebel 22. März 1985 und Häußermann, Siebel 1987. 
6 Die Zuwanderung in die alten Bundesländer erfolgte zunächst aus Osteuropa (zwischen 1988 und 1992 
vor allem durch Bürgerkriegsflüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien und Spätaussiedler aus 
osteuropäischen Ländern (Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 203), nach 1989 schließlich aus den 
neuen Bundesländern. 
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spezifischen Probleme reagiert wurde. Neben der Ausrichtung der beiden „lernenden” 
Programme werden auch deren Auswirkungen untersucht. Der sich bei der „Lösungssuche” 
einstellende Erkenntnisgewinn zur Wirkungsweise der Programme und ihren Fördermaßnahmen 
wird an den Programmmodifikationen gemessen. Das Kapitel schließt mit der Zusammenfassung 
und Diskussion der Ergebnisse (Kap. 4.4). 
Die Innenstadt als Untersuchungsgegenstand bedingt gewisse Ungenauigkeiten hinsichtlich der 
räumlichen Abgrenzung. Tatsächlich fehlt eine allgemeingültige Definition der Innenstadt. Die 
Definition bzw. räumlich-funktionale Abgrenzung ist stark von den örtlichen Gegebenheiten und 
fachlichen Perspektiven abhängig. Nachfolgend kommt ein (erweiterter7) Innenstadtbegriff zur 
Anwendung, der die Gesamtheit der Stadtquartiere einschließt, welche die „räumliche, 
funktionale und kommunikative sowie kulturelle Mitte einer Stadt”8 bilden. Die Innenstadt 
bezeichnet  
den historischen oft mittelalterlich geprägten Stadtkern, d. h. den durch Befesti-
gungsanlagen eingefassten, siedlungsgeschichtlich ältesten Teil der Stadt. Sie schließt 
darüber hinaus die an den Stadtkern anschließenden klassizistischen und gründer-
zeitlichen Stadterweiterungsgebiete bis 1919 und die innerstädtische Bebauung der 
Zwischenkriegszeit der Jahre von 1919 bis 1948 ein, auch wenn diese zu späteren 
Zeitpunkten baulich überformt oder aufgrund von Kriegszerstörungen neu aufgebaut 
wurden.9 
In historisch gewachsenen Städten werden die Innenstädte im Wesentlichen durch die, bis 1948 
errichteten Stadtgebiete geprägt. Diese werden nachfolgend als Innenstadtgebiete bezeichnet. 
Ihnen kommt eine wichtige Funktion als Wohngebiet zu, wobei in der Regel eine 
Nutzungsmischung und besondere baulich-räumliche, soziale und kulturelle Eigenschaften 
kennzeichnend sind. Einen besonderen Stellenwert in der Untersuchung besitzen 
gründerzeitliche Stadtgebiete in geschlossener Bauweise (Blockrandbebauung), nachfolgend 
kurz als Gründerzeitgebiete bezeichnet. Für die zukünftige Entwicklung dieser Gebiete wird der 
Umgang mit dem Wohnungsleerstand von großem Einfluss sein. Sie sind Ende 2010 von einem 
überdurchschnittlichen Wohnungsleerstand, von Modernisierungsbedarf und Imageproblemen 
gekennzeichnet.  
                                                
7 Der Begriff „erweitert” bezieht sich hier auf die vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 
(BBSR) für die laufenden Raumbeobachtungen verwendete Definition der Innenstadt. Hier werden 
unter dem Begriff „Innenstadt” die Lagetypen „City” und „Cityrand/sonstige Gebiete der Innenstadt” 
zusammengefasst. Die Innenstadtgebiete beschränken sich somit im Wesentlichen auf das 
Stadtzentrum mit dem zentralen Hauptgeschäftsbereich und dem historischen Stadtkern (Altstadt). 
Gemeinsam mit den Gebieten „Innenstadtrand” bzw. den „innenstadtnahen Stadtteilen” bildet die 
Innenstadt die „Innere Stadt”. Der „Stadtrand” (auch „äußere Stadt” genannt) und der „Nahbereich” 
ergänzen die vier genannten Lagetypen. Diesem Verständnis von der Innenstadt liegen vorrangig ein 
funktionales Verständnis und ein (idealisiertes) Ordnungsschema einer konzentrisch aufgebauten 
Stadtstruktur zugrunde. Vgl. BBR 2007b. 
8 BMVBS, BBR 2008b, S. 14. 
9 BMVBS, BBR 2008b, S. 14. 
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Im Allgemeinen10 kennzeichnet die baulich-räumliche Organisation ostdeutscher Innenstädte, 
ebenso wie die westdeutscher, eine (eher) kleinteilige, dicht bebaute Parzellenstruktur, eine 
Gliederung in Baublöcke und ein vielfältiger öffentlicher Raum als verbindendes Element 
(Straßen, Plätze, Parks). Baudenkmäler, historische Gebäude und bedeutsame städtebauliche 
Ensembles11 aus unterschiedlichen Entstehungszeiten sowie weitere stadtbildprägende und 
identitätsstiftende Bauten und Plätze, sind typisch für Innenstadtgebiete.  
Ostdeutsche Innenstädte unterscheiden sich hinsichtlich Größe und Lage, städtebaulicher 
Anlage, Struktur und Dichte, Baualter und Zustand der Bausubstanz, Nutzungen, 
Nutzungsbeziehungen und Image. Sie sind „vielfältig in ihrer Funktion, verschieden in ihrer 
Dimension, individuell in ihrer Geschichte und speziell in ihrer Eigenart. Pauschalisierungen und 
Durchschnittswerte verführen zu Fehlschlüssen”.12 Hinter dem Begriff Innenstadt verbirgt sich 
(wie in anderen europäischen Städten) eine Vielzahl spezifischer Einzelfälle, die sich aus den 
jeweiligen „Stadtbiografien” und den vorgefundenen Eigenschaften ergeben. Die daraus 
resultierende begriffliche „Unschärfe” ist bei der Betrachtung der Innenstadtentwicklung zu 
berücksichtigen. Sie wirkt sich auch auf die raumbezogene Betrachtung der Leerstands-
entwicklung und -struktur aus.  
4.1 PROBLEMGENESE IN OSTDEUTSCHEN INNENSTÄDTEN 
Die Entwicklung des Wohnungsleerstands zu einem Problem („Problemgenese”) in ostdeutschen 
Städten von nationaler Bedeutung ist Gegenstand der nachfolgenden Betrachtungen. Der 
Schwerpunkt liegt auf der Entwicklung in den Innenstädten. Die gesamtstädtische Entwicklung 
wird dort in die Betrachtung einbezogen, wo sie die Entwicklung innerstädtischer Altbaubestände 
direkt beeinflusst. Zunächst werden der Wohnungsleerstand und seine Ursachen zum Zeitpunkt 
der politischen Wende aufgezeigt. Die weitere Entwicklung der Innenstädte und des dort 
lokalisierten Wohnungsleerstands wird anschließend für die zwei Dekaden von 1990 bis 2000 
und von 2000 bis 2010 dargelegt. Die betrachteten Zeiträume erweisen sich als geeignet, um die 
Programme Städtebaulicher Denkmalschutz und Stadtumbau Ost zu untersuchen, um 
Unterschiede und Modifikationen in der Programmumsetzung darlegen zu können.  
Die Darstellung des Wohnungsleerstands konzentriert sich auf den strukturellen Wohnungs-
überhang in innerstädtischen Mehrfamilienhäusern. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird 
                                                
10 Städte des Typs „DDR-Entwicklungsstädte” sind hierbei ausgenommen. 
11 Der Begriff städtebauliches Ensemble bezeichnet in der vorliegenden Arbeit eine städtebauliche 
Situation innerhalb der Stadt, in der Bebauung und öffentlicher Raum eine über die Wirkung der 
einzelnen Teile hinausgehende Gesamtwirkung (Ensemblewirkung) entfalten: Hierbei kann es sich 
bspw. um gründerzeitliche Quartiere, Platzräume oder Straßenzüge handeln. Der Begriff historisches 
Stadtensemble wird im Unterschied hierzu als Synonym für das städtebauliche Erbe einer Stadt in 
seiner Gesamtwirkung verwendet. 
12 BMVBS 2011d, S. 15. „So liegt z. B. der Anteil der Innenstadtbevölkerung an allen Stadtbewohnern 
zwischen 4 und 44 Prozent, während sich der Flächenanteil zwischen 1 und 16 Prozent und der Anteil 
der Wohnungen in der Innenstadt zwischen 4 und 47 Prozent bewegt.” Ebd. 
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dieser nachfolgend wahlweise kurz als Leerstand bezeichnet.13 Eine Differenzierung nach 
Leerstandskategorien (fluktuationsbedingter, funktionaler und struktureller Leerstand) liegt in der 
Literatur allerdings nur bedingt vor. Bei der Interpretation der absoluten Angaben zu den 
Leerstandszahlen und Leerstandsraten kann daher die Unterscheidung zwischen dem 
Gesamtleerstand und dem strukturellen Wohnungsleerstand nicht immer mit Sicherheit erfolgen. 
Charakteristisch für ostdeutsche Städte ist zudem eine starke Ausdifferenzierung benachbarter 
Stadtquartiere mit sehr unterschiedlichen städtebaulichen, sozialen und wirtschaftlichen Entwick-
lungslinien.14 Vor diesem Hintergrund wäre eine differenzierte Betrachtung der Leerstands-
entwicklung nach Gebieten sinnvoll. Sie ist jedoch in der Regel aufgrund der begrenzten 
Aussagekraft der Datengrundlagen nicht möglich. So werden im „Altbaubestand sowohl 
(bewohnbare) Wohnungen in gutem Erhaltungszustand als auch Wohnungen, die z. T. schon vor 
1990 leer standen und inzwischen unbewohnbar geworden sind, unterschiedslos als Leerstand 
gezählt”.15 Eine Klassifizierung nach Baualter, wie sie mit dem Mikrozensus vorliegt, lässt gewisse 
Rückschlüsse zu. Allerdings werden hier in der Gruppe der Altbauten sowohl kleinere Gebäude 
mit nur einer Wohnung, die vorrangig in Gemengelagen am Stadtrand liegen, als auch 
Mehrfamilienhäuser, vorrangig in Innenstadtgebieten gelegen, zusammengefasst. Diese unter-
scheiden sich jedoch deutlich hinsichtlich Sanierungsstand und Nachfrage.16 Erstere müssten bei 
der Beurteilung der innerstädtischen Entwicklung von der Betrachtung ausgenommen werden,17 
eine Forderung die in der Praxis aufgrund des damit verbundenen Aufwandes meist nicht 
umgesetzt wird. Gleichzeitig beeinflusst, wie beschrieben, die für die Leerstandserfassung 
gewählte Methode das Ergebnis der Erhebung. Damit wird die Vergleichbarkeit der Angaben zur 
Struktur und Größenordnung des Wohnungsleerstands erschwert (Kap. 3.1). Auch auf diese 
zweite „Unschärfe” der nachstehenden Darstellung der räumlichen Lage und Größenordnung des 
Wohnungsleerstands sei an dieser Stelle hingewiesen. 
4.1.1 Ostdeutsche Innenstädte 1989 
Die heutigen Probleme in ostdeutschen Innenstädten (Sanierungsbedarf und Wohnungs-
leerstand) sind nur vor dem Hintergrund des „Erbes” der DDR-Städtebau- und Wohnungspolitik 
zu verstehen. Diese war bis auf geringe Ausnahmen einseitig auf den Wohnungsneubau 
ausgerichtet und hatte den jahrzehntelangen flächendeckenden Verfall und Funktionsverlust der 
Innenstadtgebiete zur Folge.  
                                                
13 Damit wird der Leerstand von Gewerbeeinheiten explizit ausgeschlossen. Beziehen sich Aussagen auf 
den Leerstand von Gewerbeeinheiten, wird darauf im Einzelnen hingewiesen. 
14 Dabei soll bereits an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass die in den Innenstadtgebieten 
vorgefundenen Probleme und städtebaulichen Missstände ebenso vielfältig sind. Vielfach kennzeichnet 
ein Ausdifferenzierungsprozess die Entwicklung der Innenstädte und führt zu gegenläufigen 
Entwicklungstrends in unmittelbarer Nachbarschaft. „So liegen immer häufiger Innenstadtquartiere mit 
ausgewogener Funktionsmischung und hoher Attraktivität nur wenige Straßenzüge von Quartieren 
entfernt, die bereits über einen längeren Zeitraum Nutzungen eingebüßt haben und z.-B. Leerstände 
aufweisen.” BMVBS 2010c, S. 22. 
15 Franz 2001a, S. 27-28. 
16 In der Regel weisen erstere einen geringen Handlungsbedarf auf und werden auf dem Wohnungsmarkt 
nachgefragt. Eichstädt 2007. 
17 Eichstädt 2007. 
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Städtebauliche Entwicklung 1949 - 1989 
Für den Aufbau der „neuen sozialistischen Gesellschaft” wurden in der DDR neue „zeitgemäße” 
Lebensräume gefordert. Ziel war es, die Städte im Zeitgeist der „sozialistischen Moderne” 
umzugestalten. Im Sozialismus sollte sich 
die Nutzungsstruktur der Stadt nicht aus den Verwertungsinteressen der privaten 
Grundeigentümer, sondern aus politischen Festlegungen ergeben; das System der 
Wohnungsversorgung sollte soziale Ungleichheit nicht reproduzieren, sondern für alle 
Einwohner gleiche Bedingungen für eine 'sozialistische Lebensweise' herstellen; die 
Stadtstruktur sollte kompakt sein, damit die 'kollektiven' Infrastruktureinrichtungen und die 
öffentlichen Verkehrsmittel gut erreichbar sind.18 
In letzter Konsequenz führte dies dazu, dass die Bautätigkeit nahezu vollständig auf den Neubau 
von Wohnungen begrenzt wurde. Dies hatte zur Folge, dass die neu errichteten Wohnungen zum 
Großteil lediglich die durch Verfall und Abrissmaßnahmen sinkenden Wohnungszahlen 
kompensierten.19 Es entstanden zunächst ausschließlich am Stadtrand, später im geringen Maße 
auch in den Innenstädten die für die „späte Moderne” der 1960er bis 1980er Jahre so typischen 
monofunktionalen Großwohnsiedlungen in industrieller Bauweise mit vorgefertigten Teilen  
(Abb. 7).20 Mit den sogenannten „Plattenbausiedlungen” wurde zudem das Ziel einer 
ökonomischen Rationalisierung verfolgt, das in der Praxis jedoch nicht erreicht wurde.21 „Seit 
1964 g[a]lten Wirtschaftlichkeit und Rentabilität als Grundprinzipien im Städtebau […] – die 
ökonomisch sinnvolle breite Rekonstruktion der Altbausubstanz [hatte] zurückstehen müssen, 
weil die Prioritäten eindeutig beim Neubau lagen.”22 Ausgestattet mit den notwendigen 
Versorgungs- und Infrastruktureinrichtungen sollten die modernen Wohngebiete die 
„Leistungskraft des Sozialismus”23 symbolisieren und die Identifikation der Bürger mit dem 
sozialistischen System fördern. Architektur und Städtebau sollten so einen Beitrag zur 
„Entwicklung einer Menschengemeinschaft mit sozialistischer Lebensweise” leisten.24 Das 
tradierte Stadtbild wurde als ein Erbe der kapitalistischen bürgerlichen Gesellschaft angesehen 
und sollte langfristig beseitigt werden. In vielen Städten war zu diesem Zweck die flächen-
deckende Beseitigung der historischen Innenstädte geplant.  
                                                
18 Häußermann 1995, S. 3. 
19 Marcuse 1991, S. 160; Schöller 1987, S. 443, 452; Buck 2004, S. 345-347. Buck ermittelte auf der 
Grundlage amtlicher Angaben der DDR-Regierung von 1971 bis 1989 einen Zugewinn an Wohnungen 
von rund 946.000 Einheiten. Im gleichen Zeitraum wurden in etwa zwei Millionen Wohnungen gebaut 
(Neubau, Umbau, Instandsetzung). Es ist davon auszugehen, dass in den letzten zwei Jahrzehnten 
der SED-Regierung rund 1,1 Millionen Wohnungen durch den fortgeschrittenen Verfall unbewohnbar 
und in der Folge zum Teil abgerissen wurden. Ebd. 
20 Vgl. Hannemann 1997. 
21 Vgl. Hannemann 1994 und Pensley 1995. 
22 Schöller 1987, S. 446. 
23 Häußermann 1995, S. 6. 
24 So in einer „Denkschrift” des Leiters der Abteilung Bauwesen des ZK der SED an Walter Ulbricht (Erster 
Sekretär des ZK der SED) Ende 1967. Abgedruckt in: Buck 2004, S. 318-322. 
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Abb. 7: Stadtentwicklung in ostdeutschen Städten in der DDR. Links: Vision von der neuen Stadt für die 
sozialistische Gesellschaft. Quelle: Dutschke 1959, S. 536. Rechts: Innerstädtische Nachverdichtung mit 
Neubauten in Erfurt. Ansicht von 1989. Quelle: Topfstedt 1994, S.152. 
Die bewusste Benachteiligung des privaten Eigentums führte dazu, dass der Anteil an 
Wohnungen in Privatbesitz zwischen 1971 und 1989 von 62 Prozent auf 41 Prozent sank.25 
Privaten Eigentümern historischer Gebäude waren in der Regel politisch, finanziell und materiell 
die Hände gebunden. Das „Einfrieren der Mieten” auf dem Niveau von 1944 machte für private 
Eigentümer eine nachhaltige Bewirtschaftung mit Investitionen in den Bestand nahezu 
unmöglich.26 Erschwerend kam hinzu, dass Baumaterial und Bauhandwerker oft nur über 
persönliche Beziehungen verfügbar waren.27 Die Wohnhäuser in den Innenstädten verfielen und 
entsprechend verschlechterten sich die dortigen Wohnverhältnisse (Abb. 8). Im Jahr 1989 
entsprach der technische Ausstattungsstandard der Altbauwohnungen vielfach noch dem um die 
Jahrhundertwende (1900).28  
Die Förderung des in den historischen Innenstadtquartieren vorgefundenen Einzeleigentums – 
traditionell mit einem selbstbewussten Bürgertum verbunden – war im Sozialismus nach wie vor 
politisch nicht gewünscht. Entsprechend wenig Interesse bestand seitens der DDR-Regierung, 
die Sanierung und Modernisierung des Wohnungsbestandes in Privatbesitz zu unterstützen und 
ihn rentabel zu machen,29 im Gegenteil: 
Ihn ließ das SED-Regime bewusst verrotten. In den großen Städten sollten die 
Wohnungsbestände aus der Gründerzeit, die als charakteristisch für den kapitalistischen 
Städtebau galten, insgesamt durch die sozialistischen Plattenbauten in aufgelockerter 
Siedlungsstruktur ersetzt werden.30 
 
                                                
25 Kelle, Müller 1994, S. 650. 
26 Schöller 1987, S. 457. 
27 Schöller 1987, S. 457; Buck 2004. 
28 So besaßen 18 % keine Dusche/Bad, 24 % lediglich eine Außentoilette und 53 % waren ohne modernes 
Heizsystem. Kelle, Müller 1994, S. 650. 
29 Häußermann 1995, S. 7. 
30 Friedrichs, Häußermann 2001, S. 316. 
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Abb. 8: Historische Altstadt in Görlitz 1989. Quelle: Stadt Görlitz 2001a, S. 49. 
Gleichwohl gab es lokale Bemühungen die historische Bausubstanz zu erhalten (Abb. 9).31  
Die Instandsetzung der Altbauten war in der Praxis schon aufgrund des Mangels an 
entsprechenden Fachkräften aus Bauhandwerksbetrieben nicht möglich. Diese standen seit der 
zwangsweisen Umwandlung der mittelständigen Unternehmen in volkseigene Betriebe im Jahr 
1972 für erhaltende Baumaßnahmen nicht mehr zur Verfügung.32 Entsprechend kamen lediglich 
Teilrekonstruktionen von Altstädten zur Umsetzung, die meist mit der flächenhaften Beräumung 
anderer historischer Innenstadtgebiete Hand in Hand gingen.33 In der Praxis erwies sich die nach 
1968 nahezu ausschließlich eingesetzte Wohnungsbauserie „WBS 70” für kleinteilige Innenstadt-
standorte aus Kostengründen als ungeeignet.34 Dieser Umstand führte dazu, dass dem 
Wohnungsmangel weiterhin über monotone und monofunktionale Wohnsiedlungen am Stadtrand 
begegnet wurde und die Entvölkerung und Vernachlässigung der Innenstädte weiter 
voranschritten.  
Aufgrund der großen Zahl an heruntergekommenen und nicht mehr bewohnbaren Altbauten 
empfahl die Abteilung Bauwesen des ZK der SED-Führung den Abriss von rund 1,2 Millionen 
„nicht mehr modernisierungswürdigen” Altbauwohnungen bis 1990 zugunsten einer 
innerstädtischen Nachverdichtung mit Wohnblöcken in industrieller Bauweise („komplexe 
                                                
31 So bspw. in der Stadt Görlitz. Penske 2004. 
32 Topfstedt 1994, S. 21. Bis 1989 sank die Anzahl privater Bauhandwerksbetriebe auf unter ein Drittel 
der 1950 vorhandenen Betriebe. Diese Dezimierung der lokalen Bauhandwerksbetriebe und damit der 
örtlich verfügbaren Baukapazität ist eine wesentliche Ursache für den Verfall der Altbaugebiete. Es 
standen weder ausreichend viele noch entsprechend ausgebildete Fachkräfte zur Verfügung. Buck 
2004, S. 355-356.  
33 Schöller 1987, S. 455-456. Hierfür geradezu exempl. ist die Umgestaltung des Stadtkerns von Bernau 
Ende der 1970er Jahre. Hier wurde die historische Bausubstanz nahezu vollständig abgerissen und 
durch Neubauten in Plattenbauweise ersetzt. 
34 Topfstedt 1994, S. 20. 




Abb. 9: Sanierungsplan zur behutsamen Blockentkernung in der Historischen Altstadt von Görlitz 
aufgestellt von Klemm (1957/1958). Die Überlegungen von Klemm für den Block Petersstraße/ Neiß-
straße/Hainwald/Bei der Peterskirche wurden zur Grundlage für weitere Untersuchungen und für die 
„Städtebauliche Leitplanung Altstadt” 1975-1980 (Penske 2004, S. 16). Das in Görlitz vom 
Stadtplanungsamt verfolgte Ziel der umfassenden Erhaltung der historischen Stadtteile hatte hier seinen 
Ursprung. Links: Bestandsplan. Quelle: Klemm 1957/58a, S. 943. Rechts: Sanierungsplan zugunsten 
einer Begrünung und Durchwegung des Blockinnenbereichs. Quelle: Klemm 1957/58b, Planbeilage zw. 
S. 1112 u. S. 1113. 
Modernisierung”).35 Aufgrund fehlender Finanzmittel, der wachsenden Entrüstung in der 
Bevölkerung und der Widerstände seitens der Denkmalschutzbehörden wurden die Innenstädte 
in der Regel von einem grundlegenden Umbau nach sozialistischen Leitbildern verschont und der 
Großteil der Altbausubstanz blieb erhalten.36 
Die staatliche Zuteilung der Wohnungen führte in der DDR in gewissem Umfang zu (politisch 
kontrollierten) sozialen Segregationsprozessen.37 Die Wohnstandorte der Innenstadt wurden zum 
„Sammelbecken” politisch nicht erwünschter gesellschaftlicher Randgruppen, zu denen 
„Querulanten”, „Arbeitsverweigerer” und „Asoziale”, aber auch alte Menschen und unqualifizierte 
Arbeitskräfte zählten.38 Wer in eine staatlich zugeteilte Neubauwohnung ziehen durfte, nahm am 
gesellschaftlichen Aufstieg teil und verbesserte seine Lebenssituation deutlich. In Verbindung mit 
den desolaten Wohnbedingungen in den Innenstadtgebieten führte dies oftmals dazu, dass die 
historischen Stadtteile einen schlechten Ruf als Wohngebiete bekamen, der bis heute nachwirkt 
– trotz der erfolgten umfangreichen Erneuerungen in den letzten 20 Jahren. Gleichzeitig wurde 
der Verfall der Innenstädte zum Sinnbild für das Versagen des sozialistischen Staatssystems und 
die Unzufriedenheit der Bürger zum Auslöser für Proteste, Widerstand und die friedliche 
Revolution im Jahr 1989 (Abb. 10).39 
                                                
35 Buck 2004, S. 352-353. Als höchst problematisch wurde im Falle einer Umsetzung dieser Pläne die 
Entsorgung des Bauschuttaufkommens angesehen. 
36 Buck 2004, S. 353; Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 102. Die Widerstände der Denkmalpflege 
konnten auf lokaler Ebene durchaus Unterstützung von der Stadtplanung erhalten – wie bspw. in der 
Stadt Görlitz (siehe auch Kap. 5.1.1). 
37 Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 102-105. 
38 Vgl. Hinrichs 1992. 
39 Dem schlechten Zustand der Städte und der Dörfer wird bei der Herausbildung der Opposition eine 
größere Bedeutung zugeschrieben, als beispw. dem Mangel an Konsumgütern – es war somit der 
„Verfall der Städte [an dem sich] in der DDR der Protest entzündet” hat. Rostock 1991, S. 41. Vgl. 
außerdem: Wetzel 1996; Häußermann 1995, S. 6-7; Topfstedt 1994, S. 29-30. 
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Abb. 10: Bürgerproteste in Halberstadt 1989. Gegen die fortschreitende Stadtzerstörung demonstrieren-
de Bürger in Halberstadt. Quelle: Wetzel 1996, S. 462. 
Zum Zeitpunkt der politischen Wende waren rund 15 Prozent des gesamten Wohnungsbestandes 
in der DDR unbewohnbar oder wiesen schwere bauliche Mängel und einen dringenden 
Sanierungsbedarf auf.40 
Vom offiziellen – statistisch überhöhten – Wohnungsbestand, der am 31.12.1989 bei ca. 
7 Mio. Wohnungen gelegen haben soll, waren nach der DDR-Statistik 225 000 Wohnun-
gen unbewohnbar (Bauzustandsstufe IV). Weitere 340 000 von insgesamt 800 900 Woh-
nungen der Bauzustandsstufe III (schwerwiegende Schäden, komplette Instandsetzung 
notwendig) drohten kurzfristig in die Stufe IV abzusacken und damit ebenfalls unbewohn-
bar zu werden.41 
Die historischen Stadtkerne und Innenstadtgebiete waren von einem nahezu flächendeckenden 
Verfall und Funktionsverlust sowie ausgedehnten Brachflächen infolge von Abrissmaßnahmen 
betroffen.42 Diese Probleme hatten ihre Ursache in der DDR-Städtebau- und Wohnungspolitik. 
Der Bestand an Altbauwohnungen hatte sich zwischen 1961 und 1990 von 5,4 Mio. auf 3,9 Mio. 
Wohnungen reduziert.43 Der Anteil an Altbauwohnungen die vor 1948 errichtet wurden, war mit 
rund 55 Prozent (1989) in ostdeutschen Städten vergleichsweise hoch.44 
                                                
40 Kelle, Müller 1994, S. 650. 
41 Kelle, Müller 1994, S. 650. 
42 Schöller 1987, S. 440. 
43 Häußermann 1995, S. 6.  
44 In westdeutschen Städten betrug er zeitgleich rund 30 %. Kelle, Müller 1994, S. 650. Der erhöhte Anteil 
an Altbauten erklärt sich aus dem Umstand, dass die Städte im Staatsgebiet der späteren DDR von 
der Zerstörung im Zweiten Weltkrieg weitaus weniger betroffen waren, als die Städte im Staatsgebiet 
der späteren BRD. Schöller 1987, S. 440.  
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Wohnungsleerstand 1989 
Im Jahr 1989 prägten Wohnungsleerstand und jahrzehntelang vernachlässigte Altbauten das 
Stadtbild historisch gewachsener Innenstädte in Ostdeutschland und machen in den meisten 
Gemeinden eine nahezu vollständige Wiederherstellung des historischen Stadtensembles und 
des Stadtbildes erforderlich.45 Im Jahr 1990 werden insgesamt 420.000 leer stehende 
Wohnungen in Ostdeutschland ermittelt, die sich überwiegend in Altbauten befinden.46 Wie 
gezeigt wurde, ist dieser Wohnungsleerstand zu wesentlichen Teilen auf „40 Jahre wohnungs-
politische Misswirtschaft”47 in der DDR zurückzuführen. Nach der Wende kennzeichneten die 
Innenstädte weitere Bevölkerungsverluste, insbesondere aufgrund der Abwanderung in die 
Neubaugebiete am Stadtrand. Mit dieser Entwicklung erlitten die Innenstadtgebiete einen 
umfassenden Funktionsverlust. 
Resümee 
Die Ursachen für die Defizite zum Zeitpunkt der politischen Wende 1989 sind im Wesentlichen 
auf die DDR-Städtebaupolitik zurückzuführen. Bis dahin herrschten in den Innenstadtgebieten 
aufgrund der unterlassenen Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen über mehrere 
Jahrzehnte sehr schlechte Wohnbedingungen. Das Engagement der Einzeleigentümer und einer 
selbstbestimmten Bürgergesellschaft waren in der DDR politisch nicht gewollt und wurden 
bewusst geschwächt. Die Innenstadtgebiete erlitten in der Folge einen starken Imageverlust. 
Dieser war sowohl auf den Verfall der Bausubstanz zurückzuführen als auch auf den Umstand, 
dass gesellschaftliche Randgruppen hier häufig verblieben. Mit einem Umzug in eine Neubau-
wohnung am Stadtrand, wo sich auch die Infrastruktureinrichtungen konzentrierten, war ein 
gesellschaftlicher Aufstieg verbunden. 
Trotz der flächendeckenden Defizite waren die historischen Stadtensembles in vielen Fällen mit 
beeindruckender Geschlossenheit erhalten geblieben. Eine Überformung durch Um- und 
Ersatzbauten, wie sie in der BRD infolge des hohen Nutzungsdrucks vielerorts erfolgte, hatte in 
der DDR nicht in gleichem Umfang stattgefunden. So hat der Verlust der Nutzungen in der DDR 
zwar zu einem fortgeschrittenen und höchst problematischen baulichen Verfall geführt, schuf aber 
gleichzeitig die Voraussetzungen dafür, dass ein Großteil der Altbausubstanz unverändert 
erhalten blieb und die historischen Stadtbilder nach der Wiedervereinigung in beachtlicher 
Geschlossenheit wieder hergestellt werden konnten. Aus dieser Perspektive, erwiesen sich die 
durch die gezielte Vernachlässigung verursachten städtebaulichen Defizite langfristig als 
bedeutende Grundlage für die Entwicklung der Städte. 
  
                                                
45 Walter 1990, S. 633. 
46 Kommission 2000, S. 10. 
47 Kelle, Müller 1994, S. 650. 
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4.1.2 Ostdeutsche Innenstädte zwischen 1990 und 2000 
Städtebauliche Entwicklung 1990 - 2000 
Erste Maßnahmen zur Sicherung des historischen Baubestandes in ostdeutschen Innenstädten 
wurden aufgrund der großen baulichen und funktionalen Mängel noch vor der Wiedervereinigung 
in die Wege geleitet. Bereits im Januar 1990 verständigten sich der Bundesminister für 
Raumordnung und Städtebau der BRD und der Bauminister der DDR über eine enge 
Zusammenarbeit bei der Sicherung und Instandsetzung der Innenstädte.48 Zunächst wurden fünf 
Städte für ein Modellstadt-Programm ausgewählt, später sechs weitere Städte in das Programm 
aufgenommen.49 Die Erfahrungen aus dem Modellstadt-Programm flossen in das noch 1990 
aufgelegte „Sofortprogramm der Stadt- und Dorferneuerung” für mehr als 700 Städte und Dörfer 
ein.50 Die für die Sofortmaßnahmen bereitgestellten 750 Mio. Mark aus dem Reichsdevisenfond 
der DDR wurden zur Hälfte für Sicherungs- und Sanierungsmaßnahmen an Gebäuden und 
Lückenschließungen eingesetzt.51 Die übrigen Mittel verteilten sich auf Infrastrukturmaßnahmen 
und Freiraumgestaltungen, Baumaterialien und technische Ausrüstungen für Baubetriebe und 
Architekturbüros sowie städtebauliche Planungen und vorbereitende Untersuchungen.52 
Nach der Wiedervereinigung hat sich das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz als 
maßgebliches Instrument für die Aufwertung der ostdeutschen Innenstädte erwiesen. Das 
Sonderprogramm für die ostdeutschen Bundesländer wurde im Jahr 1991 von Bund und Ländern 
aufgelegt und hat bis heute Bestand.53 Neben dem kommunalen Eigenanteil (in Höhe von 
20 Prozent statt des, in den meisten anderen Programmen üblichen Drittels der Gesamtsumme) 
war die Ausweisung der zu fördernden Gebiete als Erhaltungsgebiet gemäß § 172 BauGB 
                                                
48 Topfstedt 1994, S. 30. 
49 Die 1990 bestimmten ersten fünf Städte waren Brandenburg/Havel (Brandenburg), Halberstadt 
(Sachsen-Anhalt), Meißen (Sachsen), Stralsund (Mecklenburg-Vorpommern) und Weimar (Thüringen). 
Die Modellstädte erhielten insgesamt 130 Mio. Mark der DDR und 25 Mio. DM der BRD als Soforthilfe. 
Das Programm wurde bis 1994 verlängert und die Bundesmittel um 186 Mio. DM für weitere 
Modellstädte aufgestockt: 1991 kamen die Städte Cottbus (Brandenburg), Görlitz (Sachsen), Güstrow 
(Mecklenburg-Vorpommern), Jena (Thüringen), Naumburg (Sachsen-Anhalt) und Mühlhausen 
(Thüringen) dazu. Topfstedt 1994, S. 30; BMVBS 2011a, S. 33.  
50 Probleme bei der Umsetzung der Sanierungsarbeiten ergaben sich unter anderem durch die Vielzahl 
ungeklärter Fragen zu Eigentumsverhältnissen, das Fehlen „fundierter städtebaulicher Planungen” und 
„parlamentarisch legitimierte[r] Gesprächspartner” sowie aus dem hohen Anspruch die „Leistungen in 
kürzester Zeit zu erbringen” trotz der notwendigen Einführung der neuen gesetzlichen Regelungen. 
Walter 1990, S. 634. 
51 Vgl. Walter 1990, S. 634. In der Publikation anlässlich des 40jährigen Bestehens der deutschen 
Städtebauförderung sind leicht abweichende Zahlen aufgeführt: 800 Mio. DDR-Mark für 750 Städte und 
Dörfer. BMVBS 2011a, S. 33. 
52 Vgl. Walter 1990. 
53 Das Programm startete im Jahr 1991 mit 80 Programmkommunen. Im Jahr 2008, dem Ende der ersten 
Programmlaufzeit (Programmeinführung) werden 178 Kommunen unterstützt. BMVBS 2009a, S. 67. 
Mit der Programmfortsetzung werden weitere Kommunen aus der ganzen Bundesrepublik 
aufgenommen. Bis zum Jahr 2010 wurden insgesamt 200 Kommunen in das Programm aufgenommen. 
Bundestransferstelle SD 2010, S. 8. 
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Voraussetzung für eine Förderung.54 Das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz wurde zum 
wichtigsten Instrument bei der „Revitalisierung, Pflege und Weiterentwicklung von Stadtdenk-
malen”.55 Die Förderung war auf „in ihrer Struktur und Funktion bedrohte historische Stadtkerne 
mit denkmalwerter Bausubstanz” beschränkt, mit dem Ziel diese zu sichern und zu erhalten.56 
Erhaltungsgebiete, die außerhalb der historischen Stadtkerne lagen, bedurften einer gesonderten 
Zustimmung von Bund und Land, um im Ausnahmefall in das Städtebauförderprogramm 
aufgenommen werden zu können.57 Mit dieser Schwerpunktsetzung kamen die Fördermittel 
(vorrangig) den historischen Altstädten zugute.58 Gegen Ende der 1990er Jahre rückten 
Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen denkmalgeschützter Gebäude und 
Ensembles sowie die Erhaltung und Umgestaltung historisch bedeutsamer Straßen, Plätze in den 
Vordergrund der Bemühungen.59 
Im Jahr 1993 startete das Städtebauförderprogramm „Städtebauliche Weiterentwicklung großer 
Neubaugebiete” zur Aufwertung der Großwohnsiedlungen am Stadtrand. Bis 2003 wurde die 
Sanierung von 182 Plattenbaugebieten in 145 Städten und Gemeinden gefördert.60 Die zeit-
gleichen Sanierungen am Stadtrand und in den Innenstädten erschweren später die Umsetzung 
des Programms Stadtumbau Ost im Sinne eines Rückbaus der überzähligen Wohneinheiten von 
außen nach innen. 
Mit der Wiedervereinigung 1990 galten in Ostdeutschland die gleichen Rahmenbedingungen für 
die Stadtentwicklung wie in der übrigen BRD. Zunächst wurde die planwirtschaftliche Ordnung 
des Immobilienmarktes in die marktwirtschaftliche Ordnung überführt.61 Neben der angestauten 
Nachfrage nach angemessenem Wohnraum und dem Investitionsbedarf wirkten sich hierbei die 
ungeklärten Eigentumsrechte auf die Entwicklung der Innenstädte aus. Die in der DDR erfolgte 
Verstaatlichung von Eigentum (insbesondere von Mietshäusern und mittelständigen Unterneh-
men) wurde rückgängig gemacht. Die Privatisierung der Altbauten erfolgte durch deren Verkauf 
bzw. die Restitution an die rechtmäßigen Eigentümer von Grundstücken und Immobilien, die in 
der DDR oder während des Nationalsozialismus enteignet worden waren. Letzteres wird rück-
blickend „als eine der weitreichendsten Fehlentscheidungen im Einigungsprozeß”62 angesehen, 
da die Neuordnung der Eigentumsverhältnisse des Altbaubestandes aufgrund der Anzahl und 
der unerwarteten Komplexität der Aufgabe weitaus mehr Zeit als ursprünglich angenommen 
                                                
54 Vgl. die Regelungen zum städtebaulichen Denkmalschutz in den entsprechenden 
Verwaltungsvereinbarungen zur Städtebauförderung zwischen Bund und Ländern, hierfür exempl. VV-
Städtebauförderung 1999, S. 8. 
55 Kiesow 1982, S. 132. 
56 Programmziel aus der VV-Städtebauförderung hier exempl. VV-Städtebauförderung 1999, S. 8. Siehe 
Kap. 4.2. 
57 Programmziel aus der VV-Städtebauförderung. Hier exempl. VV-Städtebauförderung 1999, S. 8. Siehe 
Kap. 4.2. 
58 Dies ist im Wesentlichen bis zur bundesweiten Einführung des Programms im Jahr 2009 der Fall. Dann 
wurde in Reaktion auf Defizite in anderen Bereichen und, um der Vielfalt an Problemen in den Städten 
gerecht zu werden, eine Erweiterung der Schwerpunktgebiete vorgenommen (Kap. 4.2). 
59 BMVBS 2009a, S. 67, 69. 
60 BMVBS 2011a, S. 68. 
61 Michelsen, Weiß 2010, S. 312. 
62 Häußermann 1995, S. 12. 




Abb. 11:   Bauboom und Bauruinen.   Links: Baufertigstellungen und genehmigte Abgänge von 1992 bis 
2006 in den ostdeutschen Bundesländern (ohne Berlin), schwarz: Baufertigstellung, grau: genehmigte 
Abgänge. Quelle: BMVBS, BBR 2008b, S. 172. Original in Farbe.   Rechts: Innerstädtische Bauruine als 
mögliche Folge von Spekulation und überhöhten Renditeerwartungen bei Rückgang der Nachfrage.  
Eigenes Foto. 
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benötigte. Die ungeklärten Eigentumsansprüche verzögerten die Instandsetzung betroffener Ge-
bäude. Statt der erhofften „bürgerlichen Eigentümerstruktur” stellte sich eine „entlokalisierte und 
überwiegend verwertungsorientierte Eigentümerstruktur”63 ein. Viele der neuen Eigentümer wa-
ren weder vor Ort, noch bereit, Investitionen durchzuführen. Die rückübertragenen Grundstücke 
und Immobilien gingen bei Verkauf meist an Grundstücksverwertungsgesell- schaften, Immobili-
enfonds und Developer aus dem westlichen In- und Ausland.64 

Von 1992 bis 1997 führten die Investitionsanreize durch steuerliche Zuschüsse und Abschrei- 
bungsmöglichkeiten in Verbindung mit der aufgestauten Nachfrage zu einer starken Neubautätig- 
keit am Stadtrand und im suburbanen Umland der Städte (Abb. 11).65 Gleichzeitig sank mit dem 
zunehmenden motorisierten Individualverkehr die Attraktivität der Innenstädte als Einkaufs- und 
Wohnort im Vergleich zu den neu entstehenden Einkaufs- und Wohnangeboten am Stadtrand. 
In Verbindung mit der langwierigen Klärung der Eigentumsrechte und der Investitionsschwäche 
der ostdeutschen Eigentümer machte die „nachholende Suburbanisierung” die „Innenstädte zu 
den großen Verlierern der Nach-Wende-Entwicklung”.66 Die Neubautätigkeit endete, als deutlich 
wurde, dass die Unterversorgung zur Zeit der Wende sich innerhalb weniger Jahre zu einem 
Wohnungsüberhang entwickelt hatte.67  Mitte der 1990er Jahre begannen die Immobilienpreise 
zu   sinken  und  es  wird  mit  dem  nun  festgestellten  Überangebot  an  Wohnraum  der 


63     Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 107-108. 
64     Häußermann 1995, S. 13. 
65     Michelsen, Weiß 2010. 
66     Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 108. 
67     Nach der Wiedervereinigung wurde 1997 ein Höchstwert des jährlichen Neuzugangs von 154.021 
Wohnungen in Ein- und Mehrfamilienhäusern erreicht. Anschließend sank die Zahl der jährlich fertig 
gestellten Wohnungen kontinuierlich und ist nun im Wesentlichen auf den Bau von Ein- und Zweifa-
milienhäusern zurückzuführen. Bis zum Start des Programms Stadtumbau Ost war die Zahl der ge-
nehmigten Wohnungsabgänge vergleichsweise gering. BMVBS, BBR 2008a, S. 172, 176. 
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Zusammenbruch der ostdeutschen Immobilienmärkte konstatiert.68 Die expansive Neubauför-
derung nach der Wiedervereinigung trug maßgeblich zum Wohnungsüberhang Ende der 1990er 
Jahre bei.  
Mit der Privatisierung gelangten auch die staatlichen Neubaubestände mit den für sie ermittelten 
„Altschulden”69 in den Besitz von neu gegründeten kommunalen Wohnungsunternehmen und 
Genossenschaften. Zusammen mit dem Altschuldenhilfegesetz (AltSchG) wirkt sich die 2001 in 
Kraft tretende Altschuldenhilfeverordnung (AltSchG-V) auch entscheidend auf die Altbauten aus. 
Die Wohnungsunternehmen werden nun bei Abriss von Wohnungen von den jeweiligen 
Altschulden entlastet.70 Da mit der Einführung des Altschuldenhilfegesetzes 1993 eine Umlage 
der Altschulden auf den gesamten Wohnungsbestand der Unternehmen erfolgte, sind auch 
Altbauwohnungen mit Altschulden belastet. Damit wird der Abriss von unsanierten Altbauten für 
die Wohnungsunternehmen interessant, da Altbauwohnungen die Unternehmen im Vergleich zu 
den Wohnungen in Großwohnsiedlungen am Stadtrand in der Regel überproportional belasten. 
Zudem verursachen sie aufgrund der Kleinteiligkeit und Individualität des Bestandes in der Regel 
einen höheren Verwaltungsaufwand. 
Nur ein Jahrzehnt nach der Wiedervereinigung waren über 70 Prozent des gesamten ostdeut-
schen Wohnungsbestandes ganz oder teilweise modernisiert.71 Die historischen Stadtkerne 
waren weitgehend erneuert. Detaillierte Daten zum Sanierungsstand der Altbauten liegen jedoch 
nicht vor. Es ist zu vermuten, dass der Sanierungsfortschritt in den historischen Innenstädten zu 
diesem Zeitpunkt unter dem Gesamtdurchschnitt lag, wenn man berücksichtigt, dass er einige 
Jahre später auf 60 Prozent (2006) geschätzt wurde.72 Trotz dieser Erfolge, lag Ende der 1990er 
Jahre nach wie vor ein anhaltender Sanierungsbedarf vor. Er betraf insbesondere die Innenstadt-
gebiete, die nicht als Sanierungsgebiete ausgewiesen waren. Hier finden sich auch in weitgehend 
modernisierten und bewohnten Gebieten „eingestreute Verfallsinseln (aus leeren Wohn- und 
Gewerbebauten)” mit unbewohnbaren Gebäuden und Brachflächen, deren weitere Ausbreitung 
befürchtet wurde.73 Die verbliebenen unsanierten Altbauten galten als die besonders schwierigen 
Fälle, die steigende Sanierungskosten pro Objekt erwarten ließen.74 Erschwerend kam hinzu, 
dass auch bereits erneuerte Altbauten erneut vom Verfall bedroht wurden.75 In Anbetracht dessen 
gewann die Einbindung privater Eigentümer an Gewicht. An der Entwicklung zeigte sich, dass die 
ostdeutschen Rahmenbedingungen sich von denen der westdeutschen Entwicklung deutlich 
unterschieden. 
                                                
68 Michelsen, Weiß 2010. Der Abriss von Wohnungen in den Großwohnsiedlungen stellte zum damaligen 
Zeitpunkt aus Sicht des BMBau aufgrund der durchgeführten Sanierungen und der erwarteten 
Nachfrageentwicklung noch keine Alternative dar. Ebd. und BMBau 1994. 
69 Diese haben sich aufgrund der weiteren Entwicklung als zu hoch kalkuliert herausgestellt. Mit der 
Einführung des Altschuldenhilfegesetzes (AltSchG) im Jahr 1993 werden die ostdeutschen 
Wohnungsunternehmen von fast der Hälfte ihrer Altschulden befreit. Deutscher Bundestag 2011, S. 2. 
70 AltSchG § 6a „Härtefallregelung”. 
71 Kommission 2000, S. 66.  
72 BMVBS, BBR 2006c, S. 4. 
73 Kommission 2000, S. 66. 
74 Kommission 2000, S. 66. 
75 Kommission 2000, S. 67. 
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Leerstandsentwicklung 1990 - 2000 
In den ersten zehn Jahren nach der Wiedervereinigung nahm die Zahl der leer stehenden 
Wohnungen zunächst weiter zu. Die Anfang 2000 vom Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswirtschaft (BMVBW) berufene Kommission „Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel 
in den neuen Bundesländern” legt bereits im November desselben Jahres ihren Bericht vor.76 Er 
enthielt auf der Grundlage einer Analyse des Wohnungsleerstands nach 1989, Prognosen für 
dessen zukünftige Entwicklung und Empfehlungen für das weitere Vorgehen. Unter anderem 
schlug die Kommission ein neues Städtebauförderprogramm zur Reduzierung des 
Wohnungsleerstands über den Abriss dauerhaft nicht mehr benötigter Wohnungen vor. Die 
Empfehlungen wurden von Bund und Ländern aufgegriffen und mündeten in dem Programm 
Stadtumbau Ost (Kap. 4.2). Gleichwohl die ostdeutschen Bundesländer in diesem Zeitraum 
sinkende Bevölkerungszahlen zu verzeichnen hatten, waren diese nicht die Ursache für den 
steigenden Wohnungsleerstand.77 Aufgrund der Verkleinerung der durchschnittlichen Haushalts-
größe nahm die Anzahl an Haushalten und damit auch die Wohnungsnachfrage zunächst zu. 
Diese steigende Zahl an leer stehenden Wohnungen war im Wesentlichen auf das hohe 
Neubauvolumen zurückzuführen: Bis 2000 entstanden – gefördert durch steuerliche Anreize – 
knapp 800.000 neue Wohnungen in den ostdeutschen Bundesländern.78 Rund weitere 200.000 
Wohnungen kamen durch die Sanierung zuvor nicht marktrelevanter (lange leer stehender bzw. 
unbewohnbarer) Altbauwohnungen auf den Markt.79 Die Investitionen übertrafen den 
westdeutschen „Wohnungsbauboom” der 1970er Jahre und stellten mit 43 Wohnungen pro 1000 
Einwohner in fünf Jahren (im Vergleich zu 31 Wohnungen in westdeutschen Städten) einen 
„Neubaurekord” dar.80 
                                                
76 Kommission 2000. Die 17-köpfige Kommission untersteht der Leitung von Dr. Hinrich Lehmann-Grube, 
der Oberbürgermeister a. D. der Stadt Leipzig. 
77 Tatsächlich wurden in den 1990erJahren die Bevölkerungsverluste der natürlichen 
Bevölkerungsentwicklung (Geburtenrückgang) nach einer ersten Abwanderungswelle (1989-1990) 
zum großen Teil durch Wanderungsgewinne insbesondere aus dem Ausland kompensiert. Kommission 
2000, S. 113-116. 
78 Rund 690.000 Wohnungen entstehen in Neubauten; bei weiteren 83.000 Wohnungen handelt es sich 
um Dachausbauten. Kommission 2000, S. 2,12. 
79 Hierbei handelt es sich um geschätzte Angaben von den statistisch nicht genau erfassten 
Wohnungsmodernisierungen. Kommission 2000, S. 12. 
80 Kommission 2000, S. 11. Der Bauboom in den neuen Bundesländern wurde unterstützt durch die 
„neubauorientierte Bauinvestitionsförderung”, die erhöhten Sonderabschreibungen (degressive AfA 
zwischen 1991 und 1998), die Förderung zur Bildung von Wohneigentum, Zulagen im Rahmen des 
Investitionszulagengesetzes und durch Modernisierungsprogramme (KfW- und Länderprogramme). 
Franz 2001a, S. 29. Von diesen profitierten „in erster Linie Standorte, auf die sich die 
Wohnungsnachfrage in den Augen der Investoren konzentriert und an denen Bauabsichten ohne große 
zeitliche Verzögerung umgesetzt werden konnten. Dies waren vielfach die Randgebiete und 
Umlandbereiche der größeren Städte. Dieser randlagen- und umlandbegünstigende Effekt wurde und 
wird noch verstärkt durch die Konditionen der Wohneigentumsförderung: Die Errichtung und der Erwerb 
von Neubau wird mit derzeit jährlich 5 000 DM (ohne Kinderzulagen) pro Haushalt doppelt so hoch 
bezuschusst wie der Erwerb aus dem – vornehmlich im innerstädtischen Bereich konzentrierten – 
Bestand.” Franz 2001a, S. 29-30. 
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Im Ergebnis waren in den ostdeutschen Bundesländern im Jahr 1999 rund 315.000 Wohnungen 
mehr bewohnt als im Jahr 1991.81 Das entsprach einer Zunahme der Nachfrage um 4,5 Prozent. 
Zeitgleich nahm der Wohnungsleerstand deutlich zu. Er stieg von ursprünglich 420.000 auf eine 
Million leer stehende Wohnungen an.82 Dies entsprach einer Leerstandsquote von rund 
13 Prozent. Etwa die Hälfte der leer stehenden Wohnungen waren aufgrund baulicher Mängel 
unbewohnbar und wurden wegen geringer Vermietungschancen auf dem Wohnungsmarkt nicht 
angeboten.83 
Trotz der erfolgten umfangreichen Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen konzentrierte 
sich der Wohnungsleerstand in den Altbaubeständen, die vor 1918 errichtet worden waren. Hier 
standen über 30 Prozent (1998) der Wohnungen leer. Kenntnisse darüber, inwiefern 
stadtstrukturell bedeutsame Gebäude vom Wohnungsleerstand betroffen waren, lagen nicht 
vor.84 In DDR-Neubauwohnungen betrug der Leerstand zeitgleich 8 Prozent. Im Freistaat 
Sachsen, dem ostdeutschen Bundesland mit dem größten Wohnungsbestand (2,23 Mio. 
Wohnungen), war der innerstädtische Altbaubestand, der bis 1948 errichtet wurde, vom 
Wohnungsleerstand am stärksten betroffen. Hier standen 44,2 Prozent der insgesamt 329.000 
Altbauwohnungen leer.85 Bereits im Jahr 2000 zeichnete sich eine Verlagerung des Leerstands 
zulasten der Großwohnsiedlungen ab. Charakteristisch für die Leerstandsverteilung waren neben 
regionalen Schwankungen, starke Unterschiede innerhalb einer Stadt. Insgesamt stagnierte der 
Sanierungsprozess in den Innenstadtgebieten und es verblieben zahlreiche unsanierte, leer 
stehende Gebäude in unmittelbarer Nähe zu bereits sanierten Gebäuden.86 Bei Gebäuden an 
städtebaulich und stadtstrukturell bedeutsamen Standorten kamen vergleichsweise hohe 
Sanierungskosten und gleichzeitig geringe Vermietungschancen häufig erschwerend hinzu. Ihre 
Situation wurde als besonders problematisch eingeschätzt.87 Diese Situation machte – sofern die 
Erhaltung dieser Gebäude im öffentlichen Interesse lag – eine entsprechende Förderung 
dringlich.88 Die Steuerung und Entwicklung in den Innenstadtgebieten wurde zudem durch die 
hohe Zahl an privaten Klein- und Einzeleigentümern mit individuellen Interessen und 
Entscheidungslogiken erschwert.89  
                                                
81 Kommission 2000, S. 15. 
82 Die tatsächlichen Ausmaße des Leerstands, wie auch seine Konsequenzen waren umstritten. Franz 
2001b. 
83 Kommission 2000, S. 20. 
84 Kommission 2000, S. 21. 
85 Kommission 2000, S. 18. 
86 Kabisch 2002, S. 35. 
87 Kommission 2000, S. 20-21. Gebäude an städtebaulich und stadtstrukturell bedeutsamen Standorten 
sind bspw. Gebäude an Plätzen, Ecken und im Ensemble einer geschlossenen Blockrandbebauung. 
88 Zu den „direkten Förderkosten kommen meist die Folgewirkungen in Gestalt höherer Leerstände an 
anderer Stelle hinzu. Die Erneuerung und Erhaltung der Innenstädte wird fiskalisch und 
volkswirtschaftlich künftig eher noch aufwendiger. Sie steht unter erheblichem Zeitdruck, weil Leerstand 
durch Ansteckung Leerstand erzeugt.” Kommission 2000, S. 21. 
89 Einzeleigentümer verhalten sich in der Regel anders als die Großeigentümer (Wohnungsunter-
nehmen/-genossenschaften): Sie „müssen die Kosten ihrer Leerstände, die in der Wertminderung von 
bewohnten Nachbargrundstücken entstehen, nicht tragen und haben deshalb nur geringe Neigung, ihre 
störenden Gebäude abzureißen. [...] Sie nehmen einzelne Leerstände lange Zeit hin, nicht zuletzt 
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Die Leerstandsstruktur (Umfang und Verteilung im Stadtraum) wird auf vier Kernfaktoren 
zurückgeführt:  
 erhebliche Bevölkerungsverluste zu DDR Zeiten (Abwanderungen);  
 Stadt-Umland-Wanderungen nach 1989 („nachholende Suburbanisierung”);  
 arbeitsmarktbedingte überregionale Abwanderung nach 1989 (insbesondere aus Städten mit 
einer einseitigen Wirtschaftsstruktur infolge der DDR-Politik); 
 eine hohe Neubautätigkeit bei gleichzeitig hoher Modernisierungstätigkeit nach 1989.90 
Auch die ungeklärten Eigentumsansprüche konnten das Leerfallen und Verfallen von Gebäuden, 
die in der DDR noch bewohnt worden waren, zur Folge haben.91 Zudem führten die ausgelösten 
Investitionen in den Altbaubestand häufig an der örtlichen Nachfrage vorbei und der Leerstand 
trat in der Konsequenz auch im sanierten Wohnungsbestand auf.92 Die Gefahr der 
„wirtschaftlichen Nichtverwertbarkeit” vor einer baulich begründeten Nichtverwertbarkeit einer 
Wohnung nahm zu.93 Es war davon auszugehen, dass bei sinkenden Vermietungschancen, nicht 
jede leer stehende Wohnung weiterhin auf dem Markt angeboten werden würde.94 
Resümee 
Anfang der 1990er Jahre herrschte sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht ein 
großer Wohnungsmangel. Aufgrund baulicher Mängel und eines unzureichenden Wohnungs-
standards boten die Innenstädte schlechte Wohnbedingungen. Bund und Länder stellten 
umfangreiche Städtebaufördermittel bereit, insbesondere im Programm Städtebaulicher 
Denkmalschutz zur Wiederherstellung der historischen Stadtkerne. Neben der fortschreitenden 
Stadtsanierung in den Innenstädten erfolgten Sanierungsmaßnahmen in den Großwohnsied-
lungen am Stadtrand. Zeitgleich stellte sich – gefördert durch steuerliche Anreize – eine hohe 
Neubautätigkeit in Wohngebieten am Stadtrand und im näheren Umland ein. Zwischen 1990 und 
2000 verbesserte sich die Wohnungsversorgung dadurch erheblich. Ende der 1990er Jahre sind 
rund 70 Prozent des gesamten Wohnungsbestandes saniert. Entgegen der Erwartungen führten 
die Sanierungserfolge jedoch nicht zu der erwarteten Nachfrage und Entwicklung in den 
Innenstädten. Der Wohnungsleerstand stieg bis zur Jahrtausendwende auf rund eine Million 
Wohnungen an und wurde nun als strukturelles Problem des ostdeutschen Wohnungsmarktes 
identifiziert. Die vom Bund berufene Kommission „Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in 
den neuen Bundesländern” schlägt die Reduzierung des Wohnungsleerstands über den 
geförderten Abriss dauerhaft nicht mehr benötigter Wohnungen vor.  
Insgesamt zeigte sich, dass die erste Dekade nach der Wiedervereinigung von widersprüchlichen 
Entwicklungen gekennzeichnet war. Einerseits stieg die Zahl der Haushalte und der Wohnungen 
                                                
deshalb, weil sie neben den Mieterträgen noch über andere Einkunftsarten verfügen”. Kommission 
2000, S. 20. 
90 Kommission 2000, S. 21-22. 
91 Topfstedt 1994, S. 33-34. 
92 Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 107, Kabisch 2002, S. 35, Franz 2001a, S. 31. 
93 Kommission 2000, S. 20. 
94 Kommission 2000, S. 20. 
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an. Andererseits erfolgten umfangreiche arbeitsmarktbedingte Wegzüge und der Wohnungsleer-
stand nahm weiter zu. Infolge dieser Entwicklung entstand ein Wohnungsüberhang und der 
Sanierungsprozess der Innenstädte geriet bei sinkenden Vermietungschancen ins Stocken. Am 
Ende der Dekade änderte sich schließlich die Problemsicht und der strukturelle 
Wohnungsleerstand wurde als vorrangiges ostdeutsches Problem wahrgenommen. Damit 
erwiesen sich die Neubauförderung und umfassende Sanierung der Großwohnsiedlungen, die 
der Abwanderung der Bevölkerung entgegenwirken sollten, Ende der 1990er Jahre als 
Mitverursacher des innerstädtischen Wohnungsleerstands. 
4.1.3 Ostdeutsche Innenstädte zwischen 2000 und 2010 
Städtebauliche Entwicklung 2000 - 2010 
Anfang der 2000er Jahre wurde der Leerstand von rund einer Million Wohnungen als 
vordringliches Problem ostdeutscher Städte wahrgenommen. Altbauwohnungen waren in 
besonderem Maße vom Leerstand betroffen. Trotz der verzeichneten Sanierungserfolge in den 
historischen Stadtkernen stand rund jede dritte Altbauwohnung leer.95 Die prognostizierte 
Bevölkerungsentwicklung ließ weitere Probleme erwarten: Bedroht war nicht nur die Solvenz der 
Immobilieneigentümer, sondern auch die der Kommunen, als Bürgen der kommunalen 
Wohnungsunternehmen. Die Kommission „Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in den 
neuen Bundesländern” empfiehlt umfangreiche Maßnahmen zur Förderung der Eigentums-
bildung (Vermögensbildung) und ein gesondertes Abrissprogramm unter dem Slogan „Abriss 
jetzt!”, um den Wohnungsüberhang abzubauen und Insolvenzen bei Wohnungsunternehmen zu 
vermeiden.96 Die von der Kommission vorgelegten Ergebnisse erwiesen sich für die Entwicklung 
ostdeutscher Städte als wegweisend. Bund und Länder setzten sie mit dem Programm 
Stadtumbau Ost um, das zunächst für den Zeitraum 2002 bis 2009 neben Aufwertungsmaß-
nahmen auch Rückbaumaßnahmen förderte (Kap. 4.2).  
In den ersten Programmjahren wurden die Fördermittel im Programm Stadtumbau Ost 
größtenteils für Gebäudeabrisse und die Anpassungen der technischen Infrastruktur in den 
Großwohnsiedlungen am Stadtrand eingesetzt. Es kam aber auch zum geförderten Abriss von 
Altbauten in den Innenstädten. Jede zehnte abgerissene Wohnung innerhalb der ersten fünf 
Jahre war eine Altbauwohnung.97 Unter den abgerissenen Altbauten befanden sich auch 
Einzelbaudenkmale. Von den Aufwertungsmitteln profitierten die Innenstadtquartiere im 
Stadtumbau Ost dagegen kaum. Auch sie kamen vorrangig in den Umbaugebieten am Stadtrand 
zum Einsatz.98 Trotz der Bestandsreduzierung in den Großwohnsiedlungen am Stadtrand blieb 
die Nachfrage nach Altbauwohnungen in Innenstadtgebieten gering, da die Mieter überwiegend 
in den von Rückbaumaßnahmen betroffenen Wohngebieten verblieben.99 
                                                
95 BMVBS 2011a, S. 70. 
96 Siehe Kap. 4.2.2, Fußnote 255. 
97 BMVBS, BBR 2007a, S. 32-33. 
98 BMVBS, BBR 2007a, S. 29. 
99 Dies ist wie folgt zu erklären: „Einerseits ist dies auf das erfolgreiche Umzugsmanagement der 
Wohnungsunternehmen innerhalb der Gebiete zurückzuführen. Andererseits stellt ein Umzug in den 
112  4 Ohne Nutzung – Leerstand in ostdeutschen Innenstädten 
 
Erfolgreiche Anreize für die Modernisierung und Aufwertung der Innenstadtgebiete stellten 
zwischen 2000 und 2010 neben dem bundesweiten Programm Sanierung und Entwicklung, das 
Programm Städtebaulicher Denkmalschutz dar. Sie wurden über steuerliche Anreize in Form von 
zinsverbilligten Krediten der KfW und Wohnraumförderungen der Bundesländer ergänzt. Die 
Vorschläge der Kommission zur Förderung der Eigentumsbildung in den Innenstadtgebieten 
wurden nicht umgesetzt. Die Eigentumsbildung konzentrierte sich weiter auf Einfamilienhaus-
gebiete, die im ostdeutschen Wohnungsbestand unterrepräsentiert gewesen waren. Die Eigen-
tumsbildung in Mehrfamilienhäusern wurde von den Bürgern weniger nachgefragt.100 
Nachdem in den ersten Jahren nach dem Start des Programms Stadtumbau Ost die Abrissfragen 
im Mittelpunkt der Fachdiskussion und der Stadtentwicklungspolitik standen, rückte schließlich 
die Stärkung der traditionellen Qualitäten historisch gewachsener europäischer (Innen)Städte 
(wieder) stärker in den Vordergrund. Als wegweisend erwies sich die „Leipzig Charta zur 
nachhaltigen europäischen Stadt”.101 Sie wurde anlässlich des „Informellen Ministertreffens zur 
Stadtentwicklung und zum territorialen Zusammenhalt” im Mai 2007 in Leipzig angenommen. In 
Deutschland fand sie ihre Umsetzung in der „Initiative zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik”.102 
Damit erfolgte auf Bundesebene eine klare Prioritätensetzung auf die Entwicklung der 
Innenstädte.103 
Trotz umfangreicher Sanierungserfolge ist die Aufwertung der Innenstädte zwei Jahrzehnte nach 
der Wiedervereinigung nicht abgeschlossen. 2008 wird die Situation der ostdeutschen 
Innenstädte im Stadtentwicklungsbericht der Bundesregierung wie folgt beschrieben:  
Die städtebauliche Entwicklung in den ostdeutschen Städten und Gemeinden war bzw. ist 
durch den teilweisen Verfall der Altbauquartiere sowie durch Funktions-, Erhaltungs- und 
Gestaltmängel der öffentlichen Räume (Straßen, Plätze, Parks/Grünanlagen) bestimmt. 
Hinzu kommen beeinträchtigende Wirkungen der mangelnden Erhaltung von Dächern, 
Fassaden und Fenstern von Gebäuden. Die städtebaulichen Probleme des Verfalls, der 
städtebaulichen Perforation durch Abriss, der Zerstörung von Stadtstrukturen und 
Stadtqualitäten, der mangelnden Sicherung von Denkmälern und Denkmalensembles 
begründen die Verknüpfung von Leerstandsbeseitigung durch Rückbau von den Stadt-
rändern her mit einer gezielten Aufwertung der öffentlichen Räume, der privaten oder 
öffentlichen Freiräume und Brachflächen, aber auch von Gebäuden zur Erhaltung und 
                                                
Altbaubestand für viele heutige Bewohner der Plattenbausiedlungen nach wie vor keine 
Wohnalternative dar. Ausschlaggebend sind dabei sowohl finanzielle Aspekte (d. h. möglicherweise 
höhere Miet- und Betriebskosten bei flächenmäßig oft größeren Altbauwohnungen und meist größeren 
Raumhöhen) als auch die bestehenden individuellen Wohnpräferenzen. Dementsprechend verbleiben 
rund 70 bis 80 % der im Zusammenhang mit Abrissmaßnahmen umziehenden Mieter innerhalb der 
jeweiligen Wohngebiete.” BMVBS, BBR 2007a, S. 29. 
100 Pahl 2003, S. 2. 
101 Leipzig Charta 2007. 
102 BMVBS 2007a; BMVBS 2007b. 
103 Dies ist an der Auflage des bundesweiten Städtebauförderprogramms „Aktive Stadt- u. Ortsteilzentren”, 
mit dem im Jahr 2008 unter anderem auf innerstädtische gewerbliche Leerstände reagiert wird, und an 
dem unter Beteiligung einer breiten (Fach)Öffentlichkeit im Jahr 2010/2011 verfassten „Weissbuch 
Innenstadt” abzulesen.  
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Stärkung der Innenstädte und erhaltenswerten Stadtquartiere im Programm Stadtumbau 
Ost. Dies betrifft die städtebauliche Gestaltung von langfristig tragfähigen Kernen der 
Siedlungen des industriellen Wohnungsbaus in gleichem Maße.104 
In den 2000er Jahren reichen die Entwicklungslinien innerstädtischer Altbauquartiere von 
„Selbstläufern” bis zu „Sorgenkindern” und bewegen sich zwischen „Topadresse” und „Verfall”.105 
Trotz der erzielten Sanierungserfolge und eingesetzten umfangreichen Fördermittel,106 
insbesondere über die beiden Programme Städtebaulicher Denkmalschutz und Stadtumbau Ost, 
besteht 2010 ein anhaltender Bedarf an städtebaulichen Fördermaßnahmen. Gemessen am 
geschätzten Investitionsbedarf sehen ostdeutsche Städte ihre Kernaufgaben in der Sanierung 
einerseits von Wohngebäuden und andererseits von historischen Gebäuden und städtebaulichen 
Ensembles.107 Weiterhin werden Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen Raums und 
Wohnumfelds und der Neubau zur Lückenschließung als wichtige Aufgaben angesehen. Im Jahr 
2010 wird der hohe Wohnungsleerstand in unsanierten Gebäuden in den meisten Städten als 
größtes Problem der Altbaugebiete benannt.108 Insbesondere Mittelstädte109 sind von diesen 
Problemen betroffen und verzeichnen die höchsten Leerstände im Altbaubestand.110 Insgesamt 
sind im Jahr 2010 rund zwei Drittel der Altbauten saniert und modernisiert. Die verbleibenden 30 
Prozent sind in einem ungleich schlechteren Zustand, zu einem Viertel unbewohnbar und 
besitzen nicht selten schlechtere Voraussetzungen für eine positive Entwicklung. Einerseits 
befinden sich in diesem letzten Drittel besonders „schwierige Fälle” (geprägt von 
jahrzehntelangem Verfall, bei Eigentümern mit begrenzten finanziellen Handlungsspielräumen 
oder Erbengemeinschaften). Andererseits treten die Missstände häufig gebündelt auf und 
konzentrieren sich an benachteiligten Standorten.111 Zusätzliche Probleme stellen sich im 
Umgang mit brachliegenden Grundstücken und (Frei)Flächen in Innenstadtgebieten, insbe-
sondere weil Lückenschließungen über Neubauten oft nur schwer zu realisieren sind. Selbst in 
                                                
104 BMVBS, BBR 2008a, S. 296. 
105 Liebmann 2007. 
106 Insgesamt umfasst das Volumen der Städtebauförderungsmittel des Bundes im Programm 
Städtebaulicher Denkmalschutz von 1991 bis einschl. 2010 rund 1,89 Mrd. Euro, im Programm 
Stadtumbau Ost von 2002 bis Einschl. 2010 rund 1,09 Mrd. Euro. BMVBS 2011a, S. 105,106. 
107 Näher betrachtet stellt sich der 2006 ermittelte Investitionsbedarf für den Zeitraum 2007-2013 in 
ostdeutschen Städten wie folgt dar: Insgesamt werden rund zwei Drittel der Kosten des Inves-
titionsbedarfs von 2007-2013 für die Sanierung von Wohngebäuden, historischen Gebäuden und 
städtebaulichen Ensembles, für Maßnahmen zur Verbesserung des öffentlichen Raumes/ Wohn-
umfelds und für den Neubau zur Schließung von Baulücken veranschlagt. Die Kostenanteile für den 
Rückbau von Wohnungen in Plattenbaugebieten und sonstigen Gebieten sind vergleichsweise gering. 
Erwähnenswert ist es, dass sie mit den erwarteten Kostenanteilen für die Wieder-/Zwischennutzung 
von Wohnbrachen und die Renaturierung von Rückbauflächen in etwa identisch sind. Ihr Bedarf wird 
auf 4,7 % bis 7 % in den laufenden und zukünftigen Fördergebieten geschätzt. BMVBS, BBR 2008c, 
S. 38-43. 
108 BMVBS 2010f, S. 65. 
109 Die vom BBR vorgenommene Einteilung der Stadt - und Gemeindetypen berücksichtigt die Kriterien 
Zentralität, Einwohnerzahl und Stadtrecht. BMVBW 2005, S. 4. Mittelstädte sind hier Ober- und 
Mittelzentren mit bis zu 100.000 Einwohnern. Sie grenzen sich somit von Großstädten (ab 100.000 
Einwohner) und Kleinstädten (~2.000/5.000 bis rund 20.000 Einwohner) ab. ARL 2005, S. 1048. 
110 BMVBS, BBR 2007a, S. 29. 
111 BMVBS 2010f, S. 33. 
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konsolidierten Innenstadtgebieten wird langfristig eine selbsttragende Entwicklung ange-
zweifelt.112 Aufgrund des Ausmaßes der Probleme und der prognostizierten Entwicklung wird 
nicht erwartet, dass es gelingen kann, innerstädtische Altbaubestände in naher Zukunft flächen-
deckend zu sichern, zu sanieren und einer neuen Nutzung zuzuführen.113 Vor diesem Hintergrund 
kommt der Beobachtung, dass Altbaugebiete selbst entgegen der Erwartungen von kommunaler 
Seite eine positive Entwicklung durchlaufen können,114 eine besondere Bedeutung zu. 
Leerstandsentwicklung 2000 - 2010 
Die Entwicklung des Wohnungsleerstands von 2000 bis 2010 ist im engen Zusammenhang mit 
der Umsetzung des Programms Stadtumbau Ost zu sehen. Aufgrund zahlreicher Begleitstudien 
zum Programm ist die Leerstandsentwicklung in den ostdeutschen Städten für diesen Zeitraum 
gut dokumentiert. Zum besseren Verständnis der allgemeinen Situation erfolgt zunächst ein 
Überblick über die generelle Leerstandsentwicklung in Ostdeutschland.  
Der Wohnungsleerstand in den ostdeutschen Bundesländern wurde im Jahr 2000 auf rund eine 
Million Wohnungen geschätzt. In Verbindung mit den zu erzielenden geringen Mieten und den 
Belastungen infolge getätigter Modernisierungsmaßnahmen erreichte er eine Dimension von 
existenzieller Tragweite, insbesondere bei den Wohnungsunternehmen.115 Gleichzeitig versprach 
die prognostizierte Bevölkerungsentwicklung („schrumpfende Städte”) die Situation noch weiter 
zu verschärfen. In der „Evaluierung des Bund-Länder-Programms Stadtumbau Ost” wurde der 
Höchststand des Wohnungsleerstands in den ostdeutschen Bundesländern auf rund 824.000 
Wohnungen (2002) geschätzt und lag damit deutlich unter der im Bericht der Kommission 
genannten Zahl von einer Million Wohnungen.116 
Betrachtet man die Entwicklung des Wohnungsleerstands in den ostdeutschen Bundesländern 
zwischen 2000 und 2010 so lassen sich zwei Phasen der Entwicklung unterscheiden. Bis zum 
Jahr 2005 war ein leichter Rückgang der Wohnungsleerstände aufgrund der rückläufigen 
Entwicklung des Wohnungsbestandes und des Abbaus des Überangebotes zu verzeichnen.117  
                                                
112 BMVBS 2010f, S. 33. 
113 BMVBS 2010f, S. 65. Und exempl. für weitere Michelsen, Weiß 2010, S. 328. 
114 MIR 2005, S. 1 und BMVBS, BBR 2008a, S. 100-101. 
115 Kommission 2000, S. 27-29. 
116 BMVBS, BBR 2008a, S. 176. Hierzu wird in dem 2008 gemeinsam vom Difu und dem IfS erstellten 
Gutachten wird darauf hingewiesen, dass es verschiedene Hinweise dafür gibt, dass die Mikrozensus-
Zusatzerhebung 2002 den Leerstand in den neuen Ländern nicht zuverlässig wiedergibt bzw. ihn 
spürbar überschätzt”. Ebd. S. 175. Es wird hierzu. näher ausgeführt: „Die Leerstandsergebnisse der 
Mikrozensus-Zusatzerhebung […] erweisen sich zudem als nicht stimmig mit anderen Daten bzw. 
Ergebnissen der amtlichen Statistik. Legt man für eine Überschlagsrechnung die Gebäude und 
Wohnungszählung 1995, die Wohnungsfortschreibung und die Haushaltszahlen des Mikrozensus zu 
Grunde, so kommt man in 2002 für die neuen Länder auf spürbar (gut ein Viertel) niedrigere 
Leerstandszahlen als die Mikrozensus-Zusatzerhebung”. Ebd. Fußnote 37. 
117 Diese Trendwende ist auf unterschiedliche Entwicklungen in den Bundesländern zurückzuführen. 
Während in Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen tatsächlich eine Bestandsreduzierung 
(zwischen -0,2 % und -0,8 %) zu verzeichnen ist, findet in Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg 
und Berlin noch eine geringfügiges Wachstum des Wohnungsbestandes (zwischen 0,3 % und 0,5 %) 
statt. BMVBS, BBR 2008a, S. 173-174. 
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Dies hatte zwei Ursachen:  
1. Zum einen war seit 1998 ein anhaltender Rückgang der Neubautätigkeit zu verzeichnen. 
Die Anzahl der jährlich fertig gestellten Wohnungen sank zwischen 2000 und 2005 spürbar 
von rund 81.075 auf 32.008 Wohnungen.  
2. Zum anderen stieg im Jahr 2002 die Zahl der Wohnungsabrisse deutlich an, sodass ab 
2003 die Wohnungsabgangszahlen über der Zahl der zeitgleich neu erstellten Wohnungen 
lagen.  
Die geschätzte Gesamtzahl leer stehender Wohnungen sank bis zum Jahr 2005 auf rund 783.000 
Wohnungen.118 Entsprechend der landesspezifischen Rahmenbedingungen und dortigen 
politischen Zielformulierungen unterschied sich die Programmumsetzung in den einzelnen 
Bundesländern. Nicht zuletzt aufgrund von Abrissmaßnahmen im Altbaubestand der Innenstädte 
geriet das Programm Stadtumbau Ost unter Kritik, sodass im Jahr 2005 auf Bundesebene zur 
Erhaltung des Altbaubestandes mit ersten Programmmodifikationen reagiert wurde. Bis 2010 
wurde der Wohnungsleerstand durch die sinkenden Abrisszahlen bei anhaltender Bautätigkeit 
und rückläufigen Haushaltszahlen deutlich weniger reduziert als in den ersten Programm-
jahren.119 
Differenzierte Angaben zum innerstädtischen Wohnungsleerstand sind nur begrenzt vorhanden. 
Rückschlüsse lassen insbesondere Angaben zu der Leerstandsentwicklung in den Altbau-
beständen bzw. in den Mietwohnungen in Mehrfamilienhäusern im privaten Kleineigentum zu, da 
sich diese überwiegend in den Innenstädten befinden. 
Betrachtet man die Struktur des Wohnungsleerstands in Mehrfamilienhäusern in den 
ostdeutschen Bundesländern, so fällt auf, dass Altbauwohnungen deutlich stärker vom Leerstand 
betroffen sind als nach 1948 errichtete Gebäude. Im Jahr 2003 standen von den insgesamt 
5,22 Millionen Mietwohnungen rund 16 Prozent leer.120 49 Prozent der leer stehenden 
Wohnungen waren Altbauwohnungen.121 Die Leerstandsquote im Altbaubestand (21 Prozent, 
411.000 Wohnungen) lag deutlich über der im DDR-Wohnungsbaubestand (14,5 Prozent, 
391.000 Wohnungen erstellt von 1949 bis 1990) (Tab. 5).122 Unterschiede ergaben sich auch in 
Abhängigkeit von der Gemeindegröße: In größeren Städten mit mehr als 20.000 Einwohnern 
stand rund ein Viertel der Altbauwohnungen leer (~25 Prozent). Sie waren vom 
Wohnungsleerstand deutlich stärker betroffen als kleinere Städte mit bis zu 20.000 Einwohnern. 
                                                
118 BMVBS, BBR 2008a, S. 172, 176. 
119 BMVBS, BBR 2008a, S. 174-175. 
120 BMVBS, BBR 2007b, S. 13. 
121 BMVBS, BBR 2007b, S. 15. 
122 BMVBS, BBR 2007b, S. 15. Die restlichen 7,5 % (45.000 Wohnungen) liegen in dem seit 1991 
errichteten Mietwohnungsbestand. Ebd. Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass diese Angaben Ost-Berlin 
einschließen. „Bei Ausklammerung von Berlin Ost reduziert sich die Zahl der Mietwohnungen erheblich 
von 5,22 Mio. auf 4,63 Mio., die Zahl der Wohnungen in der Hand von Kleineigentümern von 2,12 Mio. 
auf 1,80 Mio., die Zahl der Altbaumietwohnungen (Baujahr bis 1948) von 1,92 Mio. auf 1,70 Mio., die 
Zahl der leer stehenden Mietwohnungen von 0,85 Mio. auf 0,76 Mio. und die Zahl der unmodernisierten/ 
unsanierten Wohnungen von 1,48 auf 1,25 Mio. Die Struktur des Mietwohnungsbestandes in den neuen 
Bundesländern wird dagegen durch die Ausklammerung von Berlin Ost relativ wenig beeinflusst”. 
BMVBS, BBR 2007b, S. 17. 
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Hier standen in Städten mit 5.000 bis 20.000 Einwohnern rund 18 Prozent und in Kleinstädten mit 
weniger als 5.000 Einwohnern rund 14 Prozent der Wohnungen leer.123 
Eine mögliche Erklärung für die Unterschiede im Leerstand bietet der Sanierungsstand der 
Mietwohnungen. Es fällt auf, dass der Anteil an unsanierten Wohnungen in den größeren Städten 
ebenfalls am höchsten ist. Dies könnte eine Erklärung für den Anstieg des Leerstands in 
Abhängigkeit von der Gemeindegröße sein, da unsanierte Altbauwohnungen stärker vom Leer-
stand betroffen sind als sanierte Bestände.124 In den größeren Städten ist rund ein Drittel der 
Mietwohnungen im Altbaubestand nicht saniert. Dies ist ein deutlich höherer Anteil als in den 
kleineren Städten. In Städten mit 5.000 bis 20.000 Einwohnern steht in etwa einem Viertel, in 
Kleinstädten mit unter 5.000 Einwohnern lediglich in einem knappen Fünftel der Mietwohnungen 
im Altbaubestand die Sanierung noch aus.125 
 
Tab. 5: Leer stehende Mietwohnungen in den neuen Bundesländern im Jahr 2003 nach Baujahr. Quelle: 
BMVBS,BBR 2007b, S. 15. Erstellt auf der Grundlage von Hochrechnungen/Schätzungen des IfS auf der 
Grundlage von IfS-Befragungen von Kommunen und Wohnungsunternehmen (Projektinvestitionszulage), 
der amtlichen Statistik und der GdW-Statistik. 
                                                
123 BMVBS, BBR 2007b, S. 15. 
124 BMVBS, BBR 2007a, S. 31-32. 
125 BMVBS, BBR 2007b, S. 17. 
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Die Leerstandsentwicklung in den Innenstädten ist am besten für die im Programm Stadtumbau 
Ost geförderten Städte dokumentiert. Diese waren Anfang der 2000er Jahre von einem hohen 
Wohnungsleerstand betroffen.126 Besonders hohe Leerstände traten in Städten mit einem hohen 
Anteil an Altbauten (> 40 Prozent) auf. Mit sinkendem Altbauanteil sank auch die Leerstands-
quote. Allerdings sind Städte mit einem sehr niedrigen Altbauanteil (< 15 Prozent) und gleichzeitig 
sehr hohem Anteil an DDR-Neubausiedlungen ebenfalls von einem hohen Leerstand betroffen.127 
Der Leerstand im Altbaubestand ist in Mittelstädten am stärksten ausgeprägt.128 
In der ersten Laufzeit des Programms Stadtumbau Ost (2002-2009) wurde der Abriss von 
insgesamt ca. 284.700 Wohnungen in Ostdeutschland gefördert.129 Infolge der Abrissmaß-
nahmen konnten die Städte, die sich am Programm beteiligen, einen leichten Rückgang des 
Wohnungsleerstands und eine Reduzierung des Wohnungsbestandes verzeichnen.130 In den 
übrigen Städten nahmen die Zahl der leer stehenden Wohnungen und die Gesamtzahl der 
Wohnungen zeitgleich zu.  
In vielen Städten erfolgte die Leerstandsreduzierung durch die Abrissmaßnahmen vorrangig in 
den Stadtrandgebieten. Dort wurden auch die Mittel aus dem Programmbereich Aufwertung 
vorrangig eingesetzt. In der Folge verlagerte sich der Wohnungsleerstand zunehmend in die 
Innenstädte und in besonderem Maße in gründerzeitliche Wohngebiete. Der Wohnungsleerstand 
konzentriert sich hier „auf nicht modernisierte Bestände und betrifft bei privaten Eigentümern im 
Regelfall nicht nur einzelne Wohnungen, sondern häufig ganze Häuser”.131 Hier stehen in 50 
Prozent der Häuser mehr als 40 Prozent der Wohnungen leer. 8 Prozent kennzeichnet ein 
Wohnungsleerstand von 50 bis100 Prozent und 9 Prozent sind vom Totalleerstand betroffen. 
Wie dargelegt hatten die Innenstädte in den ostdeutschen Bundesländern bereits Anfang der 
2000er Jahre neben einem anhaltenden Sanierungsrückstand vielerorts einen überdurch-
schnittlichen bzw. den höchsten Wohnungsleerstand innerhalb der Stadt zu verbuchen. Dieser 
Trend ist in größeren Städten (mehr als 20.000 Einwohner) stärker ausgeprägt als in kleineren 
Städten (bis 20.000 Einwohner). Bis 2010 kennzeichnet die Entwicklung eine weitere Verlagerung 
des Wohnungsleerstands in die Innenstädte. Der Wohnungsleerstand tritt innerhalb der 
Altbaugebiete in vielfältigen Erscheinungsformen auf. Er betrifft sanierte und unsanierte 
Bestände, Vorder- wie Hinterhäuser, kann kurzfristig bis langfristig auftreten und Teilleerstand 
oder Totalleerstand eines Gebäudes bedeuten. Häufige Kennzeichen der Innenstadtgebiete sind 
die unmittelbare Nachbarschaft von sanierten vermieteten Gebäuden, vermieteten teilsanierten 
                                                
126 Weshalb unter anderem die Aufnahme in das Programm Stadtumbau Ost erfolgte.  
127 BMVBS, BBR 2008a, S. 184. 
128 Das IRS ermittelte im Rahmen einer Befragung der Kommunen im Jahr 2006, dass die höchsten 
Leerstände im Altbaubestand (errichtet bis 1948) in den Mittelstädten auftraten. Befragt wurden insge-
samt 175 Kommunen. Der durchschnittliche Leerstand im Altbaubestand betrug 18,1 %. Differenziert 
nach Gemeindegröße ergaben sich folgende Leerstandsquoten in Landgemeinden 8,8 % (N=14); in 
Kleinstädten 17,7 % (N=66), in Mittelstädten 20,1 % (N=87) und in Großstädten 15,5 % (N=8). 
Unterschieden wurde zwischen den Gebietstypen Altstadt; Innenstadtnahe Altbaubestände, DDR-
Wohnungsbau und Sonstiges. BMVBS, BBR 2007a, S. 28. 
129 Stichtag 30.6.2010, BMVBS 2010f, S. 23. 
130 BMVBS, BBR 2008a, S. 200. 
131 BMVBS, BBR 2008a, S. 307. 
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Gebäuden, (teil)vermieteten unsanierten Gebäuden, ruinösen unbewohnbaren Gebäuden und 
auch sanierten ungenutzten Gebäuden. Der Leerstand kann sich dispers im Wohngebiet verteilen 
oder auch geballt auftreten und einen gesamten Straßenabschnitt prägen. Die kleinteilige Struktur 
und die Vielzahl individuell handelnder privater Eigentümer erschweren die Steuerung der 
Leerstandsentwicklung zusätzlich. „In einigen Städten sind die Leerstandszahlen in den 
historischen Innenstädten trotz umfangreicher Investitionen in den zurückliegenden Jahren [...] 
so hoch wie zum Zeitpunkt der politischen Wende”.132 Bestimmte Quartiere weisen trotz erfolgter 
umfangreicher Investitionen (erneut) sehr hohe Leerstandsquoten und eine geringe Nachfrage 
auf. Dies wird auf nicht marktgerechte Investitionen und eine zunehmende Konkurrenz durch 
aufgewertete Quartiere zurückgeführt.133 Erhebliche Defizite und die höchsten Leerstandsquoten 
sind in den unsanierten einfachen Altbauwohnungen anzutreffen.134 
Resümee 
Ostdeutsche Innenstädte wurden in der zweiten Dekade nach der Wiedervereinigung von 
unterschiedlichen Entwicklungslinien geprägt. Die historischen Stadtkerne entwickelten sich in 
den meisten Fällen positiv. Hier liegen im Jahr 2010 ein hoher Sanierungstand der 
stadtbildprägenden historischen Gebäude und Einzeldenkmale sowie öffentliche Räume mit einer 
hohen Gestaltungs- und Aufenthaltsqualität vor. Insgesamt besitzen die Innenstädte im Jahr 2010 
wieder eine große gesamtstädtische Bedeutung. Die historischen Stadtkerne sind in der Regel 
mit ihrem Versorgungsangebot für die gesamte Stadt von großer Bedeutung und ihre historischen 
Stadtbilder dienen als Identifikationspunkt und bestimmen die Außenwahrnehmung einer Stadt. 
Ähnlich verhält es sich bei den innerstädtischen Wohngebieten mit einer hochwertigen 
historischen Bausubstanz, wie bspw. repräsentative bürgerliche Gründerzeitgebiete (geschlos-
sene Blockrandbebauung) und gründerzeitliche (Vorstadt)Villengebiete (offene Blockrand-
bebauung). Auch diese Gebiete sind weitestgehend saniert und bewohnt und werden 
nachgefragt. Hier zeichnet sich eine ähnliche Entwicklung wie in westdeutschen Städten ab.135 
Problematisch stellt sich hingegen nach wie vor die Situation in den einfachen Gründerzeit-
gebieten und in Stadtgebieten mit einer hohen Verkehrsbelastung dar. Hier dominiert der 
unsanierte und zum Teil nicht bewohnbare Gebäudebestand, begleitet von einem überdurch-
schnittlichen Wohnungsleerstand und einem schlechten Image als Wohnstandort. Zudem treten 
                                                
132 BMVBS, BBR 2007a, S. 29. Die Angaben beziehen sich auf Erhebungen für das Jahr 2005. Da sich 
die Maßnahmen im Stadtumbau Ost vorrangig auf die Stadtrandgebiete konzentrierten und bis zum 
Ende der ersten Programmlaufzeit (2009) nur bedingt Effekte in den Innenstadtgebieten zeigten, ist 
eine ähnliche Situation für das Jahr 2010 anzunehmen. 
133 BMVBS 2010f, S. 41. 
134 BMVBS 2010f, S. 40. 
135 In westdeutschen Städten herrscht in der Regel eine hohe Nachfrage nach gründerzeitlichen 
Wohnungen. Diese belegt, dass Gründerzeitgebiete vielfältige Qualitäten als Wohngebiete besitzen 
können. Auch wenn sich die Rahmenbedingungen ostdeutscher Gründerzeitgebiete von denen in 
westdeutschen Städten deutlich unterscheiden, ist anzunehmen, dass ostdeutsche Gründerzeitgebiete 
langfristig ebensolche Qualitäten entwickeln können, um den Bedürfnissen unterschiedlicher 
Nachfragergruppen gerecht zu werden.  
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vermehrt Brachflächen als Folgen von Abrissmaßnahmen oder anderweitig bedingten Gebäude-
verlusten zu Tage. Im Jahr 2010 sind die einfachen Gründerzeitgebiete als die Gebiete mit den 
großen Problemen in den Innenstädten identifiziert. Insgesamt zeigt die Entwicklung zwischen 
2000 und 2010 neben weiteren Sanierungserfolgen auch die Grenzen der Instrumente auf. Es 
zeichnet sich der Bedarf an der Weiterentwicklung des Instrumentariums zum Umgang mit dem 
Leerstand in den Innenstädten ab, wenn diese langfristig erhalten werden sollen.  
4.1.4 Ostdeutsche Gründerzeitgebiete zwischen 1989 und 2010 
Städtebauliche Eigenschaften deutscher Gründerzeitgebiete 
Die Gründerzeit, auch Gründerjahre genannt, bezeichnet streng genommen die Zeit scheinbaren 
wirtschaftlichen Aufschwungs von 1871-1873 in Deutschland.136 Im erweiterten Verständnis 
werden unter ihr die Jahrzehnte nach der Reichsgründung im Jahr 1871 zusammengefasst. Es 
handelte sich um eine Phase konjunkturellen Aufschwungs, in der in Mitteleuropa mit der 
Industrialisierung eine rasante ökonomische Entwicklung und ein Städtewachstum stattfanden. 
Mit der Ansiedlung neuer Industrien und der Verfügbarkeit neuer Transportmöglichkeiten 
entstand in den Städten ein neues Angebot an Arbeitsplätzen. Entsprechend hoch war der Bedarf 
an Wohnraum für die zuwandernde Landbevölkerung. Die Wohnungsbauinvestitionen stiegen 
nach der Reichsgründung auf das Siebenfache an und private Wohnungsbaugesellschaften, die 
die Grundstücke entwickelten und an private Eigentümer veräußerten, prosperierten zu großen 
gewinnorientiert arbeitenden Unternehmen.137 Für den sich nun entwickelnden Markt für 
Mietwohnungen entstanden in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts bis zum Anfang des 
20. Jahrhunderts (~1920er Jahre) neue Stadtteile am Stadtrand. Mit dem Städtewachstum im 20. 
Jahrhundert liegen die ehemaligen Stadterweiterungsgebiete heute in den Innenstädten. 
Typisch für den gründerzeitlichen Baustil waren neben repräsentativen Villengebieten (offene 
Bauweise) für Fabrikanten und Großbürgertum, Wohngebiete in geschlossener Bauweise mit 
vier- bis sechsgeschossigen Mehrfamilienhäusern (Mietwohnungsbau). Der „Baublock” wird zum 
städtebaulichen Grundelement der Arbeiterwohngebiete („einfache Gründerzeitgebiete”) und der 
Wohngebiete für das aufstrebenden Bürgertum („repräsentative Gründerzeitgebiete”). Typischer-
weise gliedert sich der gründerzeitliche Baublock in die Blockrandbebauung und den 
Innenbereich und ist allseitig von öffentlichen Straßen umgeben. Die Grundstücke werden in der 
Regel von privaten Entwicklungsgesellschaften (Terraingesellschaften) mit mehrgeschossigen 
Vorder-, Hinterhäusern und Quergebäuden dicht bebaut und über Innenhöfe erschlossen.138 
                                                
136 Brockhaus 1981, S. 321. 
137 Vgl. Wischermann 1997. 
138 Aus der preußischen Fluchtlinienplanung resultierte eine Bebauungsdichte mit Geschossflächenzahlen 
(GFZ) zwischen 2,0 und 4,0 in diesen Gebieten. Jonas 2009, S. 81. Die Berliner Baublöcke waren mit 
200 bis 400 m Länge und 150 bis 200 m Tiefe ausgesprochen groß. Von einer kleinteiligeren 
Gliederung wurde im Fluchtlinienplan abgesehen, um die staatlichen Kosten für die Errichtung von 
Seitenstraßen einzusparen bzw. diese auf die privaten Entwicklungsgesellschaften (Kapitalgesell-
schaften/Terraingesellschaften) zu übertragen. In der Regel erfolgte zugunsten einer Gewinn-
optimierung die maximale bauliche Nutzung der Grundstücke mit einer Erschließung über 
hintereinander liegende Innenhöfe. Die Gründerzeitgebiete, als „Mietskasernen” bezeichnet, gerieten 
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Die Straßenfassaden der Blockrandbebauung übernehmen Repräsentationsaufgaben und 
prägen „mit mehr oder minder reichem Schmuck aus den Stilelementen früherer Zeiten”139 das 
Stadtbild und den öffentlichen Raum (Abb. 12, Abb. 13). Im Innenbereich sind die Fassaden in 
der Regel deutlich schlichter und es dominieren weniger öffentliche und private Nutzungen. Diese 
Ausbildung unterschiedlicher Zonen von Öffentlichkeit und Privatheit verbunden mit einer 
Nutzungsmischung innerhalb des Stadtteils und auf den Grundstücksparzellen sind typisch für 
Gründerzeitgebiete und den sich herausbildenden urbanen Lebensstil.140 Den öffentlichen Raum 
kennzeichnet eine Differenzierung in breite, baumbestandene Alleen als Verkehrs- und 
Geschäftsstraßen, ruhige schmale Wohnstraßen, Stadtplätze und Parkanlagen.141 Wichtige 
öffentliche Bauten, wie Kirchen, Schulen, Hospitale etc., prägen das Stadtbild und liegen häufig 
in den Sichtachsen von Hauptstraßen oder in exponierter Lage an Plätzen. Gleichwohl die (meist 
kleinteilige) Parzellenstruktur an der Fassadengestaltung ablesbar ist, prägt ein einheitliches 
Erscheinungsbild das Stadtbild der Blockrandbebauung. Charakteristisch für Gründerzeitgebiete 
in Blockbauweise ist neben ihrer städtebaulichen Erscheinung auch eine unterschiedlich ausge-
prägte Nutzungsmischung – von der Quartiersebene bis zur einzelnen Parzelle und auch inner-
halb der Gebäude. Es lassen sich zwei Typen an Gründerzeitgebieten unterscheiden: 
1. Repräsentative Gründerzeitgebiete142 der Bürgerschaft  
Die repräsentativen (bürgerlichen) Gründerzeitgebiete, ehemals für das (Bildungs-)Bürger-
tum errichtet, weisen in der Regel eine geschlossene Bauweise (Blockrandbebauung) auf. 
Die Gebäude besitzen repräsentative geräumige Wohnungen143 und eine hochwertige 
Gestaltung der Treppenhäuser und Fassaden. Ergänzend zur Wohnnutzung finden sich 
gewerbliche Nutzungen (v. a. in den Erdgeschossen oder Hintergebäuden). Die Innenhöfe 
sind oftmals begrünt. Das Wohnumfeld wird häufig geprägt durch einen straßen-
begleitenden Baumbestand und kleinere Platzanlagen.  
                                                
aufgrund der hohen baulichen Dichte und den schlechten Wohnbedingungen zunehmend unter Kritik. 
Vgl. Hegemann 1930, S. 207-233; Stübben 190, S. 21. Infolge der sich früh abzeichnenden 
Fehlentwicklung empfiehlt der Stadtplaner Joseph Stübben in seinem Standardwerk „Der Städtebau” 
Baublöcke deutlich geringeren Ausmaßes: Er hielt für Arbeiterwohngebiete 140 m breite und 35m tiefe 
Blöcke für angemessen. Stübben 1907,15-29. Je nach lokalen und nationalen Rahmenbedingungen 
haben sich in europäischen Städten unterschiedliche Typen von Baublöcken entwickelt. 
Paradigmatisch hierfür werden in der Fachliteratur benannt: der Berliner Baublock nach dem 
Fluchtlinienplan (1858-1862) aufgestellt von dem Baumeister James Hobrecht; der quadratische 
Baublock nach der Erweiterungsplanung für Barcelona aus dem Jahr 1859 von Ildefonso Cerda 
entworfen; oder auch der „Haussmannsche Baublock” in Paris für den Stadtumbau nach den Plänen 
des Pariser Präfekten George Eugène Haussmann zwischen 1853 und 1882. Die damaligen 
Stadterweiterungsgebiete befinden sich aufgrund des weiteren Städtewachstums im 20. Jd. heute in 
innenstädtischer oder innenstadtnaher Lage. 
139 Albers 1988, S. 29-30. 
140 Vgl. hierzu und zur Ausbildung städtischer Lebensstile in Baublöcken generell Bahrdt 1961, S. 64-68. 
141 Vgl. Kiesow 1982, S. 124. 
142 Spiegel 2007, S. 75-77; BMVBS, BBR 2008b, S. 37-38; BMVBS 2010f, S. 18-19. 
143 Abgeschlossene Etagenwohnungen mit vier bis 10 Räumen etablierten sich in den Städten als neue 
kostengünstige Wohnform des aufstrebenden Bürgertums und als Alternative zu den Vorstadtvillen 
(rund 20 Räumen). Vgl. Saldern 1997, S. 173-191. 
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Abb. 12:    Gründerzeittypen nach Pahl und Widmann. Ermittelt für die Stadt Leipzig 2000. Oben: Einfa-
che Gründerzeitgebäude (Dörflicher  Typ; Einfache Stadtwohnung, Kleinbürgerliche Wohnungen). Unten: 
Repräsentative Gründerzeitgebäude (Bürgerliche  Wohnungen,  Großbürgerliche Wohnungen  und Stadt-
villa). Quelle: Pahl, Widmann 2000, Punkt 2.1. 
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2. Einfache Gründerzeitgebiete144 als Arbeiterwohngebiete  
Die einfachen Gründerzeitgebiete wurden ursprünglich als Arbeiterwohngebiete an weniger 
attraktiven Standorten errichtet. Typischerweise kennzeichnet sie eine Blockrandbebauung 
mit dicht bebauten Innenbereichen (Seitenflügel, Hinterhäuser etc.) und mitunter engen 
(Nutz)Höfen. Aufgrund der zur Entstehungszeit hohen Belegungsdichten in den halboffenen 
Wohnungen und der schlechten Wohnbedingungen gerieten diese Quartiere als 
„Mietskasernen”145 in die Kritik. Traditionell befinden sich hier auf den Grundstücken neben 
den Arbeiterwohnungen auch Gewerbeeinheiten für kleine Handwerks- und Einzelhandels-
betriebe. Die architektonische Gestaltung der Wohngebäude fällt einfacher aus als in den 
anderen Gründerzeitgebieten, auch die Grundrisse und die Ausstattung der Wohnungen 
sind vergleichsweise schlicht. Im Unterschied zu den zeitgleich entstehenden bürgerlichen 
Wohnhäusern handelt es sich bei den Arbeiterwohnungen häufig um nicht abgeschlossene 
Wohneinheiten, die zimmerweise angemietet werden konnten. Familien bewohnten häufig 
nur einen einzigen Raum oder teilten sich mit anderen eine gemeinsame Küche und 
Sanitäranlagen.146 
Da der Veränderungsdruck in der DDR in den Innenstädten in der Regel geringer war als in vielen 
westdeutschen Städten, erfolgte eine Überformung durch Modernisierung der Blockrandbe-
bauung in weit geringerem Umfang als in der BRD.147 Daher sind das gründerzeitliche Stadtbild 
und die Geschlossenheit der Blockrandbebauung vielerorts bis heute erhalten und charakteris-
tisch für ostdeutsche Innenstädte. 
Aus Sicht des städtebaulichen Denkmalschutzes sind diese Gebiete weniger aufgrund von 
Baudenkmälern, sondern vorrangig aufgrund der Gesamtwirkung des städtebaulichen 
Ensembles der Bebauung und des öffentlichen Raums erhaltenswert. Stadtgrundriss, 
Stadtstruktur und stadträumliche Bezüge werden von dem Zuschnitt der Baublöcke mit ihren 
Innenbereichen und von vielfältigen privaten und öffentlichen Räumen mit besonderen 
Sichtachsen und Wegeführungen geprägt. Das Verhältnis von Bebauung zu Freiräumen sowie 
das von Gebäudehöhe zu Straßenbreite bestimmen den Charakter der Wohngebiete. Trotz ihrer 
„typischen” Grundanlage kennzeichnen Gründerzeitgebiete vielfältige (unverwechselbare) 
Stadtbilder. Von geschichtlicher Bedeutung sind sie als Repräsentanten, nicht nur der deutschen 
(bzw. europäischen) Stadtentwicklung, sondern auch der gesellschaftlichen Umbrüche mit dem 
Erstarken des Bürgertums in der Gründerzeit. Aufgrund der desolaten Wohnbedingungen in den 
einfachen Arbeiterquartieren sind die Gründerzeitgebiete bereits kurz nach ihrer Entstehung in 
Kritik geraten. Mit den unterbliebenen Instandsetzungsmaßnahmen bis 1989 erleiden sie einen 
weiteren Funktions- und Imageverlust. Beide wirken bis heute nach.  
                                                
144 Spiegel 2007, S. 75-77; BMVBS, BBR 2008b, S. 37-38; BMVBS 2010f, S. 18-19, 41, IRS 2008, S. 30. 
145 Hegemann 1930, hier S. 207-233. Der Begriff der Mietskaserne wurde in diesem Zusammenhang mit 
der Entstehung von hochverdichteten Arbeiterwohngebieten in Berlin geprägt. 
146 Vgl. hierzu Geist, Kürvers 1984, S. 288 und Saldern 1997, S. 196-214. 
147 Doehler 2003, S. 53. 
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Abb. 13: Fassadenelemente eines typischen Gründerzeitgebäudes. Quelle: BMVBS, BBSR 2010a, S. 81. 
Städtebauliche Entwicklung 1990 - 2010  
Die Entwicklung nach 1990 hat in ostdeutschen Innenstädten zu einer deutlichen Ausdifferenzie-
rung innerstädtischer Wohngebiete geführt. Sie unterscheiden sich hinsichtlich des baulichen 
Zustands der Gebäude und des öffentlichen Raums, der Entwicklung des Wohnungsleerstands 
und der Nachfrage als Wohnstandort.148 Problematisch stellt sich die Situation vielerorts in 
Gründerzeitgebieten in geschlossener Bauweise (Blockrandbebauung) dar. Besonders betroffen 
sind Mittelstädte mit einem verhältnismäßig großen Anteil an gründerzeitlichen Gebäuden, deren 
Entwicklung nach einem Aufschwung während der Industrialisierung stagnierte. Ihre Ursache 
haben die Probleme in der jahrzehntelangen Vernachlässigung in der DDR und in der verzögert 
einsetzenden Sanierungstätigkeit nach der Wiedervereinigung. Erschwerend hinzu kommt eine 
geringere Akzeptanz seitens der Bürger. Hier treffen ein hoher Sanierungsbedarf, ein 
überdurchschnittlicher Wohnungsleerstand, Defizite des Wohnumfelds und Imageprobleme 
                                                
148 „Weitgehend sanierten und nachgefragten Altbaugebieten stehen – teilweise in unmittelbarer 
räumlicher Nähe – Gebiete mit eher problematischer Entwicklungsperspektive und solche, die sich 
derzeit gewissermaßen auf der Kippe zwischen diesen Polen befinden, gegenüber”. IRS 2008, S. 30. 
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aufeinander. In der Regel waren Gründerzeitgebiete nicht oder nur sehr eingeschränkt Standorte 
von Aufwertungsmaßnahmen des Städtebaulichen Denkmalschutzes, da sie im Vergleich zu den 
mittelalterlichen Stadtkernen weniger bedeutsame Einzeldenkmale umfassen, sondern ihren 
Charakter durch die Geschlossenheit des städtebaulichen Ensembles erhalten. Insgesamt 
werden Innenstadtgebiete nur zu einem geringen Teil als Fördergebiete im Programm 
Stadtumbau Ost ausgewiesen. Hierbei handelt es sich jedoch insbesondere um Gründerzeit-
gebiete,149 die als Aufwertungs- oder Umstrukturierungsgebiete ausgewiesen werden. Hier 
werden deutlich mehr Aufwertungs- als Rückbaumittel eingesetzt.150 Diese leisten einen Beitrag 
zur Erhaltung der historischen städtebaulichen Ensembles, entfalteten jedoch hinsichtlich der 
Reduzierung des dortigen Wohnungsleerstands bisher nicht die gewünschte Wirkung. 
Nennenswerte positive Effekte durch die Stadtumbaumaßnahmen in den Stadtrandgebieten (wie 
beispielsweise eine Nachfrage seitens der von Abrissmaßnahmen betroffenen Mieter) stellten 
sich nicht ein. 
Zwei Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung stellt sich der Handlungsbedarf in „repräsentativen” 
und „einfachen” Gründerzeitgebieten unterschiedlich dar:151 
1. Handlungsbedarf in den repräsentativen Gründerzeitgebieten der Bürgerschaft152  
Repräsentative Gründerzeitgebiete sind in ostdeutschen Städten weitestgehend stabilisiert 
und haben sich wieder zu attraktiven Wohnstandorten entwickelt.153 Diese Gebiete 
verzeichnen heute gesteigerte Zuzugszahlen und weisen im innerstädtischen Vergleich 
einen geringen Wohnungsleerstand auf. Städtebauliche Missstände treten nur noch 
punktuell auf. Bürgerliche Gründerzeitgebiete weisen eine stabile oder steigende Nachfrage 
auf. Sie haben sich dank der erfolgten öffentlichen und privaten Investitionen Schritt für 
Schritt stabilisiert und es zeichnet sich ab, dass sie auf eine öffentliche Förderung nicht 
mehr angewiesen sind. Allerdings scheint auch hier eine kontinuierliche Beobachtung ihrer 
Entwicklung geboten, um frühzeitig auf mögliche Probleme reagieren zu können.154 
                                                
149 Die einfachen Gründerzeitgebiete werden aufgrund des vorgefundenen Umstrukturierungs- und 
Aufwertungsbedarfs ausgewiesen; in repräsentativen Gründerzeitgebieten stehen die Erhaltung und 
die weitere Aufwertung der Gebäude und des Wohnumfeldes im Vordergrund. BMVBS 2010f, S. 33. 
150 BMVBS, BBR 2008a, S. 95-97. 
151 Zum Teil werden als eine dritte Form „herrschaftliche Stadtteile” benannt, welche vorrangig als reine 
Wohngebiete für das gehobene Großbürgertum errichtet wurden. Diese Gebiete weisen häufig einen 
straßenbegleitenden alten Baumbestand und mitunter Vorgärten auf. Oft wird die Lagegunst durch die 
Nähe von innerstädtischen Park- oder Wasserflächen und einem verkehrsarmen Umfeld erhöht. Das 
Stadtbild wird durch die stark verzierten Schmuckfassaden geprägt. In den Gebäuden selbst finden 
sich großzügig geschnittene Wohnungen, mit hohen, stuckverzierten Räumen, und repräsentative 
Treppenhäuser. Mitunter sind sie nur für einen Haushalt konzipiert. In diesen Gebieten herrscht heute 
meist eine stabile bzw. steigende Nachfrage nach dem Altbaubestand und nach Ersatz- oder 
Neubauten. Spiegel 2007, S. 75. 
152 Spiegel 2007, S. 75-77; BMVBS, BBR 2008b, S. 37-38; BMVBS 2010f, S. 18-19. 
153 BMVBS, BBR 2008a, S. 284. 
154 BMVBS, BBR 2008b, S. 38. 
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2. Handlungsbedarf in den einfachen Gründerzeitgebieten155  
Die Situation in den einfachen Gründerzeitgebieten ist in der Regel problematisch.156 Hier 
ist der Erneuerungsbedarf nach wie vor hoch. Sie haben bisher weitaus weniger von 
öffentlicher Förderung und privaten Investitionen profitiert als die anderen 
Innenstadtgebiete.157 Defizite im öffentlichen Raum, wie unsanierte oder nicht mehr 
bewohnbare Gebäude, Baulücken und auch Brachflächen etc., können das Stadtbild 
dominieren. In der Regel haben „die bisherigen Investitionen nicht ausgereicht, um einen 
tatsächlichen Wandel in der Bewertung der Gebiete auszulösen”.158 Daher sind diese 
Gebiete am ehesten von starken Funktionsverlusten und überdurchschnittlichen 
Wohnungs- und auch Gewerbeleerständen betroffen und haben nicht selten den höchsten 
Wohnungsleerstand im Geschosswohnungsbau zu verzeichnen.159 Mitunter führen 
Segregationsprozesse zur ungünstigen Veränderung der Bewohnerstrukturen.160 
Aufgrund der aufgezeigten Defizite ergeben sich für einfache Gründerzeitgebiete ein hoher 
Handlungsbedarf und problematische Entwicklungsperspektiven.161 Erschwerend hinzukommen 
Umstände, die aus der kleinteiligen Eigentümerstruktur resultieren.162 Die Investitionen der 
privaten Eigentümer richteten sich einer Untersuchung in Leipzig zufolge vorrangig nach dem 
baulichen Zustand der Gebäude. Voraussetzungen bilden geklärte Eigentumsverhältnisse und 
die Investitionsbereitschaft und -möglichkeiten der Eigentümer. Städtebauliche Eigenschaften 
des näheren Wohnumfelds fanden nur geringe Berücksichtigung.163 Die auf einer Vielzahl von 
                                                
155 Spiegel 2007, S. 75-77; BMVBS, BBR 2008b, S. 37-38; BMVBS 2010f, S. 18-19, 41; IRS 2008, S. 30. 
156 Ähnlich problematisch ist die Situation von stadtbildprägenden Einzelobjekten mit starkem 
Sanierungsbedarf (sogenannte „dicke Brocken”, Wüntsch 2009), Gebäuden in Nebenlagen von 
historischen Stadtzentren und Gebäuden an Hauptverkehrsstraßen Weshalb diese vier 
Bestandsstrukturen überwiegend die innerstädtischen Stadtumbaugebiete im Stadtumbau Ost stellen 
(BMVBS 2010f, S. 41). „Dicke Brocken” () sind städtebaulich bzw. stadtgestalterisch wertvolle jedoch 
unsanierte und oft stark verfallene Einzelimmobilien und Baudenkmale, die „sich häufig in 
innerstädtischen Schlüssellagen sowohl in der Altstadt als auch in Gründerzeitvierteln befinden” 
(BMVBS 2010f, S. 41) und „zumeist in Sanierungsgebieten [liegen] und [...] oft komplett leer [stehen], 
charakteristisch sind sehr hohe Baukosten (1.500 €/m² – 2.300 €/m²) bei meist handlungsunfähigen 
oder unwilligen Eigentümern” (Wüntsch 2009, S. 2). 
157 BMVBS, BBR 2008b, S. 37-38; IRS 2008, S. 40. 
158 IRS 2008, S. 30. 
159 Franz 2001a, S. 28.  
160 IRS 2008, S. 30. 
161 BMVBS 2010f, S. 18-19; IRS 2008, S. 40. 
162 Vgl. BMVBS, BBR 2007b. 
163 Vgl. Reichart 2001, S. 24-27. Diese Beobachtungen basieren auf der Untersuchung von sechs 
Leipziger Stadtteilen und ihrer Entwicklung Mitte der 1990er Jahre. Als Datengrundlage dienten rund 
20 % des Leipziger Gründerzeitbestandes (21.689 Wohnungen, Stand 1998) aus sechs 
gründerzeitlichen Stadtteilen. Anhand der Datensätze wurden vermutete räumliche Gesetzmäßigkeiten 
für die Leerstandsverteilung untersucht. Im Ergebnis zeigte sich, dass eine disperse 
Leerstandsverteilung in den Gründerzeitgebieten vorlag, sodass nahezu jeder Baublock betroffen war. 
Zusammenhänge zwischen Leerstand und Lagefaktoren (wie bspw. das Angebot an Grünflächen, die 
Anbindung an das öffentliche Straßenbahnnetz oder die Lage an stark befahrenen Straßen) waren 
„eher locker” ausgeprägt. Ähnlich verhielt es sich bei der Leerstandsquote und bei dem Status des 
Gebäudebestandes (differenziert nach einfachen, bürgerlichen und repräsentativen 
Gründerzeitgebäuden). Auch hier konnte kein eindeutiger Zusammenhang nachgewiesen werden. Es 
zeigt sich jedoch „eine sehr enge Korrelation zwischen der Belegung und dem jeweiligen baulichen 
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Einzelentscheidungen der Eigentümer mit individuellen Interessen beruhende Entwicklung ist 
schwer abzusehen und es erfordert einen vergleichsweise hohen Abstimmungsbedarf und 
Koordinationsaufwand für eine zielgerichtete Entwicklung. Aus der Vielfalt und Kleinteiligkeit des 
Bestandes ergeben sich für Wohnungsunternehmen wiederum Schwierigkeiten bei dessen 
Verwaltung und Entwicklung.164 Insofern scheinen private Eigentümer geeigneter für die 
Bewirtschaftung der Altbauten zu sein, zumal sie häufig nicht allein wirtschaftliche, sondern auch 
andere (ideelle, emotionale) Interessen verfolgen.  
Wohnungsleerstand 2010 
In einfachen Gründerzeitgebieten überlagern sich die beschriebenen städtebaulichen und 
baulichen Missstände mit einem hohen Wohnungsleerstand.165 Hier sind „vielfach Leerstände von 
30 Prozent und mehr”166 zu verzeichnen. Vorrangig sind die unsanierten Bestände vom 
Wohnungsleerstand betroffen. Es stehen aber auch sanierte Wohnungen vermehrt leer. Der 
Wohnungsleerstand in Gründerzeitgebieten ist im Wesentlichen auf die Folgen der DDR-
Wohnungspolitik zurückzuführen. Er hat seine Ursache aber auch in den Entwicklungen nach der 
Wiedervereinigung und in generellen demografischen Entwicklungen, die über die Nachfrage 
entscheiden. Vielerorts kam es Anfang der 1990er Jahre aufgrund des damals herrschenden 
Wohnungsmangels zunächst zu einer hohen Bautätigkeit und Nachverdichtungen im gründerzeit-
lichen Baubestand. Es entstanden zusätzliche Wohnungen infolge von Dachausbauten. Große 
Wohnungen, wie sie vermehrt von Familien nachgefragt werden, wurden oftmals geteilt und sind 
seitdem auf dem innerstädtischen Wohnungsmarkt entsprechend unterrepräsentiert.167 Diese 
Entwicklung hat sich im Nachgang als nachteilig erwiesen und das Problem des Wohnungsüber-
angebotes in den Gebieten zusätzlich verstärkt.  
Resümee 
Die Entwicklung nach 1990 führte in ostdeutschen Innenstädten zu einer deutlichen 
Ausdifferenzierung innenstädtischer Wohngebiete, von der auch Gründerzeitgebiete betroffen 
waren. Repräsentative Gründerzeitgebiete und einfache Gründerzeitgebiete sind hierbei 
hinsichtlich ihres Sanierungsstands, ihres Wohnungsleerstands und der Nachfrage deutlich 
voneinander zu unterscheiden. In einfachen Gründerzeitgebieten ist der Handlungsbedarf in der 
Regel groß. Sie haben in den letzten beiden Jahrzehnten nicht im selben Umfang von 
Aufwertungsmaßnahmen und Fördermitteln profitiert wie andere Innenstadtgebiete.168 Häufig 
kennzeichnen einfache Gründerzeitgebiete im Jahr 2010 das gleichzeitige Auftreten von 
Sanierungsrückständen, Defiziten in der Gestaltung und Pflege des öffentlichen Raums, ein 
                                                
Zustand der Wohngebäude. Die Belegung ist in vollsanierten Wohnungen signifikant höher als in den 
teilsanierten und diese wiederum höher als in unsanierten Baulichkeiten”. Reichart 2001, S. 22-23. 
164 Sulzer, Pfeil 2006, S. 166. 
165 IRS 2008, S. 40. 
166 IRS 2008, S. 40. Diese Angaben beziehen sich auf eine Erhebung im Jahr 2005. Aufgrund der geringen 
Effekte der Maßnahmen des Programms Stadtumbau Ost für Innenstadtgebiete ist für 2010 von einer 
Leerstandsquote in ähnlicher Größenordnung auszugehen. 
167 So bspw. in der Stadt Görlitz. 
168 Gemeint sind mittelalterliche Stadtkerne und repräsentative bürgerliche Gründerzeitgebiete. 
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überdurchschnittlicher Wohnungsleerstand und ein schlechtes Image als Wohngebiet. Der 
Leerstand konzentriert sich in den unsanierten Wohnungsbeständen, tritt aber auch im sanierten 
Wohnungsbestand auf. Diesen städtebaulichen Missständen und Nutzungsverlusten steht ein 
geschlossenes, weitgehend erhaltenes und erhaltenswertes Stadtbild gegenüber. Aus diesem 
Spannungsfeld ergeben sich völlig neue Entwicklungsprobleme. Charakteristisch für gründer-
zeitliche Ensembles in geschlossener Bauweise ist ein vielfältiges Freiraumangebot für 
unterschiedliche öffentliche und private Nutzungen, welches sich aus der klaren Abgrenzung der 
Straßen- und Platzräume und Blockinnenhöfe ergibt. Aufgrund ihrer baugeschichtlichen und 
baukulturellen Besonderheiten sowie ihrer herausragenden funktionalen Eigenschaften sind 
diese Innenstadtgebiete aus Sicht sowohl des städtebaulichen Denkmalschutzes als auch der 
Stadtplanung erhaltenswert. Vor diesem Hintergrund ist in Gründerzeitgebieten der Verfall leer 
stehender Gebäude oder ihr Abriss (wie er bis 2005 im Stadtumbau Ost gefördert wurde) 
grundsätzlich in Frage zu stellen. Die große Relevanz der behutsamen Entwicklung von 
Gründerzeitgebieten wird besonders deutlich, wenn man die gesamtstädtische Bedeutung dieser 
Innenstadtgebiete berücksichtigt. 
4.1.5 Zwischenfazit 
Die in der DDR verfolgte Wohnungs- und Städtebaupolitik führte in den historischen Innenstadt-
gebieten zu einem flächenhaften Verfall, schlechten Wohnbedingungen und einem hohen 
Wohnungsleerstand. Nach 1989 erfolgten umfangreiche Maßnahmen zur Instandsetzung und 
Modernisierung der Gebäude und zur Wiederherstellung des öffentlichen Raums. Dem 
Programm Städtebaulicher Denkmalschutz kam hierbei von Beginn an eine tragende Rolle zu. 
Aufgrund einer umfangreichen Neubautätigkeit am Stadtrand konnte der innerstädtische 
Wohnungsleerstand nicht abgebaut werden. Ende der 1990er Jahre zeigte sich, dass es sich bei 
dem Wohnungsleerstand um ein strukturelles Problem handelt. Bund und Länder reagierten mit 
dem Programm Stadtumbau Ost (2002). In den ersten Jahren geriet das Programm als 
„Abrissprogramm” und Subventionsprogramm für die Wohnungsunternehmen zunehmend in die 
Kritik. Es wurde deutlich, dass die Innenstadtgebiete, insbesondere einfache Gründerzeitgebiete, 
im Vergleich zu den Wohngebieten am Stadtrand und im näheren Umland tendenziell die 
Verlierer der Entwicklung waren. Das zeitgleiche Auftreten eines anhaltenden Sanierungs-
bedarfs, eines überdurchschnittlich hohen Wohnungsleerstands und eines schlechten Images als 
Wohnstandort führte zu benachteiligten Innenstadtgebieten.  
Im Jahr 2010 besteht, trotz der umfangreichen öffentlichen und privaten Investitionen und großen 
Sanierungsfortschritte, ein großer Handlungsbedarf in Innenstadtgebieten. Der Wohnungs-
leerstand tritt weiterhin als strukturelles Problem in den Innenstädten auf. Die strukturellen 
Probleme konnten auch durch die, auf die ostdeutschen Rahmenbedingungen zugeschnittenen 
Städtebauförderprogramme, nicht gelöst werden. Mit dieser Entwicklung wird die Zielsetzung, 
den strukturellen Wohnungsleerstand kurzfristig zu beseitigen, in Frage gestellt. Es erscheint ein 
Perspektivenwechsel erforderlich, den Wohnungsleerstand nicht mehr als zeitweise auftretendes 
Problem zu betrachten, sondern ihn als ein dauerhaft auftretendes Phänomen ostdeutscher 
Innenstädte in den kommenden Jahrzehnten anzuerkennen. Diese Sichtweise könnte neue 
Handlungsoptionen eröffnen. Will man die historisch gewachsenen Innenstädte langfristig 
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erhalten bedarf es neuer Strategien im Umgang mit dem Wohnungsleerstand, die nicht auf die 
kurzfristige Reduzierung der Anzahl leer stehender Wohnungen abzielen, sondern sich 
stattdessen auf die Steuerung der Auswirkungen auf die Wohn- und Lebensqualität 
konzentrieren. Dabei wäre der Beitrag leer stehender Gebäude zum städtebaulichen 
Denkmalschutz besonders zu gewichten. 
An der Entwicklung ostdeutscher Innenstädte wird deutlich, wie vielfältig die Wechselwirkungen 
und Interdependenzen zwischen der städtebaulichen Entwicklung und der Leerstands-
entwicklung sein können. In der DDR trat der Wohnungsleerstand in den Innenstädten zeitgleich 
mit einem großen Mangel an Wohnraum auf. In den letzten zwei Jahrzehnten ist er Resultat einer 
sinkenden Nachfrage und eines durch Neubauten forcierten Wohnungsüberhangs. Vom 
Leerstand betroffen sind unsanierte, aber auch nicht marktgerechte modernisierte Wohnungen. 
Typischerweise verteilt sich der Wohnungsleerstand dispers über die unterschiedlichen 
Innenstadtgebiete, komplett vermietete und teilweise oder vollständig leer stehende Gebäude 
liegen in unmittelbare Nähe zueinander. In einfachen Gründerzeitgebieten kommt es mitunter 
zum Leerstehen kompletter Straßenzüge oder Baublöcke. Drei Beobachtungen sind in diesem 
Zusammenhang beachtenswert: 
1. Gleichwohl auf den ersten Blick ungenutzte Gebäude nutzlos erscheinen, zeigt sich bei der 
näheren Betrachtung, dass die Frage „Ohne Nutzung nutzlos?” für den historischen Bau-
bestand in ostdeutschen Städten so einfach nicht zu beantworten ist. Insgesamt kam es zu 
einer starken Ausdifferenzierung innerstädtischer Standorte hinsichtlich Nachfrage, 
Sanierungsstand und Wohnungsleerstand. Die Entwicklung im Einzelfall erwies sich als 
schwer voraussehbar. Mitunter entwickeln sich Innenstadtgebiete entgegen der Prognosen 
unerwartet positiv. Aus dieser Betrachtungsperspektive ist es gerechtfertigt, Stadträume 
und Wohnungen als Ressourcen für eine zukünftige (nicht absehbare) Entwicklung vorzu-
halten. Die vielfältigen Wechselwirkungen zwischen der Leerstandsentwicklung und der 
Stadtentwicklung weisen auf das Erfordernis einer quartiersbezogenen Einzelfallbetrach-
tung hin. Es bedarf maßgeschneiderter Lösungen, die die lokalen Rahmenbedingungen 
berücksichtigen.  
2. Der historische Rückblick macht die Widerstandsfähigkeit und Dauerhaftigkeit städtischer 
Strukturen und historischer Bausubstanz gegenüber jahrzehntelanger Vernachlässigung 
deutlich. In gewisser Weise ermöglichten gerade die in der DDR politisch bedingte 
unterlassene Instandsetzung und der Verfall der Gebäudesubstanz, dass die historischen 
Stadtensembles in den Innenstädten in einer Originalität wieder hergerichtet werden 
konnten, die in westdeutschen Städten ihresgleichen sucht. So gesehen erweist sich der 
innerstädtische Gebäudebestand – trotz seiner baulichen Mängel und städtebaulichen 
Missstände – als Ressource für attraktive Stadtbilder mit einem hohen baukulturellen und 
städtebaulichen Wert. Daraus ließe sich schlussfolgern, dass die heute leer stehenden 
Gebäude für das Stadtbild und im übertragenen Sinn auch als Ressource einer späteren, 
noch nicht vorhersehbaren Nutzung oder Nachfrage eine ähnliche Funktion übernehmen 
könnten. Ostdeutsche Mittelstädte könnten dann zur Zukunftsressource einer nachhaltigen 
Stadtentwicklung werden. 
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3. An der aufgezeigten Entwicklung wird die durchaus widersprüchliche gesellschaftliche 
Bewertung der Innenstadtgebiete deutlich. Einerseits erlitten Innenstadtgebiete einen bis 
heute anhaltenden Imageverlust in der DDR. Andererseits waren sie für einen Großteil der 
Bevölkerung trotzdem bedeutsame Identifikationspunkte und Anlass für den bürgerlichen 
Widerstand Ende der 1980er Jahre. Letzteres ist insofern bemerkenswert, da es ein 
Hinweis darauf sein könnte, dass die Identifikation der Bevölkerung mit ihrer Stadt keine 
vollständige (Be)Nutzung der Innenstadtgebiete voraussetzt. Womöglich ist die Toleranz 
gegenüber leer stehenden, ungenutzten Gebäuden größer als bisher vermutet. Hieraus 
könnten sich neue Handlungsspielräume für den Umgang mit dem innerstädtischen 
Wohnungsleerstand ergeben. 
4.2 PROBLEMRAUM LEERSTAND IN DER STÄDTEBAUFÖRDERUNG 
Aus den Theorien zum problemlösenden Denken ist bekannt, dass sich die Wahrnehmung eines 
Problems und seine Lösung gegenseitig bedingen (Kap. 3.3). Bei der Lösungssuche ist der 
Problemraum als der mit der Problembeschreibung und Zielformulierung abgesteckte Raum für 
die Lösungssuche definiert. Insofern scheint es für das Verständnis des Lösungsprozesses 
hilfreich, zwischen dem Problem und seiner Wahrnehmung (Anfangszustand und Zwischen-
zustände), den formulierten Zielen und den angewandten Maßnahmen zu differenzieren. Das 
Aufdecken der Zusammenhänge soll helfen, die Entwicklung in ostdeutschen Innenstädten 
besser zu verstehen und neue Lösungswege zu erschließen. Dieses Ziel verfolgt die 
nachfolgende Betrachtung der bisher im Umgang mit dem innerstädtischen Wohnungsleerstand 
verfolgten Strategien in der Städtebauförderung.  
Ende der 1990er Jahre hat sich das Problembewusstsein gegenüber den Wohnungsleerständen 
in ostdeutschen Städten und ihren Konsequenzen für die Wohnungsunternehmen deutlich 
erhöht. Es zeigte sich zunehmend, dass die erzielten Erfolge bei der Instandsetzung und 
Sanierung des Gebäudebestandes wie auch des öffentlichen Raums infolge der demografischen 
und ökonomischen Entwicklungen nicht zu der erhofften Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt 
führten. Im Jahr 2000 berief die Bundesregierung die Kommission „Wohnungswirtschaftlicher 
Strukturwandel in den neuen Bundesländern”, die die wohnungswirtschaftlichen und stadtent-
wicklungspolitischen Probleme analysieren und Lösungsvorschläge unterbreiten sollte (Kap. 
4.1.2).169 
Die Empfehlungen der Kommission wurden von der Bundesregierung aufgegriffen und mit dem 
neuen Programm Stadtumbau Ost und flankierenden Maßnahmen170 in die Städtebauförderung 
implementiert. Wie zuvor das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz wurde auch das neue 
Programm als ein „lernendes Programm” angelegt, um auf mögliche Veränderungen und neue 
Entwicklungen reagieren zu können.171 In beiden Programmen erfolgte eine regelmäßige 
                                                
169 BMVBW 2005, S. 72. 
170 Gemeint sind die zusätzliche Altschuldenhilfe und erhöhte Investitionszulagen für Modernisierungs-
maßnahmen im Altbaubestand.  
171 BMVBW 2005, S. 73. 
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Evaluierung der Programmumsetzung unterstützt von den (Bundes)Transferstellen Städtebau-
licher Denkmalschutz und Stadtumbau Ost. Die Ergebnisse fanden Eingang in die weitere 
Programmgestaltung im Rahmen der Verwaltungsvereinbarungen zur Städtebauförderung (VV-
Städtebauförderung) zwischen Bund und Ländern.172 In den jährlich abgeschlossenen 
Vereinbarungen werden auch die Rahmenbedingungen für den Städtebaulichen Denkmalschutz 
und den Stadtumbau Ost festgelegt. Sie regeln die konkrete Ausrichtung und praktische 
Umsetzung der Städtebauförderprogramme. Die hier vorgenommenen Modifikationen lassen 
Rückschlüsse auf die Übereinstimmung der praktischen Umsetzung mit den Programmzielen zu. 
Ziel ist es, die adressierten Probleme und Ziele für ostdeutsche Innenstädte in den Programmen 
Städtebaulicher Denkmalschutz (Kap. 4.1) und Stadtumbau Ost (Kap. 4.2) zu ermitteln und 
mögliche Veränderungen nachzuvollziehen. Die Modifikationen dienten als Indikatoren einer sich 
ändernden Problemsicht. Ein besonderes Augenmerk legte die Untersuchung auf die Zielkonflikte 
der beiden Programme (Kap. 4.3). Ergänzend werden die mit der „Leipzig Charta zur 
nachhaltigen europäischen Stadt”173 und der „Initiative zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik”174 
initiierten Förderschwerpunkte ab dem Jahr 2007 dargestellt (Kap. 4.4). Der betrachtete Zeitraum 
von 1991 bis 2010 umfasst die beiden ersten Dekaden des Programms Städtebaulicher 
Denkmalschutz und die erste Laufzeit des Programms Stadtumbau Ost (einschließlich der 
vorangegangenen Problemanalyse durch die Expertenkommission im Jahr 2000 und den Start 
der Programmfortsetzung im Jahr 2009).  
4.2.1 Probleme und Ziele im Städtebaulichen Denkmalschutz 
Gegenstand des städtebaulichen Denkmalschutzes oder der städtebaulichen Denkmalpflege, 
sind die städtebauliche Gestalt und die Gesamtwirkung der Bebauung und Freiräume historisch 
geprägter Stadtgebiete. Der Erhaltungsanspruch eines Stadtensembles bzw. eines städtebau-
lichen Ensembles175 ergibt sich aus seinem geschlossenen Erscheinungsbild und kann 
Einzeldenkmale wie auch Gebäude ohne einen expliziten Denkmalwert einschließen. In der 
„Charta von Venedig”, die in den 1970er Jahren als Grundlage für die Denkmalschutzgesetze 
diente, heißt es hierzu: 
Der Denkmalbegriff umfasst sowohl das einzelne Denkmal als auch das städtische oder 
ländliche Ensemble (Denkmalbereich), das von einer ihm eigentümlichen Kultur, einer 
bezeichnenden Entwicklung oder einem historischen Ereignis Zeugnis ablegt. Er bezieht 
sich nicht nur auf große künstlerische Schöpfungen, sondern auch auf bescheidene 
Werke, die im Lauf der Zeit eine kulturelle Bedeutung bekommen haben.176 
                                                
172 Die VV-Städtebauförderung regelt gemäß §164 b BauGB die Bundesfinanzhilfen zur Förderung 
städtebaulicher Maßnahmen in den alten und neuen Bundesländern. Sie dient den Bundesländern als 
Grundlage für die landesspezifische Festlegung der Förderrichtlinien und Fördermittelausgabe. 
173 Leipzig Charta 2007. 
174 Vgl. BMVBS, BBR 2007d; BMVBS 2011e. 
175 Zu den Begriffen Stadtensemble und städtebauliches Ensemble s. Fußnote 11 in diesem Kapitel. 
176 Charta von Venedig 1964, Artikel 1. Die Charta von Venedig war das Thesenpapier des „II. 
Internationalen Kongreß der Architekten und Techniker der Denkmalpflege” 1964 in Venedig. Vgl. Huse 
2006, S. 129-131; Krautzberger, Martin 2004, S. 178. 
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Pflege- und schutzwürdig ist die Gesamtwirkung eines Ensembles aus Bebauung und 
öffentlichem Raum aus kulturellen, geschichtlichen oder wissenschaftlichen Gründen. Der 
Denkmalwert der Stadt ist dementsprechend vielseitig. Die „Stadt als Denkmal” kennzeichnet 
eine „Einmaligkeit und Unverwechselbarkeit”.177 Die Denkmalbereiche können beispielsweise 
aufgrund der Umstände ihrer Entstehung eine besondere geschichtliche Bedeutung haben. Das 
Erscheinungsbild einheitlich geplanter und weitgehend unverändert erhaltener Gesamtanlagen 
ist Zeugnis des „Schöpfungsaktes” und der Stadtbaukunst ihrer Entstehungszeit. Historisch 
gewachsene, aus dem Geschichtsprozess hervorgegangene Stadtquartiere oder -teile machen 
die Stadtentwicklungsgeschichte lesbar und erlebbar. Somit können nicht nur qualitativ 
hochwertige, sondern unter Umständen auch als „misslungen” bewertete gestalterische 
Lösungen, sofern sie bezeichnend für ihren Entstehungskontext (zeitlichen, gesellschaftlichen) 
sind, einen Erhaltungswert aufweisen.  
Bei Betrachtung der Städte in ihren Anlagen und äußeren Formen bleibt ein großes 
Hauptinteresse: die historische Übersicht ihrer Entstehung und ihres Fortgangs, welcher 
sich an den Monumenten und Bauwerken, die aus verschiedenen Epochen übrigge-
blieben sind, durch unmittelbare Anschauung ergibt (...) Selbst das Fehlerhafte, wenn 
es aus einem besonderen Geschmack der Zeit hervorgegangen ist, wird in der 
historischen Reihe ein interessantes Glied sein und, an seinem Platze, manchen Wink 
und Aufschluß geben.178 
Die „Erfindung des städtebaulichen Erbes”179 als Teil der Denkmalpflege hat weit 
zurückreichende Ursprünge, auf die an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden kann.180 
Verwiesen sei jedoch auf den Umstand, dass die räumliche Dimension der Stadt aufgrund des 
umfassenden Wachstums und Umbaus der Städte zur Zeit der Industrialisierung zum 
Gegenstand der geschichtswissenschaftlichen Forschung wurde.181 Vorher war der städtische 
Raum weitestgehend ein „schwarzes Loch”182 in den Kunst- und Geschichtswissenschaften. Die 
räumliche Dimension der Stadt wurde nur bedingt „als etwas Objektivierbares und als etwas 
geschichtlich Gewachsenes betrachtet”.183 
                                                
177 Vgl. der Diskussionsbeitrag von Meckseper, „Was ist Denkmal an einer Stadt?”. Die Stadt als Denkmal 
1976, S. 150. 
178 Dieses Zitat von Karl Friedrich Schinkel stammt aus dem Jahr 1819 und bezieht sich auf die Berliner 
Hedwigskirche, deren Treppenanlage Schinkel als störend und „fehlerhaft” empfand. Zitiert nach Huse 
2006, S. 65. 
179 Vgl. Choay 1992, S. 131-152, hier S.131. Choay verweist in ihren Erläuterungen auch auf die Herkunft 
des Ausdrucks „städtebauliches Erbe”, welcher von Giovannoni 1913 in seinen Überlegungen zur 
„Vecchie città ed edilizia nuova” geprägt wurde. Choay 1992, S. 146.  
180 So findet man bereits in der Spätantike und im Mittelalter erste Gesetze zum Schutz der städtischen 
Bausubstanz. Vgl. hierzu exempl. Dietl 2000; Meier 2005. 
181 Choay 1992, S. 134. Choay verweist in diesem Zusammenhang auf den umfassenden Umbau der 
Stadt Paris durch Haussmann. Haussmann selbst setzte sich zwar für die Erhaltung von 
Einzeldenkmalen ein, ohne jedoch das städtebauliche Ensemble zu berücksichtigen. Choay 1992, S. 
135-137. 
182 Choay 1992, S.134. 
183 Choay 1992, S.133. Der durch die industrielle Revolution angestoßene, sich innerhalb weniger 
Jahrzehnte vollziehende Wandel der Städte durch großflächige Stadterweiterungen und umfangreiche 
Umgestaltungen der bestehenden Stadt wurde vielerorts aufs schärfste kritisiert. Vgl. hierfür exempl. 
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Der zu schützende historische Charakter einer Stadt, eines historischen Stadtteils oder Quartiers 
wird im städtebaulichen Denkmalschutz an verschiedenen Kriterien festgemacht.184 Diese lassen 
sich in drei Kategorien zusammenfassen:  
 Stadtgestalt:  Die Stadtgestalt ergibt sich aus dem Stadtgrundriss, der stadtraumbildenden 
Stadtstruktur und den stadträumlichen Beziehungen. Zu betrachten sind hierbei die 
Gesamtanlage der Stadt, ihre Form (Umriss) und gesamtstädtische Gliederung (Boden-
nutzung) sowie Straßen- und Wegenetze und topografische Gegebenheiten. Prägend sind 
darüber hinaus die Parzellen- und Bebauungsstruktur (Bauweise, Maßstäblichkeit und 
Typenvielfalt), das Verhältnis von Bebauung zu Freiräumen und die Proportion der 
Stadträume (Straßenbreite, Platzgröße, Bauhöhe) sowie die Abfolge der Straßen und Plätze 
und die Sichtbezüge zwischen den unterschiedlichen Bereichen. 
 Stadt- und Ortsbilder: Das Stadt- oder Ortsbild ist die überwiegend durch bauliche Anlagen 
bestimmte Ansicht einer Stadt (oder eines Ortes), ihrer Gesamtheit oder einzelner 
Teilbereiche.185 Es erfasst erstens die (aus der Ferne wahrnehmbare) Stadtsilhouette und die 
Einbindung der Stadt in ihre Umgebung (Gestaltung der Übergänge zu Landschafts- und 
Naturräumen). Zweitens ist das Erscheinungsbild der Plätze und Straßen (Straßenbild) 
innerhalb der Stadt gemeint, welches insbesondere aus „Struktur und Stil, Maßstab und 
Volumen, Konstruktion und Material, Farbe und Dekor”186 der Gebäude resultiert. 
 Sonstige:  Neben den gestalterischen und stadträumlichen Eigenschaften kommen der 
Nutzungs- und Funktionsvielfalt sowie der Eigentümer- und Sozialstruktur eine besondere 
Bedeutung für die Identität und Vitalität eines historischen Ortes zu.  
Der in den 1970er Jahren geprägte Begriff der „städtebaulichen Denkmalpflege”187 hat sein 
„Pendant” in der Gesetzgebung von Bund (BauGB) und Ländern (Denkmalschutzgesetze) in dem 
Begriff städtebaulicher Denkmalschutz. Gleichwohl beide Begriffe häufig synonym verwendet 
werden, lassen sie sich wie folgt voneinander abgrenzen: 
                                                
Hegemanns Kritik an der Stadterweiterung von Berlin (Hegemann 1930) und Ruskins Kritik an den 
Eingriffen in die historische Struktur beim Umbau von Paris durch Haussmann (Ruskin, John: On the 
destructive character of modern Frenche restoration. In: The Builder 22.06.1861, nach Choay 1992, S. 
135-137) sowie Sittes Kritik an der fehlenden künstlerischen und ästhetischen Qualität der sich neu 
herausbildenden Großstädte (Sitte 1909).  
184 Für eine Übersicht hierzu s. Kiesow 1982, S. 117-151. Zur Vertiefung: Charta von Venedig 1964; 
Niedersächsisches Landesverwaltungsamt – Denkmalpflege 1976; Charta von Washington 1987. Für 
ergänzende Ausführungen zu den Kriterien der Denkmalverträglichkeit bei der Genehmigung von 
Vorhaben siehe Krautzberger, Martin 2004, S. 380-383. Die Übersicht berücksichtigt sowohl die in 
internationalen Grundsatzpapieren genannten Kriterien wie auch die in der deutschen Gesetzgebung 
auf Landesebene festgeschriebenen Kriterien.  
185 Im Unterschied dazu ist das Landschaftsbild vorrangig von der natürlichen Umwelt geprägt. Diese 
Differenzierung ist in der Gesetzgebung zum Schutz des Stadt-, Orts- und Landschaftsbildes 
berücksichtigt (§ 34 Abs. 1 Satz 2 BauGB). Vgl. Martin, Krautzberger 2010, Teil F, Rn. 41-44, 114-117.  
186 Charta von Washington 1987, S. 1. 
187 Zlonicky 1976. Im Vergleich zu heute kennzeichnete das damalige Verständnis der städtebaulichen 
Denkmalpflege eine enge Auseinandersetzung mit der historischen Stadt als Lebensraum des 
Menschen und seinen Bedürfnissen. Diese Haltung wird an dem von Zlonicky verwendeten Slogan 
„Denkmalpflege ist Sozialplanung” treffend zusammengefasst. Ebd. S. 213. 
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Unter dem Stichwort ‚Städtebauliche Denkmalpflege‘ werden alle Instrumente der 
Bauleitplanung, der strukturellen Erneuerung von Städten und Dörfern und der 
Ortsgestaltung zusammengefasst, die auch die historischen, gewachsenen Stadt- und 
Dorfstrukturen als ‚Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte und Entwicklung‘ 
respektieren und einer behutsamen, erhaltungsfreundlichen Erneuerung und Revitali-
sierung zuführen. ‚Städtebaulicher Denkmalschutz‘ verweist indessen auf die in nur 
wenigen Vorschriften des BauGB enthaltenen Tatbestände, die von Seiten des 
Bundesrechts hoheitliche Befugnisse von Trägern der Planungshoheit in Bezug auf 
Kulturdenkmäler statuiere sowie auf Vorschriften der Denkmalschutzgesetze zu 
Denkmalensembles, zu städtebaulich begründeten Baudenkmälern sowie auf Vorschriften 
des Umgebungsschutzes.188 
Eine bedeutende Rolle spielen in diesem Zusammenhang die räumlichen Festlegungen im 
BauGB zur „Erhaltung baulicher Anlagen und der Eigenart von Gebieten” über eine 
Erhaltungssatzung.189 Hier ist die Unterschutzstellung, u. a. „zur Erhaltung der städtebaulichen 
Eigenart des Gebiets auf Grund seiner städtebaulichen Gestalt” möglich,190 welche Rückbau 
(Abriss), Änderung und Errichtung baulicher Anlagen genehmigungspflichtig werden lässt. Der 
Beschluss einer Erhaltungssatzung kann hiernach auf der Grundlage einer spezifischen 
Gestaltung erfolgen, die „sich aus einer einzelnen baulichen Anlage oder aus baulichen Anlagen 
in ihrem Zusammenhang im Sinne einer städtebaulichen Gestaltung mit Gebietsbezug” ergibt.191 
Seit 2009 kann die räumliche Festlegung auch über ein Sanierungsgebietes erfolgen, sofern die 
Erhaltung der baukulturell wertvollen Bausubstanz zu den Sanierungszielen gehört.192 
Der städtebauliche Erhaltungswert kann in einer besonderen städtebaulichen, geschichtlichen 
oder künstlerischen Bedeutung liegen, wie die Zugehörigkeit zu einem Straßenzug oder die 
Wirkung eines städtebaulichen Ensembles auf die nähere Umgebung.193 Ein entscheidender 
Unterschied zum Denkmalschutzrecht ist darin zu sehen, dass der Denkmalwert einer Anlage 
oder eines Ensembles (beispielsweise als Geburtsort einer wichtigen Persönlichkeit o. ä.) allein 
nicht ausreichend für den Erlass einer Erhaltungssatzung ist, sondern es bedarf einer 
städtebaulichen Relevanz. 
  
                                                
188 Hervorhebung im Original, Krautzberger, Martin 2004, S. 366. Städtebaurechtliche Vorschriften hierzu 
finden sich im sechsten Teil des Baugesetzbuches (BauGB §172-§ 179; Erhaltungssatzung und 
städtebauliche Gebote) Vgl. ausführlich hierzu und zu weiteren relevanten Festlegungen im BauGB 
Krautzberger, Martin 2004, S. 366-383. 
189 BauGB § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1. 
190 BauGB § 172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Abs. 3 Satz1. 
191 Krautzberger, Martin 2004, S. 366. 
192 VV-Städtebauförderung 2009. Für die förmliche Festsetzung eines Sanierungsgebietes (BauGB §142) 
als eine Voraussetzung für Städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen, sind nicht die 
stadträumliche Lage im Stadtkörper, sondern allein die vorgefundenen städtebaulichen Missstände 
ausschlaggebend. 
193 Krautzberger, Martin 2004, S. 367. 
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Programm Städtebaulicher Denkmalschutz 
Der städtebauliche Denkmalschutz ist seit dem Start des gleichnamigen Städtebauförderpro-
gramms im Frühjahr 1991 eng mit der Sanierung, Weiterentwicklung und Revitalisierung 
ostdeutscher Stadtdenkmale verbunden. Das Programm war zunächst auf die ostdeutschen 
Bundesländer begrenzt, seit 2009 besitzt es bundesweit Geltung. Bei der Auswahl der Städte in 
das Programm wird der Bund von der Expertengruppe Städtebaulicher Denkmalschutz 
(Expertengruppe) unterstützt.194 Sie fungiert als Beratergremium und setzt sich aus Bundes-
vertretern, Landesvertretern und Vertretern der Fachöffentlichkeit zusammen. Sie begleitet die 
Programmumsetzung, spricht Empfehlungen für die weitere Programmgestaltung aus und berät 
die Programmkommunen. Der Wissenstransfer zwischen Bund, Ländern und Kommunen wird 
seit 2004 über die Bundestransferstelle Städtebaulicher Denkmalschutz und den jährlich 
stattfindenden Bundeskongress zum Städtebaulichen Denkmalschutz geleistet.195 Anfänglich 
konzentrierte sich die Förderung auf die dringend notwendigen Sicherungs- und Erhaltungs-
maßnahmen. Das Programm startete im Jahr 1991 mit 80 Programmkommunen. Im Jahr 2008, 
dem letzten Laufjahr mit der Beschränkung auf die ostdeutschen Bundesländer, werden 178 
Kommunen gefördert.196 Mit der Programmfortsetzung wurden bis zum Jahr 2010 weitere 22 
Kommunen aus der ganzen Bundesrepublik aufgenommen.197 Die nachfolgende Betrachtung 
konzentriert sich aus Gründen der Vergleichbarkeit mit dem Programm Stadtumbau Ost auf den 
Zeitraum von 2000 bis 2010. 
Das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz hat die „Sicherung und Erhaltung historischer 
Stadtkerne in den neuen Bundesländern”198 zum Ziel. Bis zum Jahr 2008 wurden nur geringfügige 
Programmmodifikationen vorgenommen. Die zum Programmstart formulierten planungspoli-
tischen Festlegungen und Schwerpunkte im Städtebaulichen Denkmalschutz wurden bis zur 
bundesweiten Ausdehnung in ihren Grundzügen beibehalten.199 
Bis einschließlich 2008 wurden die Finanzhilfen des Bundes im Rahmen des Städtebaulichen 
Denkmalschutzes,  
für Vorhaben [eingesetzt], die in Gebieten mit städtebaulicher Erhaltungssatzung gemäß 
§ 172 Absatz 1 Satz 1 Nr.1 BauGB notwendig sind, um in ihrer Struktur und Funktion 
bedrohte historische Stadtkerne mit denkmalwerter Bausubstanz auf breiter Grundlage zu 
sichern und zu erhalten.200 
Mit dieser Festlegung wurde der Mitteleinsatz von Beginn an im Wesentlichen auf die historischen 
Stadtkerne mit geltender Erhaltungsatzung beschränkt. „Erhaltungsgebiete außerhalb der 
                                                
194 BMVBS 2009a, S. 67. 
195 Siehe Internetauftritt der Bundestransferstelle unter http://www.staedtebaulicher-denkmalschutz.de, 
Zugriff am 01.11.2011. 
196 BMVBS 2009a, S. 67. 
197 Bundestransferstelle SD 2010, S. 8. 
198 Vgl. exempl. VV-Städtebauförderung 1999. 
199 Bundestransferstelle SD 2010, S. 9. 
200 VV-Städtebauförderung 1999, Artikel 2, Abs. 2. 
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historischen Stadtkerne können nur ausnahmsweise und im Einvernehmen zwischen Bund und 
Land” aufgenommen werden.201 Die Fördermittel waren im Einzelnen einzusetzen für: 
- die Sicherung erhaltenswerter Gebäude, Ensembles oder sonstiger baulicher Anlagen 
von geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung, 
- die Modernisierung und Instandsetzung oder den Aus- und Umbau dieser Gebäude oder 
Ensembles, 
- die Erhaltung und Umgestaltung von Straßen- und Platzräumen von geschichtlicher, 
künstlerischer oder städtebaulicher Bedeutung 
- die Durchführung von Ordnungsmaßnahmen zur Erhaltung bzw. Wiederherstellung des 
historischen Stadtbildes mit Zustimmung des Landes, [und] 
- die Leistungen von Sanierungsträgern und anderen bestätigten Beauftragten zur 
Beratung von Eigentümern/Investoren über die Einhaltung von Auflagen der 
Denkmalpflege oder aus örtlichen Satzungen; Aufwendungen für den Wissenstransfer.202 
Die Finanzierung der Maßnahmen des Städtebaulichen Denkmalschutzes erfolgte von Beginn an 
zu jeweils 40 Prozent der förderfähigen Kosten durch Bund und Länder, so dass der Eigenanteil 
der Gemeinden auf 20 Prozent (statt des üblichen Drittels) reduziert wird. Konzentrierten sich die 
über das Programm geförderten Maßnahmen anfänglich auf die dringend notwendigen 
Sicherungs- und Erhaltungsmaßnahmen, standen in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre „die 
Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen an denkmalgeschützten Gebäuden und 
Ensembles sowie die Entwicklung historisch bedeutsamer Straßen, Plätze und anderer 
öffentlicher Räume in den Städten” im Vordergrund.203 Auch wenn die Gebietsabgrenzungen 
entsprechend der lokalen Gegebenheiten sehr unterschiedlich ausfielen, waren es aufgrund 
dieser Festlegung und der zugeordneten Handlungspriorität vorrangig Altstädte, meist mit 
mittelalterlichen Stadtanlagen, die von den Fördermaßnahmen profitierten. Anfang der 2000er 
Jahre wurden in zunehmendem Maße neue Problemgebiete in den ostdeutschen Städten 
erkennbar.204 Dabei handelte es sich vorrangig um:  
 Altstadtränder:  
Die Altstädte wiesen an den Gebietsrändern einen anhaltenden Handlungsbedarf auf. Nicht 
alle Bereiche in den Erhaltungsgebieten konnten in gleichem Umfang saniert werden, da die 
Fördermittel bzw. kommunalen Mittel für den zu erbringenden Eigenanteil begrenzt waren. 
 Gründerzeitliche Stadterweiterungsgebiete:   
Die Vorstädte aus dem späten 19. und frühen 20. Jahrhundert lagen häufig nicht innerhalb 
der Gebietskulisse der Erhaltungsgebiete und waren somit zunächst von der Förderung 
weitgehend ausgeschlossen.  
                                                
201 VV-Städtebauförderung 1999, Artikel 2, Abs. 2. 
202 VV-Städtebauförderung 2000, Artikel 2, Abs. 2. 
203 BMVBS, BBR 2006c S. 4. Vgl. auch VV-Städtebauförderung 1991-2011. 
204 Vgl. Kuder 2005. 
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In diesen, nun als benachteiligt erkannten, Innenstadtgebieten wurden „sich verselbst-
ständigende Probleme” von neuer Größenordnung wahrgenommen,205 und „neue – integrierte – 
Problembewältigungsstrategien”206 gefordert.  
Bei der bundesweiten Programmausdehnung im Jahr 2009 wurden nur wenige Modifikationen in 
der Programmausrichtung vorgenommen. Eine entscheidende Anpassung erfolgte aus den oben 
genannten Gründen bei der Festlegung der Gebietskulissen. Hier sollten regionale Besonder-
heiten und lokale Eigenarten mehr Berücksichtigung finden.207 Neben den historischen 
Stadtkernen konnten nun „Stadterweiterungs- und Gründerzeitgebiete, sofern sie als Ensembles 
erhalten geblieben [waren], sowie Siedlungen mit hoher baukultureller Bedeutung”208 in die 
Förderung einbezogen werden.209 Die räumliche Festlegung konnte weiterhin über eine 
Erhaltungssatzung210 erfolgen. Zusätzlich waren nun Maßnahmen in Sanierungsgebieten211 
förderfähig, wenn diese die „Erhaltung der baukulturell wertvollen Bausubstanz” als Sanierungs-
ziel zum Ziel hatten. 
Nach wie vor war es das übergeordnete Ziel im Städtebaulichen Denkmalschutz „das 
baukulturelle Erbe im stadträumlichen Zusammenhang zu erhalten, zu sichern und weiterzu-
entwickeln”.212 Dabei sollte es neben der Bewahrung des baukulturellen Erbes verstärkt auch 
darum gehen, neue Qualitäten in den bestehenden Strukturen zu entwickeln und die historischen 
Stadtgebiete für zukünftige Generationen alltagstauglich zu machen.213 
Um den komplexen Problemen gerecht werden zu können, wurde das Programm als lernendes 
Programm ausgelegt. Eine entsprechende wissenschaftliche Begleitung und fachliche Beratung 
von Bund, Ländern und Kommunen erfolgte auch nach 2008 durch die Expertengruppe. 
Allerdings erfolgte ihre Neubesetzung, um der bundesweiten Programmausrichtung gerecht zu 
werden.214 Der Expertengruppe wurde sowohl für den Wissenstransfer als auch bei 
Programmmodifikationen eine Schlüsselrolle zuerkannt.215 
  
                                                
205 Kuder 2005, S. 13. 
206 Kuder 2004, S. 2. 
207 Bundestransferstelle SD 2010, S. 9-10. 
208 Zu den Siedlungen wird näher ausgeführt: „Herausragende Stadterweiterungsgebiete des 19. und 20. 
Jd., gründerzeitliche Mietshausquartiere, Garten- und Satellitenstädte sowie Siedlungsbereiche aus 
den [19]50er und [19]60er Jahren des letzten Jahrhunderts können ebenfalls gefördert werden”. 
Bundestransferstelle SD 2010, S. 10, 12. Der Vollständigkeit halber ist an dieser Stelle zu erwähnen, 
dass „großflächige und komplexe Industriebereiche” als ein weiterer Förderschwerpunkt in der 
Programmstrategie 2010 ebenfalls aufgeführt werden. 
209 Im Detail heißt es hierzu in der VV-Städtebauförderung, dass die „Finanzhilfen des Bundes zur 
Förderung des Städtebaulichen Denkmalschutzes […] für Gesamtmaßnahmen [eingesetzt werden], 
um insbesondere historische Stadtkerne mit denkmalwerter Bausubstanz auf breiter Grundlage zu 
sichern und zu erhalten”. BMVBS 18. Dezember 2008/ 25. Februar 2009, Artikel 4, Abs. 1. 
210 Nach BauGB §172 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1. 
211 Nach BauGB § 142. 
212 Bundestransferstelle SD 2010, S. 9. 
213 Bundestransferstelle SD 2010, S. 11-12. 
214 Bundestransferstelle SD 2010, S. 15. 
215 Expertengruppe SD 1991, S. 2.  
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Expertengruppe Städtebaulicher Denkmalschutz  
Im Mai 1991 verabschiedete die Expertengruppe anlässlich ihrer Berufung die „Neuruppiner 
Erklärung”216 zum Programm Städtebaulicher Denkmalschutz. Anfangs wurde die Situation in den 
ostdeutschen Städten von der Expertengruppe als äußerst schwierig eingeschätzt. Das Lösen 
der vorgefundenen „gewaltigen Probleme” stellte aus ihrer Sicht eine Aufgabe von „nationalem 
Rang” dar.217 Die historischen Stadtkerne und Stadtteile, insbesondere in Mittel- und Klein-
städten, kennzeichne ein „über Jahrzehnte aufgestauter Erneuerungsbedarf”.218 Erschwerend 
hinzu kamen die vielerorts fehlenden Erfahrungen im Bereich der Stadterneuerung. Zwar wurden 
der Wohnungsleerstand, seine Ausprägung in den historischen Stadtkernen und in 
Gründerzeitgebieten sowie seine Konsequenzen für den Wohnungsmarkt, damals nicht explizit 
angesprochen. Wohl aber wurden die Probleme in den Gründerzeitgebieten erwähnt. Im Detail 
hieß es hierzu: 
Besonders dringlicher Handlungsbedarf besteht in den historischen Stadtkernen von 
Mittel- und Kleinstädten. Trotz ihres Verfalls noch immer Mitte urbanen Lebens und Orte 
der Identifikation der Bürger, bieten sie eine weitgehende Geschlossenheit originärer 
sowie geschichtlich, sozio-kulturell und städtebau-künstlerisch einzigartiger Bestände. 
Daneben gilt es, in den größeren Städten auch die wertvollen Ensembles des 19. und 20. 
Jahrhunderts zu sichern und zu erneuern.219 
Für die umfassenden Erneuerungs- und Aufbaumaßnahmen in den Städten und für die dafür 
erforderlichen neuen rechtlichen, organisatorischen und finanziellen Strukturen, wurden mehrere 
Jahrzehnte veranschlagt. Erschwerend kam die „Notwendigkeit [hinzu], die Städte und 
Gemeinden zugleich auf den raschen wirtschaftlichen und technologischen Wandel sowie auf die 
neuen Ansprüche einer modernen Gesellschaft vorzubereiten”.220 Aufgrund des Ausmaßes und 
der Vielschichtigkeit der Probleme wurde dem Städtebaulichen Denkmalschutz in den ostdeut-
schen Bundesländern eine hohe Bedeutung zugemessen. 
1999 verabschiedete die Expertengruppe das Memorandum „Die Zukunft historischer Städte”221, 
um dem anhaltenden Handlungsbedarf im Städtebaulichen Denkmalschutz in ostdeutschen 
Innenstädten Nachdruck zu verleihen. Als vorrangige Probleme bei der Entwicklung und Stärkung 
der historischen Innenstädte wurden hier aufgeführt: 
 die Minderung der Attraktivität und Gefährdung der Qualität und Vitalität vieler Innenstädte,  
 brachliegende Gewerbe-, Industrie- und Militärflächen sowie nicht mehr genutzte Innenstadt-
liegenschaften von Bahn und Post,  
                                                
216 Vorsitzender der Expertengruppe war Gottfried Kiesow, ehem. Landeskonservator des Landes Hessen 
und Mitbegründer der Deutschen Stiftung Denkmalschutz. Als Vorsitzender und ab 2009 als 
Ehrenvorsitzender hat Kiesow die Arbeit der Expertengruppe und die Sanierung der ostdeutschen 
Innenstädte von der ersten Stunde an bis zu seinem Tod am 07.11.2011 maßgeblich geprägt.  
217 Expertengruppe SD 1991, S. 1-2.  
218 Expertengruppe SD 1991, S. 1. 
219 Expertengruppe SD 1991, S. 1.  
220 Expertengruppe SD 1991, S. 1. 
221 Expertengruppe SD 1999. 
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 die Banalisierung der Handelsangebote (Qualitätsverluste, Monotonisierung durch Filialisie-
rung),  
 Randwachstum der Städte und infolgedessen stark ansteigende Verkehrsbelastungen,  
 Konfliktkonzentrationen in innerstädtischen Quartieren und bedrohliche Veränderungen im 
Sozialgefüge (soziale Polarisierungen und Segregation, steigende Kriminalität).222 
Zur Lösung der Probleme wurde eine stärkere Vernetzung mit anderen Schwerpunkten in der 
Stadtentwicklung über „integrativ-ganzheitliche Entwicklungskonzepte” gefordert.223 Hieran wird 
der städtebauliche Anspruch des Programms, der weit über denkmalpflegerische Maßnahmen 
auf Objektebene hinausgeht, deutlich.  
Mit der Auflage des Programms Stadtumbau Ost im Jahr 2002 erfolgte eine Schwerpunktver-
lagerung in der Städtebauförderung in den ostdeutschen Bundesländern. War dort bis zu diesem 
Zeitpunkt der Städtebauliche Denkmalschutz das prominente Programm, so rückte nun das 
Programm Stadtumbau Ost in den Vordergrund. Schon im Jahr 2003 wurden die Auswirkungen 
beider Programme in den historischen Stadtkernen auf dem 11. Kongress Städtebaulicher 
Denkmalschutz thematisiert. Anlass waren frühzeitige Bedenken der Expertengruppe, dass der 
zur ‚Gesundung‘ der gefährdeten Wohnungsunternehmen empfohlene Abriss leer-
stehender Wohnungspotentiale [...] ohne eine Planungskomponente nicht akzeptiert 
werden [kann], da eine undifferenzierte Betrachtung auch die Leerstandspotentiale in den 
Innenstädten mit Abriss bedroht.224 
Auf diese Gefahr wies die Expertengruppe in ihrem „Memorandum zu akuten Problemen des 
Städtebaulichen Denkmalschutzes und des Stadtumbaus” ein Jahr später erneut hin.225 Sie hatte 
erkannt, dass der Wohnungsleerstand und insbesondere dessen wohnungswirtschaftliche 
Dimension unmittelbar die Belange des städtebaulichen Denkmalschutzes berührten. Die 
Expertengruppe befürchtete eine zunehmende Konkurrenz der Standorte innerhalb einer Stadt 
um Fördergelder und eine daraus resultierende Bedrohung für die Entwicklung der historischen 
Stadtkerne.226 Die zu beobachtenden „Tendenzen zu einem verstärkten und planlosen 
Abbrechen von ungenutzten Altbauten, vor allem auch Baudenkmälern” wurden als Problem 
wahrgenommen.227 In der Konsequenz wurden eine Perforation des Stadtkörpers, der Verlust der 
Geschlossenheit der Straßen- und Platzwände bis zum Identitätsverlust der historischen 
städtebaulichen Ensembles befürchtet. Um einerseits die weitere Stärkung der historischen 
                                                
222 Expertengruppe SD 1999, S. 2. 
223 Im Einzelnen wurden hier aufgeführt: die Aufwertung der Innenstädte durch stärkere Funktions- und 
Nutzungsmischung; die Stärkung eines vielfältigen attraktiven (Einzel)Handelsangebots; die 
Verbesserung der innerstädtischen Wohnqualität; eine ressourcenschonende Entwicklung; die Vielfalt 
und Vielgestaltigkeit öffentlicher Räume; innenstadtverträgliche und nutzerfreundliche Verkehrskon-
zepte; die Umnutzung und Umgestaltung stadtbildprägender Bahnhöfe mit ihrem Umfeld; die Erhaltung 
und Sanierung des baukulturelles Erbes zur Stärkung der Individualität historischer Städte; sowie die 
Ausgestaltung regionaler Städtebeziehungen. Expertengruppe SD 1999. 
224 So der Architekt Michael Bräuer als zweiter Vorsitzender der Expertengruppe. Bräuer 2004, S. 41. 
225 Expertengruppe SD 2004. 
226 Expertengruppe SD 2004, S. 2.  
227 Expertengruppe SD 2004, S. 3. 
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Innenstädte zu gewährleisten und anderseits „einseitige Entscheidungen mit stadtzerstörender 
Wirkung zu verhindern” leitete die Expertengruppe verschiedene Forderungen ab.228 Betrachtet 
man diese Empfehlungen, so fällt auf, dass sie sich weniger auf die Programmgestaltung im 
Städtebaulichen Denkmalschutz beziehen, sondern auf andere Bereiche, insbesondere den 
Stadtumbau Ost. Es wurde die Gleichstellung, Koordination und Vernetzung beider Programme 
über folgende Maßnahmen gefordert:  
 der Ausschluss von geförderten Abrissmaßnahmen im Stadtumbau Ost innerhalb der 
Fördergebiete des Städtebaulichen Denkmalschutzes,  
 die Förderung der Notsicherung gefährdeter historischer Gebäude,  
 eine paritätische Aufteilung der Mittel in den beiden Programmbereichen „Rückbau” und 
„Aufwertung” im Stadtumbau Ost sowie  
 die Gleichstellung der beiden Programmbereiche „Rückbau” und „Aufwertung” hinsichtlich 
des einzubringenden kommunalen Eigenanteils.  
Wie an späterer Stelle darzulegen ist, fanden diese Forderungen, allerdings mit Ausnahme der 
letztgenannten, Eingang in spätere VV-Städtebauförderung, da sich die Einschätzung der 
Expertengruppe mit dem weiteren Programmverlauf im Stadtumbau Ost bestätigte. 
Der aufgezeigte integrierte Anspruch des Städtebaulichen Denkmalschutzes erwies sich bei der 
weiteren Programmgestaltung als wesentlich. Deutlich wurde dies in dem „Positionspapier der 
Expertengruppe Städtebaulicher Denkmalschutz 2010”229, mit dem die nach der bundesweiten 
Ausdehnung des Programms neu zusammengesetzte Expertengruppe Stellung bezog. Der 
Städtebauliche Denkmalschutz wurde nicht als sektoral ausgerichtetes Städtebauförder-
programm „für die Lösung denkmalbezogener Probleme, sondern [als] Leitprogramm zur 
Verankerung des Werts der baukulturellen Identität in der Stadtentwicklung” und als ein „Beitrag 
zur integrierten Stadtentwicklung auf der Grundlage der Leipzig-Charta” verstanden.230 Das bau-
kulturelle Erbe wurde als „grundlegender Bestandteil der integrierten Stadtentwicklung und damit 
auch immanenter Bestandteil jedes einzelnen Städtebauförderprogramms” angesehen.231 Damit 
wurde dem Programm Städtebaulicher Denkmalschutz in der integrierten Stadtentwicklung die 
Rolle eines unverzichtbaren Querschnittprogramms zugewiesen. Nach der bundesweiten Pro-
grammausdehnung erfolgte eine differenzierte Betrachtung der Probleme für die ost- und west-
deutschen Bundesländer aufgrund ihrer unterschiedlichen Rahmenbedingungen. Neben den 
bereits zuvor erkannten Problemen bei der Bewahrung und Entwicklung des historischen 
Baubestandes, wurden die fehlende Nutzung und das Leerstehen historischer Gebäude als für 
ostdeutsche Innenstädte charakteristische Probleme identifiziert. Zudem sah man sich in ostdeut-
schen Städten mit neu hinzu kommenden Problemen, wie der Ansiedlung von monofunktionalen 
maßstabsprengenden Einkaufszentren und der energetischen Altbausanierung, konfrontiert. 
  
                                                
228 Expertengruppe SD 2004, S. 2. 
229 Expertengruppe SD 2010. 
230 Expertengruppe SD 2010, S. 1. 
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Resümee 
Mit dem Programm Städtebaulicher Denkmalschutz reagierte der Bund frühzeitig auf die 
städtebaulichen Missstände in den ostdeutschen Innenstädten. Ziel war es, das bauliche Erbe, 
das trotz weit fortgeschrittener Verfallserscheinungen eine große Geschlossenheit und originäre 
historische Bausubstanz aufwies, zu sichern, wiederherzustellen und einer neuen Nutzung 
zuzuführen, um es langfristig zu erhalten. Die damit verbundenen Probleme wurden durch die 
fehlenden rechtlichen, organisatorischen und fachlichen Strukturen erschwert. Aus diesem Grund 
wurde das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz als lernendes Programm konzipiert und 
von einer Expertengruppe begleitet. Im Verlauf des ersten Jahrzehnts bestätigte sich, dass die 
vorgefundenen Probleme nur mit einer kontinuierlichen und langfristigen Förderung zu bewältigen 
sein würden. Die förderpolitischen Rahmenbedingungen wurden im Laufe der ersten beiden 
Jahrzehnte in ihren Grundsätzen beibehalten. Die Förderung war zunächst auf die historischen 
Stadtkerne begrenzt. Anfang der 2000er Jahre wurde das Programm auf weitere 
Innenstadtgebiete, insbesondere die Stadterweiterungsgebiete aus der Gründerzeit, räumlich 
ausgedehnt. Seit dem Jahr 2009 wird das Programm bundesweit umgesetzt. 
In dem untersuchten Zeitraum veränderte sich die Problemsicht der Expertengruppe. Standen 
zunächst die Bestandssicherung und dann die Instandsetzung und Modernisierung des 
Gebäudebestandes im Vordergrund, wurden schließlich die Aufwertung und Umgestaltung von 
Straßen, Plätzen und anderer öffentlicher Räume zu Programmschwerpunkten. Ende der 1990er 
Jahre traten grundlegende funktionale Schwächen in den Innenstadtgebieten in den Vordergrund. 
Mit der Einführung des Programms Stadtumbau Ost gewann der Wohnungsleerstand auch im 
Programm Städtebaulicher Denkmalschutz als Problem an Relevanz. Die fehlende Vernetzung 
der Programme wurde erkannt, als es zu Konflikten zwischen den Zielen beider Programme kam.  
4.2.2 Probleme und Ziele im Stadtumbau Ost 
Städte unterliegen von jeher Entwicklungs- und Umgestaltungsprozessen, die neben der Ent-
stehung neuer Stadtgebiete auch den Umbau bestehender Strukturen, Gebäude und Stadträume 
einschließen. Gerade der kontinuierliche Umbauprozess über mehrere Jahrhunderte kenn-
zeichnet die Entwicklung europäischer Städte und führte zur Ausbildung individueller Stadtfiguren 
und Stadtbilder. So verstanden ist Stadtumbau ein fester Bestandteil der Stadtentwicklung. Als 
Fachterminus der Stadtplanung hat der Begriff in Deutschland seit den 1980er Jahren 
verschiedene Auslegungen in den Handlungsfeldern der Stadtentwicklung erfahren. Er umfasst  
Maßnahmen größeren Umfangs innerhalb der vorhandenen Stadt in möglichst engem 
Wechselverhältnis zwischen gesamtstädtischen und teilräumlichen Konzeptionen; betrifft 
Infrastruktureinrichtungen, Umbau und 'Rückbau' ganzer Wohnquartiere, Umnutzung 
ehemaliger Hafen-, Eisenbahn-, Industrie- oder militärischer Flächen u. a.232 
In dem von der Akademie für Raumforschung und Landesplanung 1983 herausgegebenen 
„Grundriss der Stadtplanung”233 schlägt Adrian eine begriffliche Abgrenzung des Stadtumbaus 
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zur Stadterneuerung vor. Im Unterschied zu der auf die Erhaltung der Bausubstanz und 
Nutzungsstruktur abzielenden erhaltenden Sanierung (Stadterneuerung) umfasst der 
Stadtumbau Maßnahmen, durch die das Stadtgefüge verändert wird und neue Nutzungen 
vorhandene Nutzungen ersetzen.234 Mit dem Anspruch einer neuen ökologischen 
Stadtentwicklung(spolitik) kommt der Begriff Stadtumbau im Jahr 1983 bei der Internationalen 
Bauausstellung Berlin West zum Einsatz.235 Stadtumbau beschreibt hier umfassender die vielfäl-
tigen Aufgaben von der „behutsamen Stadterneuerung” bis zu den Um- und Neubau von 
Wohnungen („kritische Rekonstruktion”). In den 1990er Jahren wird der Begriff zunehmend 
verwendet, um Umbauprozesse der Stadtzentren (z. B. Potsdamer Platz in Berlin) und die Revita-
lisierung großflächiger Konversionsflächen (z. B. Hamburger Hafen City) zu beschreiben.236 
Hoffmann-Axthelm verwendet den Begriff in der (west)deutschen Fachdebatte in seiner 
„Anleitung zum Stadtumbau” zugunsten einer Verdichtung, Verflechtung und „Erweiterungs-
strategie nach innen”.237 Seit der Jahrtausendwende wird der Begriff meist gleichbedeutend mit 
den Programmen Stadtumbau Ost und Stadtumbau West (seit 2004) verwendet. Er beschreibt 
hier Umbaustrategien in Reaktion auf sinkende Bevölkerungszahlen und ein ausbleibendes 
Wirtschaftswachstum in den sogenannten „schrumpfenden Städten”. Stadtumbau wird nun 
mitunter auf den Rückbau der bestehenden Stadt reduziert.  
Programm Stadtumbau Ost 
Als fördertechnischer Begriff beschreibt der Stadtumbau die Weiterführung bzw. Erweiterung der 
Städtebauförderung mit den Programmen Stadtumbau Ost und Stadtumbau West. Mit der Novel-
lierung des Baugesetzbuches (BauGB) im Jahr 2004 erhielt der Stadtumbau mit § 171a eine 
gesetzliche Grundlage. Stadtumbaumaßnahmen werden hier wie folgt definiert: 
(2) Stadtumbaumaßnahmen sind Maßnahmen, durch die in von erheblichen städtebau-
lichen Funktionsverlusten betroffenen Gebieten Anpassungen zur Herstellung nachhal-
tiger städtebaulicher Strukturen vorgenommen werden. Erhebliche städtebauliche Funk-
tionsverluste liegen insbesondere vor, wenn ein dauerhaftes Überangebot an baulichen 
Anlagen für bestimmte Nutzungen, namentlich für Wohnzwecke, besteht oder zu erwarten 
ist, oder wenn die allgemeinen Anforderungen an den Klimaschutz und die Klima-
anpassung nicht erfüllt werden.  
(3) Stadtumbaumaßnahmen dienen dem Wohl der Allgemeinheit. Sie sollen insbesondere 
dazu beitragen, dass 
1.  die Siedlungsstruktur den Erfordernissen der Entwicklung von Bevölkerung und Wirt-
schaft sowie den allgemeinen Anforderungen an den Klimaschutz und die Klimaanpas-
sung angepasst wird, 
2.  die Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Umwelt verbessert werden, 
3.  innerstädtische Bereiche gestärkt werden, 
                                                
234 Adrian 1983. 
235 ARL 2005, S. 1093. 
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4.  nicht mehr bedarfsgerechte bauliche Anlagen einer neuen Nutzung zugeführt werden, 
5.  einer anderen Nutzung nicht zuführbare bauliche Anlagen zurückgebaut werden, 
6.  brachliegende oder freigelegte Flächen einer nachhaltigen, insbesondere dem 
Klimaschutz und der Klimaanpassung dienenden oder einer mit diesen verträglichen 
Zwischennutzung zugeführt werden, 
7.  innerstädtische Altbaubestände nachhaltig erhalten werden.238 
Voraussetzungen für Stadtumbaumaßnahmen sind die Festlegung eines Stadtumbaugebietes 
und ein integriertes Stadtentwicklungskonzept (INSEK) als sachlich-fachliche Leitlinie für die 
Umsetzung des Programms. In den INSEK sollten wohnungswirtschaftliche und städtebauliche 
Ziele abgestimmt und zusammengeführt werden.239 Die Grundlage für städtebauliche Verträge 
und die Sicherung und sozialverträgliche Durchführung der Maßnahmen werden ebenfalls 
geregelt.240 Die gesetzlichen Festlegungen sind Ausdruck für die Anerkennung des Stadtumbaus 
als langfristige Aufgabe im gesamten Bundesgebiet. In die Ausarbeitung der gesetzlichen 
Grundlagen flossen die im Programm Stadtumbau Ost gesammelten Erfahrungen ein.  
Das Programm Stadtumbau Ost richtet sich an Kommunen mit einem vergleichsweise hohen 
Wohnungsleerstand. Bedingung für die Aufnahme in das Programm ist ein mit den Wohnungs-
eigentümern abgestimmtes integriertes Stadtentwicklungskonzept.241 Die Konzeption des 
Programms geht auf die Empfehlung der Expertenkommission „Wohnungswirtschaftlicher 
Strukturwandel in den neuen Bundesländern” im Jahr 2000 zurück. Mit dem Programm sollen die 
städtebaulichen und wohnungswirtschaftlichen Strukturprobleme in ostdeutschen Städten in ihrer 
besonderen Ausprägung behoben sowie „die Nachlässe der Städtebau- und Wohnungs-
marktpolitik der DDR den heutigen Bedürfnissen” angepasst werden.242 
Auf der Grundlage von Stadtentwicklungskonzepten sollen Stadtteile stabilisiert werden, 
die durch physischen Verfall und soziale Erosion bedroht sind, zu sanierende und aus 
städtebaulicher Sicht besonders wertvolle innerstädtische Altbaubestände erhalten und 
dauerhaft nicht mehr benötigte Wohnungen rückgebaut werden.243 
                                                
238 BauGB i. d. F. v. 23.9.2004, § 171a Abs. 2 und 3. 
239 BauGB i. d. F. v. 23.9.2004, § 171b. 
240 BauGB i. d. F. v. 23.9.2004, § 171c und § 171d. 
241 Im Einzelnen heißt es hierzu exempl. in der VV-Städtebauförderung 2008: „Bei der Verteilung der 
Fördermittel sollen vorrangig Gemeinden berücksichtigt werden, [1.] die einen im Landesvergleich 
überdurchschnittlichen Wohnungsleerstand aufweisen, [2.] die ein mit betroffenen Woh-
nungseigentümern jeweils abgestimmtes integriertes städtebauliches Entwicklungskonzept, nament-
lich zur Wohnungsbedarfsentwicklung, erstellt haben und sich zu dessen zügiger Umsetzung 
verpflichten. Bei der Abstimmung geht es darum, die Planungen der einzelnen Eigentümer und die 
städtebaulichen Ziele jeweils möglichst weitgehend in Übereinstimmung zu bringen, [3.] in denen 
Wohnungseigentümer die Altschuldenentlastung nach § 6a AltSchG mit Zustimmung des Landes 
beantragt haben, [4.] in denen Wohnungseigentümer bereit sind, sich mit eigenen Mitteln an den 
Rückbaukosten zu beteiligen, [5.] die – soweit sachlich geboten – mit ihren Umlandgemeinden ein 
abgestimmtes Baulandentwicklungs- und Rückbaukonzept erarbeitet haben.” VV-Städtebauförderung 
2008, Artikel 10 Abs. 1. 
242 BMVBS, BBR 2007c, S. 20. 
243 VV-Städtebauförderung 2002, Präambel Abs. III. 
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Während mit der Sanierung und der Erhaltung historischer Stadtteile und stadtbildprägender 
Gebäude an die klassischen Ziele der Stadtsanierung in der Städtebauförderpolitik angeknüpft 
wurde, gab es im Bereich der Reduzierung des Wohnungsbestandes keine Erfahrungen, auf die 
zurück gegriffen werden konnte. Erstmals in der deutschen Wohnungs- und Stadtent-
wicklungspolitik wurde ein Programm(teil) zum ersatzlosen Abriss von Mietwohnungen aufgelegt. 
Vor dem eigentlichen Programmstart waren ostdeutsche Kommunen im Rahmen des 
Bundeswettbewerbs „Stadtumbau Ost – für lebenswerte Städte und attraktives Wohnen” im Jahr 
2001 aufgefordert, ein integriertes Stadtentwicklungskonzept zu erarbeiten. Zunächst wurde die 
Laufzeit des Programms Stadtumbau Ost auf den Zeitraum von acht Jahren (2002-2009) 
begrenzt. Mit der Auflage des Programms Stadtumbau West im Jahr 2004 wurde der Stadtumbau 
als Aufgabe im gesamten Bundesgebiet anerkannt und im Baugesetzbuch (§ 172 a-d) verankert. 
Zur laufenden Dokumentation, wissenschaftlichen Begleitung und für den Wissenstransfer wurde 
noch im selben Jahr die Bundestransferstelle Stadtumbau Ost am Institut für Regionalentwicklung 
und Strukturplanung Erkner (IRS)244 eingerichtet. Zum Ende der ersten Laufzeit (2009) wurde 
eine umfassende Programmevaluierung durchgeführt. Die Ergebnisse fließen in die Fortführung 
des Stadtumbaus Ost (und West) ein. Anfang 2010 wird eine Expertenworkshopreihe zur 
„Profilierung des Stadtumbau Ost ab 2010” durchgeführt.  
Die Lösungssuche bei der Programmumsetzung wird von unterschiedlichen Problemsichten und 
Zielvorstellungen geprägt. Die beteiligten Akteure (Bund, Bundesländer, Experten, Kommunen) 
bringen unterschiedliche Problemsichten (Problemverständnis und Zielvorstellungen) in den 
Stadtumbau der Innenstädte ein. Zudem stellt sich mit der Programmumsetzung ein Erkenntnis-
gewinn zur Wirkungsweise und Eignung der eingesetzten Instrumente ein. Es kommt auch bei 
diesem „lernenden Programm” zu verschiedenen Schwerpunkten und Modifikationen im Pro-
grammverlauf. Welche Problemverständnisse und Zielvorstellungen dem Umgang mit dem Woh-
nungsleerstand in dem Programm Stadtumbau Ost zugrunde liegen wird nachfolgend betrachtet. 
Expertenkommission Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in den ostdeutschen 
Bundesländern – 2000 
Wie beschrieben (Kap. 4.1.2) berief die Bundesregierung im Jahr 2000 die Expertenkommission 
„Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel in den neuen Bundesländern”, die Empfehlungen für 
das weitere Vorgehen im Umgang mit dem hohen strukturellen Wohnungsleerstand in 
ostdeutschen Städten erarbeitete.245 Die im Bericht der Kommission dargelegte Problemsicht 
bildete die Grundlage für die Auflage des Programms Stadtumbau Ost. Sie prägte somit den 
Umgang mit leer stehenden, dauerhaft nicht mehr nachgefragten Wohnungen in der 
Städtebauförderung nachhaltig. 
                                                
244 Ab 2004 Leibniz-Institut für Regionalentwicklung und Strukturplanung (IRS) Erkner. 
245 Die Kommission setzte sich aus 17 Vertretern der Wohnungsgesellschaften und -genossenschaften, 
der Kommunalbehörden und des Mieterbunds sowie aus Stadtplanern, Juristen, Wirtschaftswissen-
schaftlern und -prüfern zusammen. Ihre Arbeit wurde von Lehmann-Grube geleitet und von dem 
Unternehmen „empirica Wirtschaftsforschung und Beratung GmbH” wissenschaftlich begleitet. Vgl. 
Kap. 4.1. 
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Gestützt auf verschiedene Langzeitprognosen zur Haushalts-, Angebots- und Nachfrageentwick-
lung sowie auf Wirkungsanalysen und Kostenschätzungen, ermittelte die Kommission die Zahl 
von einer Million leer stehender Wohnungen und prognostizierte einen weiteren Anstieg, sofern 
es nicht zu einer „drastischen Veränderung der politischen Rahmenbedingungen” käme.246 Ohne 
Kurskorrekturen in der Wohnungs- und Stadtentwicklungspolitik hält sie die Verdopplung der 
Leerstandszahl innerhalb von 20 Jahren für wahrscheinlich. Als ein besonders drängendes 
städtebauliches Problem wurde der Wohnungsleerstand in städtebaulich bedeutsamen 
Gebäuden und Gründerzeitgebieten erkannt.247 Die meist hohen Sanierungskosten und geringen 
Vermietungschancen derartiger Gebäude ließen einen steigenden staatlichen Subventionsbedarf 
zur Erhaltung und Erneuerung der Innenstädte erwarten. Erschwerend hinzu kamen die 
Konzentration des Wohnungsleerstands in den Innenstadtgebieten, fehlende Datengrundlagen 
zum Wohnungsleerstand in stadtstrukturell bedeutsamen Gebäuden und Ensembles sowie ein 
steigender Investitionsbedarf in den verbliebenen unsanierten Gebäuden. Die „schädliche 
Wirkung” des Wohnungsleerstands wurde auf der Ebene der Eigentümer (Einnahmeausfälle) und 
der Nachbarschaft (Stadt- und Sozialstruktur) dargelegt. Die leerstandsbedingten Kosten und die 
daraus resultierende Existenzgefährdung der Wohnungseigentümer, vor allem der kommunalen 
Wohnungsunternehmen und der Wohnungsgenossenschaften, fanden besondere Beachtung. 
Mögliche Chancen, die sich aus dem Wohnungsleerstand ergeben könnten, wurden nicht 
thematisiert; gleichwohl die Mieter als „Gewinner des Baubooms” der 1990er Jahre und der 
daraus resultierenden Wohnungsmarktentspannung angesehen wurden.248 Die Kommission 
gelangte zu der Überzeugung, dass „Stadterneuerung und Vermögensbildung die beiden 
zentralen Aktionsfelder” zur Bewältigung der aufgezeigten „neuen Herausforderungen an die 
Stadtentwicklungspolitik in Ostdeutschland” sein müssten.249 Die Wiederherstellung der 
Innenstädte wurde als „die wichtigste, wegen ihrer riesigen Dimensionen kaum befriedigend zu 
bewältigende Aufgabe”250 benannt. In Anbetracht der identifizierten „neuen” Probleme, wurden 
die in der Stadtentwicklung vorhandenen Instrumente als unzureichend angesehen. Vor diesem 
Hintergrund schlug die Kommission vor, „einen neuen Typus der Stadtentwicklungsplanung [zu] 
konzipieren und praktizieren”251 und ein gesondertes Abrissprogramm als einen neuen Baustein 
in der Städtebauförderung einzuführen. Dazu führte sie aus: 
Die städtebaulichen Umwälzungen und der Strukturwandel in der Wohnungswirtschaft 
zwingen zu einer neuen integrierten Herangehensweise. Für die erforderliche Planungs-
sicherheit im Schrumpfungsprozess sollten umgehend integrierte Stadtentwicklungs-
konzeptionen erarbeitet werden, die alle Gebietstypen umfassen. [...] Auf Basis solcher 
integrierter Entwicklungskonzepte müssen dann für die einzelnen Teilgebiete mit 
Überschussbeständen konkrete Rückbaukonzepte erarbeitet werden, bei denen die 
Städte zusammen mit den Wohnungseigentümern Entscheidungen zum Umgang mit dem 
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251 Kommission 2000, S. 8. 
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Bestand, Leerstand, Beräumung und Weiterverwendung der geräumten Grundstücke/ 
Flächen treffen. Abriss-/Rückbaumaßnahmen sollten stets mit Aufwertungen verbunden 
sein. Nur so kann der Umgang mit den rapide anwachsenden Leerstandsproblemen in 
Ostdeutschland eine Chance für die Zukunft dieser Städte werden.252 
Die Kommission erkennt demnach das Erfordernis einer umfassenden Abstimmung und 
Abwägung der mitunter widersprüchlichen städtebaulichen und wohnungswirtschaftlichen 
Interessen und das hierin liegende Konfliktpotenzial.253 Um den Wohnungsmarkt zu stabilisieren 
sollte der Wohnungsüberhang innerhalb von zehn Jahren durch den Abriss von 300.000 bis 
400.000 leer stehenden Wohnungen reduziert werden, um Insolvenzen von Wohnungs-
unternehmen zu vermeiden.254 Mit den Wohnungsabrissen sollten zugleich die Voraussetzungen 
geschaffen werden, um private Investitionen vermehrt in die Innenstädte zu lenken und für ihren 
Umbau nutzen zu können.255 Die Förderung von Abrissmaßnahmen wurde an die Vorlage eines 
Stadtentwicklungskonzeptes, an eine Leerstandsquote von mindestens 6 Prozent im Mietwoh-
nungsbestand und an die Unrentabilität der Abrissmaßnahme geknüpft. 
Auf der Grundlage der ausgesprochenen Empfehlungen wird das weitere Vorgehen im Umgang 
mit dem strukturellen Wohnungsleerstand festgelegt. Die Kommission erfasste den Wohnungs-
leerstand in seinen wohnungswirtschaftlichen und städtebaulichen Dimensionen. Soziale 
Aspekte wurden weitestgehend durch die bewusst gewählte Herangehensweise mit „nüchternem 
Ernst”256 ausgeblendet. Die unzureichenden Datengrundlagen hatten zur Folge, dass die 
Leerstandsanalyse hinsichtlich der räumlichen Verteilung des Leerstands wenig differenziert 
ausfiel. Der Wohnungsleerstand wurde prioritär hinsichtlich seiner finanziellen Konsequenzen für 
die Wohnungseigentümer beurteilt. Zwei Ziele bestimmten den vorgeschlagenen Maßnahmen-
katalog: die Erhaltung und Entwicklung der Innenstädte und die Stabilisierung des Wohnungs-
marktes. Beide Ziele erforderten die Reduzierung des Wohnungsleerstands. In den 
Innenstadtgebieten sollte sie vorrangig über die Sanierung und Wiederbelegung leer stehender 
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253 Kommission 2000, S. 67. 
254 Kommission 2000, S. 70, 79, 87. 
255 Hierzu führt die Kommission aus: „Die Voraussetzung für einen rasch steigenden innerstädtischen 
Neubau lautet: Abriss jetzt! Bis 2010 sollten alle leer stehenden und störenden Gebäude abgerissen 
sein, um die Städte soweit zu stabilisieren, dass die folgende zweite Welle der Leerstände aus einer 
besseren Position heraus bewältigt werden kann. […] Gegen den Abriss von nicht mehr nachgefragten 
Wohnungen bestehen emotionale Vorbehalte. […] Noch bestehende Vorbehalte sollten jedoch rasch 
überwunden werden, denn ohne stabilisierende Abrisse greift Verfall weiter um sich, kann ein erhöhter 
innerstädtischer Neubau – im wesentlichen für die Eigentumsbildung – nicht rasch genug umgesetzt 
werden. Lösung: Die Politik muss für ein Abrissprogramm sofort Finanzmittel mobilisieren, um 
Wohnungsabrisse auf Vorrat zu bewältigen, den Wohnungsmarkt zu stabilisieren und einen großen 
Pool von Recyclingflächen zu schaffen. […] Möglichst schnell sollte die Zahl der Wohnungsabrisse pro 
Jahr 30.000 bis 40.000 Wohnungen erreichen. […] Ein Teil der freiwerdenden Flächen kann hinterher 
einer Neubebauung mit Eigenheimen zugeführt werden. […] Die Kommission warnt vor der Illusion, 
dass dem Abriss überall eine Wiedernutzung folgen wird. In der Mehrzahl der Fälle wird dies nicht 
möglich und notwendig sein”. Kommission 2000, S. 71-72. 
256 Kommission 2000, S. II. 
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Wohnungen durch Selbstnutzer und Mieter erreicht werden, z. T. aber auch über Abrissmaß-
nahmen.257 Die Fragen, wie die entstehenden Brachflächen wieder genutzt und Übergänge zu 
erhaltenen Altbaugebieten gestaltet werden könnten, bleiben (vorerst) unbeantwortet. Die Lösung 
der wohnungswirtschaftlichen Probleme altschuldenbelasteter Wohnungsunternehmen wurde in 
dem Abbau des Wohnungsüberhangs durch Wohnungsabrisse gesehen. Es wurde erwartet, 
dass sich infolgedessen die Investitionstätigkeit und Nachfrage nach Wohnungen in den Innen-
stadtgebieten erhöhen würden. Wie sich später zeigen sollte, wurden diese Erwartungen jedoch 
nicht erfüllt. 
Kabinettvorlage: Initiative der Bundesregierung zur Verbesserung der Stadt- und 
Wohnungsmarktentwicklung in den ostdeutschen Bundesländern – Programm 
Stadtumbau Ost – 2001 
Die Empfehlungen der Kommission wurden von Bund und Ländern übernommen, um die Städte 
in den ostdeutschen Bundesländern bei der Bewältigung des tiefgreifenden Strukturwandels und 
dem aus ihm resultierenden wachsenden Wohnungsleerstand zu unterstützen und einen Beitrag 
zur „Zukunftsfähigkeit der Städte und des Wohnungsmarktes” zu leisten.258 Die hier benannten 
Ziele gehen über die Reduzierung des Wohnungsleerstands hinaus. In der o. g. Kabinettvorlage 
zum Programm Stadtumbau Ost (2001) werden als Ziele im Einzelnen aufgeführt:259 
 die „Stabilisierung von durch physischen Verfall und soziale Erosion bedrohten Stadtteilen” 
und die Erhaltung der „aus städtebaulicher Sicht besonders wertvollen innerstädtischen 
Altbaubestände, die überdurchschnittliche Leerstandsquoten aufweisen”;  
 die „Verbesserung der wohnungswirtschaftlichen Rahmenbedingungen” und die „Sicherung 
der Funktionsfähigkeit der Wohnungsmärkte”;  
 eine nachhaltige Stadtentwicklung einerseits über die Revitalisierung der Innenstädte mit 
ihrer ausgebauten Infrastruktur und andererseits über das Entgegenwirkung der Zersiedlung 
im Umland;  
 die Stärkung des Wohlbefindens der Bürger und ihrer Identifikation mit der Stadt. 
Zum Erreichen dieser Ziele setzte die Bundesregierung auf integrierte Stadtentwick-
lungskonzepte mit Aussagen zur „Beseitigung des Angebotsüberhangs, der Aufwertung der von 
Rückbau betroffenen Viertel und der Konzentration der Wohnungsbauinvestitionen auf den 
                                                
257 Der Abriss von Altbauten wird in die Überlegungen der Kommission eingeschlossen: „Der Abriss von 
Gebäuden und die Wiedernutzung der Grundstücke werden zu unterschiedlichen Lösungen führen. 
Plattenbauten werden abgerissen, um Raum für Grünflächen zu schaffen […], um Grundstücke für 
neue Einfamilienhäuser bereitzustellen […]. Ähnliches gilt für den Abriss von Altbauten in den 
Innenstädten. Hier werden vielfach Einfamilienhäuser oder kleine, für Selbstnutzer geeignete Gebäude 
benötigt. Anstelle von mehrgeschossigen Gründerzeitbauten werden vielfach zweistöckige 
Einfamilienhäuser errichtet”. Kommission 2000, S. 73. 
258 VV-Städtebauförderung 2002, S. 2. 
259 Für die nachstehenden Punkte vgl. Kabinettvorlage 2001, S. 2. 
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innerstädtischen Altbau”.260 Mit dem strategischen Anspruch einer Vernetzung von städtebau-
lichen und wohnungswirtschaftlichen Aspekten griff die Bundesregierung die Empfehlungen der 
Kommission auf.261 Zur Lösung der spezifischen Probleme ostdeutscher Kommunen und 
Wohnungsunternehmen (Verbesserung der Stadt- und Wohnungsmarktentwicklung) kamen im 
Stadtumbau Ost verschiedene Instrumente zum Einsatz. Der Schwerpunkt lag auf der 
Zuschussförderung im Rahmen des Programms Stadtumbau Ost. Mit dem Programm wurde der 
ersatzlose Abriss von langfristig nicht mehr benötigten Wohngebäuden („Rückbau”) als neues 
Instrument zur Marktbereinigung und Beseitigung des Angebotsüberhangs eingeführt. 
Ergänzend wurden Fördermittel zur Neugestaltung und Aufwertung der von Rückbaumaßnahmen 
betroffenen Stadtquartiere und der Erhaltung der innerstädtischen Altbaubestände bereitgestellt.  
Weitere Bundesmittel wurden für einen Bundeswettbewerb zur Erarbeitung integrierter 
Stadtentwicklungskonzepte und für ein Kreditprogramm zur Finanzierung der Rückbaumaß-
nahmen über zinsverbilligte Darlehen eingesetzt.262 Zur Konzentration der Wohnungsbauinvesti-
tionen in den Innenstädten wurde eine Erhöhung der Investitionszulage für die Modernisierung 
von Mietwohnungen im innerstädtischen Altbaubestand vorgenommen und das Programm 
„Wohneigentumsbildung in innerstädtischen Altbauquartieren” eingeführt.263 Die Ausweitung des 
Wohnungsleerstands in Folge des Neubaus selbstgenutzter Wohnungen sollte so verhindert und 
die Nachfrage nach selbstgenutztem Wohneigentum stärker in den Bestand gelenkt werden. 
Bundeswettbewerb Stadtumbau Ost – für lebenswerte Städte und attraktives Wohnen – 
2002 
Vor dem Start des Programms Stadtumbau Ost im Jahr 2002 wurde der Bundeswettbewerb 
„Stadtumbau Ost – für lebenswerte Städte und attraktives Wohnen” durchgeführt. Der 
Wettbewerb diente dazu, die Städte bei der Bearbeitung von integrierten Stadtentwicklungs-
konzepten (INSEK) für den Stadtumbau zu unterstützen. Die eingereichten Wettbewerbsbeiträge 
der 259 ostdeutschen Städte und von zehn Berliner Stadtteilgebieten wurden dem aus Sicht des 
Bundes erforderlichen Paradigmenwechsel von der wachsenden zur schrumpfenden Stadt nicht 
in vollem Umfang gerecht.264 Es zeigte sich, dass in den Kommunen oft Kenntnisse über das 
genaue Ausmaß der Probleme fehlten, Unsicherheiten bei der sachgerechten Interpretation der 
Daten auftraten und in zu optimistischen Prognosen der Bevölkerungsentwicklung mündeten. Die 
Wohnungsunternehmen hatten vielfach Schwierigkeiten, offen mit ihrer Existenzgefährdung 
umzugehen.265 
Die von den Kommunen in den Stadtentwicklungskonzepten vorrangig thematisierten Probleme 
waren die Einwohnerentwicklung in den 1990er Jahren und die Wohnungsleerstände. Im 
Quervergleich der Städte wurde deutlich, dass sie sich hinsichtlich ihrer Ausgangslage stark 
                                                
260 Kabinettvorlage 2001, S. 2-3. 
261 BMVBS, BBR 2008a, S. 27. 
262 Kabinettvorlage 2001, S. 4-5. 
263 Kabinettvorlage 2001, S. 5-6. 
264 BMVBW März 2003, S. 11. 
265 IRS, IÖR, ADVIS 2001, S. 1-2. 
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voneinander unterschieden (Abb. 14). Die größten Probleme waren in Städten mit einem hohen 
Anteil an Altbausubstanz anzutreffen. Sie besaßen bereits 1995 eine überdurchschnittliche 
Leerstandsquote, die bis 2001 weiter anstieg.266 Es sind gerade Städte, deren Entwicklung von 
der Industrialisierung vorangetrieben worden war, die einen hohen Anteil an Gründerzeit-
gebäuden aufweisen. 
Die Städte konzentrierten sich im Umgang mit dem Leerstand auf den Abriss von Wohnungen.267 
Der Umfang der geplanten Wohnungsabrisse lag in der Regel unter dem im Jahr 2001 ermittelten 
Wohnungsleerstand. Es gab jedoch auch Städte, die Wohnungsabrisse in einem Umfang 
vorsahen, der die ermittelte Zahl leer stehender Wohnungen deutlich überstieg.268 Fast 
ausnahmslos formulierten die Städte ein Leitbild, das die Aufwertung der historisch gewachsenen 
Innenstädte als Wohn- und Arbeitsort vorsah und sinkende Leerstandszahlen in diesen Gebieten 
erwartete. Die kleinteilige Eigentümerstruktur in den Innenstädten wurde generell als 
Schwierigkeit betrachtet.269 Einige Städte legten den Schwerpunkt zugunsten einer Eigentums-
bildung in den Innenstadtgebieten auf die Sanierung der Altstadtkerne und die angrenzenden 
Stadterweiterungsgebiete aus der Gründerzeit.  
Mit dem so erreichbaren Imagegewinn für den Stadtkern erhoffen sie sich positive 
Impulse für die gesamte Stadtentwicklung. Derartige Umbaumaßnahmen haben häufig 
Priorität vor Maßnahmen in den Plattenbausiedlungen. In den Altbauquartieren sind 
schwerpunktmäßig Gebäudesanierungen, Baulückenschließungen und weitere Aufwer-
tungsmaßnahmen wie z. B. Gestaltung der Freiflächen vorgesehen. Gebäudeabrisse 
spielen hier in den meisten Kommunen nur eine untergeordnete Rolle. Bestandsredu-
zierungen sollen in Altbauquartieren vor allem durch Wohnungszusammenlegungen und 
-umnutzungen erreicht werden.270 
Basierend auf der Auswertung der Wettbewerbsbeiträge wurde den Kommunen vom 
Bundesministerium im Jahr 2003 eine Arbeitshilfe zum Stadtumbau zur Verfügung gestellt. Vier 
Hinweise darin sind in diesem Zusammenhang erwähnenswert:271 
 
                                                
266 BMVBW, BBR 2003, S. 18. Hierzu wird weiter ausgeführt, dass zwei Drittel der Oberzentren und ein 
hoher Anteil an Mittelstädten mit mehr als 20.000 Einwohnern die Gruppe mit dem höchsten 
Problemdruck bilden. Dazu gehören unter anderem die Stadt Görlitz, Fallstudie dieser Arbeit, aber auch 
die Städte Brandenburg, Chemnitz, Gera, Halle, Magdeburg, Zwickau und Wittenberge. Die besonders 
problematische Situation ist wie folgt zu erklären: „Ein hoher Leerstand im Jahr 1995 verweist auf einen 
hohen Anteil an Geschosswohnungen in Altbauten, die zu diesem Zeitpunkt noch nicht saniert waren. 
Die Leerstände haben sich in diesen Städten nach 1995 stark erhöht und in die Plattenbaubestände 
verschoben. Diese Städte haben unter der Suburbanisierungswelle nach 1995 stärker gelitten als die 
Städte [mit einem niedrigen Leerstand und hoher Leerstandszunahme bzw. hohem Leerstand und 
geringer Zunahme]. Ihr Wohnungsbestand konnte nicht im erforderlichen Umfang den 
Wohnungsansprüchen von Eigentumserwerbern angepasst werden.” Ebd. 
267 IRS, IÖR, ADVIS 2001, S. 14. 
268 IRS, IÖR, ADVIS 2001, S. 13. 
269 IRS, IÖR, ADVIS 2001, S. 12. 
270 BMVBW, BBR 2003, S. 23. 
271 BMVBW, BBR 2003, S. 58-61. 































































Abb. 14:   Problemdruckindikator Leerstand in den ostdeutschen Bundesländern 2001. „Die Karte zeigt 
die Leerstandsentwicklung bis 2001. Für den Problemindikator werden die Leerstandszahlen der Ge-
bäude- und Wohnungszählung (GWZ) 1995 in Bezug gesetzt zu den Leerstandsangaben der Wettbe-
werbsbeiträge für das Jahr 2001. In der Karte sind die Kommunen berücksichtigt, die nachvollziehbare 
[sic.] Angaben zum Wohnungsleerstand machten. Zur Erläuterung: hoher Leerstand: Leerstand 1995 > 
6,5 % niedriger Leerstand: Leerstand 1995 < 6,5 %; hohe Zunahme: Leerstandsentwicklung 1995-2001 
> 6,0 %; niedrige Zunahme: Leerstandsentwicklung 1995-2001 < 6,0 %”. Quelle: BMVBW, BBR 2003, 
S. 19. 
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1.  Es wurde als „zentrale[r] Bestandteil der städtischen Aufwertungspläne [...] eine Verknüpfung 
mit der Leerstandsanalyse” gefordert.272 
2.  Die Sanierung der Innenstädte wurde aufgrund der großen Bedeutung eines attraktiven 
Stadtzentrums als unumgänglich angesehen. In der Arbeitshilfe wurde aber auch deutlich 
gemacht, dass sich allein aus dem Baualter kein genereller Erhaltungsanspruch ergab. 
Vielmehr war es  
gefährlich, diese Argumentation für alle Altbaugebiete zu übernehmen, weil dem 
Zentrum gegenüber diesen Quartieren dann keine Priorität mehr eingeräumt wird. […] 
Bestände und Lagen, deren zentralen Schwächen durch Aufwertungen nicht beseitigt 
werden können, [kommen] als Aufwertungsgebiete nicht in Frage.273 
3.  Bei der Umsetzung von Aufwertungsmaßnahmen in Altbaugebieten war mit Schwierigkeiten 
aufgrund mangelnder Wohnungsmarktkenntnisse von Privateigentümern zu rechnen. Hier 
führten in der Regel Risikoscheue, Unkenntnis über Fördersysteme und über realistische 
Ertragsmöglichkeiten sowie unbegründete Ängste vor Investitionen oder vor unrealistischen 
Ertragserwartungen zu einem passiven Verhalten privater Eigentümer. 
4.  Bei der Festlegung von Abrissmaßnahmen ergaben sich in Altbaugebieten Probleme aus 
den kleinteiligen Eigentumsverhältnissen und aus der Tatsache, dass die privaten 
Eigentümer verständlicherweise einem Abriss der (womöglich einzigen) eigenen Immobilie 
oft sehr kritisch gegenüberstanden. 
Die genannten vier Aspekte machen deutlich, dass auf Bundesebene von Anfang an mit dem 
Stadtumbau Ost eine konsequente Erhaltungsstrategie für die historischen Stadtkerne verfolgt 
wurde. Gleichzeitig waren Abrissmaßnahmen im Altbaubestand nicht kategorisch ausgeschlos-
sen. Die Einbindung von privaten Eigentümern, in deren Besitz sich in der Regel der Großteil der 
innerstädtischen Altbauten befindet, wurde für beide Optionen (Aufwertung und Abriss) gefordert. 
Probleme stellten sich aus Sicht des Bundes zu diesem Zeitpunkt durch ein unzureichendes 
Problemverständnis bei den Kommunen und Wohnungseigentümern ein. Die Akzeptanz gege-
nüber Wohnungsabrissen in dem vorgesehenen Umfang war insgesamt als eher gering 
einzuschätzen.  
VV-Städtebauförderung zum Programm Stadtumbau Ost – 2002-2010 
In der VV-Städtebauförderung unterscheiden sich die Programmbereiche „Rückbau” und 
„Aufwertung” hinsichtlich der festgelegten Förderkonditionen.274 Im Programmbereich Rückbau 
wird der Abriss überzähliger Wohneinheiten durch Bund und Länder gemeinsam finanziert. Die 
förderfähigen Kosten werden zu je 50 Prozent vom Bund und dem jeweiligen Land getragen. Bei 
                                                
272 BMVBW, BBR 2003, S. 58. 
273 BMVBW, BBR 2003, S. 58. 
274 Vgl. VV-Städtebauförderung 2002 bis 2010. Das Volumen der Bundesfinanzhilfen betrug innerhalb der 
ersten Laufzeit von 2002 bis Ende 2009 rund eine Milliarde Euro. Im Jahr 2010 stellte der Bund weitere 
94,7 Millionen Euro zur Verfügung. BMVBS 2011a, S. 106. 
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der Förderung von Aufwertungsmaßnahmen wird im Unterschied dazu je ein Drittel der förder-
fähigen Kosten von Bund und Ländern übernommen. Das letzte Drittel erbringt hier die Kommune 
als Eigenanteil. Diese Differenzierung bei der Gewährung der Zuschüsse wirkt sich in den ersten 
Programmjahren in Kommunen mit geringen Finanzmitteln zugunsten von Rückbaumaßnahmen 
aus.275 Die Programmbereiche Rückbau und Aufwertung sind in der VV-Städtebauförderung wie 
folgt geregelt.276 Nicht alle Regelungen lagen von Beginn an vor. Auf sie wird jeweils speziell 
hingewiesen.  
Zu den Rückbaumaßnahmen zählen:  
 der Abriss „leer stehender, dauerhaft nicht mehr benötigter Wohngebäude oder Wohn-
gebäudeteile”,  
 die Freimachung von Wohnungen und  
 die einfache Herrichtung des Grundstücks zur Wiedernutzung (insbesondere Begrünung).277 
Seit 2005 sind   
 die stadtumbaubedingte Rückführung der städtischen Infrastruktur im Fördergebiet278 und  
 Sicherungsmaßnahmen im Altbaubestand ebenfalls als Rückbaumaßnahme förderfähig. 
Als städtebauliche Aufwertungsmaßnahmen können gefördert werden:279 
 die Erarbeitung und Fortschreibung städtebaulicher Entwicklungskonzepte für die gesamte 
Gemeinde [unter Beteiligung der Wohnungseigentümer] sowie die Bürgerbeteiligung;280 
 die städtebauliche Neuordnung sowie die Wieder- und Zwischennutzung von Industrie-, 
Verkehrs- oder Militärbrachen;281 
 die Verbesserung des öffentlichen Raums, des Wohnumfeldes und der privaten 
Freiflächen;282 
 die Anpassung der städtischen Infrastruktur; 
 die Aufwertung des vorhandenen Gebäudebestandes (dazu gehört insbesondere die 
Erhaltung von Gebäuden mit baukultureller Bedeutung, wie z. B. die Instandsetzung und 
Modernisierung von stadtbildprägenden Gebäuden); 
 die Wiedernutzung und Zwischennutzung der freigelegten Flächen;283 
 sonstige Bau- und Ordnungsmaßnahmen, die für den Stadtumbau erforderlich sind und 
 Leistungen von Beauftragten. 
                                                
275 BMVBW 2005, S. 101. 
276 Bei der Definition der Rückbau- bzw. Aufwertungsmaßnahmen erfolgten die wesentlichen Änderungen 
bis zum Jahr 2008, dem Jahr in dem das in der Fallstudie untersuchte Projekt begann. Aus diesem 
Grund wird bei der nachfolgenden Darstellung auf diese Fassung zurückgegriffen. Die VV-
Städtebauförderung unterliegt bei ihrer jährlichen Ausarbeitung redaktionellen Anpassungen. Das führt 
dazu, dass die Programmbereiche in wechselnden Artikelnummern bzw. Absatznummern abgehandelt 
werden. Im Folgenden wird exempl. auf einzelne Vereinbarungen verwiesen. 
277 Z. B. VV-Städtebauförderung 2003, Artikel 2 Abs. 3 Satz 3; VV-Städtebauförderung 2008, Artikel 10 
Abs. 3. 
278 Seit der VV-Städtebauförderung 2005, Artikel 6 Abs. 1. 
279 VV-Städtebauförderung 2008, Artikel 9 Abs. 2. 
280 Bürgerbeteiligung eingeführt in der VV-Städtebauförderung 2008. 
281 Eingeführt in der VV-Städtebauförderung 2008. 
282 Bis 2008 nur Wohnumfeld. 
283 Zwischennutzung eingeführt in der VV-Städtebauförderung 2005. 
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Zum Zeitpunkt des Programmstarts lagen keine Erfahrungen im Umgang mit einem hohen 
strukturellen Wohnungsleerstand und seinen städtebaulichen und wohnungswirtschaftlichen 
Folgen vor. Um diesen „neuen” Problemen in den ostdeutschen Bundesländern gerecht werden 
zu können, wurden mögliche Programmmodifikationen von Anfang an eingeplant („lernendes 
Programm”). Diese Möglichkeit der Nachsteuerung wurde im Rahmen der jährlich auszuhan-
delnden VV-Städtebauförderung zwischen Bund und Ländern intensiv genutzt. Zwischen 2002 
bis einschließlich 2010 erfolgten in jedem Jahr Anpassungen. Diese „Kurskorrekturen” sind 
Ausdruck der von Bund und Ländern als prioritär eingestuften Probleme und setzten neue 
Akzente bei der Lösungssuche in der Stadtumbaupraxis. Nachfolgend werden die für den 
Stadtumbau in den Innenstädten und den Umgang mit Altbauten relevanten Programm-
modifikationen im Quervergleich der VV-Städtebauförderung näher betrachtet.284 
Von Beginn an wurde die paritätische Aufteilung der Fördermittel auf beide Programmbereiche 
vorgesehen: „Die Länder stellen sicher, dass die Hälfte der […] Bundesmittel für die Förderung 
des Rückbaus von Wohnungen eingesetzt wird”.285  
„Die hälftige Aufteilung der Finanzhilfen auf die beiden Bereiche Rückbau und Aufwertung musste 
nicht in jeder Gemeinde eingehalten werden. Es genügte die Beachtung auf Landesebene”.286 
Ziel war es, den Abriss von Wohnungen zur Marktbereinigung möglichst zügig voranzutreiben. In 
Ausnahmefällen konnten mehr als die Hälfte der Mittel für Rückbaumaßnahmen eingesetzt 
werden. Trat dieser Fall ein, behielt sich der Bund vor, eine entsprechende Kompensation in 
einem späteren Programmjahr zu fordern.287 In den ersten Jahren wurden in vielen Städten vor 
allem wohnungswirtschaftlich motivierte Rückbaumaßnahmen umgesetzt. Dieses Vorgehen 
führte in Verbindung mit Fehlentwicklungen in den Innenstädten wie der Vernachlässigung der 
Aufwertung und dem Abriss von Baudenkmälern zur Wahrnehmung des Programms als reines 
Abrissprogramm. Im Jahr 2007 wurde der entsprechende Passus in der VV-Städtebauförderung 
geändert. Von da an waren die ostdeutschen Bundesländer aufgefordert sicherzustellen, „dass 
mindestens die Hälfte der […] Bundesfinanzhilfen für die Förderung der Aufwertung von 
Stadtquartieren eingesetzt wird”.288 
Dies verdeutlicht die hohe Priorität, die zu Beginn dem Abriss von Wohnungen und damit der 
wohnungswirtschaftlichen Dimension des Programms zugeordnet wurde (Abb. 15). Bis auf 
Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen nutzten die Bundesländer den eingeräumten Spiel-
raum bei der Schwerpunktsetzung für den Programmbereich Rückbau aus. Besonders stark 
wurde im Freistaat Sachsen und in Sachsen-Anhalt von dem paritätischen Mitteleinsatz 
abgewichen, den zwei Bundesländern, die vom Wohnungsleerstand am stärksten betroffen 
                                                
284 Eine vollständige chronologische Übersicht über die Anpassungen innerhalb der ersten Laufzeit (2002-
2008) einschließlich der flankierenden Maßnahmen liegt mit der Programmevaluierung vor. Auf deren 
Darstellung kann daher an dieser Stelle verzichtet werden. Vgl. BMVBS, BBR 2008a, S. 27-39. 
285 VV-Städtebauförderung 2002, Artikel 2 Abs. 2 Satz 7. 
286 VV-Städtebauförderung 2002, Protokollnotiz Nr. 9. 
287 VV-Städtebauförderung 2003, Protokollnotiz Nr. 8. 
288 VV-Städtebauförderung 2007, Artikel 6 Abs. 3. Allerdings wurde hierbei eine mögliche Abweichung von 
dieser Vorgabe eingeräumt, wenn das Ziel, ein Drittel der leer stehenden Wohnungen abzureißen, 
sonst nicht erreicht werden könnte. VV-Städtebauförderung 2007, Protokollnotiz Nr. 11. 
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waren. In den Jahren 2003 bzw. 2004 wurden in Sachsen 77 bzw. 80 Prozent, in Sachsen-Anhalt 
60 bzw. 93 Prozent der Stadtumbaumittel für den Rückbau eingesetzt, um schnell eine große 
Reduzierung des Wohnungsbestandes zu erzielen.289 Im Durchschnitt der Bundesländer wurden 
59 Prozent der Bundes- und Landesmittel für Rückbaumaßnahmen und 41 Prozent für 
Aufwertung eingesetzt.290 Insgesamt wurde knapp die Hälfte der Wohnungsabrisse, die mit dem 
Programm bis 2009 erreicht werden sollten (177.530 der geplanten 350.000 Wohnungen), bis 
Ende 2004 bewilligt.291 In der Folge stagnierten die Leerstandszahlen bei den kommunalen 
Wohnungsunternehmen, bei den Wohnungsgenossenschaften waren sie leicht rückläufig.292 
Die unterschiedlichen Eigentümergruppen wurden zu wichtigen Partnern im Stadtumbauprozess. 
Dies galt in besonderem Maße für den Abriss von Wohnungen, traf aber auch auf die Aufwertung 
von Stadtgebieten zu. Die Beteiligung der Eigentümer wurde von Beginn an als ein wichtiges 
Instrument angesehen, um sie für die unterschiedlichen Aufgaben im Stadtumbau zu aktivieren 
und eine erhöhte Verbindlichkeit für Lösungen herzustellen.293 Bei der Erarbeitung der 
Stadtentwicklungskonzepte sind die Kommunen daher aufgefordert, „sich ernsthaft zu bemühen, 
die von den beabsichtigten Stadtumbaumaßnahmen betroffenen Wohnungseigentümer [...] 
einzubeziehen. Das gilt auch für die privaten Eigentümer einzelner Wohngebäude”.294 In der 
ersten Laufzeit des Programms wurden private Eigentümer kaum eingebunden, obwohl sich der 
Wohnungsleerstand in etwa zu gleichen Anteilen auf ihre Bestände verteilte.295 
Erwähnenswert sind in diesem Zusammenhang die ergänzenden Regelungen zur Altschulden-
hilfeentlastung, die in Verbindung mit der VV-Städtebauförderung 2008 eingeführt wurden. Die 
Altschuldenbelastung hatte ihren Ursprung in der Überführung der staatlichen Neubau-
wohnungen der DDR in kommunale Wohnungsunternehmen und Wohnungsgenossenschaften. 
Diese war mit der Übertragung von Staatsschulden verbunden (Altschulden). Die Entwicklung 
des Wohnungsmarktes in den 1990er Jahren zeigte, dass die Höhe der angesetzten Altschulden 
die betroffenen Wohnungsunternehmen zu stark belastete: Infolgedessen wurde 1993 das 
Altschuldenhilfegesetz (AltSchG) erlassen, dass die Teilentlastung der Wohnungsunternehmen 
von den Altschulden regelte. Gleichzeitig wurde mit dem Inkrafttreten des AltSchG die 
verbleibende Altschuldenbelastung auf den gesamten Wohnungsbestand eines Wohnungsunter-
nehmens ausgedehnt, wodurch die Altbaubestände mit Altschulden belastet wurden. Dieses 
Vorgehen wirkte sich im Stadtumbau Ost dahingehend aus, dass die Rückbaumaßnahmen 
zunehmend in Widerspruch zu den Zielen der Erhaltung der Altbauten und des städtebaulichen 
Denkmalschutzes gerieten.  
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Mit dieser Ausdehnung der Altschuldenbelastung über die Neubausiedlungen der DDR 
hinaus [war] die ursprüngliche, klare Konsistenz und Plausibilität der Stadtentwicklungs-
ziele, die mit dem Städtebaulichen Denkmalschutz, dem Programm Stadtumbau Ost und 
generell mit dem § 171a BauGB gegeben waren, […] nicht mehr in vollem Umfang 
vorhanden. Die Privatisierung von Altbaubeständen [war] für die kommunalen Wohnungs-
unternehmen aufgrund der grundstücksbezogenen Altschuldenbelastung […] keine 
wirtschaftliche Alternative zu einer mit dem Abriss verbundenen Altschuldenentlastung 
[mehr] (Rückbau = Altschuldenentlastung).296 
Die Förderung von Abrissen überzähliger Wohngebäude im Stadtumbau Ost führte in Verbindung 
mit der Altschuldenregelung zu einem erhöhten „Abrissdruck” auf die ohnehin kostenintensiveren 
kleinteiligen Altbaubestände (höhere Sanierungs- und Verwaltungskosten bei niedrigen 
Mietpreisen). Die Sanierung oder Privatisierung (Verkauf) der Bestände war aufgrund der 
Altschuldenbelastung auf dem Mietwohnungs- und Immobilienmarkt nicht mehr wirtschaftlich 
durchzusetzen. Diese negativen Auswirkungen waren in der Form vom Gesetzgeber nicht 
beabsichtigt. In Verbindung mit der VV-Städtebauförderung 2008 wurde korrigierend eingegriffen 
und es wurden ergänzende Regelungen und Modifikationen zum AltSchG eingeführt.297 Die 
Altschuldenhilfe kann nun auch in Verbindung mit der Sanierung und dem Verkauf von Altbauten 
in Anspruch genommen werden. Beim Verkauf eines Gebäudes ist es möglich, die 
Altschuldenentlastung in die Sanierung anderer stadtbildprägender Gebäude zu leiten.  
Diese Festlegungen erweisen sich in der Stadtumbaupraxis als zielgenau, um dem Abrissdruck 
auf altschuldenbelastete Altbauten entgegenzuwirken. Sie werden später in der Novelle zum 
Altschuldenhilfegesetz im Jahr 2011, mit der die Fortsetzung des AltSchG über das Jahr 2013 
hinaus festgeschrieben wird, aufgegriffen.298 Die Novelle nimmt zwei Modifikationen vor. Zum 
einen erfolgt die Entkopplung von der Härtefallregelung § 6a zur Erweiterung der 
Antragsberechtigung auf alle mit Altschulden belasteten Wohnungseigentümer. Zum anderen 
wird die sogenannte „Kopplungsregelung” eingeführt. Die Altschuldenentlastung wird 
Wohnungsunternehmen bei Abriss nur für Gebäude gewährt, die nach 1948 errichtet wurden. 
Dabei ist die folgende Bedingung an die Entlastung von den Altschulden geknüpft: „Der 
Entlastungsbetrag [muss] vollständig in den Erwerb und die Sanierung von Wohngebäuden in 
den Innenstädten und in Sanierungsobjekte in Stadtquartieren, die gemäß städtebaulicher 
Entwicklungskonzepte als dauerhaft notwendig für die Wohnraumversorgung ausgewiesen sind, 
investiert” werden.299 Damit erfolgte die entscheidende Kurskorrektur im Umgang mit den 
Altbauten in ostdeutschen Innenstädten. Diese Kurskorrektur erscheint aus einem weiteren 
Grund sinnvoll. So wurde Ende 2010 in einer Studie zur Wirkung der Altschuldenhilfe im 
Programm Stadtumbau Ost nachgewiesen, dass die Altschuldenentlastung in Verbindung mit 
Abrissförderung keine positiven Effekte auf die Aufwertung (innerstädtischer) Erhaltungsgebiete 
                                                
296 Sulzer, Pfeil 2006, S. 165. 
297 Vgl. BMVBS, BBR 2008a, S. 36-37. 
298 Vgl. Deutscher Bundestag 2011. 
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auslösen konnte.300 Auch die Umwidmung der Altschuldenentlastung und Umleitung in die 
Sanierung von erhaltenswerten Beständen hatten bislang keine praktische Bedeutung.301 Der 
Abriss folgte im Wesentlichen betriebswirtschaftlichen Kriterien, wodurch das Ziel, von außen 
nach innen zurückzubauen, nicht konsequent umgesetzt wurde.302 Insgesamt hat sich der 
Wohnungsmarkt bis zum Jahr 2010 stabilisiert. Inwieweit die Wohnungsabrisse dies bewirkt 
haben, ist allerdings nicht eindeutig nachzuweisen.303 Berücksichtigt man, dass der „Abriss eines 
leer gezogenen stillgelegten Gebäudes […] nur unter besonderen Bedingungen wirtschaftlich” 304 
ist, dann könnte man zu dem Schluss kommen, dass das Leerziehen und die Stilllegung eine 
wirtschaftliche Alternative zum Abriss sein können, wenn keine Abrissförderung erfolgt.  
Der räumliche Schwerpunkt der Rückbaumaßnahmen wurde zu Beginn in den meisten 
Bundesländern auf die Stadtrandgebiete gelegt.305 Eine Ausnahme bildete der Freistaat Sachsen. 
In den ersten beiden Programmjahren im Stadtumbau Ost wurden hier rund 60 Prozent der 
Rückbaumaßnahmen in Innenstadtgebieten vorgenommen.306 Der über Rückbaumittel im 
Programm Stadtumbau Ost geförderte Abriss von stadtbildprägenden, erhaltenswerten 
Gebäuden wurde aber auch in anderen Bundesländern nachgewiesen. Der in der Form mit dem 
Programm nicht intendierte „Abrissdruck” in Innenstädten führte zunächst zu Einschränkungen 
und schließlich zum vollständigen Ausschluss von Altbauten aus der Abrissförderung. Im Jahr 
2005 wurde festgelegt, dass „der Rückbau von vor 1914 errichteten Gebäuden in straßenparal-
leler Blockrandbebauung (Vorderhäusern) oder anderen das Stadtbild prägenden Gebäuden […] 
grundsätzlich der Zustimmung des Landes” bedarf.307 Damit wurde einer einseitig begründeten 
Vernichtung von Gründerzeitgebäuden entgegengewirkt. Hiervon ausgenommen waren lediglich 
Abrissvorhaben, denen bereits in einem anderweitigen Verfahren von der zuständigen 
Denkmalschutzbehörde zugestimmt wurde oder die über eine objektkonkrete Festsetzung in 
einem Stadtentwicklungskonzept von der Gemeinde beschlossen wurden. Von 2006 bis 
einschließlich 2007 wurden zudem Altbauten, die nach bauordnungsrechtlichen Maßstäben als 
nicht bewohnbar galten, vom Abriss ausgeschlossen.308 Ausdrücklich ausgeschlossen wurde 
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305 In der Konsequenz der Schwerpunktsetzung auf den Programmbereich Rückbau stehen entsprechend 
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308 VV-Städtebauförderung 2006, Artikel 6 Abs. 1 Satz 2. Dieser wichtige Passus wurde mit der weiteren 
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2008 zudem der Rückbau von denkmalgeschützten Gebäuden.309 Ausnahmen sind zulässig, 
sofern die Zustimmung des BMVBS erfolgt und dem quartiersbezogenen städtebaulichen 
Konzept zu entnehmen ist, dass die Aufwertungs- und Rückbaumaßnahmen insgesamt zur 
Erhaltung des Stadtbildes und des städtebaulichen Ensembles beitragen.310 
Mit dem o. g. weitgehenden Ausschluss des Rückbaus der vor 1914 errichteten stadtbildprägen-
den Gebäude im Jahr 2005 wurde eine weitere positive Regelung zur Erhaltung von Altbauten 
eingeführt: Von nun an waren „Sicherungsmaßnahmen an vor 1914 errichteten Gebäuden in 
straßenparalleler Blockrandbebauung (Vorderhäusern) und anderen das Stadtbild prägenden 
Gebäuden” förderfähig.311 In den ersten beiden Jahren nach Einführung der Regelung war der 
Umfang zunächst auf 3 Prozent der eingesetzten Bundesmittel beschränkt. Später wurde der 
Anteil auf 5 Prozent (2007), 15 Prozent (2008) und schließlich 30 Prozent (2010) erhöht.312 Im 
Jahr 2008 wurden die Sicherungsmaßnahmen auf den vor 1949 errichteten Baubestand 
ausgedehnt.313 Ab dem Jahr 2010 war hierüber auch der Erwerb von Altbauten durch Städte und 
Gemeinden zum Zweck der Sanierung und Sicherung förderfähig.314 Die Finanzierung war über 
beide Programmbereiche möglich. Unabhängig von der Zuordnung war für Sicherungs-
maßnahmen kein kommunaler Eigenanteil zu erbringen.315 Die diesbezügliche Gleichbehandlung 
von Sicherungs- und Rückbaumaßnahmen war ein deutliches politisches Signal zugunsten der 
Erhaltung von Altbaubeständen. Gleichzeitig ermöglichte sie auch Kommunen, deren Finanzlage 
wenig Spielraum ließ, Sicherungen von stadtbildprägenden Gebäuden durchzuführen. Gerade 
kleinere Städte konnten den Eigenanteil für Aufwertungsmaßnahmen oftmals nicht erbringen und 
die staatlichen Finanzhilfen daher nicht vollständig abrufen.316 Die Finanzschwäche der Städte 
wirkte sich mitunter auf die Programmumsetzung aus und verzögerte die gewünschte Aufwertung 
der Innenstädte. Diese Beobachtung veranlasste Bund und Länder im Jahr 2007 die sogenannte 
„Experimentierklausel” in die VV-Städtebauförderung aufzunehmen. Sie räumte den Bundes-
ländern die Möglichkeit ein, im Einzelfall vom Eigentümer eingebrachte Mittel als kommunalen 
Eigenanteil zu werten, „wenn konkrete Anhaltspunkte dafür bestehen, dass anderenfalls die 
Investitionen unterbleiben würden”.317 Das Vorgehen ermöglichte es den Städten, den Eigenanteil 
von einem Drittel der förderfähigen Summe auf 10 Prozent zu reduzieren.  
Die vorgenommenen Programmmodifikationen in der VV-Städtebauförderung von 2002 bis 2010 
zeigen, dass sich die Problemsicht von Bund und Ländern im Stadtumbau Ost im Laufe der Zeit 
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von einer wohnungswirtschaftlich dominierten Perspektive zu einer stärker städtebaulichen 
Perspektive verschoben hat. Anfangs lagen Bedenken dahingehend vor, dass der 
Programmbereich Rückbau nicht auf ausreichende Akzeptanz seitens der Kommunen und 
Wohnungseigentümer treffen würde. Dementsprechend wurde er zunächst stärker forciert. Diese 
Bedenken wurden in der Stadtumbaupraxis widerlegt. Es zeigte sich, dass die Fördermittel nicht 
im gewünschten Umfang für Aufwertungsmaßnahmen und entgegen aller Intentionen im 
Übermaß auch für Abrisse in den Innenstadtgebieten eingesetzt wurden. Standen zunächst die 
Probleme in den Großwohnsiedlungen in den Stadtrandgebieten im Mittelpunkt der Ausein-
andersetzung, rückten nun die Probleme in den Innenstädten in den Vordergrund. Bei der 
Lösungssuche erwies sich der Ausschluss der vor 1914 errichteten Gebäude von geförderten 
Abrissmaßnahmen und die Einführung der Förderung von Sicherungsmaßnahmen an Altbauten 
und anderen stadtbildprägenden Gebäuden im Jahr 2005 als richtungweisend. Mit der VV-
Städtebauförderung 2007 erfolgte eine deutliche Kurskorrektur zugunsten der Erhaltung von 
Altbauten und der Aufwertung der Innenstädte (Festsetzung des Mindestanteils für 
Aufwertungsmittel; Einführung der Experimentierklausel; Differenzierung der Abrissförderung 
nach Gebäudehöhe). Die neuen Schwerpunkte wurden in der VV-Städtebauförderung 2008 
bestätigt und der Schutz von Altbauten wiederum deutlich erweitert. Altbauten, die vor 1919 
errichtet wurden und Baudenkmäler generell wurden vom Programmbereich Rückbau 
ausgeschlossen. Die Förderung von Aufwertungs- und Sicherungsmaßnahmen war nun auch in 
Erhaltungsgebieten nach § 172 BauGB möglich.318 Zuvor war ihr Einsatz auf Stadtumbaugebiete 
nach § 171 b BauGB oder Sanierungsgebiete nach §142 BauGB begrenzt.319 Insgesamt haben 
die Aufwertung der Innenstädte und die Erhaltung der Altbauten und städtebaulichen Ensembles 
im Stadtumbau innerhalb der ersten Programmlaufzeit stark an Bedeutung gewonnen. Diese 
Schwerpunktverschiebung prägte die weitere Programmgestaltung in der zweiten Laufzeit.  
Begleitforschung zum Stadtumbau Ost – 2002-2010 
Aufschluss über die unterschiedliche Problemsicht von Bund und Ländern, Kommunen und 
Experten geben die Statusberichte und Dokumentationen der Kongresse und Transferveran-
staltungen sowie die Ergebnisse der Programmevaluierung im Jahr 2008 und der Experten-
workshops im Frühjahr 2010.  
Bereits im zweiten Programmjahr (2003) widmete sich ein Gutachten den Fragen der „Baukultur 
im Stadtumbau”320 und lieferte erste Ergebnisse zur baukulturellen Ebene des Stadtumbaus und 
dessen Auswirkungen auf Stadtgestaltung und Stadtbild. Das Gutachten zeigte, dass vielerorts 
der Umgang mit dem baulichen Erbe im Stadtumbau Gegenstand der Auseinandersetzung war. 
So wurde der Anspruch formuliert, „den Stadtumbauprozess auch in seiner kulturellen Dimension 
kreativ erfassen zu wollen und […] Problemlösungen keineswegs nur im Sinne einer kurzfristigen 
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Pragmatik zu sehen”.321 In der Praxis gestaltete sich die Umsetzung dieses Anspruchs in der 
Anfangsphase des Programms jedoch in der Regel schwierig und warf eher Fragen auf, als 
Lösungen aufzuzeigen. 
Eine erste Bilanz zur Programmumsetzung wurde im Jahr 2003 auf dem Kongress „Zwei Jahre 
Stadtumbau Ost” in Berlin gezogen. Hier lag der Schwerpunkt auf wohnungswirtschaftlichen 
Aspekten und auf der Entwicklung der Großsiedlungen am Stadtrand. Fragen der städtebaulichen 
und architektonischen Qualität wurden im engen Zusammenhang mit den Stadtrandsiedlungen 
behandelt. Im selben Jahr wurden allerdings Konflikte mit dem Programmzielen im 
Städtebaulichen Denkmalschutz auf dem gleichnamigen Kongress thematisiert. Ende 2003 und 
Anfang 2004 widmeten sich zwei Informationsveranstaltungen zum Stadtumbau der Perspektive 
der Wohnungsunternehmen.322 Probleme des Stadtumbaus in innerstädtischen Gebieten wurden 
jedoch nicht angesprochen.  
Im Jahr 2004 wurde die Bundestransferstelle Stadtumbau Ost eingerichtet, um die Kommunen 
bei der Programmumsetzung zu unterstützen und einen gegenseitigen Erfahrungsaustausch und 
Wissenstransfer zu fördern. Zu diesem Zweck wurde sie u. a. mit der Durchführung von 
sogenannten „Transferveranstaltungen” beauftragt. Mit diesen wurden aktuelle Fragestellungen 
im Stadtumbau aufgegriffen.323 Die Themen der Veranstaltungen spiegeln die Kritik an der 
Stadtumbaupraxis wider. Infolge des Rückbauschwerpunktes wurde im Jahr 2004 die Forderung 
erhoben: „Stadtumbau braucht Aufwertung!” Im selben Jahr wurden auch Fragen nach dem 
„Monitoring im Stadtumbauprozess” behandelt, um den Stadtumbauprozess erfolgreich zu 
gestalten und Fehlentwicklungen frühzeitig begegnen zu können. In den darauffolgenden Jahren 
wurde deutlich, dass das Programm Stadtumbau Ost nicht die beabsichtigten Impulse in den 
Innenstädten auslöste und Altbaugebiete kaum von dem Programm profitierten. Diese 
Entwicklungsprobleme griffen die Transferveranstaltungen zwischen 2005 bis 2009 konsequent 
auf: Im Jahr 2005 fand eine Transferveranstaltung zur „Stärkung innerstädtischen Wohnens” 
statt. Die „Städtebauliche Dimension des Stadtumbaus” wurde im Jahr 2006 behandelt. Im Jahr 
2007 widmete sich der zweite Kongress zum Stadtumbau Ost den „Perspektiven für den 
innerstädtischen Altbaubestand”. Hier standen stadtumbaurelevante Probleme im Altbaubestand 
und erwartete Entwicklungen im Mittelpunkt.324 
Die Bundestransferstelle fasste den Sachstand der Programmumsetzung regelmäßig in 
Statusberichten zusammen. Der erste Statusbericht erschien im Jahr 2006, zur Halbzeit des 
zunächst bis 2009 aufgelegten Programms.325 Er machte deutlich, dass zwar der weitere Anstieg 
der Leerstandszahlen verhindert, jedoch keine dauerhafte Reduzierung des Wohnungs-
leerstands erreicht werden konnte.326 Vor dem Hintergrund, dass die Plattenbaugebiete die 
                                                
321 Haller, Rietdorf 2003, S. 59. 
322 BMVBW, BBR 2004a. 
323 Vgl. hierzu die Übersicht auf der Internetseite der Bundestransferstelle: http:\\www.stadtumbau-ost.info, 
Stichwort Veranstaltungen, Zugriff am 11.11.2011. 
324 Vgl. hierzu das auf dem Kongress vorgestellten Thesenpapier der Bundestransferstelle 
„Innerstädtische Altbauquartiere: Zwischen Topadresse und Verfall.” Liebmann 2007. 
325 Er trägt den Titel „Stadtumbau Ost - Stand und Perspektiven”. BMVBS, BBR 2006a. 
326 BMVBS, BBR 2006a, S. 83. 
4 Ohne Nutzung – Leerstand in ostdeutschen Innenstädten 159 
 
Schwerpunktgebiete des Stadtumbaus darstellten, Aufwertungsmaßnahmen in Innenstadt-
gebieten jedoch nur in geringem Maße erfolgten, wurde ein Fokus im Bericht auf Ansätze zur 
weiteren Qualifizierung des Programmbereichs Aufwertung gelegt. Gefordert wurde eine 
Prioritätenverschiebung im Programm zugunsten „einer nachhaltigen Stabilisierung von 
Stadtteilen und gesamtstädtisch erzielbaren Effekten”.327 Der Aufwertung der Innenstadt wurde 
nun eine tragende Rolle im Stadtumbau zugeschrieben – im Gegensatz zu Rückbaumaßnahmen 
im Altbaubestand. Aufgezeigt wurden weniger die spezifischen Probleme in den Altbaugebieten 
als die sich aus den Aufwertungsmaßnahmen ergebenden Potenziale.  
Der zweite Statusbericht stellte im Jahr 2007 die auf der Grundlage einer schriftlichen Befragung 
erhobenen zukünftigen Programmschwerpunkte aus Sicht der Kommunen vor.328 Hier wurde der 
hohe Wohnungsleerstand in Altbauten von den Kommunen als das größte Problem im 
Stadtumbau angesehen.329 Insgesamt wurde die Komplexität des Stadtumbaus in den 
Innenstädten höher als am Stadtrand eingestuft. Tatsächlich war es bis dahin nicht gelungen, den 
Wohnungsleerstand in Innenstädten und innenstadtnahen Gebieten nennenswert zu 
reduzieren.330 Aufgrund des hohen Problemdrucks erfolgte auch ein Abriss von Altbauten und 
Baudenkmälern.331 Rund jede fünfte Kommune legte einen Rückbauschwerpunkt im gründerzeit-
lichen Baubestand und jede siebte in der historischen Altstadt.332 Besondere Schwierigkeiten 
ergaben sich aus Sicht der Kommunen im Umgang mit Altbauten, die sich in einem 
unbewohnbaren Zustand befanden und deren Sanierung ökonomisch nicht tragfähig erschien. 
Weder das „Liegenlassen” noch der Abriss dieser Gebäude erwiesen sich im städtebaulichen 
Ensemble der Innenstädte als zufriedenstellende Lösungen.333 Neben dem Wohnungsleerstand 
wurden innerstädtische Brachflächen als zweites großes Problem identifiziert.334 Vor diesem 
Hintergrund wurden die Zwischennutzung von leer stehenden Gebäuden und Brachflächen sowie 
die Einbindung privater Eigentümer und die Beteiligung der Bürger allgemein als wichtige 
ausbaufähige Lösungsansätze angesehen. 
Die Probleme in den Innenstädten gewinnen nachfolgend weiter an Bedeutung. Sichtbar wird 
dies am Titel des dritten Statusberichts (2008) „Perspektiven für die Innenstadt”.335 Er wurde etwa 
zeitgleich mit dem Gutachten zur Programmevaluierung erarbeitet. Der Bericht umfasste eine 
ausführliche Problemanalyse, der die Wechselwirkungen zwischen Wohnungsleerstand, 
Sanierungsstand und Eigentümerstruktur in den Innenstädten aufzeigte.336 Im Vergleich zum 
gesamtstädtischen Durchschnitt trat in Innenstädten eine weniger starke Abnahme der Nachfrage 
nach Wohnraum auf. Die Entwicklung in den einzelnen Gebieten verlief sehr unterschiedlich und 
es gerieten nun die Probleme in einfachen Gründerzeitgebieten in den Blick. Zudem wurde 
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331 BMVBS, BBR 2007a, S. 31-33. 
332 BMVBS, BBR 2007a, S. 21. 
333 BMVBS, BBR 2007a, S. 102. 
334 BMVBS, BBR 2007a, S. 18. 
335 BMVBS, BBR 2008b. 
336 BMVBS, BBR 2008b, S. 19-25. 
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deutlich, dass der Leerstand sich in unsanierten Wohnungsbeständen konzentrierte337 und die 
innerstädtischen Altbauwohnungen im Stadtumbau Ost „in nicht unerheblichem Maße 
Gegenstand von Abrissmaßnahmen”338 waren. In Anbetracht dieser Entwicklung wurde eine 
„veränderte Weichenstellung” im Stadtumbau gefordert, welche die Aufwertung der Innenstädte 
in den Vordergrund rücken und eine stärkere Einbindung privater Eigentümer und kooperative 
Verfahren einschließen sollte.339 Zukünftig wurde eine klare Prioritätensetzung und Profilierung 
ausgewählter Standorte empfohlen, da eine flächendeckende Instandsetzung nicht umsetzbar 
erschien. 
Nach sechsjähriger Laufzeit wurde eine umfangreiche „Evaluierung des Bund-Länder-
Programms Stadtumbau Ost”340 vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) und dem Institut für 
Stadtforschung und Strukturpolitik (IfS) durchgeführt. Sie diente als Grundlage, um 
Empfehlungen für die Programmfortsetzung abzuleiten. Es wurden die Probleme und der 
Handlungsbedarf erhoben. Die strategische Ausrichtung und die Instrumente des Programms 
wurden auf ihre „Zielgenauigkeit” für die Lösung der Probleme untersucht. Als Bewertungs-
kriterien dienten die Reduzierung des Wohnungsleerstands, die Stärkung der Innenstädte und 
die Erhaltung der innerstädtischen Altbaubestände. Insgesamt bestätigte die Evaluierung die 
Ziele des Programms und die Zielgenauigkeit der Instrumente bei anhaltendem Handlungsbedarf. 
Eine hohe Wirksamkeit wurde dem Programmbereich Rückbau hinsichtlich der Verhinderung der 
weiteren Zunahme der Leerstandszahlen und des Rückgang der Leerstandszahlen in den 
Wohnungsunternehmen beigemessen.341 Gewisse Einschränkungen der Wirksamkeit wurden 
hingegen für die innerstädtischen Altbaubestände konstatiert.342 Hier wurde eine anhaltende, 
hohe Handlungsrelevanz durch einen überdurchschnittlichen Wohnungsleerstand und städte-
bauliche Missstände nachgewiesen. Sowohl die Probleme als auch der Lösungsprozess wurde 
als längerfristig eingeschätzt.343 Als Instrument zur Reduzierung des Wohnungsleerstands in den 
Innenstadtgebieten war die Zielgenauigkeit von Aufwertungsmaßnahmen nicht zufrieden-
stellend.344 Hier war der Wohnungsleerstand nach wie vor erhöht und lag im Durchschnitt über 
dem in den Großwohnsiedlungen am Stadtrand.345 
                                                
337 Auffallend ist, dass die durchschnittliche Leerstandsrate in den Gebäuden privater Eigentümer unter 
der in den Gebäuden im Besitz von kommunalen Wohnungsunternehmen und Genossenschaften liegt, 
obwohl private Eigentümer mit ca. 80 % den größten Teil der Eigentümer im Altbaubestand stellen. 
BMVBS, BBR 2008b, S. 22-23. 
338 BMVBS, BBR 2008b, S. 24. Schwierigkeiten ergeben sich für die Beurteilung der 
Programmauswirkungen in Innenstädten aus dem Umstand, dass die Bestandsreduzierung im 
innerstädtischen Altbaubestand über das Programm Stadtumbau Ost nicht exakt ermittelt werden kann 
(Kap.4.3). 
339 BMVBS, BBR 2008b, S. 83, 85. 
340 BMVBS, BBR 2008a. 
341 BMVBS, BBR 2008a, S. 294, 298. 
342 BMVBS, BBR 2008a, S. 294, 297. 
343 BMVBS, BBR 2008a, S. 315. 
344 BMVBS, BBR 2008a, S. 299. 
345 In den innerstädtischen Altbaubeständen standen durchschnittlich 19 % der Wohnungen leer, in den 
Beständen des DDR-Wohnungsbaus waren es 14 %. BMVBS, BBR 2008a, S. 307. 
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Eine bislang eingeschränkte Wirksamkeit des Programms bei der Reduzierung des 
Leerstandes muss allerdings für die Altbauten der Wohnungsunternehmen wie auch der 
privaten Eigentümer konstatiert werden, da überproportional hohe Leerstandsquoten 
verblieben sind. Dabei konzentriert sich der Leerstand auf nicht modernisierte Bestände 
und betrifft bei privaten Kleineigentümern im Regelfall nicht nur einzelne Wohnungen, 
sondern häufig ganze Häuser […]. Der Rückbau von Wohnungsbeständen aus der DDR-
Zeit und damit von Beständen der GdW-Unternehmen hat bisher nicht – wie zum Teil 
erwartet – zu einem mengenmäßig relevanten Umzug von den Rückbaugebieten in die 
Innenstädte geführt.346 
Die erwarteten positiven Effekte der Wohnungsabrisse am Stadtrand für die Innenstadtgebiete 
waren somit ausgeblieben. Bestätigt wurden die Wirkungsweise und Zielgenauigkeit des 
Programms für die Aufwertung der Innenstadtgebiete. Hierbei wurde der inhaltlichen Abstimmung 
und konsequenten Umsetzung, aber auch der Vernetzung der Aufwertungsmaßnahmen im 
Stadtumbau mit denen anderer Programme der Städtebauförderung eine besondere Bedeutung 
beigemessen. Die Verbesserung städtebaulicher Qualitäten steigerte die Attraktivität der Innen-
stadtgebiete und konnte positive Impulse für die gesamte Stadt und eine allgemeine Stärkung 
der Stadt als Wohnstandort entfalten.347 Anstoßeffekte für zusätzliche Investitionen privater Klein-
eigentümer, wie sie durch die erhöhte Investitionszulage (2002-2004) ausgelöst worden waren, 
waren zu vermissen, da private Eigentümer kaum Fördermitteln erhielten. Private Eigentümer 
profitierten von dem Programm vorrangig indirekt über die Wohnumfeldverbesserungen und 
Infrastrukturaufwertungen.348 Kritisch zu bewerten waren programminhärente Konflikte zwischen 
den städtebaulichen Zielen und Zielen der Wohnungswirtschaft. Diese wurden besonders 
deutlich, als es um den Rückbau in Altbaugebieten zur Reduzierung des Wohnungsleerstands 
ging. Als spezifisches Problem wurde das Konfliktpotenzial von den städtebaulich begründeten 
Rückbaustrategien nach dem Prinzip „von außen nach innen” und den Interessen der 
Wohnungsunternehmen erkannt.349 Die besonderen Probleme eines anhaltenden Sanierungs-
bedarfs und eines überdurchschnittlichen Wohnungsleerstands in einfachen Gründerzeitgebieten 
wurden ins Bewusstsein gerufen.350 
Insgesamt wurde mit der Evaluierung dem Programm Stadtumbau Ost in vielen Punkten eine 
Zielerreichung nachgewiesen. Es wurde aber ebenso deutlich, dass am Ende der ersten Laufzeit 
in beiden Programmbereichen ein erheblicher Weiterführungs- und Weiterentwicklungsbedarf 
bestand.351 Die Ergebnisse griff die einberufene Lenkungsgruppe für die Programmfortsetzung 
bis zum Jahr 2016 auf. Sie empfahl neben dem Abriss von weiteren 200.000 bis 250.000 
Wohnungen und der weiteren Aufwertung der Innenstädte die Einrichtung eines neuen 
Handlungsfeldes zur Wieder- und Zwischennutzung von Brachflächen und Baulücken.352 
                                                
346 BMVBS, BBR 2008a, S. 307. 
347 BMVBS, BBR 2008a, S. 312-313. 
348 BMVBS, BBR 2008a, S. 308. 
349 BMVBS, BBR 2008a, S. 298, 315. 
350 BMVBS, BBR 2008a, S. u. a 102, 220, 272, 284. 
351 BMVBS, BBR 2008a, S. 315. 
352 BMVBS, BBR 2008a, S. 315: I - XVI. 
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Abb. 15: Einsatz der Finanzhilfen des Bundes im Programm Stadtumbau Ost von 2002 bis 2009 
differenziert nach Maßnahmenbereichen. Es sind deutliche Verschiebungen zugunsten von Aufwertungs- 
und Sicherungsmaßnahmen zu erkennen. Die Entwicklung in den einzelnen Bundesländern verlief 
jedoch sehr unterschiedlich und konnte deutlich von den dargestellten Durchschnittswerten abweichen. 
Die Berechnung erfolgte auf der Grundlage der Städtebauförderdatenbank des BBSR (ohne Finanzhilfen 
der Bundesländer/kommunale Eigenmittel). Original in Farbe. Quelle: BMVBS Dezember 2010, S. 25. 
Der vierte Statusbericht im Jahr 2010 befasste sich mit den Stadtumbaustrategien für die 
Großwohnsiedlungen am Stadtrand und den Herausforderungen in den Innenstädten.353 Das 
Problembewusstsein gegenüber der Situation in den Innenstädten wurde differenzierter. Es 
wurde die Bedeutung der einzelnen Innenstadtgebiete für die Konkurrenzfähigkeit der gesamten 
Innenstadt erkannt. Im Programmverlauf kam es zu einer Verringerung der Abrissdynamik und 
gleichzeitig zu einer Verschiebung des Finanzmitteleinsatzes zugunsten von Aufwertungs-
maßnahmen (Abb. 15).354 Die Aufwertung der Innenstadtgebiete sowie die Sicherung und 
Sanierung von Altbauten hatten bis dahin deutlich an Bedeutung gewonnen, wie insbesondere 
der Koalitionsvertrag der Bundesregierung im Jahr 2008 dokumentiert.355 Für das weitere 
                                                
353 Er trägt den Titel „Stadtumbau vor neuen Herausforderungen”. BMVBS 2010f. Der Status quo der 
Programmumsetzung stellt sich zu diesem Zeitpunkt wie folgt dar: „Zwischen 2001 und Mitte des Jahres 
2010 wurden in den neuen Ländern insgesamt ca. 284.700 Wohnungen abgerissen, davon ca. 260.800 
Abrisse im Rahmen des Programms Stadtumbau Ost (Datenquelle: BMVBS, Stand: 30.06.2010). Damit 
sind mehr als 85 Prozent der von der Expertenkommission „Wohnungswirtschaftlicher Strukturwandel 
in den neuen Bundesländern” bis 2010 empfohlenen 300.000 bis 350.000 Wohnungsabrisse realisiert. 
Durch diese umfangreichen Abrissmaßnahmen konnte in allen Bundesländern eine Stabilisierung bzw. 
ein leichter Rückgang des Leerstandes erreicht werden, wenngleich sich die Leerstandsquote 
insgesamt weiterhin auf einem hohen Niveau befindet. In Thüringen wurde das bis 2009 gesetzte 
Landesrückbauziel bereits erreicht, auch Brandenburg hat sich seinem Rückbauziel für 2009 
weitestgehend angenähert”. BMVBS 2010f, S. 23. 
354 Die Höhe der Gesamtfördersumme nahm von 2008 bis 2009 ab. Wurden im Jahr 2008 39 % der 
Bundesfinanzhilfen im Stadtumbau Ost für Aufwertungsmaßnahmen eingesetzt, waren es im Jahr 2009 
60 %. BMVBS 2010f, S. 25. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die absolute Höhe der eingesetzten 
Fördermittel im Programmbereich Aufwertung sich nur geringfügig änderte. 
355 Im Koalitionsvertrag vom 26. Oktober 2009 bekannte sich die von CDU, CSU und FDP neu gebildete 
Bundesregierung dazu, „die Städtebauförderung als gemeinschaftliche Aufgabe von Bund, Ländern 
und Kommunen auf bisherigem Niveau, aber flexibler fort[zu]führen. [...] Beim Stadtumbau Ost soll die 
Aufwertung von Innenstädten und die Sanierung von Altbausubstanz gestärkt und der Rückbau der 
technischen und sozialen Infrastruktur besser berücksichtigt werden”. Deutsche Bundesregierung 
2009, S. 42. Hiermit wurde der Aufgabenschwerpunkt von dem Programmbereich Rückbau auf den 
Programmbereich Aufwertung verlagert. 
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Vorgehen wurde erwartet, dass die Aufgaben komplizierter würden und kleinteiligere 
Herangehensweisen erfordern würden.356 Die nunmehr reduzierte Rückbautätigkeit wurde als 
Chance für die Qualifizierung des Programmbereichs Aufwertung und die stärkere Einbindung 
privater Eigentümer begriffen.357 Die Entwicklungschancen in den Innenstadtgebieten wurden 
unterschiedlich eingeschätzt. Die Probleme in einfachen Gründerzeitgebieten und in 
Altbaugebieten an benachteiligten Lagen (z. B. an Hauptverkehrsstraßen) wurden als besondere 
Herausforderung begriffen.358 Hier wurden aufgrund der hohen Leerstände, der fehlenden 
Rentabilität und einer geringen Nachfrage wenig Chancen für eine kurz- oder mittelfristige Revi-
talisierung gesehen.359 Vor diesem Hintergrund erschienen eine flächendeckende Sicherung, 
Sanierung und Zuführung zu einer erneuten Nutzung in den Innenstädten unwahrscheinlich und 
es wurden eine klare Prioritätensetzung und Aushandlung von Kompromissen gefordert. 
Erschwerend kam hinzu, dass es kurzfristig auch in den Großwohnsiedlungen am Stadtrand 
(insbesondere in unsanierten Beständen) an Potenzialen für einen flächendeckenden Rückbau 
fehlte.360 Der einerseits aus den nicht vorhandenen Entwicklungschancen der Altbauten und 
andererseits aus den städtebaulich unbefriedigenden Lösungen beim Abriss stadtbildprägender 
Altbauten resultierende programmimmanente Konflikt wird im Bericht offensichtlich,361 bleibt aber 
weitgehend ungelöst. Es zeigte sich, dass mit den verfügbaren Instrumenten nicht alle Probleme 
zu lösen sind und zukünftig mehr Akzeptanz gegenüber Problemen, die sich kurz- oder 
mittelfristig nicht lösen lassen, erforderlich sein wird.362 
Die Schwierigkeiten im weiteren Umgang mit dem innerstädtischen Wohnungsleerstand spiegeln 
sich auch in kontroversen Positionen der Experten in der Workshop-Reihe zur „Profilierung des 
Programms Stadtumbau Ost ab 2010” wider.363 In Anbetracht des überdurchschnittlichen 
Wohnungsleerstands in Altbaugebieten – und hier insbesondere in unsanierten (gründerzeit-
lichen) Altbauten – herrschte unter den Experten keine einheitliche Meinung über die Notwendig-
keit und Sinnfälligkeit, auch innerhalb dieser Gebiete abzureißen. Die Entlastung des 
Wohnungsmarktes über den Abriss von unsanierten Altbauten war umstritten.364 Die Ergebnisse 
der drei Expertenworkshops wurden in 12 Thesen zusammengefasst, die die Aufwertung der 
Innenstadt als zukünftiges Handlungsfeld bestätigten. Acht Thesen bezogen sich direkt auf die 
Ziele, die Innenstädte mit ihren gesamtstädtischen Funktionen zu stärken und ihre Altbaube-
stände aufzuwerten. Zwei Thesen befassten sich mit dem Rückbau in Stadtrandgebieten, zwei 
weitere behandelten gesamtstädtische Themen, wie die integrierten Stadtentwicklungskonzepte 
                                                
356 BMVBS 2010f, S. 95. 
357 BMVBS 2010f, S. 96-97. 
358 BMVBS 2010f, S. 41-42. 
359 BMVBS 2010f, S. 58. 
360 BMVBS 2010f, S. 24. Die Abnahme der Abrissdynamik wird vor allem auf die folgenden Gründe 
zurückgeführt: fehlende Möglichkeiten für flächenhaften Abriss aufgrund einer dispersen 
Leerstandsverteilung; fehlende für den Abriss geeignete unsanierte Wohnungsbestände, 
Verzögerungen beim Leerziehen von Abrissobjekten. 
361 BMVBS 2010f, S. 60. 
362 BMVBS 2010f, S. 65. 
363 Bundestransferstelle Stadtumbau Ost 2010. 
364 Bundestransferstelle Stadtumbau Ost 2010, S. 3. 
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und die Berücksichtigung sozialer Zusammenhänge.365 Aus den hier aufgezeigten Problemen in 
den Innenstädten ergaben sich neue Handlungserfordernisse für das weitere Vorgehen im 
Stadtumbau. Es wurde ein Nachbesserungsbedarf der integrierten Stadtentwicklungskonzepte in 
Bezug auf die Aussagen zu innerstädtischen Altbaugebieten erkannt und eine klare Prioritäten-
setzung für die unterschiedlichen Innenstadtgebiete gefordert. Ein besonderer Stellenwert wurde 
der Beachtung der städtebaulichen Folgen bei Erhaltung oder Abriss von (ruinösen) Altbauten 
zugewiesen. Alternative Maßnahmen wie die Sicherung und Stilllegung von ungenutzten Alt-
bauten, aber auch Nutzungen auf Zeit und die Nachnutzung brachliegender Flächen, sollten 
zukünftig stärker in die Lösungssuche integriert werden.366 Die Ergebnisse der Expertenwork-
shops im nachfolgenden Jahr unterstrichen erneut die Bedeutung einer Prioritätensetzung, die 
Zielsetzung zur Aufwertung innerstädtischer Altbaugebiete und die Notwendigkeit von Investi-
tionsanreizen, Beratungs- und Förderangeboten für Eigentümer.367 
Resümee 
Die Bundesregierung verfolgte mit dem Programm Stadtumbau Ost von Beginn an einen 
integrierten Anspruch, um die städtebaulichen Missstände und neu erkannten Funktions-
schwächen des Wohnungsmarktes in ostdeutschen Städten zu beheben. Als Reaktion auf den 
hohen Wohnungsleerstand und insbesondere seine wohnungswirtschaftlichen Konsequenzen 
etablierte sie mit dem Programmbereich Rückbau ein neues Instrument in der Stadtentwicklung. 
Letzteres ist konsequent auf die Probleme ausgerichtet, die sich aus dem Leerstand von 
Wohngebäuden ergeben. Durch die Förderung des Abrisses überzähliger (leer stehender, 
dauerhaft nicht mehr nachgefragter) Wohnungen sollte der Wohnungsüberhang deutlich reduziert 
werden. Diese Strategie im Umgang mit dem Wohnungsleerstand wurde zwischen 2002 und 
2010 trotz einzelner Programmmodifikationen im Grundsatz beibehalten.  
Am Beginn der ersten Laufzeit (2002-2009) stand die Reduzierung des Wohnungsüberhangs im 
Programmbereich Rückbau im Vordergrund. Mit dieser Schwerpunktsetzung kam es zu einer 
stadträumlichen Konzentration sowohl der Rückbau- als auch der Aufwertungsmaßnahmen in 
                                                
365 Im Einzelnen lauten die Thesen zu der Frage, „Braucht der Stadtumbau Ost ein neues Profil?” wie folgt: 
„1. Innenstädte als Identifikationsorte der Stadtgesellschaft, als Visitenkarten für Besucher und als 
Zentren der Stadtentwicklung stärken; 2. Wohnungsrückbau ist vor dem Hintergrund anhaltender Nach-
fragerückgänge weiterhin erforderlich; 3. Strategisches PortfolioǦ und Leerstandsmanagement 
erforderlich; 4. Fortschreibung der INSEK als Chance für mehr Verbindlichkeit und notwendige Kurskor-
rekturen nutzen; 5. Bestehenden Handlungsbedarf in den Altbaubeständen und innerstädtischen 
Altbauquartieren gezielt angehen; 6. Prioritätensetzung auch zwischen innerstädtischen Stadtquar-
tieren erforderlich; 7. Aktivierung von Eigentümern bei der innerstädtischen Aufwertung erforderlich; 
8. Kommunales Altbaumanagement für innerstädtische Stadtquartiere notwendig; 9. Neben quartiers-
bezogenen auch objektbezogene Ansätze notwendig; 10. Neue und bewährte Förderinstrumente ge-
zielt für die Entwicklung innerstädtischer Altbauten nutzen; 11. Stadtumbau in Umstrukturierungs- und 
Rückbaugebieten unter Berücksichtigung sozialer Zusammenhänge fortsetzen; 12. Aufwertung der 
Innenstädte ganzheitlich denken – Infrastruktur als Steuerungsinstrument nutzen”. Bundestrans-
ferstelle Stadtumbau Ost 2010, S. 2-6. 
366 Bundestransferstelle Stadtumbau Ost 2010, S. 3. 
367 Ergebnispapier 2011. 
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den Großsiedlungen am Stadtrand.368 Anfangs wurde der Programmerfolg im Stadtumbau Ost 
an der Anzahl abgerissener Wohnungen im Verhältnis zum Wohnungsüberhang gemessen. 
Quantitative Betrachtungen ließen jedoch keine Einschätzung von Art, Alter und Zustand der 
betroffenen Bausubstanz und deren Lage im Stadtraum zu. Auch für die Überprüfung der 
erklärten städtebaulichen und kommunalpolitischen Ziele – der Stärkung der Innenstädte oder 
der Erhaltung der Altbaubestände – waren sie nur begrenzt geeignet.369 Darüber hinaus wurde 
der Rückbau nicht konsequent „von außen nach innen” verfolgt. Die Abrissmaßnahmen, 
ursprünglich für die Wohngebiete am Stadtrand konzipiert, wurden auch in Innenstädten 
umgesetzt. So kam es im zunehmenden Maße zum geförderten Abriss von Altbauten und 
Baudenkmälern in den Innenstadtgebieten. Dieses Vorgehen führte zu Konflikten sowohl mit 
programmeigenen Zielen als auch mit den Zielen des Programms Städtebaulicher 
Denkmalschutz. Noch in den ersten Programmjahren wurde dieser ungewünschten Entwicklung 
mit verschiedenen Programmmodifikationen entgegengesteuert. Damit rückten bei der 
Programmumsetzung mehr und mehr die Aufwertung der Innenstadtgebiete und die Erhaltung 
der Altbauten in den Fokus. Die Anlage als „lernendes Programm” bewährte sich damit im 
Grundsatz. 
Am Ende der ersten Laufzeit wurde die Lösungsstrategie Rückbau für den Wohnungsleerstand 
in den Großwohnsiedlungen am Stadtrand bestätigt. Dort wurde der Leerstand reduziert oder 
zumindest ein weiterer Anstieg verhindert. Infolgedessen stabilisierte sich die wirtschaftliche 
Situation der Wohnungsunternehmen und Genossenschaften und die Dynamik der 
Abrissmaßnahmen nahm ab. Für die Ziele in den Innenstadtgebieten erwies sich die Abriss-
förderung hingegen nur sehr eingeschränkt als tauglich. Positive Entwicklungsimpulse durch die 
Wohnungsabrisse am Stadtrand stellten sich hier nicht ein: Entgegen den Erwartungen wurde die 
Nachfrage nach Wohnraum nicht in die Innenstadtgebiete gelenkt. Zudem zeitigten Abrisse von 
Altbauten negative Folgen: Es kam zum Verlust stadtbildprägender Altbauten und es entstanden 
Brachflächen an zentralen Standorten.  
Nach 2005 gewann der Programmbereich Aufwertung auch in den Innenstadtgebieten an 
Bedeutung. Der Wohnungsleerstand und die städtebaulichen Defizite konnten jedoch nicht 
überall mit den bewährten Instrumenten der Sanierung abgebaut werden. Insgesamt kam es zu 
einer stärkeren Ausdifferenzierung der Entwicklungschancen innerstädtischer Standorte. Die 
Situation in einfachen Gründerzeitgebieten stellte sich als besonders problematisch dar, aber 
selbst in bereits konsolidierten Innenstadtgebieten wurde ein anhaltender Investitions- und 
Förderungsbedarf identifiziert. Bis zum Ende 2010 konnten weder die Aufwertungs- noch die 
Rückbaumaßnahmen die Leerstandsprobleme in den Innenstädten lösen.  
  
                                                
368 Aufwertungsmittel wurden hier für die Aufwertung der Brachflächen nach erfolgtem Rückbau 
eingesetzt. 
369 Sulzer, Pfeil 2006, S. 5. 
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4.2.3 Zielkonflikte in Innenstädten 
Die Aufwertung der Innenstädte und die Erhaltung der Altbauten sind erklärte Ziele beider 
Programme, Städtebaulicher Denkmalschutz wie auch Stadtumbau Ost. Es zeigen sich aber 
bereits früh „Risiken und Nebenwirkungen des ,Stadtumbau Ost‘”.370 Dies äußerte sich unter 
anderem darin, dass die spezifische stadträumliche Verteilung der Gebäudeabrisse den Zugriffs-
möglichkeiten und den Entscheidungsrationalitäten der altschuldenbelasteten Wohnungsunter-
nehmen und Genossenschaften folgte, weniger jedoch städtebaulichen Kriterien. Infolgedessen 
konzentrierten sich die Maßnahmen im Stadtumbau Ost vorrangig in den Großwohnsiedlungen 
am Stadtrand. Dies galt sowohl für Abrissmaßnahmen als auch für Aufwertungsmaßnahmen. Die 
Innenstadtquartiere profitierten in den ersten Jahren kaum von den Aufwertungsmitteln aus dem 
Programm.371 Dagegen kam es bereits zu Programmbeginn in vielen Städten zum geförderten 
Abriss von Altbauwohnungen. Rund ein Zehntel der innerhalb der ersten fünf Programmjahre 
abgerissenen Wohnungen waren Altbauwohnungen,372 die (vereinzelt) auch in Einzelbaudenk-
mälern lagen. Gemessen an den oben genannten Zielen handelte es sich hierbei um uner-
wünschte Fehlentwicklungen. Den Abriss von „scheinbar nutz(ungs)losen Gebäuden” und den 
Umbau von historisch gewachsenen Stadtstrukturen an kurzfristigen Partikularinteressen 
auszurichten, stellt „keine Lösung, wohl aber eine Minderung zukünftiger Möglichkeiten” dar.373 
Dies erkennend kam es zu entscheidenden Programmmodifikationen im Stadtumbau Ost in den 
Jahren 2005, 2007 und 2008. 
Die Zielkonflikte bei der Umsetzung beider Programme in ostdeutschen Innenstädten wurden in 
drei Gutachten besonders deutlich. Das im Jahr 2004 vorgelegte Gutachten zu Stadtumbau in 
den Städten im Programm Städtebaulichen Denkmalschutz zeigte, dass beide Programme in 
historischen Stadtkernen und Innenstädten grundsätzlich dem übergeordneten Ziel der Erhaltung 
und Aufwertung verpflichtet waren, in Einzelfällen aber auch der Abriss von innerstädtischen 
Altbauten gefördert wurde. Das im selben Jahr beauftragte Gutachten zum Umgang mit 
Altbaubeständen im Stadtumbau bestätigte die Vermutung, dass die Abrissmaßnahmen im 
Stadtumbau Ost im innerstädtischen Altbaubestand auch Baudenkmäler betrafen. Der hohe 
Problemdruck in den Innenstädten und die begrenzte Wirksamkeit des Programms Stadtumbau 
Ost wurden 2007 im Gutachten zur Bestandssituation und Bewirtschaftungsstrategien privater 
Eigentümer und ihre Beteiligung am Programm Stadtumbau Ost erneut bestätigt. 
  
                                                
370 Bernt 2002. 
371 BMVBS, BBR 2007a, S. 29. 
372 BMVBS, BBR 2007a, S. 32-33. 
373 Meier 2006a, S. 28. Für eine frühe Übersicht über die Probleme und Chancen im Stadtumbau aus 
denkmalpflegerischer Sicht s. Meier 2006b. 
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Gutachten „Stadtumbau 2003 in den Programmstädten Städtebaulicher Denkmalschutz” 
(2004) 
Das Zusammenwirken der beiden Programme wurde hinsichtlich des Ziels einer „Stärkung 
historischer Innenstädte” bereits im Jahr 2003 als Jahresthema des 11. Kongresses 
Städtebaulicher Denkmalschutz aufgegriffen und kritisch diskutiert.374 Anlass waren frühzeitige 
Bedenken, dass der Abriss leer stehender Wohnungen auch einen Abrissdruck auf die leer 
stehenden Altbauten in den Innenstädten ausüben könnte. Die Frage, wie sich der „Stadtumbau 
2003 in den Programmstädten Städtebaulicher Denkmalschutz” darstellt, wurde im gleich-
namigen Gutachten vom IRS näher untersucht. Zu diesem Zweck wurden die Angaben von 141 
Städten im Programm (92 Prozent der zu diesem Zeitpunkt geförderten Städte) und weiterhin die 
Daten zur Städtebauförderung des Bundes für das Jahr 2003 ausgewertet.375 
Im Ergebnis zeigte sich, dass fast alle größeren Städte im Programm Stadtumbau Ost gleichzeitig 
auch Programmstädte des Städtebaulichen Denkmalschutzes waren. Im Jahr 2003 haben rund 
80 Prozent der Programmstädte Städtebaulicher Denkmalschutz „die gebietsbezogenen 
Voraussetzungen [für die Teilnahme am Programm Stadtumbau Ost] geschaffen und ihre 
Erhaltungssatzungs- und Sanierungsgebiete in den historischen Altstadtkernen und Innenstädten 
auch als Maßnahmengebiete des Stadtumbaus ausgewiesen”.376 68 Städte von insgesamt 154 
Städten im Programm Städtebaulichen Denkmalschutz (44 Prozent) nehmen am Programm 
Stadtumbau Ost teil.377 Diese Gruppe stellte wiederum rund 30 Prozent der insgesamt 226 
Programmstädte Stadtumbau Ost.378 Insgesamt profitierten Städte dieser Gruppe überdurch-
schnittlich von der Förderung im Programm Stadtumbau Ost: 43 Prozent der Stadtumbaumaß-
nahmen erfolgten in diesen Städten. Betrachtet man die dort verfolgten Ziele für den Stadtumbau 
(Mehrfachnennungen waren möglich), so zeigt sich, dass für die überwiegende Zahl der Städte 
die Erhaltung und Aufwertung ihrer historischen Innenstadt im Vordergrund stand.379 
Insgesamt überwogen in den Städten im Durchschnitt Rückbaumaßnahmen. Die Städte, die an 
beiden Programmen teilnahmen, führten im Verhältnis mehr Aufwertungsmaßnahmen im 
Stadtumbau (41,2 Prozent) durch als Städte, die sich nur im Programm Stadtumbau Ost befanden 
(33 Prozent).380 Allerdings ergaben sich sehr unterschiedliche Profile in den einzelnen 
Bundesländern. Insbesondere im Freistaat Sachsen lag der Schwerpunkt des Stadtumbaus 
selbst in den Städten, die am Programm Städtebaulicher Denkmalschutz teilnahmen, auf dem 
Programmbereich Rückbau: 76 Prozent der Maßnahmen waren hier Rückbaumaßnahmen.381 
Sachsen und Thüringen waren die einzigen Bundesländer in denen Städte, die über das 
                                                
374 Vgl. Bundestransferstelle SD 2004. 
375 BMVBW 2004, S. 6-7. 
376 BMVBW 2004, S. 31. 
377 BMVBW 2004, S. 8. 
378 BMVBW 2004, S. 9. 
379 BMVBW 2004, S. 13-14. Der Umbau der Großsiedlungen wurde dagegen nur von der Hälfte der Städte 
als wichtige Aufgabe angesehen. Ein knappes Drittel führte die Stabilisierung des Wohnungsmarktes 
als übergeordnetes Ziel an. 
380 BMVBW 2004, S. 18. 
381 BMVBW 2004, S. 19. 
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Programm Städtebaulicher Denkmalschutz gefördert wurden, ihren Schwerpunkt im Programm 
Stadtumbau Ost auf den Programmbereich Rückbau legten. 
Die Aufwertungsmaßnahmen im Programm Stadtumbau Ost wurden in den Städten, die auch am 
Programm Städtebaulicher Denkmalschutz teilnahmen, in 42 Prozent der Fälle in den 
Innenstädten und in 31 Prozent der Fälle in den Stadtrandgebieten durchgeführt. In den 
Innenstädten wurden die Aufwertungsmittel für die Sanierung von Gebäuden und die Aufwertung 
von Grün- und Freiräumen sowie für Ordnungsmaßnahmen und Grundstückserwerb 
eingesetzt.382 
Betrachtet man die räumliche Verteilung der Rückbaumaßnahmen, so wird deutlich, dass der 
größere Teil der Städte (56 Prozent) den Schwerpunkt auf die Stadtrandgebiete setzte. In 
30 Prozent der Städte lagen die bewilligten Rückbaumaßnahmen in den Innenstädten. 
Erwähnenswert ist, dass sich in der Praxis der Bewilligung das Verhältnis der beantragten 
Stadtumbaumaßnahmen zugunsten von Rückbaumaßnahmen verschob. Kombinierte 
Aufwertungs- und Rückbaumaßnahmen wurden seltener bewilligt. Dies wirkte sich auf die 
stadträumliche Verteilung der Maßnahmen zugunsten einer Bündelung entweder in der 
Innenstadt oder am Stadtrand aus (jeweils knapp 30 Prozent).383 Der Abriss in den Innenstädten 
betraf auch Altbauten. Erwähnenswert ist es, dass fünf Städte die Notwendigkeit eines 
angemessenen Rückbaus in den historischen Altstädten und am Rand der Innenstadt sahen.384 
Ein Viertel der Städte (17 von 68), die an beiden Programmen teilnehmen, reißt sogar 
ausschließlich innerstädtische Altbauten ab.385 Sie gaben mehrheitlich an. dass es sich bei den 
Abrissen um „unbedeutende Gebäude, unsanierte Gebäude, städtebauliche Missstände oder 
rückwärtige Teilgebäude (…) oder aber um Einzelgebäude in schlechter stadträumlicher oder [an] 
verkehrs- bzw. immissionsbelastete[n Standorten]” handelte.386 
Im Gesamtergebnis weisen die Gutachter darauf hin, dass in den meisten Städten, die sich in 
beiden Programmen befanden, im Jahr 2003 die „Programmumsetzung im Stadtumbau Ost [...] 
weitgehend mit den Leitzielen des Programms Städtebaulicher Denkmalschutz” 
übereinstimmte.387 Zugleich bestätigten sie, dass es, wenn auch bedingt, zu geförderten 
Abrissmaßnahmen in den Altstädten und Innenstädten kam. Dies beurteilten sie jedoch als 
unkritisch, da die Ziele des Städtebaulichen Denkmalschutzes in den meisten Fällen nicht 
beeinträchtigt wurden.388 Die untersuchten Zielkonflikte zwischen beiden Programmen waren in 
dem untersuchten Zeitraum (2003) eher gering. Es zeigte sich aber, dass es im Einzelfall 
durchaus zu Abrissen von innerstädtischen Altbauten kam, die in der Form im Programm 
Stadtumbau Ost nicht intendiert waren.  
                                                
382 BMVBW 2004, S. 25. 
383 In rund 20 % werden sowohl im Stadtzentrum als auch am Stadtrand Maßnahmen bewilligt. Die 
räumliche Verteilung der Maßnahmen über die gesamte Stadt spielt in der Praxis nur eine 
untergeordnete Rolle (5 % der bewilligten Maßnahmen). BMVBW 2004, S. 16-18. 
384 BMVBW 2004, S. 13. 
385 BMVBW 2004, S. 29. 
386 BMVBW 2004, S. 30. 
387 BMVBW 2004, S. 32. 
388 BMVBW 2004, S. 30. 
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Gutachten „Umgang mit Altbaubeständen im Stadtumbau anhand ausgewählter 
Beispiele” (2005)389 
Im Herbst 2004 wurde das Görlitz Kompetenzzentrum Revitalisierender Städtebau (Kompetenz-
zentrum) der TU Dresden mit dem Gutachten zum „Umgang mit Altbaubeständen im Stadtumbau 
anhand ausgewählter Beispiele” beauftragt. Hintergrund war die begrenzte Verfügbarkeit von 
Informationen zu Art, Alter, Zustand der vom Abriss betroffenen Altbauwohnungen und zu ihrer 
Lage im Stadtraum. Zudem waren einzelne Fälle bekannt geworden, in denen der Abriss von 
Baudenkmälern im Programm Stadtumbau Ost gefördert worden war. Das Gutachten berührte 
ein konfliktreiches Thema und lieferte wichtige Hinweise zu den Zielkonflikten sowohl zwischen 
den programmeigenen Zielen im Stadtumbau Ost als auch zwischen den Zielen beider 
Städtebauförderprogramme.  
Ziel des Gutachtens war es, die Wirkung des Programms Stadtumbau Ost in den Innenstädten 
anhand ausgewählter Fallstudien zu analysieren. Der Schwerpunkt lag auf der Betrachtung der 
städtebaulichen Konsequenzen in den Innenstädten. Der Umgang mit historischer Bausubstanz 
wurde in 11 Städten untersucht. Hierbei handelte es sich um die Städte Forst und Luckenwalde 
in Brandenburg, die Städte Chemnitz, Glauchau, Görlitz, Meißen und Wurzen im Freistaat 
Sachsen, die Städte Eisleben und Weißenfels im Freistaat Sachsen-Anhalt sowie die Städte 
Altenburg und Eisenach in Thüringen.  
Erfasst wurden sowohl bereits durchgeführte als auch geplante Abrisse von Altbauten. Für jede 
Stadt erfolgte eine Bestandsaufnahme der Maßnahmen im Stadtumbau auf gesamtstädtischer 
Ebene. In ausgewählten Teilgebieten („Vertiefungsgebieten”) wurden ausgewählte Maßnahmen 
näher betrachtet. Die Beurteilung der Maßnahmen erstreckt sich auf verschiedene Aspekte: 
Die Analyse der betrachteten Maßnahmen berücksichtigte die gesamtstädtische Einordnung des 
betroffenen Baubestands, seine städtebauliche Bedeutung für den Stadtteil sowie die Lage der 
einzelnen Gebäude innerhalb eines Blockes. Der baukulturelle Wert, Aspekte des 
städtebaulichen Denkmalschutzes und die geplanten bzw. realisierten Nachnutzungen der 
betroffenen Flächen wurden dabei in die Betrachtung eingeschlossen. Neben diesen 
städtebaulichen Aspekten waren die für die Eigentümer maßgeblichen wohnungswirtschaftlichen 
Argumente im Abwägungsprozess von Bedeutung. Die qualitative Beurteilung der Maßnahmen 
erfolgte anhand der spezifischen Problemlage der Gesamtstadt und der inhaltlichen und 
stadträumlichen Ziele der städtebaulichen Entwicklungskonzepte sowie unter dem Gesichtspunkt 
des städtebaulichen Denkmalschutzes.390 
Mit dem Gutachten wurden Ergebnisse zu Umfang, Verortung und städtebaulichen Konsequen-
zen von Abrissmaßnahmen im Altbaubestand in den Fallstudien vorgelegt. Ziel war es nicht, 
repräsentative Ergebnisse zu erhalten, sondern über die Einzelfallbetrachtung das Spektrum an 
möglichen Maßnahmen und damit das Spektrum an möglichen Programmauslegungen im 
                                                
389 Die hier dargestellten Ergebnisse wurden im Rahmen des Gutachtens „Umgang mit Altbaubeständen 
im Stadtumbau anhand ausgewählter Fallbeispiele” am Kompetenzzentrum der Technischen 
Universität Dresden erstellt (Kap. 2.2.). 
390 Gesamter Absatz: Sulzer, Pfeil 2006, S. 6. Für den letzten Satz vgl. BMVBS, BBR 2007b, S. 6.  
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Stadtumbau Ost aufzuzeigen. Vor diesem Hintergrund sind die nachstehenden Ergebnisse und 
Schlussfolgerungen als Trendaussagen zu verstehen. Zur weiteren Qualifizierung des 
Programms Stadtumbau Ost im Sinne eines „lernenden” Programms wurden aus den 
Ergebnissen Empfehlungen für das weitere Vorgehen abgeleitet. Das Gutachten belegte den im 
Stadtumbau Ost geförderten Abriss innerstädtischer, stadtbildprägender Altbauten und 
denkmalgeschützter Gebäude.  
Rahmenbedingungen in den Städten 
In den betrachteten Städten war insgesamt eine sehr große Bandbreite der strukturellen, wirt-
schaftlichen und sozialen Voraussetzungen, der resultierenden Problemfelder und städtebau-
lichen Missstände zu beobachten. In diesem Sinne besaß jede der Städte ein individuelles 
Ursache-Wirkungs-Profil. Dementsprechend vielfältig stellten sich auch die Anforderungen an 
Lösungsansätze, Handlungsstrategien und an die praktische Umsetzung im Stadtumbauprozess 
dar.391 
Trotz dieser Verschiedenheit der betrachteten Fallbeispiele im Gesamtbild, waren für einzelne 
Aspekte Parallelen zwischen den Städten zu erkennen. Diese Ähnlichkeiten zwischen den 
Städten waren im Hinblick auf die Übertragbarkeit der Untersuchungsergebnisse von entschei-
dender Bedeutung. Daher wurden die Städte aufgrund ihrer Ausgangssituation in zwei Gruppen 
eingeteilt.392 
 Luckenwalde – Forst – Glauchau – Weißenfels – Wurzen  
Aufgrund der vorliegenden, deutlich spürbaren strukturellen Schwächen und der ungünstigen 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen war ein großer Handlungsdruck in den Städten zu ver-
zeichnen. Extreme Ausgangsbedingungen, wie beispielsweise der ausgesprochen hohe 
Anteil an leer stehenden Altbauwohnungen, das gestreute Auftreten des Leerstandes und 
eine geschwächte Innenstadt mit reduziertem Waren- und Freizeitangebot, stellten in den 
Städten besondere Herausforderungen für die Stadtentwicklung dar.393 
 Altenburg – Eisenach – Lutherstadt Eisleben – Görlitz – Meißen  
Die Situation in den Städten Eisenach, Görlitz und Meißen stellte sich weniger problematisch 
dar. Als Gründe hierfür waren die intakte historische Stadtstruktur, die bereits erfolgte 
Aufwertung durch das Programm Städtebaulicher Denkmalschutz und eine deutlich 
spürbare, vorwiegend positive Stimmung zu nennen. Der Tourismus stellte einen 
wirtschaftlich relevanten Faktor in allen Städten dar. In Altenburg, Lutherstadt Eisleben, 
Görlitz und Meißen waren die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen problematisch. Eine 
entsprechend hohe Arbeitslosigkeit und ein unterschiedlich stark ausgeprägter Bevölke-
rungsrückgang verursachten auch hier hohe Leerstände und städtebauliche Missstände.394 
                                                
391 Gesamter Absatz: Sulzer, Pfeil 2006, S. 32.  
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394 Gesamter Absatz: Sulzer, Pfeil 2006, S. 32-33. 
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Abb. 16: Wohnungsbestand differenziert nach Baualter in Wohneinheiten. * keine Angaben;  
** keine Differenzierung nach Baualter möglich. Quelle: Sulzer, Pfeil 2006, S. 29. 
Wohnungsbestand und Leerstand 
Der Wohnungsbestand korrelierte in den untersuchten Städten unmittelbar mit der Einwohnerzahl 
und -entwicklung. Chemnitz besaß somit, gefolgt von Görlitz, mit Abstand die größte absolute 
Anzahl an Wohnungen. Wurzen hatte als kleinste betrachtete Stadt entsprechend den geringsten 
Wohnungsbestand. Der Anteil der Wohnungen in Altbauten am gesamtstädtischen Wohnungs-
bestand stellte sich in den Städten unterschiedlich dar (Abb. 16). Den höchsten Anteil hatte die 
Stadt Meißen (77 Prozent) mit geringen Kriegsschäden und einem geringen Plattenbaubestand. 
An zweiter und dritter Stelle standen Glauchau (70 Prozent) und Luckenwalde (65 Prozent). Die 
übrigen Städte wiesen einen Altbaubestand zwischen 53 Prozent (Görlitz) und 42 Prozent 
(Weißenfels) auf. Für die Stadt Eisenach lagen hierzu keine Angaben vor.395 
Der Gesamtleerstand, der Wohnungsleerstand im Altbaubestand und die Leerstandsverteilung 
waren relevante Kenngrößen für eine erste Einschätzung der Problemlage im Wohnungsbestand. 
Görlitz besaß mit einer Leerstandsquote von 25,8 Prozent (Jahr 2000) den höchsten 
Wohnungsleerstand in den untersuchten Städten. Einen besonders hohen Gesamtleerstand von 
Wohnraum wiesen mit etwa 20 Prozent auch die Städte Chemnitz, Meißen, Luckenwalde, 
Altenburg und Weißenfels auf. In vier Städten war ein auffällig hoher Anteil (über 80 Prozent) des 
Gesamtleerstandes im Altbaubestand lokalisiert (Görlitz, Meißen, Wurzen, Eisleben). In 
Weißenfels lagen 75 Prozent der leer stehenden Wohneinheiten in Altbauten. Zwei Städte wiesen 
einen für die Stadt überdurchschnittlich hohen Wohnungsleerstand in der Altstadt auf (Glauchau, 
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Altenburg). Neben den historischen Stadtkernen waren vor allem gründerzeitliche Quartiere in 
allen Städten maßgeblich vom Wohnungsleerstand betroffen. Den Angaben in den Beiträgen zum 
Bundeswettbewerb Stadtumbau Ost (2002) zu Folge korrelierte der Leerstand in Altbauwohnun-
gen in der Mehrheit der Fälle unmittelbar mit dem Sanierungsstand (schlechte Ausstattung = hohe 
Leerstandsquote). Nur in Meißen trat der Wohnungsleerstand im Altbaubestand offensichtlich 
unabhängig vom Sanierungsgrad auf. Der Leerstand verteilte sich nach Angaben der 
Stadtverwaltungen in vier Städten dispers über das gesamte Stadtgebiet (Luckenwalde, Forst, 
Glauchau, Meißen). In drei Städten (Altenburg, Eisenach, Meißen) wurde Wohnungsleerstand als 
Folgeerscheinung einer hohen Verkehrsbelastung im Quartier angesehen. Einen auffällig hohen 
Wohnungsleerstand in Eckhäusern nannten zwei Städte (Glauchau, Wurzen). Luckenwalde und 
Meißen schienen ebenfalls im besonderen Maße von diesem Phänomen betroffen zu sein.396 
Ein besonderer Schwerpunkt der Untersuchung lag auf den Auswirkungen des Programm-
bereichs Rückbau im Programm Stadtumbau Ost auf den innerstädtischen Altbaubestand. Der 
Altbaubestand umfasste hier den bis einschließlich 1948 erstellten Gebäudebestand. Sofern 
möglich wurde zwischen Altbauten, die vor 1918 errichtet wurden, und Altbauten, die von 1918 
bis 1948 errichtet wurden, differenziert. Erfasst wurden neben den erfolgten Rückbau-
maßnahmen von Altbauten auch die Rückbaumaßnahmen von denkmalgeschützten Gebäuden 
und die Nutzung der Grundstücke im Anschluss an Gebäudeabrisse. 
Die Festlegung von Rückbaumaßnahmen erfolgte in einigen Fallbeispielen nicht nach ganz-
heitlichen Kriterien der Stadtentwicklung. In erster Linie waren es die Eigentumsverhältnisse, die 
Entlastung nach § 6 Altschuldenhilfegesetz (AltSchG) sowie die wirtschaftliche Situation der 
kommunalen Wohnungsunternehmen und Wohnungsgenossenschaften, auf die der Rückbau in 
zunehmendem Maß ausgerichtet wurde. Städtebauliche Kriterien und qualitative Indikatoren 
lagen in den meisten Städten als Entscheidungsgrundlage nicht vor. Auch der Erfolg der 
Maßnahmen wurde vorwiegend an wohnungswirtschaftlichen Kriterien gemessen. Eine 
qualitative Evaluierung fand in den meisten Fällen nicht statt. Ein grundsätzliches Problem im 
Hinblick auf die Anlage des Programms Stadtumbau Ost als „lernendes” Programm stellte hierfür 
das Fehlen qualitativer Bewertungskriterien für die geplanten und realisierten Nachnutzungen im 
Stadtumbauprozess dar.397 
Die zusammenhängenden, kleinteiligen Altbaubestände waren aus der Sicht der (kommunalen) 
Wohnungsunternehmen unwirtschaftlich und eine Sanierung ohne eine umfassende Subventio-
nierung zu keinem marktwirtschaftlich vertretbaren Mietpreis zu realisieren. Investitionen der 
Wohnungsunternehmen erfolgten daher vorwiegend in den Neubausiedlungen der DDR-Zeit und 
somit bevorzugt in Stadtrandlage. Die Privatisierung von Altbaubeständen war für die kom-
munalen Wohnungsunternehmen aufgrund der grundstücksbezogenen Altschuldenbelastung 
derzeit keine wirtschaftliche Alternative zu einer mit dem Abriss verbundenen Altschulden-
entlastung (Rückbau = Altschuldenentlastung).398 
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397 Gesamter Absatz: Sulzer, Pfeil 2006, S. 165, 173. 
398 Gesamter Absatz: Sulzer, Pfeil 2006, S. 165-166. „Mit dem Inkrafttreten des AltSchG (1993) erfolgte 
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Insbesondere in Altbauquartieren mit überwiegender Bausubstanz aus der Gründerzeit war eine 
eindeutige Korrelation zwischen Verkehrslärm und Umweltbelastung bzw. Beeinträchtigung des 
Wohnumfelds und einem überdurchschnittlichen Wohnungsleerstand zu beobachten. In 
mehreren Städten zeichnete sich die eher kurzsichtige Strategie ab, diejenige Bausubstanz 
abzureißen, die vom Leerstand besonders stark betroffen war.399 
Die Förderung von Abrissmaßnahmen innerhalb städtebaulicher Ensembles mit einer Bau-
substanz, die mehrheitlich vor 1918 erstellt wurde, war aus städtebaulicher Sicht nicht nach-
vollziehbar. Bekanntermaßen stellten Spekulationsobjekte und restitutionsbelastete Bauten, 
deren ungeklärte Eigentumsverhältnisse oftmals zu jahrelangen Verfahren führten, ein beson-
deres Problem dar. Unterlassene Instandsetzungen und fehlende Nutzungen, meist über den 
Zeitraum mehrerer Jahre, verursachten eine stetige Verschlechterung des Zustands der Bauten. 
Eine (vorsorgliche) Finanzierung von Sicherungsmaßnahmen war häufig entscheidend für [die 
langfristige Erhaltung] derartiger Gebäude in historischen Ensembles. Die 100-prozentige 
staatliche Förderung von Sicherungsmaßnahmen bei gefährdeter Bausubstanz (VV-
Städtebauförderung 2005) fand in der Praxis der untersuchten Städte (Stand Juni 2005) noch 
keine Anwendung.400 
In den meisten Fällen beschränkten sich die Maßnahmen im Programmbereich Rückbau in den 
Innenstadtgebieten auf reine Abrissmaßnahmen. Tragfähige Nachnutzungskonzepte wurden 
oftmals, sofern sie überhaupt vorlagen, nicht oder nur teilweise umgesetzt, so dass eine über die 
Grundstücksgrenzen hinaus wirkende städtebauliche Aufwertung nur bedingt vorlag.401 
Die bereitgestellten Fördermittel für Aufwertungsmaßnahmen im Programm Stadtumbau Ost 
wurden nicht in allen untersuchten Städten voll ausgeschöpft. Grundsätzlich war dieser Sach-
verhalt darauf zurückzuführen, dass die Kommunen ihren Eigenanteil, den sie bei 
Aufwertungsmaßnahmen zu einem Drittel erbringen müssen, infolge ihrer desolaten 
Haushaltslage oft nicht leisten konnten. Die verfügbaren Fördermittel für den Programmbereich 
Rückbau im Stadtumbau Ost wurden hingegen vollständig abgerufen, weil die Städte hierfür 
keinen Eigenanteil leisten mussten. Infolge der Differenzierung bei der erforderlichen 
Eigenbeteiligung der Kommunen (Rückbau- und Aufwertungsmaßnahmen) wurde den 
Rückbaumaßnahmen ein weit höherer Stellenwert bei der Programmumsetzung zugewiesen als 
dies ursprünglich (paritätische Aufteilung) beabsichtigt war.402 
Es zeigte sich, dass Städte, die im Programm Städtebaulicher Denkmalschutz sind, ihren 
Eigenanteil bevorzugt in die entsprechenden Gebiete des städtebaulichen Denkmalschutzes 
                                                
Altbaubestände ausgedehnt. Dieses Vorgehen bewirkte, dass die Maßnahmen im Stadtumbau 
zunehmend im Widerspruch zu den Zielen des Städtebaulichen Denkmalschutzes geraten. Mit dieser 
Ausdehnung der Altschuldenbelastung über die Neubausiedlungen der DDR hinaus war die 
ursprüngliche, klare Konsistenz und Plausibilität der Stadtentwicklungsziele, die mit dem 
Städtebaulichen Denkmalschutz, dem Programm Stadtumbau Ost und generell mit dem § 171a BauGB 
gegeben waren, nicht mehr in vollem Umfang vorhanden”. Ebd. 
399 Gesamter Absatz: Sulzer, Pfeil 2006, S. 171. 
400 Gesamter Absatz: Sulzer, Pfeil 2006, S. 164 
401 Gesamter Absatz: Sulzer, Pfeil 2006, S. 173. 
402 Gesamter Absatz: Sulzer, Pfeil 2006, S. 170. 
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einbrachten. Dies war in der Regel auf den niedrigeren Eigenanteil der Kommunen von 20 
Prozent im Programm Städtebaulicher Denkmalschutz zurückzuführen, wodurch eine höhere 
Gesamtsumme an Fördermitteln abgerufen werden konnte.403 
Im Programmbereich Aufwertung konnten die zugewiesenen Fördergelder nicht immer in vollem 
Umfang abgerufen werden, da der erforderliche kommunale Eigenanteil durch die Städte bei 
fehlenden Haushaltsmitteln nicht aufgebracht werden konnte. Gleichzeitig war es den Städten 
nicht möglich, den kommunalen Eigenanteil auf Dritte zu übertragen. Benachteiligte waren hierbei 
investitionswillige Eigentümer, die bereit waren, die Eigenanteile der Kommunen zu über-
nehmen.404  
Rückbau von Altbauten 
Der Rückbau von Altbaubeständen erfolgte in den meisten untersuchten Städten und betraf auch 
den Altbaubestand, der vor 1918 erstellt wurde. Im Vergleich der untersuchten Städte wurde 
deutlich, dass sich kein einheitlicher Umgang mit den Altbaubeständen feststellen ließ. Vielmehr 
schienen in jeder Stadt, aufgrund ihrer individuellen Ausgangs- und Problemlage, unterschied-
liche Gründe den Entscheidungsprozess für oder gegen Abrissmaßnahmen im Altbaubestand zu 
bestimmen. Häufig waren es Einzelfallentscheidungen, die entsprechend der Antragseingänge 
getroffen wurden.405 
Die Mitwirkung der privaten Eigentümer im Programmteil Rückbau war, gemessen an der Anzahl 
der Maßnahmen und der Anzahl zurückgebauter Wohneinheiten, in sämtlichen Städten geringer 
als die der Wohnungsunternehmen. Dies traf in den meisten Städten auch für den Anteil der 
Rückbaumaßnahmen im Altbaubestand zu, gemessen an den insgesamt getätigten Rückbau-
maßnahmen, da die Wohnungsunternehmen auch Wohnungen in ihren (innerstädtischen) 
Altbaubeständen abrissen.406 
Bei der Betrachtung der Rückbaumaßnahmen im Einzelnen war zu berücksichtigen, dass die 
Anzahl der Wohneinheiten in Plattenbauten generell größer war als in den Altbauten, bezüglich 
der durchschnittlichen Wohnfläche pro Wohnung verhielt es sich meist umgekehrt. Daher ließen 
die Angaben zur Anzahl der Rückbaumaßnahmen keine direkten Rückschlüsse zu, weder auf die 
Anzahl der vom Markt genommenen Wohnungen, noch auf den von der zurückgebauten Wohn-
fläche abhängigen Umfang der zugewiesenen Bundesfinanzhilfen im Rahmen des Programms 
Stadtumbau Ost. Grundsätzlich war festzustellen, dass der Rückbau einer bestimmten Anzahl 
von Wohneinheiten im Plattenbaubestand (infolge der Bauweise von Großwohnsiedlungen) einen 
anderen Umfang an den abgerissenen Gebäuden zur Folge hat als im Altbaubestand. Die 
einzelnen Maßnahmen besaßen demnach eine unterschiedliche städtebauliche Relevanz in den 
Stadtrandsiedlungen und den Innenstadtgebieten. Gleichzeitig gilt, dass die Gesamtzahl der 
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405 Gesamter Absatz: Sulzer, Pfeil 2006, S. 158. 
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Abrissmaßnahmen kaum Rückschlüsse über die Veränderung der Qualität des Stadtraums, des 
Stadtbildes und des städtebaulichen Ensembles zuließ.407 
Rückbaumaßnahmen im Denkmalbestand 
Der Rückbau von denkmalgeschützten Gebäuden im Rahmen des Programms Stadtumbau Ost 
war kein Einzelfall. In sieben der insgesamt elf untersuchten Städte erfolgten Abrisse von 
Baudenkmälern mit Fördermitteln des Programms Stadtumbau Ost. In drei Städten wurden bis 
Ende 2004 Einzeldenkmäler im Programmteil Rückbau nur vereinzelt abgerissen. In einer Stadt 
stellte sich die Anzahl der abgerissenen Denkmäler vergleichsweise hoch dar. Dort wurden über 
20 Altbauten zurückgebaut. In vier Städten werden im Rahmen des Programms bis Ende 2004 
keine Baudenkmäler zurückgebaut. In einer der Städte kam es vereinzelt zum Rückbau von 
Bauten unter Denkmalverdacht. In einer anderen wurden nach Auskunft der Denkmalschutz-
behörde erstmals im Frühjahr 2005 Denkmäler im Rahmen des Programms Stadtumbau Ost 
zurückgebaut. In verschiedenen Städten war es äußerst schwierig, aufgrund der Brisanz des 
Themas exakte verbindliche Angaben zu erhalten.408 
Die Gründe für eine Zustimmung zu Rückbauanträgen (bzw. eine Aufhebung des Denkmal-
schutzes im Verlauf des Verfahrens) und den daraus resultierenden Abrissen einzelner denkmal-
geschützter Bauten oder Altbauten in bedeutenden historischen Ensembles waren oftmals 
identisch mit den Ursachen für den schlechten baulichen Zustand. Sie deckten sich weitgehend 
mit den generellen Problemen der Altbausubstanz. Von den befragten Fachbehörden wurden 
hierfür vorrangig angegeben:409 
 ruinöse Bausubstanz, aufgrund der eine Sanierung unmöglich oder für die Eigentümer nicht 
zumutbar ist, häufig bedingt durch jahrelangen bzw. jahrzehntelangen Wohnungsleerstand 
wegen unterlassener Instandsetzungen,  
 „schlechter” Mietermarkt (geringe Nachfrage nach Altbauwohnungen),  
 geplante Neubebauung des Grundstücks im Anschluss an einen Abriss (Investoreninteresse),  
 fehlende historisch gewachsene Eigentümerstrukturen und fehlende Eigentümerbindung 
(insbesondere durch die Eigentumsverhältnisse in der ehemaligen DDR, Erbengemeinschaf-
ten, nicht ortsansässige Investoren), 
 langfristiger Ausschluss von Verwertungsmöglichkeiten aufgrund einer hohen Altschuldenbe-
lastung (Wohnungsunternehmen) bzw. überhöhte, oftmals den realen Wert um ein Vielfaches 
übersteigende Hypothekenbelastungen (zu hohe Renditeerwartungen) und 
 Auflagen der Denkmalschutzbehörden, durch die oftmals die Instandsetzungskosten erhöht 
werden (dies kann sich u. U. negativ auf die Investitionsbereitschaft auswirken).410 
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Häufig waren gerade die Gebäude, in denen in den letzten Jahrzehnten keine oder nur 
geringfügige Sanierungs- und Umbaumaßnahmen durchgeführt wurden, weitgehend im Original-
zustand erhalten. Dieser Sachverhalt begründete aus Sicht der Denkmalschutzbehörden einen 
besonderen Denkmalwert. Gerade in diesen Fällen stand das Ziel, die Altbausubstanz zu 
erhalten, in großem Widerspruch zu dem problematischen baulichen Zustand und der meist 
bereits seit mehreren Jahren fehlenden Nachfrage und Nutzung, die für einen Abriss sprachen.411 
Im Umgang mit den Altbaubeständen und Baudenkmälern mit einer ruinösen Bausubstanz spielte 
die zeitliche Dimension für die langfristige Erhaltung eine wesentliche Rolle. Daher wurden aus 
Sicht der befragten Denkmalschutzbehörden Sicherungsmaßnahmen als eine wichtige Strategie 
für das Vorhalten der Bausubstanz für eine mögliche spätere Verwertung betrachtet. Die neue 
Regelung zur 100-prozentigen Förderung von Sicherungsmaßnahmen (VV-Städtebauförderung 
2005) über beide Programmteile wurde daher einheitlich begrüßt, fand in den untersuchten 
Städten in der Praxis jedoch noch keine Anwendung. In einigen Städten war diese Möglichkeit 
der Förderung bis zur Befragung im Rahmen des Gutachtens nicht bekannt.412 
Ein besonderes Problem stellten in einigen Städten Objekte mit überhöhter Renditeerwartung 
und restitutionsbelastete Altbauten dar. Die ungeklärten Eigentumsverhältnisse und die damit 
verbundenen langwierigen Gerichtsverfahren waren investitionshinderlich und verzögerten in der 
Regel die Instandsetzung. Dieser Sachverhalt verursachte, insbesondere in Verbindung mit 
einem andauernden Gebäudeleerstand, eine stetige Verschlechterung des baulichen Zustands. 
Die Durchführung von Sicherungsmaßnahmen entschied häufig über die langfristige Erhaltung 
der Bauten.413 
In einigen Städten waren Beispiele bekannt, wo der Denkmalwert und die damit verbundenen 
Auflagen eine „abschreckende” Wirkung auf mögliche Investoren besaßen. Andernorts war gera-
de der Status als Baudenkmal aufgrund der damit verbundenen steuerlichen Vergünstigungen 
oder möglichen Fördermitteln Voraussetzung für eine Investition.414 
Bei einem hohen Problemdruck nahm die Denkmalschutzbehörde oftmals eine entsprechend 
ihrem unumstrittenen Auftrag (der Denkmalerhaltung) kritische Position gegenüber dem 
Stadtumbau in den Städten ein. Eine frühzeitige Zusammenarbeit wurde in den befragten 
Denkmalschutzbehörden als dringlich angesehen. Diese war nicht zwingend in allen Städten 
gegeben. In einigen der untersuchten Städte erfolgte eine Einbindung erst am Ende der 
Planungsphase bzw. nach deren Abschluss.415 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Belange des Denkmalschutzes im Rahmen des 
Stadtumbaus in den Städten unterschiedlich stark gewichtet wurden. In einigen Fällen 
erschwerten die häufig auftretenden Interessenkonflikte eine produktive, amtsübergreifende 
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Zusammenarbeit. Gleichzeitig waren in einigen Städten durch frühzeitige Abstimmungs-
gespräche ein enger Austausch und die gemeinsame Festlegung von Zielen und Schwerpunkten 
der Stadtentwicklung zu beobachten. Insbesondere bei einem hohen Handlungsdruck der 
kommunalen Wohnungsunternehmen (infolge ökonomischer Rahmenbedingungen) schienen im 
Entscheidungsprozess für oder gegen den Abbruch von Altbaubeständen und Baudenkmälern 
wohnungswirtschaftliche Interessen, wie der Erlass von Altschulden, zu dominieren.416 
Nachnutzung 
Die Nachnutzung der durch Abrissmaßnahmen entstehenden innerstädtischen Freiräume in den 
betrachteten Fallbeispielen war in der überwiegenden Zahl nicht gegeben. In allen Städten lagen 
jedoch einzelne Beispiele einer adäquaten Nachnutzung vor, die belegten, dass Rückbau-
maßnahmen unter bestimmten Umständen zu einer Verbesserung des Wohnumfeldes, zur 
Aufwertung der innerstädtischen Wohnsituation, zur Belebung der Innenstadt und zur 
Wiederherstellung des Stadtbildes beitragen können.417 
Das Spektrum der beobachteten geplanten oder realisierten Nachnutzungen reichte von hoch-
wertigen Grünflächen (Forst: Heinrich-Werner-Straße) über neue Terrassen und Biergärten für 
die ansässige Gastronomie (Lutherstadt Eisleben: Lutherstraße/Badergasse), Anbindung des 
gesamten Quartiers an vorhandene Freiräume (Forst: Otto-Nagel-Straße) bis hin zu 
Neubebauungskonzepten mit öffentlichen (Lutherstadt Eisleben: Adresse Weltkulturerbe), 
halböffentlichen (Eisenach: Schmelzerstraße) oder privaten (Chemnitz: alternativer 
innerstädtischer Wohnraum für Familien auf der Humboldthöhe) Nutzungen. Mit der Wiederbe-
bauung der Grundstücke wurde in einigen Fällen insbesondere das Ziel verfolgt, das historische 
Ensemble wieder herzustellen. In den meisten Fällen handelte es sich bislang um Planungen, 
deren tatsächliche Umsetzung nicht immer gewährleistet war.418 
Gleichzeitig ist festzustellen, dass Nachnutzungskonzepte für die freigeräumten Flächen oftmals 
auf eine einfache Begrünung bzw. zusätzliches Stellflächenangebot reduziert waren. 
Eingezäunte oder „wild” genutzte Brachflächen stellten für das Wohnumfeld zumeist keine 
Verbesserung im Vergleich zur vorherigen Situation dar. Um den Erfolg einer Rückbau-
maßnahme bewerten zu können, ist daher die Betrachtung der Nachnutzung unerlässlich, sofern 
eine qualitative Aufwertung mit dem Abriss erreicht werden soll.419 
Insgesamt zeigte das Gutachten zum „Umgang mit Altbaubeständen im Stadtumbau Ost anhand 
ausgewählter Beispiele”, dass der Abriss von Altbauten im Rahmen des Programms Stadtumbau 
Ost kein Einzelfall war und auch denkmalgeschützte Gebäude einschloss. Problematischer als 
der tatsächliche Umfang an Abrissmaßnahmen sind zum Zeitpunkt der Erhebung die sich 
abzeichnenden zukünftigen Interessen am Abriss von Gebäuden im historischen Stadtensemble. 
Hierbei bilden die Fallstudien keine repräsentative Datengrundlage ab, sondern zeigten anhand 
von Einzelfällen die Entscheidungsabläufe auf, die zum Abriss von Altbauten führten. Es wurde 
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deutlich, dass die Festlegungen der VV-Städtebauförderung bis 2005 mit ihren Entsprechungen 
in der Praxis zum Teil nicht zielführend waren und dass es im Sinne des lernenden Programms 
einer Korrektur bedurfte.420 Die vom Kompetenzzentrum vorgelegten Ergebnisse flossen in die 
nachfolgenden Programmmodifikationen ein. Sie sollten in ihrer Relevanz durch das nachfolgend 
erläuterte Gutachten bestätigt und auf eine breitere Datengrundlage gestellt werden.  
Gutachten „Bestandssituation und Bewirtschaftungsstrategien privater Eigentümer in 
den neuen Bundesländern und ihre Einbeziehung in den Stadtumbau Ost” (2007) 
Innerhalb der ersten Programmjahre im Stadtumbau Ost erwies sich die Einbeziehung privater 
Eigentümer sowohl im Programmbereich Aufwertung als auch im Programmbereich Rückbau in 
der Praxis als schwierig. Aus diesem Grund wurde im Herbst 2005 das Gutachten „Bestands-
situation und Bewirtschaftungsstrategien privater Eigentümer in den neuen Bundesländern und 
ihre Einbeziehung in den Stadtumbau Ost”421 beauftragt (Abschluss 2007). Die Bearbeitung 
erfolgte durch das IfS Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik und das Institut für Regional-
entwicklung und Strukturplanung (IRS). Die Untersuchung konzentrierte sich auf die privaten 
Eigentümer von Altbauten in den Innenstadtgebieten. Das Gutachten bediente sich sowohl 
verfügbarer statistischer Daten, der Fachliteratur zum Thema und Experteninterviews, als auch 
der schriftlichen Befragung von 218 der insgesamt 280 Städte im Programm Stadtumbau Ost. In 
zehn Städten wurden zudem im Rahmen einer vertiefenden Betrachtung private Eigentümer 
befragt. 
Die Gutachter zeigten, dass es im Programm Stadtumbau Ost bis einschließlich 2005 zu 
geförderten Abrissen von Altbauten in den Innenstädten kam.422 Der Anteil an abgerissenen 
Altbauwohnungen im Programm Stadtumbau Ost wird auf 24 Prozent geschätzt.423 Im zeitlichen 
Verlauf stellte sich bis 2003 ein Anstieg, von 2004 bis 2005 ein Rückgang der absoluten Anzahl 
an Abrissen von Altbauten ein. Im Gesamtdurchschnitt entfielen 15 Prozent auf Wohnungen in 
vor 1919 errichteten Altbauten. Die Abrisse von Altbauten betrafen vorrangig Gebäude, die sich 
im Eigentum der kommunalen Wohnungsunternehmen und Genossenschaften befanden.424 
Private Eigentümer waren nur in Ausnahmefällen über den Programmbereich Rückbau in den 
Stadtumbau Ost eingebunden.  
                                                
420 Infolge dieser Ergebnisse wurde das Gutachten im Januar 2006 Gegenstand einer erweiterten Sitzung 
der Expertenkommission Städtebaulicher Denkmalschutz in Berlin, an der auch Vertreter der 
Bundesländer und des Bundesministeriums (BMVBW) teilnahmen. Hier zeigte sich, mit welchen 
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Diskussion aus, bei der unterschiedlichen Positionen von Bund und Ländern hinsichtlich der Bewertung 
der Ergebnisse und den daraus zu ziehenden Handlungskonsequenzen deutlich wurden. Der Bund und 
die Expertengruppe forderten eine Schwerpunktverschiebung und Modifikation im Programm 
Stadtumbau Ost, um den festgestellten Fehlentwicklungen gegenzusteuern. Die Bundesländer lehnten 
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In der Praxis waren Stadtumbaugebiete nur zu einem geringen Teil in den Innenstadtgebieten 
ausgewiesen. Allerdings wurde den Innenstadtgebieten für die Zukunft ein großer Umbaubedarf 
bescheinigt, der Gebäudeabrisse vorsah.425 Zwar wurden leer stehenden stadtbildprägenden 
Altbauten gewisse Marktperspektiven nach der Sanierung eingeräumt, in über 80 Prozent der 
Städte wurde jedoch der „Abriss einzelner – auch denkmalgeschützter – Gebäude [im Stadtum-
bau Ost] als mehr oder weniger unumgänglich” angesehen.426 
[J]ede vierte Kommune benennt innerstädtische Stadtgebiete mit Beständen aus der Zeit 
von 1919 bis 1948 als weiteren Schwerpunkt des Rückbaus. In fast jeder fünften 
Kommune liegt ein Rückbauschwerpunkt in gründerzeitlichen Beständen und in jeder 
siebten Kommune im Bereich der historischen Altstadt. Diese Befunde sind durchaus 
relevant, denn punktuelle Abrisse von Einzelgebäuden veranlassen vermutlich kaum 
einen kommunal Verantwortlichen, von einem räumlichen Schwerpunkt des Rückbaus zu 
sprechen.427 
Der Problemdruck infolge hoher Leerstandsquoten wurde in Altbauten und insbesondere in 
Baudenkmälern seitens der Kommunen als hoch eingestuft.428 Die Relevanz der Probleme für die 
Erhaltung des baukulturellen Erbes wird an den ermittelten Abrissen im Denkmalbestand deutlich. 
Für den Zeitraum von 2002 bis 2005 wurde die Förderung von mindestens 1.000 Wohnungen in 
denkmalgeschützten Gebäuden über Stadtumbaumittel nachgewiesen.429 Damit wurden die 
Zielkonflikte mit dem Programm Städtebaulicher Denkmalschutz, die das vorangegangene 
Gutachten „Umgang mit Altbauten im Stadtumbau Ost” auf der Basis von Fallstudien benannt 
hatte, auf eine breitere Basis gestellt. 
Der sichtbaren Verbesserung und Aufwertung der für die Gesamtstadt bedeutsamen Innenstadt-
gebiete wurde eine große Bedeutung zugemessen. Der Handlungsbedarf wurde in 
repräsentativen Gründerzeitgebieten und historischen Innenstädten als eher punktuell oder 
niedrig eingeschätzt.430 In einfachen Gründerzeitgebieten hingegen wurden größere zusammen-
hängende Bereiche mit städtebaulichen Missständen identifiziert. Hier wurde eine gezielte 
Strategie von Aufwertungs- und Abrissmaßnahmen in enger Kooperation mit den privaten 
Eigentümern gefordert.431 Allerdings wurden einer flächendeckenden Erhaltung und Aufwertung 
sämtlicher Innenstadtgebiete keine Chancen eingeräumt.432 Positiv hervorzuheben ist, dass sich 
in rund drei Viertel der Städte die Nachfrage nach Wohnungen im Altbaubestand in dem 
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betrachteten Zeitraum stabilisiert, mitunter auch gesteigert hat – trotz einer rückläufigen 
Nachfrage in der Gesamtstadt.433 Eine ähnliche Entwicklung wird auch in Zukunft erwartet.  
In Innenstadtgebieten sind rund vier Fünftel der Mietwohnungen im Besitz privater Eigentümer.434 
Entsprechend hoch ist die Relevanz, private Eigentümer in die Innenstadtentwicklung 
einzubinden. Vor diesem Hintergrund erfolgte die Befragung der privaten Eigentümer in den zehn 
Fallstudien. Sie gab Aufschluss über den Wohnungsbestand und die Bewirtschaftungsstrategien 
in Altbauten. Es zeigte sich, dass nach 1989 bereits umfangreiche Investitionen erfolgt waren. 
Dennoch wiesen mehr als die Hälfte der innerstädtischen Altbauten im privaten Eigentum einen 
weiteren Investitionsbedarf aufgrund von Ausstattungsmängeln oder baulichen Schäden auf.435 
Ein hoher Leerstand und geringe Mieteinnahmen führten in der Hälfte der Gebäude zu einer 
Unterdeckung der Kosten. Die fehlenden eigenen finanziellen Mittel und die unzureichende 
Förderung führten in Verbindung mit der fehlenden Wirtschaftlichkeit der Maßnahmen zu 
Hemmnissen bei der Gebäudesanierung.436 Infolgedessen wurde das in den letzten Jahren 
eingesetzte und zukünftig geplante Investitionsvolumen dem festgestellten Bedarf nicht 
gerecht.437 Trotz großer Probleme hatte nur ein geringer Anteil privater Eigentümer konkrete 
Abrisspläne.438 In Anbetracht der schwierigen Verhältnisse wurde eher der Verkauf der Gebäude 
geplant.439 Insgesamt zeigte sich, dass die Einbindung privater Eigentümer in das Programm 
Stadtumbau Ost in den Innenstadtgebieten nicht im ausreichenden Umfang erfolgte. Empfohlen 
wurde eine langfristig angelegte, kontinuierlich verfolgte und gezielte Ansprache möglicher 
Eigentümergruppen.440 
Ebenso deutlich war, dass Aufwertungsmaßnahmen nicht in ausreichendem Umfang in den 
Innenstadtgebieten umgesetzt wurden und dass private Eigentümer von diesen nur geringfügig 
profitierten. Die im Verhältnis zu den innerstädtischen Eigentumsverhältnissen überproportionale 
Einbindung insbesondere der kommunalen Wohnungsunternehmen ließ vermuten, dass die 
Verortung der Abrissmaßnahmen weniger städtebaulichen Kriterien als den Interessen der 
Wohnungsunternehmen geschuldet war. Ein besonderer Konflikt mit den Zielen des Programms 
Städtebaulicher Denkmalschutz ergab sich aus den nachgewiesenen geförderten Abrissen von 
Baudenkmälern. Diese Ergebnisse bestätigen die des vorangegangenen Gutachtens zum 
Umgang mit den Altbaubeständen im Stadtumbau Ost. 
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Resümee 
Bei der Umsetzung des Programms Stadtumbau Ost stellten sich bereits in den ersten 
Programmjahren (2002-2005) unerwartete Entwicklungen in den Innenstädten ein. Diese standen 
im Widerspruch zu den ursprünglichen Zielen. Aus diesem Grund wurden verschiedene 
Gutachten eingeholt, die Konflikte mit den programmeigenen Zielen einer Aufwertung der 
Innenstädte und der Erhaltung stadtbildprägender Altbauten aufdeckten. Darüber hinaus wurden 
die aus dem Abriss von Altbauten und Baudenkmälern im Stadtumbau Ost resultierenden 
Konflikte mit den Zielen der Denkmalpflege und des Programms Städtebaulichen 
Denkmalschutzes offen gelegt. Auf der Grundlage dieser Erkenntnisse war die Programm-
modifikation im Sinne eines lernenden Prozesses möglich und es kam zu entscheidenden 
Korrekturen zugunsten der Innenstadtentwicklung. 
Die Gutachten verdeutlichen die Risiken, die sich aus einer allein auf die formalen Vorgaben 
ausgerichteten Abwicklung des Programms ergeben. Diese waren in der kommunalen 
Stadtumbaupraxis zu beobachten, wenn integrierte Strategien auf der Basis von gesamt-
städtischen Zielen fehlten und die Prozesse einseitig von der Lobby der Wohnungsunternehmen, 
insbesondere insolvenzbedrohter kommunaler Wohnungsunternehmen, bestimmt wurden. So 
spiegelten die Abrissmaßnahmen in den Innenstädten vorrangig die Eigentumsverhältnisse und 
die finanzielle Situation der Wohnungsunternehmen wider, statt das Ergebnis einer 
gleichgewichtigen Abwägung wohnungswirtschaftlicher und städtebaulicher Kriterien zu 
repräsentieren.  
Infolge der Probleme des einseitig begründeten Abrisses von Gebäuden im Ensemble der Innen-
städte wurden die ausbleibenden Nachnutzungen und die unzureichende Gestaltung beräumter 
innerstädtischer Grundstücke erkannt. Auch wenn es sich bei den Abrissen denkmalgeschützter 
Gebäude prozentual nur um einen geringen Teil der insgesamt zurückgebauten Gebäude 
handelte, ist die öffentliche Förderung der Vernichtung von städtebaulich, künstlerisch oder 
historisch bedeutsamen Bauwerken doch grundsätzlich in Frage zu stellen und kann nicht im 
öffentlichen Interesse liegen. Führt man sich die mit denkmalpflegerischen Auflagen verbundenen 
finanziellen Mehraufwendungen bei der Sanierung eines Baudenkmals vor Augen, erscheint die 
inzwischen nicht mehr mögliche Förderung von Abrissmaßnahmen noch fragwürdiger.  
Bezeichnend für die Situation in den Innenstädten war ein anhaltend hoher Problemdruck infolge 
der Unverhältnismäßigkeit von hohem Sanierungsbedarf, hohem Wohnungsleerstand und 
geringer Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt. In der Stadtumbaupraxis zeigte sich immer 
deutlicher das Erfordernis ganzheitlicher Strategien für den langfristigen Stadtumbau der 
Innenstädte, aus denen ggf. Forderungen nach einem moderaten Rückbau abgeleitet werden 
könnten. 
Insgesamt konnten die Stadtumbaumaßnahmen am Stadtrand nicht die erhoffte Impulswirkung 
für die Innenstadtentwicklung entfalten. Die Festlegung der Rückbaumaßnahmen folgte nicht in 
dem Maße städtebaulichen und denkmalpflegerischen Belangen, wie es die für die Innenstädte 
gesetzten Ziele im Stadtumbau Ost und im Städtebaulichen Denkmalschutz erforderten. Bei der 
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Programmumsetzung profitierten primär die altschuldenbelasteten kommunalen Wohnungsunter-
nehmen und Genossenschaften von den Fördergeldern. Die Altschuldenbelastung von Altbauten 
führte zu einem erhöhten Problemdruck in Innenstädten, da sie die Verwertungsmöglichkeiten 
(Vermietung, Verkauf) stark einschränkten oder ganz verhinderten. Aufwertungsmaßnahmen 
wurden weder in den Innenstadtgebieten insgesamt noch speziell im Bestand der privaten Eigen-
tümer in ausreichendem Umfang vorgenommen.  
Für die zukünftige Entwicklung der ostdeutschen Innenstädte lassen sich aus diesen Erfahrungen 
verschiedene Schlussfolgerungen ziehen. Erstens wurde deutlich, dass hier ein langfristiger 
öffentlicher Förderbedarf besteht, sofern diese Stadträume als städtebauliche Ensembles 
erhalten werden sollen. Dabei sind für den nachhaltigen Stadtumbau der Innenstädte andere 
Kriterien zu entwickeln, als für den Stadtumbau in Großwohnsiedlungen am Stadtrand. Zweitens 
zeigte sich, dass die nachhaltige Entwicklung der Innenstädte eine stärkere Vernetzung der 
einzelnen Städtebauförderprogramme erfordert. Hierbei könnte dem städtebaulichen 
Denkmalschutz als Querschnittsaufgabe zukünftig eine Schlüsselrolle zukommen. Drittens 
zeichnet sich ab, dass es neben den bewährten Vorgehen in der Stadtentwicklung zusätzlicher 
Strategien bedarf, um die leer stehenden Gebäude langfristig zu erhalten und einer neuen 
Nutzung zuzuführen.  
4.2.4 Probleme und Ziele in der Nationalen Stadtentwicklungspolitik 
Anfang der 2000er Jahre wurde die „grundlegend gewandelte Perspektive städtischer Zukunft”441 
offensichtlich. Städte und Stadtregionen sahen sich mit neuen Herausforderungen konfrontiert 
und unterlagen immer schneller ablaufenden Veränderungsprozessen und größer werdenden 
Unsicherheiten hinsichtlich ihrer zukünftigen Entwicklung. Die Forderung des Bundes, mit den 
Bundesländern und Kommunen gemeinsam eine nationale Position zu städtischen Fragen zu 
entwickeln, kristallisierte sich mit dem sich verstärkenden Bewusstsein heraus, dass sich nicht 
alle Probleme mit den herkömmlichen Instrumenten bewältigen lassen. Hiermit verband sich ein 
steigender Anspruch an die Programme, mit denen der Bund Städte und Gemeinden bei der 
Bewältigung ihrer Probleme und Herausforderungen unterstützte. Ziel war eine kontinuierliche 
Wirkungskontrolle und Weiterentwicklung der eingesetzten Instrumente.442 Im Jahr 2006 
reagierte der Bund mit der Einberufung einer Expertengruppe, die die „Chancen und mögliche 
Handlungsfelder eines umfassenden nationalen Strategieansatzes für die Entwicklung der Städte 
und Stadtregionen in Deutschland” bewerten sollte.443 Ein Jahr später fand anlässlich der EU-
Ratspräsidentschaft von Deutschland ein Treffen der in den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union für die Stadtentwicklung zuständigen Minister statt. Auf diesem wird die „Leipzig Charta 
zur nachhaltigen europäischen Stadt”444 (Leipzig Charta) angenommen. In Deutschland fand die 
Leipzig Charta ihre praktische Umsetzung in der „Initiative zur Nationalen Stadtent-
wicklungspolitik” (2007). Die Stadtentwicklungspolitik erfuhr eine Profilierung zugunsten der 
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4 Ohne Nutzung – Leerstand in ostdeutschen Innenstädten 183 
 
Stärkung des Leitbildes der europäischen Stadt und einer nachhaltigen integrierten 
Stadtentwicklung. Der Handlungsbedarf in Innenstädten wurde nun als dringlichste Aufgabe der 
Stadtentwicklung anerkannt.445 Diese wirkte sich auf die weitere Gestaltung der Städtebau-
förderung aus und fand in dem „Weißbuch Innenstadt”446 ihre konsequente Fortsetzung. Aufgrund 
ihres Einflusses auf die weitere Entwicklung auf der kommunalen Ebene werden die wesentlichen 
Inhalte der Leipzig Charta und der Initiative zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik nachfolgend 
zusammengefasst.  
Mit der Annahme der Leipzig Charta bekannten sich die für Stadtentwicklung zuständigen 
Minister in der EU auf gemeinsame Grundsätze und Strategien zugunsten einer integrierten 
Stadtentwicklungspolitik, um die kulturelle und wirtschaftliche Entwicklung der Städte zu 
stärken.447 Mit der integrierten Stadtentwicklungspolitik wurde eine räumliche, sachliche und 
zeitliche Abstimmung der zentralen städtischen Politikfelder zugunsten einer nachhaltigen 
Entwicklung der Städte angestrebt.448 Dies erfolgte mit dem Ziel, die wirtschaftliche Prosperität, 
soziale Gerechtigkeit und Umweltverträglichkeit zu fördern sowie die Wettbewerbsfähigkeit 
europäischer Städte zu stärken. Der Herstellung und Sicherung qualitätvoller öffentlicher Räume, 
der Modernisierung der Infrastrukturnetze, der Steigerung der Energieeffizienz und der 
Umsetzung einer aktiven Innovations- und Bildungspolitik wurden hierbei eine besondere 
Bedeutung zugemessen. Diese Handlungsstrategien waren als Beitrag zu einer hohen Lebens-, 
Standort- und Umweltqualität zu verstehen, die der Energieeffizienz und einem sparsamen 
Umgang mit natürlichen Ressourcen ebenso gerecht werden sollten, wie dem Anspruch, 
attraktive und nutzerorientierte öffentliche Räume zu schaffen. Es galt das Potenzial der Städte, 
Wissen zu erschließen und zu verbreiten und Innovationen hervorzubringen, für die Zukunft zu 
sichern. 
Benachteiligte Stadtquartiere stellten einen besonderen Handlungsschwerpunkt aus Sicht der 
EU-Minister dar.449 Hier bildeten sich in vielen Städten besondere Probleme aufgrund des 
wirtschaftlichen und sozialen Strukturwandels heraus. Sie führten zu ungleichen wirtschaftlichen 
und sozialen Chancen der Bevölkerung sowie zu schlechten Umweltqualitäten. Zu den 
benannten gemeinsamen Zielen zählen hier die Verstetigung städtebaulicher Aufwertungs-
strategien, die Stärkung der lokalen Wirtschaft und der lokalen Arbeitsmarktpolitik, die Sicherung 
leistungsstarker und preisgünstiger öffentlicher Personennahverkehrssysteme sowie die 
Verbesserung der Bildungs- und Ausbildungspolitik für Kinder und Jugendliche.  
Mit der Leipzig Charta verpflichteten sich die Minister dazu, 
Eine politische Initiative in ihren Mitgliedstaaten zu starten, wie die Grundsätze und 
Strategien der Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt in nationale, regionale 
und lokale Entwicklungspolitiken integriert werden können. Das Instrument der integrierten 
Stadtentwicklung voranzubringen, die Governance-Strukturen für deren Umsetzung zu 
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unterstützen und die hierfür erforderlichen Rahmenbedingungen auf nationaler Ebene zu 
schaffen. Eine ausgeglichene räumliche Entwicklung auf der Basis eines europäischen 
polyzentrischen Städtesystems zu befördern.450 
Die BRD kam dieser Verpflichtung mit der „Initiative zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik” 
nach. Bereits vor der Leipzig Charta hatte das BMVBS eine interdisziplinär zusammengesetzte 
Gruppe von Experten berufen. Sie umfasste 42 Fachleute aus Politik, Forschung, kommunaler 
Verwaltung und freier Wirtschaft sowie Vertreter des BMVBS. Die Ergebnisse standen in engem 
Zusammenhang mit der EU-Ratspräsidentschaft und der Leipzig Charta.451 Sie wurden im 
Memorandum „Auf dem Weg zu einer Nationalen Stadtentwicklungspolitik”452 im Jahr 2007 
vorgelegt. Die Empfehlungen der Experten wurden in der „Initiative zur Nationalen 
Stadtentwicklungspolitik” in Form von zwei Strategien aufgegriffen: Die Strategie „Gute Praxis” 
verstand die „Stadtentwicklung als Prozess der Weiterentwicklung und Qualifizierung”.453 Sie 
folgte dem Anspruch einer konsequenten Qualifizierung der Instrumente und forderte eine 
laufende Anpassung der vorhandenen Städtebauförderprogramme, der gesetzlichen Grundlagen 
und der Ressortforschung sowie der Förderung der Baukultur an neue Herausforderungen.454 Die 
zweite Strategie stellt die Kampagne „Für Stadt und Urbanität” dar.455 Mit diesem neuen 
Instrument in der Stadtentwicklungspolitik sollte das öffentliche Bewusstsein für die Chancen und 
Möglichkeiten einer nachhaltigen Stadtentwicklung gesteigert werden. Es wurde etabliert, um 
„innovative Handlungsmöglichkeiten [und] Lösungen in urbanen Handlungsfeldern aufzuzeigen, 
zivilgesellschaftliches Engagement zu wecken und das Experiment als Ansatz der 
Strukturentwicklung zu verankern”.456 Mit der Initiative wurden sechs thematische Schwerpunkte 
(und Handlungsfelder) für die Nationale Stadtentwicklungspolitik formuliert:  
 Bürger für ihre Stadt aktivieren – Zivilgesellschaft,  
 Chancen schaffen und Zusammenhalt bewahren – soziale Stadt,  
 Innovative Stadt – Motor der wirtschaftlichen Entwicklung,  
 Die Stadt von morgen bauen – Klimaschutz und globale Verantwortung,  
 Städte besser gestalten – Baukultur,  
 Die Zukunft der Stadt ist die Region – Regionalisierung.457 
Der „Stadtverkehr” sollte mit dem Anspruch „Mobilität nachhaltig [zu] gestalten” in allen 
Themenfeldern berücksichtigt werden. Zum Auftakt fand im Jahr 2007 der Kongress „Auf dem 
Weg zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik” in Berlin statt.458 Zeitgleich erfolgte ein Aufruf für 
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innovative Projektvorschläge. Ziel war es, Projekte und Konzepte zu finden und zu fördern, die 
innovative Lösungswege beschritten, beispielgebend waren und möglichst viele Partner 
einbezogen.459 Es gingen rund 330 Projektvorschläge zu den sechs Themenbereichen ein. Aus 
ihnen wurden 45 Projekte für die Förderung als Modellvorhaben der Nationalen Stadtentwick-
lungspolitik ausgewählt. Im Rahmen des zweiten, ebenso offenen Projektaufrufs 2008, wurden 
weitere 28 Modellvorhaben aus den eingereichten Projektskizzen benannt. Die Projektreihe „Für 
Stadt und Urbanität” umfasst eine große Vielfalt an Projekten in der gesamten Bundesrepublik, 
die sich nicht nur in der thematischen Ausrichtung, sondern auch hinsichtlich der in Angriff 
genommenen Probleme, der konkreten Ziele und Rahmenbedingungen, der Akteure und 
Zielgruppen und des (methodischen) Vorgehens unterscheiden. Das Spektrum der Projekte 
reicht von umsetzungsorientierten Stadtplanungen über investive Maßnahmen bis zu diskursiven 
Verfahren (Stadtforen, Beteiligungsverfahren, neue Partnerschaften etc.).460 Im Freistaat 
Sachsen erweisen sich die Modellvorhaben „Bildungs- und Kompetenzzentrum ,HausHalten’” in 
Leipzig und das Modellvorhaben „Probewohnen – Zurück in die Gründerstadt” in Görlitz als 
innovativ und beispielgebend im Umgang mit dem Wohnungsleerstand in innerstädtischen 
Altbauten (Kap. 4.3 und Kap. 5). Beide Modellvorhaben wurden gemeinsam mit anderen 
Projekten und Initiativen im Jahr 2009 im Wettbewerb „Stadt bauen. Stadt leben.” vom BMVBS 
mit dem „Nationalen Preis für integrierte Stadtentwicklung und Baukultur” prämiert.461 Aufgrund 
der großen Offenheit der ersten beiden Projektaufrufe und den vielfältigen Modellvorhaben, 
erreichte die Initiative sowohl die Fachleute in Forschung, Verwaltung und freier Wirtschaft, als 
auch eine breite Öffentlichkeit.462 
Die mit der Leipzig Charta begonnene und über die Initiative zur Nationalen Stadtentwicklungs-
politik fortgesetzte „Rückbesinnung” auf die Qualitäten der multifunktionalen, kompakten europäi-
schen Städte, bewirkte einen allgemeinen Stimmungs- und Schwerpunktwandel in der Fachdi-
skussion und in der breiten Öffentlichkeit.463 Wurde Anfang der 2000er Jahre die Debatte über 
ostdeutsche Städte vornehmlich durch problemfokussierte Schlagworte (wie schrumpfende 
Städte, Rückbau und Abriss, Leerstand und Verfall, leere Kassen und Unternehmensinsol-
venzen) bestimmt, rückten nun wieder stärker die Qualitäten historisch gewachsener Innenstädte 
in den Blick. Die Chancen einer „Entwicklung nach Innen” und einer Qualifizierung der 
Innenstädte wurden 2010 mit dem Entwurf für das „Weißbuch Innenstadt. Starke Zentren für 
unsere Städte und Gemeinden” aufgegriffen und öffentlich zur Diskussion gestellt. Die ausgear-
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beitete Fassung berücksichtigt auch die eingegangenen Kommentare und Ergänzungsvor-
schläge und wird Anfang 2011 vorgelegt.464 Im Weißbuch wird der gesamtstädtischen Funktion 
der Innenstädte ein hoher Stellenwert beigemessen. Dieser begründet sich maßgeblich in der 
Multifunktionalität als Wirtschaftsraum, Arbeits- und Handelsstandort aber auch als Wohn- und 
Lebensraum und als kultureller Mittelpunkt. Aspekte wie der Beitrag zur städtischen Identität und 
zur Identifikation der Bewohner und auch zur sozialen und ethnischen Integration fließen 
ebenfalls ein. 
Resümee 
Im Jahr 2007 fand die auf dem EU-Ministertreffen beschlossene Leipzig Charta ihre Entspre-
chung auf nationaler Ebene in der Initiative zur Nationalen Stadtentwicklungspolitik. Damit 
erfolgte eine klare Ausrichtung der deutschen Stadtentwicklungspolitik auf das Leitbild der 
kompakten europäischen Stadt als tragfähigem Zukunftskonzept. Die Funktionsverluste der 
Innenstädte wurden nun als dringlichste Aufgabe der Stadtentwicklung anerkannt.465 Nicht mehr 
die einzelnen Städtebauförderprogramme, sondern die Gesamtwirkung sämtlicher Programme 
stand nun im Fokus der Politikgestaltung. Integrierte Strategien, die soziale, ökologische und 
ökonomische Belange gleichermaßen gewichten, erhielten hierbei einen besonderen Stellenwert. 
Dominierten zuvor häufig aufwändige Problemanalysen und Entwicklungsprognosen den 
Diskurs, wurden nun die Innenstadtqualitäten und innovative Lösungsansätze thematisiert. 
Hierzu trugen in besonderem Maße die Projekte der Kampagne „Für Stadt und Urbanität” bei. Sie 
ermöglichte die Umsetzung unkonventioneller, zeitlich befristeter und auf lokale Gegebenheiten 
zugeschnittener Projekte. Die Projektergebnisse wie auch der über sie ausgelöste öffentliche 
Diskurs bestätigten die Potenziale einer ergebnisoffenen projektbasierten Arbeitsweise.  
4.2.5 Zwischenfazit 
Die Situation ostdeutscher Innenstädte wurde bereits zum Zeitpunkt der politischen Wende von 
spezifischen Problemen geprägt: Ein hoher Sanierungsbedarf der Gebäude und ein hoher 
Wohnungsleerstand erforderten rasches Handeln, daneben war eine umfassende Aufwertung 
des Wohnumfelds erforderlich. Auf den großen Handlungsbedarf wurde 1991 mit dem Programm 
Städtebaulicher Denkmalschutz reagiert, das in den nachfolgenden Jahren große Erfolge in den 
historischen Altstädten verzeichnete. Ende der 1990er Jahre wurden seine Grenzen deutlich, als 
der Wohnungsleerstand in ostdeutschen Städten und insbesondere in den Innenstadtgebieten 
als strukturelles Problem erkannt wurde. Der Bund dehnte die Städtebauförderung aus und legte 
das Programm Stadtumbau Ost auf. Den Programmen Städtebaulicher Denkmalschutz und 
Stadtumbau Ost liegen unterschiedliche Problemsichten zugrunde. Beiden gemein sind die 
übergeordneten Ziele, die historischen Innenstädte aufzuwerten und den Wohnungsleerstand in 
den Innenstadtgebieten zu reduzieren.  
Im Programm Städtebaulicher Denkmalschutz wurde im Kern eine Strategie der Aufwertung des 
Baubestandes zugunsten einer neuen Nutzung verfolgt. Die Programmziele erfuhren in dem 
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betrachteten Zeitraum bis 2010 keine wesentlichen Modifikationen. Veränderungen waren jedoch 
bei den räumlichen Handlungsschwerpunkten festzustellen, die sich infolge der identifizierten 
Probleme verschoben. Der Wohnungsleerstand in Innenstadtgebieten gewann im Programm 
Städtebaulichen Denkmalschutz, insbesondere mit der Einführung des Programms Stadtumbau 
Ost an Relevanz. Zielkonflikte zwischen beiden Programmen traten insbesondere in den 
Innenstädten durch die Förderung des Abrisses von Altbauwohnungen über das Programm 
Stadtumbau Ost auf.  
Im Programm Stadtumbau Ost erfolgten zwischen 2002 und 2010 einige entscheidende 
Programmmodifikationen. Sie waren Resultat einer sich ändernden Problemsicht und einer 
Verschiebung der prioritären Ziele. Die Programmbereiche Aufwertung und Rückbau sind 
hinsichtlich ihrer Zielgenauigkeit unterschiedlich zu bewerten. Aufwertungsmaßnahmen im 
Programm Stadtumbau Ost entfalteten in den Innenstadtgebieten nicht die gewünschte Wirkung. 
Rückbaumaßnahmen erwiesen sich hinsichtlich der Reduzierung des Wohnungsleerstands in 
den Stadtrandgebieten und der Stabilisierung des Wohnungsmarkts in der Regel als zielgenau. 
Der geförderte Abriss von stadtbildprägenden Gebäuden in Innenstadtgebieten führte hingegen 
zu einem Widerspruch mit den programmeigenen Zielen und mit den Zielen des Programms 
Städtebaulicher Denkmalschutz. In den ersten Programmjahren (2002-2005) dominierten die 
Interessen der altschuldenhilfeberechtigten Wohnungsunternehmen die Programmumsetzung 
auf der kommunalen Ebene. Der daraus resultierende Abrissdruck auf altschuldenbelastete 
Altbauten in Innenstadtgebieten war aus städtebaulicher Sicht höchst problematisch.  
Die aufgezeigte Entwicklung der Innenstädte in den ersten beiden Dekaden nach der 
Wiedervereinigung macht deutlich, dass Innenstadtgebiete einer kontinuierlichen Förderung 
bedürfen. Trotz der umfassenden Förderung sind viele Probleme in den Innenstadtgebieten nach 
wie vor ungelöst. Stadtumbau ist folglich als ein kontinuierlicher Prozess der Bestandsqualifi-
zierung zu begreifen. Mit einem solchen neuen Aufgabenverständnis ist er in Innenstadtgebieten 
als behutsamer Umbau des bestehenden Stadtensembles zu gestalten. Für diesen kann nur der 
städtebauliche Denkmalschutz die Schlüsselkriterien liefern. 
Beide Programme, Städtebaulicher Denkmalschutz und Stadtumbau Ost, wurden als lernende 
Programme konzipiert. Mit verschiedenen Programmmodifikationen, vor allem im Programm 
Stadtumbau Ost, wurde auf Probleme und unerwartete Entwicklungen bei der Programm-
umsetzung reagiert. Diese sind auch Ausdruck der „problembezogenen Ausdifferenzierung”466 
der Städtebauförderung der ersten Dekade der 2000er Jahre. Im Kern wurde der lernende Ansatz 
mit der Initiative für eine Nationale Stadtentwicklungspolitik im Jahr 2007 bestätigt und als 
„lernendes Politikinstrument”467 auf die gesamte Städtebauförderung ausgedehnt. Es zeichnete 
sich eine steigende Bereitschaft für neue Lösungswege und experimentelle Vorgehensweisen in 
der Stadtentwicklungspolitik ab. 
Die Entwicklungen zwischen 2000 bis 2010 veranschaulichen darüber hinaus den engen Zusam-
menhang zwischen der Problemanalyse, den Förderzielen und den daraus resultierenden 
                                                
466 BMVBS 2011a, S. 100. 
467 BMVBS 2011a, S. 100. 
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Handlungsschwerpunkten in der Städtebauförderung in Abhängigkeit vom wirtschafts- und 
gesellschaftspolitischen Kontext. Zunächst lag dem Programm Stadtumbau Ost eine 
problemorientierte Sichtweise zugrunde. Am Ende standen die Ziele stärker im Vordergrund der 
(öffentlichen) Auseinandersetzung. Gleichzeitig traten Planungsunsicherheiten im Umgang mit 
dem Wohnungsleerstand offen zu Tage. So ist gerade die Leerstandsentwicklung in ihrer 
räumlichen Ausprägung nur schwer voraussehbar und Prognosen hierzu sind aufgrund der 
komplexen Wirkungszusammenhänge mit großen Unsicherheiten behaftet. Berücksichtigt man 
diese Planungs- und Prognoseunsicherheiten, so scheinen bei der Entwicklung und Umsetzung 
neuer Instrumente ein schrittweises, lernendes Vorgehen und eine laufende Evaluierung 
weiterhin geboten – ganz im Sinne eines Perspektivenwechsels vom lernenden Städtebauförder-
programm zum Lernen in Projekten. 
4.3 LÖSUNGSSUCHE IN DER PRAXIS 
In den Programmen Städtebaulicher Denkmalschutz und Stadtumbau Ost wird dem Wohnungs-
leerstand mit unterschiedlichen Handlungsstrategien begegnet. Das Spektrum der Maßnahmen 
reicht von der umfangreichen Sanierung von Gebäuden über das Zwischennutzen und Abwarten 
bis zum Gebäudeabriss. Innenstadtgebiete besitzen in ostdeutschen Städten468 in der Regel eine 
kleinteilige Bestands- und Eigentümerstruktur. Hier sind rund 80 Prozent der Altbauten im 
privaten Eigentum.469 Die Innenstadtentwicklung ist dementsprechend stark von dem Verhalten 
und Engagement privater Eigentümer470 abhängig. Allerdings ist für ostdeutsche Innenstadt-
gebiete auch charakteristisch, dass kommunale und genossenschaftliche Wohnungsunter-
nehmen, verglichen mit westdeutschen Verhältnissen, einen hohen Anteil an Altbauten in ihrem 
Besitz haben. Auch sie sind daher wichtige Akteure im innerstädtischen Stadtumbau und bei der 
Weiterentwicklung der Innenstadtgebiete. 
Private Eigentümer verfolgen sehr unterschiedliche Interessen mit ihrer Immobilie. Im Vergleich 
zu Wohnungsunternehmen und -genossenschaften haben für sie die langfristige Wertschöpfung, 
Erhaltung und Nutzung des Gebäudes einen hohen Stellenwert. Der Umgang mit der eigenen 
Immobilie wird von der wirtschaftlichen und persönlichen Situation privater Eigentümer bestimmt. 
Die Bewirtschaftungsstrategien von privaten Eigentümern lassen sich den drei Handlungsweisen 
„Investieren” (Instandhaltung, Modernisierung), „Abwarten” und „Aussteigen” (Verkauf, Abriss) 
zuordnen.471 Die individuellen Beweggründe fallen vielfältig aus und sind dementsprechend 
                                                
468 Ausgenommen sind hier die sog. DDR-Entwicklungsstädte. Vgl. Einleitung zu diesem Kapitel. 
469 BMVBS, BBR 2008b, S. 20. 
470  Bei Wohnungen/Wohngebäuden werden hier private Eigentümer von institutionellen Eigentümern 
(Wohnungsunternehmen und -genossenschaften) unterschieden. Gemeint sind Eigentümer, die als 
natürliche Personen, die im Grundbuch als Eigentümer eingetragen sind, und die damit 
alleinverantwortlich über die Bewirtschaftung eines Gebäudes oder einer Wohnung entscheiden. Unter 
den privaten Eigentümern befinden sich Einzel- und Kleineigentümer ebenso wie 
Eigentümergemeinschaften. Entsprechend der individuellen Interessen, Lebensverhältnisse und 
Handlungsspielräume verbirgt sich somit hinter dem Begriff der privaten Eigentümer eine sehr 
heterogene Gruppe von Akteuren in der Stadtentwicklung. BMVBS, BBSR 2007, S. 9-10. 
471 Vgl. Schiffers 2009, Hackenbroch 2007; BMVBS, BBSR 2007. 
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differenziert zu betrachten. Neben der finanziellen Leistungsfähigkeit und der persönlichen 
Lebenssituation werden die Lage im Stadtraum und der bauliche Zustand der Immobilie sowie 
die erwarteten Verwertungschancen als Kriterien für die Entscheidung herangezogen. 
Verunsicherungen aufgrund von Planungsunsicherheiten und die prognostizierte, negative 
Wohnungsmarktentwicklung, aber auch die persönliche Überforderung und überhöhte 
Erwartungen bei Verkauf und Vermietung der Immobilie führen hier mitunter zum Handlungs-
stillstand. Städtebauliche Ziele sind, sofern sie ihnen bekannt sind, für private Eigentümer von 
untergeordneter Bedeutung in der Entscheidungsfindung. Sie richten ihr Handeln nur bedingt auf 
quartiersbezogene Ziele aus und handeln bevorzugt im Alleingang oder nehmen eine abwartende 
Haltung ein, ohne selbst aktiv zu werden. Bei einem hohen Problemdruck steigt die Bereitschaft 
privater Eigentümer zur Kooperation und zum abgestimmten quartiersbezogenen Handeln.472 
Wie in den vorangehenden Abschnitten gezeigt werden konnte, ist der Wohnungsleerstand mit 
seinen städtebaulichen und wohnungswirtschaftlichen Dimensionen zum Gegenstand der 
Städtebauförderung geworden. Für die praktischen Handlungsoptionen der Kommunen und 
Eigentümer im Umgang mit leer stehenden Altbauten in den Programmen ist zu beachten, dass 
diese u. a. aus der Lage eines Gebäudes innerhalb bzw. außerhalb eines Fördergebietes 
bestimmt werden. Im Programm Städtebaulicher Denkmalschutz sind Gebäude in Gebieten mit 
einer geltenden Erhaltungssatzung nach §172 BauGB förderfähig (Kap. 4.2). Im Programm 
Stadtumbau Ost werden in den integrierten Stadtentwicklungskonzepten abhängig vom 
Problemdruck und den verfolgten Entwicklungsstrategien fünf Gebietstypen unterschieden:473 
 Rückbaugebiete sind Gebiete, die von einem hohen Wohnungsleerstand und vielfältigen 
städtebaulichen Problemen gekennzeichnet sind. Für diese wird der Rückbau (Abriss) von 
Wohnungen und entsprechenden Infrastruktureinrichtungen als erforderlich angesehen, ggf. 
begleitet von Aufwertungsmaßnahmen. Bei den Rückbaugebieten handelt es sich vorrangig 
um Großwohnsiedlungen am Stadtrand.474  
 Umstrukturierungsgebiete kennzeichnen städtebauliche Missstände in Form eines 
Sanierungsbedarfs (Substanzschwäche) und/oder funktionale Defizite. Hier sind sowohl 
Rückbau- als auch Aufwertungsmaßnahmen erforderlich. Der Umfang der Umstrukturierung 
hängt von den gebietseigenen Rahmenbedingungen ab. Er ist in der Regel in den 
Großwohnsiedlungen am Stadtrand größer als in den Innenstadtgebieten.475   
 Abwartegebiete sind Gebiete, die eine stabile Entwicklung aufweisen, jedoch mittel- oder 
langfristige Rückbauerfordernisse erwarten lassen. Ihre zukünftige Entwicklung ist nur 
schwer vorhersehbar.476   
                                                
472 Vgl. exempl. Wiezorek 2011 für das Kooperationsverhalten in Eigentümerstandortgemeinschaften. 
473 Nachfolgende Erläuterungen zu den Gebietstypen sind der Übersicht im Gutachten zur 
Programmevaluierung entnommen. BMVBS, BBR 2008a, S. 94. Die konsolidierten Gebiete haben in 
der Stadtumbaupraxis i. d. R. keine Relevanz, sind der Vollständigkeit halber aber ebenfalls aufgeführt. 
474 BMVBS, BBR 2008a, S. 94. 
475 BMVBS, BBR 2008a, S. 94. 
476 BMVBS, BBR 2008a, S. 94. 
190  4 Ohne Nutzung – Leerstand in ostdeutschen Innenstädten 
 
 Erhaltungsgebiete sind Gebiete mit einen mittel- bis langfristigen Umbaubedarf, die aufgrund 
ihrer städtebaulichen Struktur oder ihres Baubestandes erhaltenswert sind. Die 
Begriffsverwendung erfolgt in einem allgemeinen Verständnis und nicht auf der Grundlage 
einer Festsetzung im Bebauungsplan oder einer Erhaltungsatzung nach § 172 BauGB.477 
 Konsolidierte Gebiete weisen einen geringen Handlungsbedarf und eine stabile Nachfrage 
auf. Hier werden weder ein Rückbau- noch ein Aufwertungsbedarf gesehen. Dement-
sprechend werden diese Gebiete nicht als Stadtumbaugebiete im Programm Stadtumbau Ost 
ausgewiesen. Kritische Stimmen weisen aber darauf hin, dass solche Altbaugebiete mittel- 
bis langfristig keine „Selbstläufer” bleiben werden und ebenfalls Aufwertungsbedarf haben 
werden.478   
 Aufwertungsgebiete beschreiben im Stadtumbau Ost in der Regel Altbaugebiete, die insbe-
sondere über Aufwertungsmaßnahmen zu attraktiven und dauerhaft nachgefragten Wohn-, 
Arbeits- und Wirtschaftsstandorten entwickelt werden sollen.479 
Im Programm Stadtumbau Ost finden Gebiete in der Altstadt und in gründerzeitlichen Stadtteilen 
vorrangig als Aufwertungsgebiete oder Umstrukturierungsgebiete Berücksichtigung.480 Die 
Zuordnung zu den Gebietskategorien lassen Rückschlüsse auf den von der Kommune vorge-
sehenen „Umbau” der Stadtstruktur zu. Eine städtebauliche Bewertung ist ohne eine objekt-
konkrete Festlegung der jeweiligen Maßnahmen und Maßnahmenpakete nicht möglich. Diese ist 
in den Stadtentwicklungskonzepten meist nicht enthalten.481 
4.3.1 Gebäudenutzung 
Die Wiederherrichtung der Altbauwohnungen in den Innenstadtgebieten nach 1989 führte nicht 
im erwarteten Umfang zu einer Nachfrage nach dem Wohnen im innerstädtischen Altbaubestand 
(Kap. 4.1). Daher besitzen Handlungsstrategien, die eine erneute Gebäudenutzung zum Ziel 
haben, einen hohen Stellenwert. Unter den schwierigen Rahmenbedingungen auf dem 
ostdeutschen Wohnungsmarkt steigt die Bedeutung kurzfristiger Mieteinnahmen. Private 
Eigentümer richten ihr Handeln stark sowohl auf die kurzfristige Nachfrage möglicher Nutzer als 
auch auf langfristige Wertsteigerungen und Renditeerwartungen aus. Favorisiert wird eine 
vollständige Nutzung ohne vorgängige Investitionen. Umnutzungen der Gebäude sind dabei nicht 
ausgeschlossen. Bei ausbleibenden Mietern steigt die Akzeptanz gegenüber weniger intensiven 
teilweisen und zeitweisen Nutzungen.  
Sanierungsmaßnahmen 
Wie gezeigt wurde, betrifft der Wohnungsleerstand in ostdeutschen Städten auch sanierte 
Wohnungen. Eine Modernisierung der Wohnungen stellt vielerorts keine Garantie für eine 
Vermietung dar. Mit dem steigenden Risiko von Mietausfällen sinkt in der Regel die Bereitschaft 
                                                
477 BMVBS, BBR 2008a, S. 94. 
478 BMVBS, BBR 2008a, S. 94. 
479 BMVBS, BBR 2008a, S. 94. 
480 BMVBS, BBR 2008a, S. 94. 
481 Vgl. hierzu bspw. für Städte im Freistaat Sachsen Sulzer 2010b. 
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privater Eigentümer für Investitionen in ihren Bestand. Dabei ist zu berücksichtigen, dass private 
Eigentümer eine sehr heterogene Gruppe von Akteuren mit sehr unterschiedlichen Interessen 
darstellen. Private Eigentümer richten ihr individuelles Handeln nicht allein nach rationalen 
ökonomischen, sondern auch nach persönlichen Kriterien und individuellen Vorlieben. Auch bei 
schlechten Verwertungschancen ist die Durchführung von Gebäudesanierungen (Instandset-
zungs- und Modernisierungsmaßnahmen) nicht ungewöhnlich. Sie sind – gemessen an der 
Lebensdauer eines Gebäudes – als kontinuierliche Aufgabe anzusehen. Überdauern Gebäude 
die Nutzung, für die sie ursprünglich errichtet wurden, kann es zur Umnutzung kommen. Im 
historischen Rückblick zeigt sich, dass die Umnutzung fester Bestandteil gesellschaftlicher Praxis 
in der deutschen Stadtentwicklung war.482 
Die (laufende) Erneuerung des Gebäudebestandes ist im unmittelbaren Zusammenhang mit 
städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen zu sehen, da die Städtebauförderung wichtige Anreize 
für die Investitionen schafft.483 Dennoch ist die bauliche Erneuerung der Gebäude im inner-
städtischen Gefüge als Resultat individueller Entscheidungen und Handlungen der privaten 
Eigentümer zu verstehen. Sie leisten mit der Erhaltung und Erneuerung der historischen 
Bausubstanz und der Umgebungsgestaltung einen wichtigen Beitrag zur baulich-räumlichen 
Aufwertung der Innenstadtgebiete. Aus städtebaulicher Sicht sind die mit der Gebäudesanierung 
einhergehende Konsolidierung der Baustruktur und die Verbesserung des Erscheinungsbildes 
der Stadt von Bedeutung (Abb. 17). Diese sind im Fall einer erneuten Nutzung eines zuvor leer 
stehenden Gebäudes von ruinöser Bausubstanz besonders anschaulich.  
Bei einer hohen Nachfrage nach Wohnraum, wird die Sanierung eines Gebäudes häufig damit 
verbunden, zusätzliche Wohneinheiten zu schaffen (beispielsweise durch Dachausbauten). Im 
Unterschied hierzu zielen jüngste Überlegungen zur Sanierung und Qualifizierung des Gebäude-
bestandes in ostdeutschen Innenstädten bei geringer Nachfrage nach Wohnraum auf die 
gleichzeitige Reduzierung der Wohnungsanzahl ab. 
 
Abb. 17: Instandsetzung und Sanierung. Eigene Fotos. 
                                                
482 Vgl. exempl. Jessen 2000. 
483 Vgl. BMVBS 2011c. 
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Abb. 18: Transformationsmodelle für Gründerzeitgebäude. Oben: Verschiedene Transformationsmodelle 
für gründerzeitliche Baublöcke (von links nach rechts): Bestandssituation; A: Perforation durch 
ungesteuerten punktuellen Abriss; B: gesteuerter konzentrierter Abriss eines Baublocks zugunsten der 
Erhaltung eines anderen. C: Kompakte Stadt durch „Schrumpfen von außen nach innen”. D: Evolution im 
Rahmen des Forschungsprojekts vorgeschlagene Strategie zur Anpassung des Wohnungsbestandes an 
veränderte Wohnbedürfnisse bei deutlicher Reduzierung des Wohnungsbestandes und Erhaltung der 
städtebaulichen Struktur. Quelle: Pahl o. A., S. 6. Unten: Visualisierungen der Fassadenansichten von 
Gründerzeitgebäuden mit sogenannten „Leipziger Fenster”. Quelle: Pahl 2003, S. 230. Bei den „Leipziger 
Fenstern“ handelt es sich um Wintergärten, die auch Lärmschutz- und Energiespareffekte bewirken sollen. 
Zugleich sollen diese „Lufträume” den Wohnungsleerstands im Straßenraum abbilden. Original in Farbe. 
Ebd. S. 240, 313. 
Im Rahmen des Forschungsprojektes „Neue Wohnkonzepte im Gründerzeitbestand 
(NEWOG)”484 erarbeitete die Universität Leipzig Sanierungskonzepte für Gründerzeitgebiete am 
Beispiel der Stadt Leipzig. Ausgehend von der Analyse leer stehender Gründerzeitgebäude 
wurden Konzepte auf Gebäude und Baublockebene entwickelt, die auf eine deutliche 
Verbesserung der Wohnqualität bei geringerer Wohndichte abzielten. Die Anpassung des 
Wohnungsbestandes an aktuelle Wohnbedürfnisse wurde mit der Reduzierung der Anzahl an 
Wohneinheiten verbunden, ohne dabei die Geschlossenheit der Blockstrukturen aufzugeben. Mit 
gezielten Umbaumaßnahmen sollte die Zahl der Wohnungen um rund die Hälfte reduziert 
werden, bei gleichzeitiger Erhaltung der städtebaulichen Strukturen.485 Hervorzuheben ist an dem 
hier verfolgten Ansatz, dass die städtebaulichen Qualitäten der geschlossenen Baublöcke 
anerkannt wurden und die Baustruktur insgesamt stabilisiert werden sollte (Abb. 18 oben, 
Transformationsmodell D). Eingriffe in die Bausubtanz und Ersatzneubauten dienten der 
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typologischen Weiterentwicklung, um neue Zielgruppen zu erschließen und die Wohneigentums-
bildung in die Innenstadt zu leiten. Um das Wohnungsüberangebot und den Wohnungsleerstand 
zu reduzieren, wurde das Prinzip der „Flächenextensivierung” mittels „Wohnungszusammen-
legung, [der] Vermietung von mehr Fläche zum gleichen Preis [und] Konzepte wie 
Sommerzimmer (ohne Heizung)”486 vorgeschlagen. Die Maßnahmen umfassten zudem 
stadtbildprägende Eingriffe, wie die sogenannten „Leipziger Fenster” (Abb. 18 unten).487 
Zwischennutzungen 
Aufgrund der geringen Nachfrage nach Wohnungen in ostdeutschen Innenstadtgebieten werden 
viele Eigentümer mit dem vollständigen oder teilweisen Leerstand ihres Gebäudes konfrontiert. 
Mit sinkenden Vermietungschancen erhöhen sich ihre Offenheit gegenüber Mietnachlässen und 
die Bereitschaft, sich zumindest zeitweise auf alternative Nutzungsmodelle einzulassen. In der 
Folge sind vermehrt auch teilweise und zeitweise Nutzungen zu beobachten, die sich hinsichtlich 
der Dauer, der Intensität und der Erträge deutlich von der herkömmlichen Wohnnutzung unter-
scheiden. Sie werden im Allgemeinen unter dem Begriff der Zwischennutzung zusammengefasst. 
Der Begriff Zwischennutzung bezeichnet ein breites Spektrum an Nutzungen mit sehr unter-
schiedlichen Standorten, Akteuren und Laufzeiten. Zwischennutzungen reichen von zeitlich 
befristeten Nutzungen von Brachflächen bis zu Interimsnutzungen von Gewerbe- und Wohn-
räumen.488 Bei der Aneignung von Brachflächen und leer stehenden Gebäuden lassen sich ganz 
ähnliche Prozesse beobachten. Klassischerweise handelt es sich bei Zwischennutzungen um 
eine von vornherein befristete Nutzung eines Standortes, für den die spätere Nutzung bereits 
feststeht. Ihre Dauer variiert von wenigen Monaten bis mehreren Jahren.489 Die Grenzen 
zwischen Eventnutzungen und Dauernutzungen verlaufen fließend. Zwischennutzungen können 
sich durchaus zu Dauernutzungen entwickeln, dies ist jedoch nicht originär mit ihnen intendiert.490 
Oftmals werden die Zwischennutzer durch den Ort zur Aneignung inspiriert. Er gibt somit selbst 
einen „entscheidenden Impuls für die Zwischennutzung. Seine Lage, die unmittelbare Umgebung, 
der Zustand von Flächen und Gebäuden, besonders aber die Atmosphäre des Ortes sind [hierbei] 
ausschlaggebend”.491  
In Verbindung mit der zeitweisen Nutzung von Wohngebäuden ergeben sich vielfältige Chancen 
sowohl für ihre Erhaltung als auch für die Revitalisierung des gesamten Quartiers. Auch Projekte, 
die einen Beitrag zu den lokalen Zielen der kommunalen Verwaltung leisten, sind möglich. Ein 
Beispiel hierfür ist das Projekt „Probewohnen”, mit dem leer stehende Wohnungen genutzt 
wurden, um die Wohnqualität in einem Görlitzer Gründerzeitgebiet von Bürgern testen zu lassen. 
                                                
486 Pahl 2003, S. 235. 
487 Pahl 2003, S. 279-282. 
488 Für eine erste Übersicht zum Spektrum an Zwischennutzungen vgl. BMVBS, BBR 2008d. Für 
Zwischennutzungen auf Freiflächen infolge von Stadtumbaumaßnahmen vgl. BBR 2004b. Strategien 
zur gezielten Ansiedlung wurden unter anderem von Overmeyer und Oswalt entwickelt. Vgl. studio 
urban catalyst 2003. Für Potenziale für die Stadtentwicklung von Berlin vgl. Senat Berlin 2007. 
489 BMVBS, BBR 2008d, S. 118. 
490 Vgl. Arlt 2006, Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung u. a. 2008, S. 49. 
491 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung u. a. 2008, S. 39. 
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Abb. 19: Aktion „Stadt-Spiel-Vision” (Sommer 2010) in Glaucha in Halle (Saale). Links: In dem 
Gründerzeitblock mit einem hohen Leerstand (30 Prozent) und einem hohen Sanierungsbedarf ziehen fast 
ausschließlich Menschen aus sozial schwächeren Haushalten ein. Luftbild Halle-Glaucha. Rechts: Die 
Aktion lud im Sommer 2010 in einer gesperrten Straße mit zahlreichen Einzelprojekten in sieben leer 
stehenden Häusern für eine Woche zum Mitmachen ein. Originale in Farbe. Quelle Links und rechts: URL 
http://www. halle.de/de/Rathaus-Stadtrat/Stadtentwicklung/IBA-Stadtumbau-2010/Stand-ort-3-Glaucha. 
(Fallstudie, Kap. 5.1). Ein anderes Beispiel zur Imageaufwertung eines einfachen Gründerzei-
tgebietes mit einem hohen Wohnungsleerstand wurde in der Stadt Halle (Saale) im Quartier 
Glaucha durchgeführt (Abb. 19). Hier wurde mit der Aktion „Stadt-Spiel-Vision” im Rahmen der 
IBA Stadtumbau Sachsen-Anhalt (2010) der öffentliche Straßenraum inszeniert und so das Image 
des Quartiers verbessert.492 
Es sind vor allem Künstler, Kulturschaffende und Kleinstunternehmer die aufgrund der günstigen 
Mieten, geringen Ausstattungsanforderungen und der Vernetzung mit „Gleichgesinnten” als 
Akteure mit einem vielfältigen Knowhow für Zwischennutzungen von Gebäuden in Erscheinung 
treten. Ihr Handeln wird von wirtschaftlichen Interessen aber auch von persönlichen Einstellungen 
und Werteskalen bestimmt. Es zeichnet sich ab, dass sich aus Zwischennutzungen vielfältige 
Chancen für die Stadtentwicklung und Kulturwirtschaft ergeben können.493 Diese werden auch 
für die Revitalisierung von einfachen Gründerzeitgebieten zunehmend erkannt.494 Gründerzeit-
gebiete mit einem hohen Wohnungsleerstand, städtebaulichen Missständen und einem hohen 
Anteil an Migranten sind (zumindest in Großstädten) typischerweise Standorte, die Akteure der 
Kulturwirtschaft und kreativen Szene anziehen.495 Hier sind es leer stehende Ladenlokale und 
ungenutzte Hinter- und Nebengebäude, die sich für eine preisgünstige Zwischennutzung 
anbieten. 
Für den Eigentümer ergeben sich unterschiedliche Vorteile aus der teilweisen und zeitweisen 
Vermietung. Teil- oder Zwischennutzungen stellen einen geeigneten Weg dar, ein leer stehendes 
Gebäude vor dem weiteren Verfall und das Grundstück vor der Verwahrlosung (Vermüllung und  
                                                
492 BMVBS 2012, S. 97 
493 Vgl. Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung u. a. 2008; Hessisches 
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 2008; Urban pioneers 2007. 
494 BMVBS 2010f, S. 55. 
495 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung u. a. 2008, S. 39. 
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Abb. 20:  Die zeitweise Nutzung eines unsanierten leer stehenden Gebäudes in der Görnischen Gasse 
in Meißen gab Impulse für erste Instandsetzungsmaßnahmen. „Die Erfahrungen am Kompetenzzentrum 
verdeutlichen, welche Dynamik bürgernahe, zeitlich begrenzte Projekte entwickeln können: In Meißen 
wurden erfolgreich Bürger zu einem gemeinsamen Handeln und zur aktiven Mitgestaltung ihres städtischen 
Lebensumfeldes motiviert. Im Rahmen des 300-jährigen-Jubiläums zum Bestehen der Meißner 
Porzellanmanufaktur wurden mit Studenten des Masterstudiengangs ,Denkmalpflege und 
Stadtentwicklung’ der TU Dresden Projektideen für die punktuelle Neugestaltung des historischen 
,Porzellanwegs’ erarbeitet. Die Studienarbeiten entstanden im engen Dialog mit Bürgern, Eigentümern und 
Unternehmen. So ist es im Sommer 2010 gelungen, die Akteure vor Ort zur selbstverantwortlichen 
Weiterentwicklung und Umsetzung der Ideen zu gewinnen. Bei der Umsetzung der Ideen kam es zur 
zeitlich begrenzten Umnutzung öffentlicher Räume, ungenutzter Ladenlokale und Wohngebäude. Dabei 
werden u. a. Sofortinvestitionen zur Instandsetzung von Bürgerhäusern getätigt – beispielsweise für die 
Kunstausstellung einer Meißner Oberschule.” Pfeil, Sulzer 2011, S. 155-156. Original in Farbe. Fotos: tx 
architekten, Berlin. 
Verwilderung der unbebauten Fläche) zu bewahren. Selbst eine eingeschränkte oder zeitlich 
begrenzte Nutzung verhindert oder verlangsamt den weiteren Verfall der Bausubstanz. Eine von 
außen erkennbare Nutzung und die soziale Kontrolle durch die Nutzer beugen dem Vandalismus 
am Gebäude und den damit verbundenen Folgekosten vor. Gleichwohl mit dem erzielten Mietzins 
in der Regel keine oder verminderte Renditen verbunden sind, wird der Eigentümer von den 
leerstandsbedingten Betriebskosten entlastet.496 In der Auseinandersetzung mit unkonventio-
nellen Zwischennutzungen können Eigentümer ohne konkrete Nutzungsvorstellungen mitunter 
alternative Nutzungsideen für ihre Immobilie entwickeln. Sofern es den (temporären) Nutzern 
gelingt, mit ihren Aktivitäten die öffentliche Aufmerksamkeit auf sich zu lenken, können sich die 
Vermietungschancen der Immobilie erhöhen. 
Der Eigentümer verfolgt mit einer teilweisen und zeitweisen Nutzung die Absicht, die aus dem 
Wohnungsleerstand resultierende finanzielle Belastung zu minimieren und den (weiteren) Verfall 
des Gebäudes aufzuhalten. Aufwertungsmaßnahmen im Sinne einer Instandsetzung und 
Modernisierung des Gebäudes sind damit in der Regel nicht verbunden. Sofern vor einer 
Zwischennutzung Investitionen erforderlich sind, etwa um einen baulichen Mindeststandard 
herzurichten und die Wasser- und Stromversorgung wiederherzustellen, kann dies eine  
 
                                                
496 Es werden also zumindest Verluste, die sich aus dem Leerstand ergeben würden, minimiert. 
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Abb. 21: Bewertungsschema für Immobilien zur Zwischennutzung. Quelle: BPW baumgart + partner 
entnommen aus: BMVBS, BBR 2008d, S. 117. 
Hemmschwelle für die Eigentümer darstellen.497 Dies ist insbesondere dann wahrscheinlich, 
wenn zuvor laufende Kosten und Mietausfälle zu finanziellen Engpässen geführt haben. 
Allerdings können selbst Nutzungen von kurzer Dauer den Eigentümer zur Durchführung von 
Sicherungs- und Instandhaltungsmaßnahmen motivieren (Abb. 20).  
Mit der Zwischennutzung von Gebäuden kommen vielfach unkonventionelle Nutzungskonzepte 
zur Umsetzung. Dies kann dazu beitragen, dass sich längerfristige Nutzungsalternativen 
erschließen. Typischerweise entsteht bei Zwischennutzungen Vieles, wie es sich spontan ergibt, 
ohne jedoch in eine übergeordnete langfristige Strategie eingebunden zu sein. Die zeitweise 
Nutzung von Wohngebäuden schließt oftmals eine Wohnnutzung aus, um die Probleme auf dem 
Wohnungsmarkt nicht noch weiter zu verschärfen.498 Es handelt sich bei den Zwischennutzungen 
eher um gewerbliche Nutzungen wie Büros, Ateliers oder Lagerräume, um soziale Nutzungen wie 
Vereinsräume und Nachbarschaftstreffpunkte sowie um Wohnnebennutzungen wie Hobby oder 
Proberäume.  
Die Eignung von Gebäuden für eine Zwischennutzung steht in engem Zusammenhang zu ihrem 
baulichen Zustand, ihrer Größe und dem Anschluss an Ver- und Entsorgungssystemen (Abb. 21). 
Die städtebauliche Lage ist ein entscheidendes Kriterium, insbesondere dann, wenn die Nutzer 
das Interesse verfolgen öffentlich wahrgenommen zu werden und für ein Publikum erreichbar zu 
sein.499 Es sind gerade ungewöhnliche Orte und Gebäude in zentraler Lage, die ein Potenzial für 
eine zeitweise Nutzung darstellen. 
Zwischennutzungen ergänzen die Vielfalt und Mischung der bestehenden Nutzungen im Quartier. 
Sie ziehen häufig die Ansiedlung weiterer Nutzungen durch ähnliche Akteure nach sich. Mit 
Zwischen- und Teilnutzungen können in den Erdgeschosszonen leer stehender Gebäude neue 
                                                
497 BMVBS, BBR 2008d, S. 120. 
498 BMVBS, BBR 2008d, S. 119. 
499 BMVBS, BBR 2008d, S. 117-118. 
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Anziehungspunkte für Passanten, Besucher und Kunden entstehen. Ein stärkerer Publikums-
verkehr im Quartier begünstigt die Nachfrage, von der der lokale Einzelhandel profitiert. 
Öffentliche Veranstaltungen und kurzfristige Projekte können zudem die Vermietungschancen 
verbessern, indem sie auf die Verfügbarkeit des Gebäudes aufmerksam machen. Die Belebung 
des Straßenbildes trägt zudem zu einem höheren subjektiven Sicherheitsempfinden und objektiv 
zur Sicherheit im öffentlichen Raum bei. Insgesamt zeigt sich, dass Zwischen- und Teilnutzungen 
zur Urbanität eines Wohngebietes beitragen und dessen Identität mitprägen können. Dies kann 
maßgeblich zur Lebensqualität und Imageverbesserung von Innenstadtgebieten beitragen und 
sich langfristig positiv auf die Nachfrage nach dem Wohnen in Innenstadtgebieten auswirken. Vor 
diesem Hintergrund werden die Chancen eines strategischen Einsatzes von Zwischennutzungen 
in der Stadtentwicklung zunehmend erkannt.500 Es besteht allerdings auch in mehrfacher Hinsicht 
Konfliktpotenzial:501 Zum einen kann es zu Interessenkonflikten mit benachbarten Nutzern 
(Bewohner, Gewerbebetreibende) kommen, beispielweise durch Lärmbelästigungen oder ein 
zusätzliches Verkehrsaufkommen. Zum anderen erweisen sich die Absprachen zwischen 
Eigentümern und Nutzern oftmals als schwierig, da häufig unterschiedliche Vorstellungen zur 
formalen Abwicklung aufeinander treffen.  
Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass Zwischennutzungen vorhandene Zeitfenster bis zu 
einer bereits feststehenden späteren Nutzung belegen, um Flächen zu günstigen Konditionen in 
Anspruch nehmen zu können. Auf dem ostdeutschen Wohnungsmarkt mit der häufig geringen 
Nachfrage, dienen sie meist als Übergangslösung, bis sich wieder bessere Vermietungschancen 
einstellen. Mit ihrem provisorischen Charakter lassen Zwischennutzungen sowohl von Seiten der 
Vermieter als auch der Mieter die Einbettung in eine übergeordnete Strategie für den Standort 
meist vermissen. In dieser Hinsicht stellt der gemeinnützige Verein HausHalten e. V. in der Stadt 
Leipzig eine Ausnahme dar. Der Verein vermittelt Zwischennutzungen und setzt sich so 
systematisch für die Erhaltung von städtebaulich bedeutsamen Altbauten in benachteiligten 
Stadtteilen ein.  
Der Verein HausHalten e. V. gründete sich im Jahr 2004 mit dem Ziel, städtebaulich und 
baukulturell bedeutsame leer stehende Gebäude in der Leipziger Innenstadt einer provisorischen 
Nutzung durch sogenannte „Hauswächter” zuzuführen, um ihren Status quo zu stabilisieren und 
so die Voraussetzung für ihre langfristige Erhaltung zu schaffen. Der Verein übernimmt hierzu 
eine Vermittlungsfunktion zwischen den Eigentümern und den meist unkonventionellen 
Hauswächtern. Hintergrund waren die hohen Wohnungs- und Gewerbeleerstände in unsanierten, 
stadtbildprägenden Gründerzeitgebäuden in der Leipziger Innenstadt. Hier standen 2003 rund 
43.000 Altbauwohnungen leer.502 Selbst unsanierte nicht-marktaktive Altbauwohnungen sind hier 
                                                
500 BMVBS, BBR 2008d, S. 114-115 
501 BMVBS, BBR 2008d, S. 116-117 
502 Stadt Leipzig 2009, S. 14. Dies entsprach rund ¾ des gesamten Leerstands. Wohnungen in DDR-
Großwohnsiedlungen waren deutlich weniger vom Leerstand betroffen. Bis 2008 sank die Anzahl leer 
stehender Altbauwohnungen auf rund 28.000 Wohnungen, bei insgesamt 38.000 leer stehenden 
Wohnungen. Die Reduzierung des Leerstands ist zum einen auf eine Zunahme der Haushalte und 
andererseits Wohnungsabrisse (vorrangig im DDR-Wohnungsbaubestand) zurückzuführen. Ebd. S. 
15. 
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bei Sanierung grundsätzlich marktfähig. Es sind gerade Gebäude an benachteiligten Standorten 
wie Hauptverkehrsstraßen und stadtbildprägende Eckgebäude, deren Sanierungsstand niedrig 
und deren Vermietungschancen schlecht sind. Sie sind von einem fortschreitenden Verfall 
betroffen und drohen endgültig verloren zu gehen. Aufgrund der hohen Relevanz für die Erhaltung 
der Gebäude, erfolgt von Anfang an eine enge Zusammenarbeit mit der Stadt Leipzig, die das 
Projekt fördert (Amt für Stadterneuerung und Wohnungsbauförderung). 
Der Verein ermittelt geeignete leer stehende Gebäude, nimmt aktiv Kontakt zu den Eigentümern 
auf, berät diese, sucht geeignete Nutzergruppen und tritt als vermittelnder Vertragspartner 
zwischen Eigentümern und Nutzern auf. Die formalen Vereinbarungen erfolgen mittels zwei 
Vertragswerken: Die Gestattungsvereinbarung „Haus” regelt die Übertragung der Nutzungsrechte 
vom Eigentümer auf den Verein (für maximal fünf Jahre). Eine vorzeitige Vertragsauflösung ist 
an die Sanierung des Gebäudes gebunden. Die Weitergabe der Nutzungsrechte vom Verein an 
die „Hauswächter” ist in der „Gestattungsvereinbarung Raum” geregelt. Das Hauswächter-Prinzip 
zielt auf eine Win-Win-Situation für Eigentümer und Nutzer ab. So muss der Eigentümer zwar in 
der Regel investieren, um einen Mindeststandard herzustellen und die Nutzbarkeit des Gebäudes 
überhaupt zu ermöglichen,503 er wird aber im Gegenzug durch die von den Nutzern übernom-
menen laufenden Betriebskosten entlastet. Zugleich übernehmen die Nutzer eine 
„Hauswächterfunktion”. Durch ihre Präsenz vor Ort wird Vandalismus verhindert und Schäden 
können frühzeitig erkannt und behoben werden. Die Nutzung (und die damit verbundene 
Beheizung, Belüftung etc.) sowie handwerkliche Eigenleistungen der Nutzer tragen wesentlich 
zur Erhaltung der Bausubstanz bei. Die Nutzer erhalten im Gegenzug „viel Fläche für wenig Geld”. 
Statt einer Miete fallen für sie lediglich die Betriebskosten und ein Beitrag für die Fördermitglied-
schaft im Verein HausHalten e. V. an. Während der Nutzungsdauer werden die Nutzer durch den 
Verein betreut. Idealerweise sollen die Gebäudenutzungen spätestens am Ende der vereinbarten 
Laufzeit von den Nutzern eigenständig weitergeführt werden.504 
Innerhalb der ersten fünf Jahre seit Bestehen des Vereins wurden 13 Wächterhäuser in Leipzig 
einer Nutzung zugeführt. Das Prinzip der Wächterhäuser ist zwischenzeitlich als Instrument der 
Stadtentwicklung vom Stadtrat, der Landesdirektion Leipzig und dem Sächsischen Ministerium 
des Inneren anerkannt. Mit der Förderung als Modellvorhaben der Nationalen Stadtentwicklungs-
politik konnte der Verein das „Bildungs- und Kompetenzzentrum HausHalten” aufbauen, um das 
Wächterhausprinzip konzeptionell weiterzuentwickeln und die Übertragung in andere Städte 
voranzutreiben. Schwierigkeiten ergaben sich bei der Übertragung in Klein- und Mittelstädte, da 
hier oftmals die Nutzergruppen von Studenten, Künstlern und Kreativen gering vertreten sind.505 
Im Ergebnis zeigte sich, dass es eine ernstzunehmende Nachfrage nach teil- und unsanierten  
                                                
503 Gemeint sind Maßnahmen zur Sicherung der Gebäudehülle, Beräumung der Nutzflächen und 
Außenanlagen, Inbetriebnahme der Wasser- und Stromanschlüsse und Ausstattung mit 
Sanitäranlagen, Kleinreparaturen an Türen, Fenstern und Geländern etc. Im Durchschnitt beliefen sich 
diese Kosten auf rund 18.000 Euro. Die Erfahrungen des Vereins HausHalten e. V. Leipzig zeigen, 
dass sich die Kosten bereits innerhalb der fünfjährigen Wächterhausnutzung in der Regel durch die 
eingesparten „Leerstandskosten” amortisieren. HausHalten e. V. 2009, S. 27.  
504 Für den gesamter Absatz: HausHalten e. V. 2009. 
505 Für den gesamter Absatz: HausHalten e. V. 2009. 
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Abb. 22: Eröffnung des Wächterhauses Stille Post in Görlitz (2009). Eigenes Foto. 
Wohnflächen gibt. Es sind vor allem Kunst- und Kulturschaffende sowie Vereine, die als 
Hauswächter auftreten. Die Nutzung durch diese eher unkonventionellen Akteure und Gruppen 
kann neben den positiven Effekten für die Erhaltung eines Gebäudes, auch kulturelle und soziale 
Impulse für die Entwicklung des Quartiers geben. Von der Imageaufwertung des Quartiers 
profitieren nicht zuletzt die Eigentümer der benachbarten Immobilien. Insgesamt gelang es, die 
Idee in der Fachöffentlichkeit zu verbreiten. Erste Übertragungen fanden inzwischen in den 
Städten Dresden, Görlitz, Chemnitz, Magdeburg, Gera und Erfurt statt.506 
In der Stadt Görlitz, in der die Idee bereits seit 2006 bekannt war, kam es zur Realisierung von 
zwei Wächterhäusern durch unterschiedliche Akteure. Der Verein HausHalten e. V. hatte sich 
hier auf Einladung des Kompetenzzentrums der TU Dresden im Rahmen der Veranstaltungsreihe 
Görlitzer Stadtgespräche vorgestellt. Vertreter der späteren Initiatoren der zwei Görlitzer 
Wächterhäuser waren hier zugegen. Insofern hatte die Idee bereits Zeit zu „reifen” bis der Verein 
HausHalten e. V. im Rahmen des Modellvorhabens in Görlitz aktiv wurde – ein Hinweis auf die 
erforderlichen Zeiträume derartiger von Bürgern getragenen Prozesse. Am Görlitzer Beispiel wird 
zudem die Bedeutung der Vermittlungsarbeit des Vereins HausHalten e. V. in der Stadt Leipzig 
deutlich. In Leipzig fungieren die ehrenamtlich tätigen Vereinsmitglieder als Schlüsselfiguren bei 
der Vermittlung zwischen den Nutzern und Eigentümern sowie den Ansprechpartnern in der 
Stadtverwaltung und Denkmalpflege. Aufgrund der Tatsache, dass sie persönlich „nur” ideell nicht 
aber materiell von dem Gelingen einer Kooperation profitieren, stellen sie für alle Beteiligten einen 
neutralen Ansprechpartner dar. Im Unterschied hierzu sind die Vereine in Görlitz zugleich Nutzer 
der Wächterhäuser. Der Verein Stille Post e. V., der auf eine Initiative von Studenten der Fach-
hochschule Zittau/Görlitz zurückgeht, eröffnete im Juni 2009 am Postplatz das erste Wächterhaus 
                                                
506 BMVBS 2012, S. 90. 
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in Görlitz (Abb. 22).507 Eine enge Zusammenarbeit mit der Stadt oder der Unteren Denkmal-
schutzbehörde oder eine Förderung durch diese, wie beim Leipziger Vorbild, erfolgte nicht. Es ist 
daher nicht zu erwarten, dass die Strategie „Wächterhaus“ in der Görlitzer Innenstadt mittelfristig 
dieselbe Dynamik entfalten wird wie in Leipzig.  
Unabhängig von der Dauer der Nutzung zeichnen sich für die Erhaltung von Innenstadtgebieten 
Chancen durch die teilweise Nutzung von Gebäuden ab. Zwischennutzungen könnten daher 
künftig an Bedeutung gewinnen und stärker in die Stadtentwicklungspraxis eingebunden werden. 
Angesichts der Vielfalt, die sich hinter dem Begriff der Zwischennutzung verbirgt, scheint eine 
differenziertere Betrachtung sinnvoll, etwa zugunsten einer stärkeren Unterscheidung der 
zeitweisen Nutzung von Gebäuden und Freiräumen. 
Resümee 
Private Eigentümer haben mit der Instandsetzung und Modernisierung ihrer Gebäude zur 
Erhaltung der ostdeutschen Innenstädte Maßgebliches geleistet. Ihr Beitrag zu vielfältigen, 
abwechslungsreichen Stadträumen und unverwechselbaren Stadtbildern ist ein kaum zu 
ersetzendes Gut. Im Hinblick auf die langfristige Erhaltung der Einzelgebäude und der 
städtebaulichen Ensembles ist die Gebäudesanierung eine geeignete, wichtige und prioritäre 
Handlungsstrategie. Aufgrund des strukturellen Wohnungsüberhangs ergeben sich allerdings auf 
dem ostdeutschen Wohnungsmarkt derzeit nur eingeschränkte Verwertungschancen für 
Altbauwohnungen in Innenstadtgebieten. Neben unsanierten sind auch sanierte Mietwohnungen 
von einem längerfristigen Wohnungsleerstand betroffen. Hieraus ergeben sich auch für private 
Eigentümer schwierige Rahmenbedingungen, die die Sanierungstätigkeit behindern können 
(höheres Investitionsrisiko, geringere Gewinnerwartungen etc.). Diese Entwicklung erfordert 
Konsequenzen sowohl für die Sanierungspraxis als auch für öffentliche Finanzierungs- und 
Fördermodelle. Neue Sanierungskonzepte für ein stufenweises Vorgehen oder auch 
unterschiedliche Sanierungsstandards innerhalb eines Gebäudes sind vielversprechende 
Lösungsstrategien im laufenden „Prozess der Bestandsqualifizierung”. 
Neben der herkömmlichen Wohnnutzung haben sich in den letzten Jahren neue Nutzungen in 
leer stehenden Gebäuden entwickelt. Es sind gerade unkonventionelle Nutzungen, die in diesem 
Zusammenhang eine neue Wertschätzung erhielten. Gleichwohl sich mit diesen nicht dieselben 
Renditen erzielen lassen wie mit herkömmlichen Nutzungen bei hoher Nachfrage, bergen sie 
Chancen für die langfristige Erhaltung einer Immobilie. Die Beispiele zeigen, dass sich durch 
Teilnutzungen von Gebäuden auch dann Chancen für die Quartiers- und Stadtentwicklung 
ergeben, wenn keine umfassenden Aufwertungsmaßnahmen damit verbunden sind. Es sind in 
der Regel gerade Personen aus den kreativen Milieus, die hier zu aktiven Nutzern werden und 
Impulse, nicht nur für das Gebäude, sondern auch für das öffentliche Leben im Quartier geben 
                                                
507 Anfang desselben Jahres hatte der Verein Görlitz 21 in der Berliner Straße ein Haus bezogen, um dort 
nach dem Leipziger Vorbild ein Wächterhaus einzurichten. Dies geschah unter der Verwendung des 
Namens Wächterhaus – allerdings ohne eine Kooperation mit dem Leipziger HausHalten e. V. 
Inzwischen wurde dieses Wächterhaus seitens der Bauaufsicht wegen baulicher Mängel wieder 
geschlossen. 
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können. Darin wird ein Beitrag zur Imageverbesserung gesehen. Der Beratung von und die 
Vermittlung zwischen privaten Eigentümern und unkonventionellen Nutzern kommt hierbei eine 
besondere Bedeutung zu. Womöglich könnte es über neue Nutzungsmodelle gelingen, Gebäude 
über eine extensivere Nutzung der Flächen zu erhalten. Die Frage nach der für die 
Gebäudeerhaltung erforderlichen Minimalnutzung einerseits und andererseits nach der Revitali-
sierung des Wohngebietes, könnte die bisher üblicherweise gestellte Frage nach der maximalen 
Renditeorientierung ablösen. Das bisherige Verständnis von der Nutzung eines Gebäudes ist vor 
diesem Hintergrund zu überprüfen: Es bedarf neuer Nutzergruppen, Nutzungsarten und 
Nutzungsintensitäten mit veränderten Zeithorizonten und Renditeerwartungen. 
Der Wohnungsleerstand in den Innenstädten wird primär als Folge einer sinkenden Nachfrage 
nach der (herkömmlichen) Nutzung verstanden. Neben diesen quantitativen Veränderungen 
zeichnen sich auch qualitative Veränderungen der Nachfrage ab. Sollte die prognostizierte 
(sinkende) Bevölkerungs- und Nachfrageentwicklung eintreten, ist sowohl in quantitativer Hinsicht 
(dauerhaft erhöhter Wohnungsüberhang) als auch in qualitativer Hinsicht (andere, weniger 
intensive und sich über kürzere Zeiträume erstreckende Nutzungen) eine weitere Veränderung 
der Nachfrage nach Wohnraum zu erwarten. Gebäudenutzungen könnten sich dadurch zukünftig 
hinsichtlich Art, Kontinuität und Intensität weiter ausdifferenzieren. Der unkonventionelle 
Gebrauch von Räumen könnte an Bedeutung gewinnen. Gebäude könnten zukünftig tendenziell 
weniger intensiv genutzt werden. Eigentümer müssten sich dann auf höhere durchschnittliche 
Leerstandsquoten, veränderte Nutzungszyklen und Nutzungsintensitäten einstellen. Vor diesem 
Hintergrund bedarf es vermehrt standortspezifischer (Einzel)Lösungen, beispielsweise für die 
Erhaltung von ungenutzten oder teilgenutzten Gebäuden oder für ein Leerstandsmanagement 
auf Quartiers- und gesamtstädtischer Ebene. Hierzu sind die Strategien im Umgang mit dem 
Leerstand weiterzuentwickeln und um neue zu ergänzen. Dies kann nur auf der Basis eines 
neuen Nutzungsverständnisses erfolgen, welches von einer Offenheit gegenüber neuen 
Nutzungsformen geprägt ist und den Wohnungsleerstand und weniger intensive, häufiger 
wechselnde Nutzung in ein neues Verhältnis setzt. Gelingt dies, dann scheint eine 
(kontinuierliche) Förderung der Erhaltung leer stehender Gebäude, zugunsten eines intakten 
Stadtbildes und der Funktionsfähigkeit des öffentlichen Raums (als einem öffentlichen Gut) 
gerechtfertigt. Die Sanierung und Nutzung der Gebäude als Strategie sollen damit nicht in Frage 
gestellt werden, sondern die Optionen für diese langfristig aufrechterhalten werden. Dies scheint 
erforderlich wenn nicht jedes Gebäude kurzfristig einer Nutzung im herkömmlichen Verständnis 
zuzuführen sein wird. Ungeachtet dessen machen die Ergebnisse deutlich, dass eine Nutzung 
der Gebäude, wenn auch in veränderter Form, Vorrang haben sollte. 
4.3.2 Gebäudesicherung 
Ein Großteil des Wohnungsleerstands in ostdeutschen Innenstädten konzentriert sich in voll-
ständig leer stehenden Gebäuden. Fehlt eine Nutzung völlig, schreitet in der Regel auch der 
Verfall der Bausubstanz schneller voran. Aufgrund geringer Verwertungschancen auf dem ost-
deutschen Wohnungsmarkt ist die Instandsetzung und Modernisierung für die meisten dieser 
Gebäude eher unwahrscheinlich. Verfolgen Eigentümer die Strategie „Liegenlassen” ohne erfor-
derliche Instandhaltungsmaßnahmen durchzuführen, führt dies langfristig zum Gebäudeverfall 
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Abb. 23: Sicherungsmaßnahmen. Eigene Fotos. 
bzw. -verlust. Bei disperser Leerstandsverteilung kann es in der Summe zu einer ungesteuert 
ablaufenden Auflösung der Baustruktur in einem Quartier kommen. Oft wird hierdurch eine 
beschleunigte „Abwärts-entwicklung” der betroffenen Wohngebiete eingeleitet. Der bauliche 
Verfall und die Verschlechterung des Erscheinungsbildes führen zu Imageverlusten und können 
soziale Segregationsprozesse auslösen. Dies zieht langfristig eine steigende Kostenbelastung 
für die Kommunen nach sich.508 
Um diesen negativen Entwicklungen vorzubeugen, hat die Gebäudesicherung Priorität. Mit ihr 
kann der Verfall der Bausubstanz aufgehalten und das Gebäude für eine erneute Nutzung 
vorgehalten werden. Sie erfolgt in der Annahme, dass sich (möglicherweise) zu einem späteren 
Zeitpunkt bessere Verwertungsmöglichkeiten ergeben. Aus städtebaulicher Sicht birgt dieses 
Vorgehen die Möglichkeit, die Baustruktur zu stabilisieren und ungünstigen Veränderungen des 
Stadtbildes vorzubeugen. Stadtbildprägende Gebäude behalten im städtebaulichen Ensemble 
auch bei einer gewissen Vernachlässigung eine positive Ausstrahlung. Nicht zuletzt deshalb, weil 
über sie die Vergangenheit und Vergänglichkeit der gebauten Stadt sinnlich erlebbar wird. Die 
Gebäudesicherung hält einerseits den baulichen Verfall leer stehender Gebäude auf und trägt 
zur Erhaltung der Stadtstruktur bei. Andererseits werden physische Gefahren, die von 
einsturzgefährdeten Gebäuden ausgehen, abgewendet. Die Verzögerung des baulichen Verfalls 
eines Gebäudes trägt zu einem intakten Stadtbild bei. Gleichzeitig können sich die Maßnahmen 
zur Gebäudesicherung und Konservierung der Bausubstanz aber auch ungünstig auf das 
Stadtbild auswirken. In der Regel sind sie primär auf technische und betriebswirtschaftliche 
Anforderungen ausgerichtet und das Erscheinungsbild wird als sekundär angesehen und gar 
nicht oder nur unzureichend gewichtet (Abb. 23). In der Folge können gesicherte Gebäude zu 
Repräsentanten von Besitzaufgabe, Verfall und Niedergang werden, dadurch zur Zielscheibe von 
Vandalismus werden und – ähnlich wie ungesicherte vernachlässigte Gebäude – negativ auf das 
nähere Umfeld ausstrahlen. Für ein intaktes Stadtbild ist eine intakte Fassade gesicherter 
Gebäude erforderlich,509 um den Willen zur Bewahrung der Gebäude zu signalisieren. Dann kann 
die Gebäudesicherung als Übergangszustand Sinnbild für eine noch ausstehende Nutzung 
werden.  
                                                
508 BMVBS, BBR 2006b, S. 44. 
509 Kabisch 2002, S. 49-50. 
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Abb. 24: Bewertungsschema Konservierungsmaßnahmen nach Jacob und Töpfer. Quelle: Eigene 
Darstellung auf der Grundlage von Jacob, Töpper 2005, S. 53. 
Betriebswirtschaftlich betrachtet sind Sicherungsmaßnahmen an Gebäuden Investitionen, die 
erst zu einem späteren Zeitpunkt realisiert werden können und deren Ertrag daher mit einem 
gewissen Risiko behaftet ist. „Ob die Konservierung […] wirtschaftlich durchgeführt werden kann, 
ist nicht nur eine Frage der Höhe der Investitionskosten, sondern vor allem eine Frage des zu 
erwartenden Ertrags”.510 Üblicherweise werden Gebäudesicherungen auf einen Zeitrahmen von 
bis zu zehn Jahren ausgelegt, in dem sich bessere Verwertungsmöglichkeiten einstellen sollen. 
Da die Gebäudesicherung nach anfänglichen Investitionen für die technischen Maßnahmen 
laufende Kosten nach sich zieht,511 ist sie als ein Prozess anzusehen. Um den bautechnischen 
Anforderungen gerecht werden zu können, sind vielfältige Maßnahmen zum Schutz vor 
Feuchtigkeit und Nässe, zur Sicherung der Substanz, zum Schutz vor Vandalismus und zur 
Attraktivitätssteigerung erforderlich (Abb. 24). In Abhängigkeit von dem Gebäudezustand variiert 
der Umfang der erforderlichen Maßnahmen stark. Die Kosten können sich entsprechend auf 
einige Tausend Euro aber auch mehrere Hunderttausend Euro belaufen.512 
Das Erscheinungsbild gesicherter Gebäude hängt insbesondere von den technischen Lösungen 
zur Sicherung der Fassaden und speziell der Fenster- und Türöffnungen ab.513 Als Ziel der 
                                                
510 Jacobs, Töpper 2005, S. 2. 
511  Diese setzten sich aus Grundsteuer, Grundgebühren für Versorgung oder Anliegergebühren und 
Wartungskosten in Form von regelmäßigen Kontrollen, Nachbesserungen an Gebäuden und 
Grundstücksgrenzen sowie die Beseitigung von Wildwuchs, Vandalismusschäden, Graffitis und 
Müllabladungen etc. Pahl 2003, S. 235; Jacobs, Töpper 2005, S. 64. 
512 Vgl. hierzu die vier untersuchten Beispiele in: Jacobs, Töpper 2005. 
513 „Neben dem Erscheinungsbild stellt auch der Geruch einen wichtigen Aspekt der Attraktivität dar. 
Neben der allgemeinen Durchlüftung ist hierfür vor allem das Verschließen der Entsorgungsleitungen 
wichtig.” Jacobs, Töpper 2005, S. 64. 
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Konservierung ist anzustreben, neben dem materiellen Wert auch ideelle und ästhetische Werte 
des Gebäudes zu erhalten.514 Maßnahmen an der Fassade erfolgen mit dem Ziel, vorhandene 
Schmuckelemente zu sichern und ggf. Nässeschäden zu beseitigen. Großflächige Arbeiten, wie 
die Instandsetzung des Putzes und der Wand- sowie Fensteranstriche, werden aus Kostengrün-
den in der Regel nicht vorgenommen.515 In der Praxis ist das Verschließen der Fenster und Türen 
mit Brettern oder gar das Vermauern der Öffnungen – zumindest in den unteren Geschossen – 
ein übliches Vorgehen. Hinsichtlich des äußeren Erscheinungsbildes handelt es sich hierbei um 
unbefriedigende Lösungen, die den Zustand zunehmender Verwahrlosung eher hervorheben als 
ihn beheben, weshalb es in der Folge häufig zu Vandalismus und einer Vermüllung des 
Grundstücks kommt.  
Bei Gebäuden und Grundstücken in stark verwahrlostem Zustand („Schrottimmobilien”516) kann 
die Kommune die Durchführung von Sicherungsmaßnahmen anordnen.517 Insgesamt entsteht 
durch den Erlass und die Durchsetzung der Anordnung von Sicherungsmaßnahmen ein hoher 
personeller und finanzieller Aufwand für die Kommune. Die Kosten sind vom Eigentümer des 
Gebäudes zu entrichten. Soweit dieser seinen Verpflichtungen nicht freiwillig nachkommt, kann 
die Kommune Ersatzmaßnahmen vornehmen und die Kosten hierfür im Nachgang eintreiben.518 
Mit diesem Vorgehen ist für die Kommunen ein Kostenrisiko verbunden, da finanzielle Engpässe 
der Eigentümer die unterlassenen Instandsetzungsmaßnahmen meist mitverursachen.  
Die Förderfähigkeit von Sicherungsmaßnahmen ist letztlich davon abhängig, ob das Gebäude 
innerhalb eines Fördergebietes liegt. Grundsätzlich sind Maßnahmen zur Gebäudesicherung im 
Rahmen der Programme Städtebaulicher Denkmalschutz, Stadtumbau Ost und Soziale Stadt 
sowie als Sanierungsmaßnahmen förderfähig. Städtebaufördermittel für die Gebäudesicherung 
können von den Kommunen für problematische Bestände an strategisch wichtigen Standorten 
eingesetzt werden. Dies ist aber nur dann sinnvoll, wenn das Vorgehen in eine gesamtstädtische 
Strategie eingebunden ist. Gleichzeitig ist der Einsatz von Sicherungsmitteln aus ökonomischer 
Sicht interessant, da er erfahrungsgemäß private Investitionen auslöst.519 Die Gebäudesicherung 
kann unter Umständen helfen, leer stehende Gebäude, die als nicht marktfähig angesehen 
werden, einer (Zwischen)Nutzung zuzuführen.520 Dabei verdeutlichen die Ergebnisse einer 
Kommunalbefragung im Stadtumbau Ost, dass die dauerhafte Stilllegung von Gebäuden oder 
Wohnungen in der Praxis (noch) keine relevante Entwicklungsalternative darstellt. Etwa zwei 
Drittel der Städte zogen diese Möglichkeit im Programm Stadtumbau Ost nicht in Erwägung.521 
                                                
514 Jacobs, Töpper 2005, S. 64. 
515 Jacobs, Töpper 2005, S. 64. 
516 BMVBS, BBSR 2009b. 
517 Hierbei kommen die Errichtung eines geschlossenen Zauns, die Schließung sämtlicher Fenster und 
Zugänge in bestimmten Geschossen und die Entfernung sämtlicher Dachziegel des Gebäudes in 
Betracht. BMVBS, BBSR 2009b, S. 27. 
518 BMVBS, BBSR 2009b, S. 28. 
519 Im Stadtumbau Ost: Ergebnispapier 2011, S. 1. 
520 BMVBS 2010f, S. 58. 
521 BMVBS, BBR 2007a, S. 43. 
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Die „Gestaltung von Wartezuständen”522 anhand von Sicherungsmaßnahmen ist neu zu über-
denken, wenn man berücksichtigt, dass der Verlust von Altbauten (durch Abriss oder Einsturz) in 
Innenstädten weder nachweislich eine höhere Wohnungsnachfrage bringt,523 noch städtebaulich 
vertretbar ist, sondern in erster Linie neue Probleme verursacht (Kap. 4.3.3). Angesichts der 
Unsicherheiten der zukünftigen Entwicklung scheint eine abwartende Haltung dagegen durchaus 
angemessen. Diese macht Städte mit schwierigen Rahmenbedingungen zu „Waiting Cities”524. 
Abwarten ist im Unterschied zum passiven „Liegen-lassen” als ein aktiver Prozess zu gestalten, 
der die Erhaltung der Innenstadtgebiete zum Ziel hat. Angesichts der neuen räumlichen und 
zeitlichen Dimension des Wohnungsleerstands und einer Erhaltungsnotwendigkeit, die sich zum 
Großteil aus städtebaulichen Argumenten ableitet, könnte die Gebäudesicherung zukünftig an 
Bedeutung gewinnen. Es zeichnet sich jedoch ein hoher Forschungsbedarf beim technischen 
Vorgehen ab, will man Gebäudesicherungen mit gestalterischem Anspruch zu vertretbaren 
Preisen umsetzen. Die Gebäudesicherung wird bislang vorrangig als  
ökonomisches Konzept [angesehen], das auf die mittelfristige Verwertung des Gebäudes 
abzielt und dafür den Bauzustand erhält. Durch Investitionen werden zum einen die in 
einem leer stehenden Gebäude innewohnenden Werte bewahrt und zum anderen 
Chancen auf Handlungsalternativen in einem zukünftigen Markt erhalten.525 
Im Hinblick auf den hohen strukturellen Leerstand in ostdeutschen Innenstädten stellt sich die 
Frage, inwieweit die Gebäudesicherung nicht in größerem Umfang zur Anwendung kommen 
kann. Ein limitierender Faktor ist hierbei, dass viele der Eigentümer aufgrund der derzeitigen 
Marktsituation und zurückliegender Einnahmeausfälle oftmals nicht über ausreichende finanzielle 
Mittel verfügen.526 Vor diesem Hintergrund erhält die öffentliche Förderung von Sicherungsmaß-
nahmen an Standorten, die von städtebaulichem Interesse sind, einen hohen Stellenwert. Es wird 
allerdings nicht als sinnvoll angesehen, „Gebäude allein aus städtebaulichen Gründen zu konser-
vieren, wenn die mittelfristige Marktperspektive fehlt”, da Sicherungsmaßnahmen lediglich die 
Symptome, nicht aber die Ursachen der ökonomischen Entwertungsprozesse auf dem ostdeut-
schen Wohnungsmarkt beseitigen.527 Insofern erfolgt der Einsatz von Sicherungsmaßnahmen 
bislang in der Regel als Einzelfalllösung im Sinne einer „wichtigen Nischenstrategie”528 unter der 
Prämisse, dass mittelfristig ein potenzieller Marktwert realisiert werden kann. 
Erste Überlegungen zu einem breiteren Einsatz von Sicherungsmaßnahmen an Gebäuden liegen 
vor, ohne jedoch in der Praxis auf große Resonanz zu stoßen. Als ein früher Beitrag ist das von 
Oswalt, Overmeyer und Schmidt 2001 in einer Studie am Bauhaus Dessau vorgeschlagene 
„Werkzeug Einfrieren” zu verstehen, welches bereits einen Gestaltungsanspruch an die  
                                                
522 BMVBS 2010f, S. 58. 
523 Es ist nach wie vor umstritten, inwieweit sich der Abriss vollständig leer stehender, unsanierter 
Gebäude in den Innenstädten positiv auf den ostdeutschen Wohnungsmarkt auswirkt. 
Bundestransferstelle Stadtumbau Ost 2010. 
524 Sulzer 2007a. 
525 Jacobs, Töpper 2005, S. 65. 
526 Jacobs, Töpper 2005, S. 66. 
527 Jacobs, Töpper 2005, S. 66. 
528 Jacobs, Töpper 2005, S. 66. 
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Abb. 25: Fassadensicherungen mit kommunikativem Anspruch. Links: Fassadencomics des Meißner 
Künstlers Olaf Fieber anlässlich des 300jährigen Bestehens der Meißner Porzellanmanufaktur (2010). 
Original in Farbe. Foto: tx-architekten Berlin. Rechts: Lutherwegstation Showfenster in der Lutherstadt 
Eisleben, gestaltet von René Weißbarth, urban-ict aus Dessau-Roßlau (2007). Ein Projekt der IBA Sachsen 
Anhalt 2010. Die Leuchtkästen zeigen Szenen aus dem Leben und Wirken des Reformators Martin Luther. 
Original in Farbe. Quelle: Lutherstadt Eisleben. 
Sicherungsmaßnahmen von DDR-Großwohnsiedlungen stellte. Die leer stehenden Gebäude 
sollten über „aktive Oberflächen […], die sich optisch verändern und auch genutzt werden” 
konnten, eine positive Ausstrahlung entfalten.529 Gedacht wurde hierbei an „Elemente für 
Streetball oder Klettern, Bewuchs mit Rankpflanzen, Filmprojektionen oder Materialien mit sich 
änderndem Reflexionsverhalten”.530 Unklar blieb, welche Chancen sich für diese Vorgehen in 
Innenstadtgebieten mit einem historischen Baubestand ergeben. 
In jüngster Zeit stellte Dissmann ähnliche Überlegungen zur „Gestaltung der Leere” an. Sie knüpft 
hierbei an den Wettbewerbsbeitrag „Sleeping Beauty – Dornröschen”531 im Rahmen des 
Projektes „Schrumpfende Städte”532 an. Dissmann schlägt vor, ungenutzte Gebäude und Flächen 
durch „gestaltendes Verschließen” mit minimalen Eingriffen in einen, vor mutwilliger Zerstörung 
und Aneignung geschützten, „Schlaf” zu versetzen und so für eine mögliche spätere Nachfrage 
                                                
529 Oswalt, Overmeyer, Schmidt 2001, S. 42. 
530 Oswalt, Overmeyer, Schmidt 2001, S. 42. 
531 Jensen, Lux, Pucci, Rappel, Stempl schlugen in ihrem Beitrag folgendes Vorgehen vor: „Verlassene 
Gebäude werden durch eine Begrünung der Fassade aus dem Stadtgefüge ausgeblendet (und der 
Natur zugeordnet), bleiben aber durch die Reduktion auf ihren Grundkörper als Stadtbaustein präsent. 
Als erster Koma-Schritt wird ein Rankgerüst angebracht, das (ohne Baugerüst) von Stockwerk zu 
Stockwerk gespannt werden kann. Verschiedene Rankpflanzen geben den Gebäuden ein neues, sich 
wandelndes Kleid: Verwilderung statt Gestaltung. Ähnliches gilt für ungenutzte Freiflächen. Um den 
sich selbst organisierenden Renaturierungsprozeß anzustoßen, werden Straßen und versiegelte 
Flächen aufgebrochen, anfallender Schutt an Ort und Stelle belassen und Saat gestreut. […] Durch 
das Nebeneinander von komatösen und intakten Gebäuden oder ganzen Stadtvierteln wandelt sich 
das Bild der Stadt zu einem langfristig nachvollziehbaren Abbild des Zeitgeschehens. Die Leere in der 
Stadt wird nicht totgeschwiegen, sondern akzeptiert, inszeniert und benutzt” (Jensen u. a. 2005, S. 24-
25). Dies erfolgt mit der konsequenten Begrenzung der Bautätigkeit auf Umbaumaßnahmen, „die 
vorhandene Gebäudevolumen nutzen und besetzen” (Jensen u. a. 2005, S. 25). 
532 Oswalt 2005. 
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vorzuhalten.533 Aus ihrer Sicht könnte dieses „Dornröschenprinzip” helfen, einen Einstellungs-
wandel gegenüber und neue Umgangsformen mit dem Leerstand zu finden. Darin sieht sie eine 
Anpassung an den Strukturwandel die sich von der Wiedernutzung oder Umnutzung, beide 
„Strategien des Füllens”, grundlegend unterscheidet.534 In der Praxis liegen „bescheidenere” 
Ansätze in Verbindung mit gestalterischen Eingriffen an leer stehenden Gebäuden vor. Hier sind 
es vor allem Interventionen von Künstlern, die die Hausfassaden inszenieren und die Fenster- 
und Türöffnungen „besetzen” (Abb. 25). 
Resümee 
Die Gebäudesicherung erhält, vor dem Hintergrund von einerseits abnehmenden Verwertungs-
chancen bei Modernisierung und von anderseits Folgeproblemen bei Abrissmaßnahmen, einen 
höheren Stellenwert im Umgang mit (dauerhaft) leer stehenden Gebäuden als bisher. 
Sicherungsmaßnahmen kommen zum Einsatz, wenn trotz Leerstand und gesättigtem 
Wohnungsmarkt langfristige Verwertungschancen für eine Immobilie gesehen werden. Mit der 
Gebäudesicherung sollen die laufenden Kosten auf ein Minimum reduziert und die 
Gebäudesubstanz für eine erwartete spätere Nutzung vorgehalten werden – im Unterschied zu 
der Strategie des „Liegenlassens”, bei der das Gebäude langfristig dem Verfall preisgegeben 
wird. Die Gebäudestilllegung ist, gemessen an dem vorrangigen Ziel, den Zeitraum bis zu einer 
erneuten Nutzung zu überbrücken, ein zweckmäßiges Vorgehen. Aufgrund der erforderlichen 
Investitionen und der laufenden Kosten spielt diese Strategie bisher in der Praxis eine 
untergeordnete Rolle im Umgang mit dem Wohnungsleerstand.  
Im Hinblick auf die hohen Leerstandszahlen in Innenstadtgebieten, sollte die Gebäudesicherung 
zukünftig an Bedeutung gewinnen. Sie kann einen wichtigen Beitrag zur langfristigen Erhaltung 
der Baustruktur leisten. Die derzeitig üblichen Sicherungsstandards führen meist zu 
unbefriedigenden gestalterischen Lösungen, die sich ihrerseits negativ auf den öffentlichen Raum 
und das Stadtbild auswirken können. Eine Beseitigung städtebaulicher Missstände und eine 
Aufwertung des Wohnumfeldes in Innenstadtgebieten lassen sich mit diesem Vorgehen in der 
Regel nicht erreichen. Chancen für die zukünftige Entwicklung ostdeutscher Innenstadtgebiete 
sind eher in Sicherungsmaßnahmen verbunden mit einem hohen Gestaltungsanspruch, die aber 
in der Fachdiskussion erst ansatzweise zu erkennen sind, zu sehen.  
4.3.3 Gebäudeabriss 
Im Programm Stadtumbau Ost ist der ersatzlose Abriss von auf Dauer nicht mehr benötigten 
Gebäuden (Rückbau) ein zentraler Lösungsansatz im Umgang mit dem Wohnungsleerstand. 
Durch die Förderung von Rückbaumaßnahmen im Programm Stadtumbau Ost hat diese 
Strategie in der Stadtentwicklung (zunächst) an Bedeutung gewonnen. Wie gezeigt wurde, kam 
es – bis zu dem Ausschluss der Abrissförderung der vor 1914 (2005) bzw. vor 1919 (2008) 
errichteten Gebäude im Programm Stadtumbau Ost – auch zum öffentlich geförderten Abriss von 
                                                
533 Dissmann 2011, S. 129-218. 
534 Dissmann 2011, S. 156-157. 
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innerstädtischen Altbauten. Daneben finden Gebäudeabrisse aufgrund geringer Verwertungs-
perspektiven und fortgeschrittener Verfallserscheinungen auch außerhalb des Programms 
Stadtumbau Ost statt. 
Die Beseitigung von Gebäuden mit baulichen Missständen und einem negativ ausstrahlenden 
Erscheinungsbild, wie beispielsweise von ruinösen Wohngebäuden, und auch die Entkernung 
hoch verdichteter Blockinnenbereiche bieten durchaus Chancen für eine städtebauliche 
Neuordnung.535 Sie liegen insbesondere in einem besseren Grün- und Freiraumangebot. 
Gebäudeabrisse bewirken im innerstädtischen Baubestand aber keineswegs per se eine 
Aufwertung des Stadtteils. Insbesondere dann, wenn eine Nachnutzung ausbleibt, können der 
Grundstücksberäumung neue Probleme folgen. 
Die Folgen von Abrissmaßnahmen in innerstädtischen Altbaugebieten wurden in den ersten 
Programmjahren im Stadtumbau Ost überdeutlich. Bei den Altbauwohnungen der 
Wohnungsunternehmen handelte es sich im Wesentlichen um unsanierte Wohnungen, für die 
eine geringe Nachfrage bestand. Sie erfordern einen vergleichsweise hohen Verwaltung-
saufwand und belasten die Wohnungsunternehmen mit zusätzlichen Kosten. Die Bereitschaft der 
Wohnungsunternehmen zum Abriss von Altbauten war vorrangig ökonomisch motiviert und hätte 
ohne die öffentliche Förderung aus unternehmerischer Sicht keine tragbare Alternative 
dargestellt. Das Altschuldenhilfegesetz beschränkte die Verwertungschancen von altschulden-
belasteten Altbauten bis zum Jahr 2008 deutlich. Für die Aufwertung oder die Privatisierung 
dieser Wohnungsbestände zeigten die Wohnungsunternehmen im Allgemeinen wenig 
Engagement.536 
Die Entscheidung ob und wo ein Gebäude in einem Innenstadtgebiet abgerissen wurde, erfolgte 
im Stadtumbau Ost auf der Basis betriebswirtschaftlicher Kriterien.537 Fehlende Einnahmen bzw. 
laufende Kosten für den Leerstand von Wohnungen waren hierbei entscheidende 
Einflussfaktoren. Städtebauliche Kriterien spielten bis 2008 meist eine untergeordnete Rolle. In 
der Folge wurden Abrissmaßnahmen häufig dort angestrebt und durchgeführt, wo ein hoher 
Leerstand zu verzeichnen war. Wie gezeigt wurde sind es in ostdeutschen Städten gerade die 
Innenstadtgebiete, die einen überdurchschnittlichen Wohnungsleerstand aufweisen. Ein hoher 
Abrissdruck erschwert aber eine Steuerung der Gebäudeabrisse und die damit verbundene 
qualitätvolle städtebauliche Transformation. Das Programm Stadtumbau Ost hatte den 
ersatzlosen Abriss von Gebäuden zur zahlenmäßigen Reduzierung des Wohnungsleerstands 
zum Ziel. Dies ist insofern entscheidend, da Abrissmaßnahmen ohne Ersatzbauten in 
Innenstadtgebieten zu Veränderungen der Stadtstruktur und der Eigenart der Gebiete führen. Im 
Extremfall kann es bei Verlust des baulichen Zusammenhangs zu baurechtlichen Konsequenzen 
kommen und das Baurecht auf den betroffenen Grundstücken entfallen. In Innenbereichen 
                                                
535 Mit Abrissmaßnahmen ergeben sich in Verbindung mit der Wiederbebauung des Grundstücks, mit 
Sanierungsmaßnahmen der verbleibenden Gebäude und mit Gestaltungsmaßnahmen im öffentlichen 
Raum in gewissem Umfang Möglichkeiten zur Stadtreparatur. 
536 Ergebnispapier 2011. 
537 empirica 2010. 
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können Rückbaumaßnahmen größeren Umfangs nach § 34 BauGB zu unbebauten Flächen 
führen, die baurechtlich als „Außenbereich im Innenbereich” angesehen werden.538 
Selbst wenn eine spätere Wiederbebauung eines beräumten Grundstücks angestrebt wird, 
scheint sie angesichts derzeitiger Wohnungsmarktprognosen und finanzieller Einschränkungen 
(Haushalts- und Fördermittel) in den meisten Fällen eher unwahrscheinlich. Kann eine erneute 
Bebauung dennoch realisiert werden, ist es fraglich, ob sie in vergleichbarer städtebaulicher 
Dichte und gestalterischer Qualität ausgeführt werden kann. Insofern ist bei Gebäudeabrissen in 
Städten mit schwierigen demografischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen eher mit 
langfristigen Qualitätsverlusten zu rechnen. Aus städtebaulicher Sicht ist daher die Erhaltung leer 
stehender Gebäude zur Sicherung der Wohn- und Lebensqualität in den Innenstadtgebieten 
geboten. 
Städtebauliche Auswirkungen 
In ostdeutschen Innenstädten könnten bauliche Veränderungen durch Abrissmaßnahmen zu 
umfassenden Veränderungen der Stadtstruktur führen und der Identität und dem urbanen 
Charakter des Gebietes langfristig schaden. Dies betrifft in besonderem Maße Gründerzeit-
gebiete in geschlossener Blockrandbebauung. Die städtebaulichen Auswirkungen von Gebäude-
abrissen sind von der Eigenart und der städtebaulichen Struktur des Gebietes, dem Umfang der 
einzelnen Abrissmaßnahmen und ihrer Lage zueinander abhängig. Allgemeingültige (normative) 
Kenngrößen lassen sich für den Umbau der Innenstadtgebiete nicht bestimmen. Dies ist der 
Komplexität der Einflussfaktoren und den standortspezifischen Rahmenbedingungen geschuldet. 
Hier können sich städtebauliche Auswirkungen auf verschiedenen Ebenen, von der Parzelle, über 
den Baublock bis zum Stadtteil, ergeben.  
Einfache und bürgerliche Gründerzeitgebiete mit einer geschlossenen Blockrandbebauung 
besitzen eine markante städtebauliche Struktur (Kap. 4.1). Bei Abrissmaßnahmen in diesen 
Gebieten ist zwischen der stadtbildprägenden straßenseitigen Bebauung und den Gebäuden in 
den Blockinnenbereichen (Innenhöfen) zu unterscheiden. Der ersatzlose Abriss der stadtbild-
prägenden straßenseitigen Gebäude perforiert die Raumkanten, erhöht die Durchlässigkeit vom 
Straßenraum zum Blockinnenbereich und stört die Ensemblewirkung im öffentlichen Raum. 
Eckgebäude, die aufgrund der Grundstückszuschnitte und der Gebäudetiefen besonders häufig 
vom Leerstand betroffen sind, besitzen für die geschlossene Wirkung der Raumkanten und die 
Lesbarkeit der städtebaulichen Struktur eine besondere Bedeutung. In der Regel wirkt sich der 
Verlust eines stadtbildprägenden Gebäudes negativ auf die unmittelbare Nachbarschaft aus. 
Handelt es sich um ein Gebäude oder ein Stadtensemble mit besonderer städtebaulicher, 
geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung, so kann die Maßnahme zudem Auswirkungen auf 
den Stadtteil oder die gesamte Stadt besitzen. 
 
                                                
538 Bienek, Krautzberger 2008, S. 87. 
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Abb. 26: Stadtumbau gründerzeitlicher Baublöcke. Die Ostvorstadt ist der einzige gründerzeitliche 
Stadtteil von Wurzen. Bausubstanz, Wohnqualität und ihre zentrale Lage machen sie zu einem 
wesentlichen Bestandteil der Gesamtstadt. Ein hoher Anteil der Gebäude (~ 60 Prozent, 2004) steht unter 
Denkmalschutz, wobei der Denkmalwert vorrangig auf dem Wert des gesamten zu erhaltenden Ensembles 
und nicht auf dem Einzelobjekt beruht. Das Sächsische Ministerium des Inneren (SMI), unterstützte 2005 
die Idee, ein Modellprojekt für den Tausch von Immobilien zwischen unterschiedlichen Eigentümern in 
Sachsen in der Ostvorstadt durchzuführen. Moderiert vom Büro für urbane Projekte Leipzig wurde das 
bestehende Instrumentarium hinsichtlich seiner Eignung für den Tausch von Objekten untersucht. 
Insbesondere sollten modellhaft eigentumsrechtliche Probleme gelöst und Antworten auf Fragen der 
Altschulden-Thematik gefunden werden. Dabei wurde ein städtebauliches Konzept verfolgt, das zum einen 
eine Blockentkernung vorsah; zum anderen sollte durch Rückbau der Randbebauung zweier Querstraßen 
(August-Bebel-Straße und Karl-Liebknecht-Straße) ein zusammenhängender, neu gebildeter Blockinnen-
bereich geschaffen werden. Fraglich erscheint neben der fehlenden Transparenz im Planungsprozess, 
inwieweit der geplante „Großblock” (in der Plandarstellung grau hinterleg) die jetzigen stadträumlichen 
Qualitäten des Gründerzeitgebietes aufrechterhalten könnte. Damals war die Altschuldenbelastung von 
Altbauten eines der Kernprobleme. Realistische Verwertungsalternativen zum geförderten Abriss im 
Stadtumbau Ost und der damit verbundenen Altschuldenentlastung existierten damals (noch) nicht. Seit 
2008 ist die Altschuldenentlastung auch bei dem Verkauf von Altbauten an einen Kleineigentümer möglich. 
Quelle: Sulzer, Pfeil 2006, 108-110. 
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Sowohl programmatisch als auch räumlich bestehen in Gründerzeitgebieten zwar Chancen für 
eine Wohnumfeldaufwertung (Mietergärten, Spielplätze, Grünanlagen). Es kann je nach Umfang 
der Perforation aber auch die Gliederung in vielfältige Freiräume mit unterschiedlichem Charakter 
und Nutzungen (privat, halböffentlich, öffentlich) verloren gehen. Zudem kann die Perforation der 
Blockrandbebauung die Wohnqualität in den verbleibenden Gebäuden in den Blockinnen-
bereichen verschlechtern, wenn der Leerstand – wie häufig der Fall – an Hauptverkehrsstraßen 
auftritt. Die Blockinnenbereiche werden dann in gleicher Weise der Umwelt- und Verkehrs-
belastung ausgesetzt, wie zuvor die straßenbündige Bebauung. Erfolgen keine flankierenden 
Maßnahmen zur Verringerung der Verkehrsbelastung, bleibt eine maßgebliche Leer-
standsursache bestehen, welche die zusätzliche Abwanderung aus den Gebieten nach sich zieht. 
Kann die beräumte Grundstücksfläche einer bestehenden Freifläche zugeordnet werden oder 
lassen sich durch die Bündelung von Abrissmaßnahmen zusammenhängende, parzellen-
übergreifende Freiräume schaffen, kommen vorrangig Grünraumkonzepte zum Einsatz. Über 
eine städtebaulich ausgerichtete Abrissstrategie lässt sich so eine Vernetzung bestehender und 
neu entstehender Freiräume bewirken. Diese können ein vorhandenes Freiraumdefizit 
ausgleichen, aber auch zu einem Überangebot führen.  
Von ähnlicher städtebaulicher Bedeutung sind auch Strategien des Stadtumbaus, die zwei oder 
mehr benachbarte Blöcke zu einem „Großblock” umgestalten. Dabei ist auf die Erhaltung einer 
lesbaren städtebaulichen Struktur („Stadtfigur”) besonders zu achten. Ein derartiger Umbau der 
Blockrandbebauung zu „Großblöcken” stellt einen den Maßstab sprengenden Eingriff dar, der 
sich ungünstig auf das Stadtbild auswirkt. Zudem besteht die Gefahr, dass das Gesamtkonzept 
in punktuelle Einzelmaßnahmen zerfällt, deren Verortung allein durch die Eigentumsverhältnisse 
(insbesondere der Wohnungsunternehmen) bestimmt wird. Derartige Überlegungen bestanden 
beispielsweise in der Stadt Wurzen für den Umbau des gründerzeitlichen Stadtteils Ostvorstadt 
(Abb. 26). 
In Anbetracht des erhöhten Wohnungsleerstands und seiner meist dispersen Verteilung im 
Stadtraum führen Abrissmaßnahmen zu einer Leitbilddiskussion, bei der die tradierten 
Eigenschaften der kompakten europäischen Stadt (zumindest teilweise) in Frage gestellt werden. 
Prominentes Beispiel hierfür ist das Leitbild der „Perforierten Stadt”.539 Eine gesteuerte, maßvolle 
Entdichtung wurde innerhalb von sogenannten „Perforationsbereichen” mit einem von den 
Quartiersrändern ausgehenden Rückbau verbunden. Ziel war es, in einem ersten Schritt rund 
zehn Prozent der Gebäude abzureißen und über die bauliche Entdichtung der Quartiere 
städtebauliche Missstände abzubauen. Die Erhaltung der vorhandenen lesbaren städtebaulichen 
Strukturen war hierbei ein erklärtes Ziel.540 In einem zweiten Schritt sollte der Rückbau an den  
 
                                                
539 Erstmals von Engelbert Lütke Daldrup in seiner damaligen Funktion als Stadtbaurat der Stadt Leipzig 
(Beigeordneter für Stadtentwicklung und Bau) verwendeter Begriff. Das Modell der Perforierten Stadt 
wurde für die Gründerzeitgebiete im Leipziger Osten entwickelt und entgegen der ursprünglichen 
Intention in der Fachdiskussion als Leitbild für den Stadtumbau aufgegriffen. Vgl. hierzu ausführlich 
Kap. 3.1.2 und Lütke Daldrup 2001; Lütke Daldrup 2003. 
540 Lütke Daldrup 2003, S. 63. 
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Abb. 27: Stadtteil Sonnenberg in Chemnitz (2004): Mögliche Konsequenzen einer Rückbaustrategie auf 
die Baustruktur Links: Bestandsplan. Rechts: Visualisierung einer Rückbaustrategie, wie sie sich 
unmittelbar aus der Verteilung des Leerstands im Wohngebiet ergäbe. Es wird deutlich, dass in dem 
ohnehin schon z. T. perforierten Gründerzeitgebiet eine weitere Perforation zu einer Auflösung der 
Baustruktur käme. An den Quartiersrändern und auch an markanten Straßen- und Platzräumen wären 
ohne eine erneute Nachverdichtung ein Identitäts- und Imageverlust zu erwartende problematische Folgen. 
Quelle: planart4, Büro für Stadtentwicklung und Freiraumplanung, Leipzig. 
Quartiersrändern erfolgen.541 Das originäre Leitbild der „perforierten Stadt” war somit 
Ausgangspunkt für einen umfassenden Umstrukturierungsprozess des Leipziger Ostens, 
allerdings bezog es sich explizit auf die Qualitäten der europäische Stadt mit erhaltenswerten 
„urbanen Kernen”.542 Dies setzte voraus, dass der Abriss von Gebäuden auf der Grundlage 
städtebaulicher Kriterien parzellenscharf zu steuern ist. Die Praxis des Stadtumbaus von 
vergleichbaren Gründerzeitgebieten wurde diesem Steuerungsanspruch meist nicht gerecht.  
Ohne klare Ausrichtung auf städtebauliche Kriterien spiegeln Abrissmaßnahmen in Innenstadt-
gebieten die Lage des Leerstands im Stadtraum wider.543 Die städtebaulichen Auswirkungen 
basieren (vorbehaltlich der geltenden rechtlichen Regelungen) somit auf einer Summe von 
Einzelentscheidungen der Eigentümer, die nur bedingt von kommunaler Seite steuerbar sind. 
Hierin liegt eine entscheidende Schwierigkeit beim innerstädtischen Stadtumbau begründet. In 
der Konsequenz führen Abrisse in Innenstadtgebieten mit einer dispersen Leerstandsverteilung 
zu einer dispersen Verteilung von Gebäudeabrissen und einer konzeptionslosen Perforation der 
                                                
541 Lütke Daldrup 2003, S. 63. 
542 Lütke Daldrup 2003, S. 63. 
543 Die Lage des Leerstands weist häufig eine disperse, scheinbar zufällige Verteilung im Stadtraum auf. 
Vgl. Kap. 3.1.2. 
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Baustruktur. Es besteht die Gefahr, dass Geschlossenheit der Straßen- und Platzräume und ihre 
Ensemblewirkung verloren gehen (Abb. 27). Charakteristische gestalterische Lösungen,544 die 
die Identität eines Gebietes prägen, können beeinträchtigt werden. Durch Gebäudeabrisse in 
Innenstadtgebieten fügen sich die Freiräume in der Regel weder zu einem eigenständigen 
Raumgefüge, noch sinnvoll in die bestehenden Raumfolgen ein. 
Vor diesem Hintergrund sind die Aufwertungseffekte von Abrissmaßnahmen in Innenstadtgebie-
ten begrenzt. Nach den im Programm Stadtumbau Ost erzielten, sehr kontrovers diskutierten 
Ergebnissen der Abrissmaßnahmen in den Innenstädten, erfolgte konsequenterweise der Aus-
schluss von Altbauten aus der Abrissförderung.545 Es ist anzunehmen, dass unkoordinierte Rück-
baumaßnahmen ohne diese Kurskorrekturen, in einem erheblich größeren Umfang erfolgt wären 
und zu einer starken irreversiblen Beeinträchtigung der städtebaulichen Ensembles in Innen-
stadtgebieten geführt hätten. Selbst bei erfolgreicher Steuerung der Abrissmaßnahmen hätte ein 
Stadtumbau in Innenstadtgebieten, der seinen Schwerpunkt auf die Reduzierung des Wohnungs-
leerstands durch Abrissmaßnahmen setzt, aufgrund des Umfangs des innerstädtischen 
Wohnungsleerstands eine grundlegende Transformation der Gebiete mit negativen städtebau-
lichen Auswirkungen zur Folge. 
Resümee 
Auf der Grundlage städtebaulicher Kriterien bietet die behutsame bauliche Entdichtung von 
Innenstadtgebieten Chancen für die Beseitigung städtebaulicher Missstände und die Aufwertung 
des Wohnumfeldes. Im Umgang mit dem hohen strukturellen Wohnungsleerstand in Innenstadt-
gebieten erscheint dieses Vorgehen aus städtebaulicher Sicht jedoch fragwürdig. Die problema-
tischen Folgen von ersatzlosen Abrissmaßnahmen in Innenstadtgebieten wurden im Programm 
Stadtumbau Ost deutlich. Hier bildete die Festlegung der Abrissmaßnahmen im Wesentlichen die 
Strategien der Wohnungsmarktbereinigung der Wohnungsunternehmen ab. Erhebliche 
Beeinträchtigungen der historischen Stadtstruktur und des Stadtbildes waren die Folge. Häufig 
entstanden Brachflächen auf den beräumten Grundstücken, die ihrerseits einen städtebaulichen 
Missstand darstellten und auf das nähere Umfeld negativ ausstrahlten. Die ursprünglich als 
städtebauliche Strategie proklamierte Perforation der Stadtstruktur führte zu unkoordinierten 
städtebaulichen Zäsuren und zum teilweisen Identitätsverlust der Innenstadtgebiete.  
4.3.4 Grundstücksnachnutzung 
Durch den ersatzlosen Abriss innerstädtischer Gebäude entstehen neue Freiräume (Abb. 28). Je 
nach Gestaltung und Standort können sie das Stadtbild prägen. Fehlt ein ganzheitliches Konzept 
zur Nachnutzung, bleibt häufig auch eine qualitätvolle Freiraumgestaltung aus. Wo private 
Nachnutzungen ausbleiben, werden häufig öffentliche für die in der Regel privaten Grundstücke 
diskutiert. Der Umgang mit den zusätzlichen Freiräumen wird zunehmend Gegenstand der 
                                                
544 Die können bspw. im Umgang mit topografischen Besonderheiten entstehen. 
545 Im Jahr 2005 wurden zunächst die vor 1914 errichteten Gebäude vom geförderten Abriss im Programm 
Stadtumbau Ost ausgeschlossen, 2008 dann schließlich die vor 1919 errichteten Gebäude. Siehe 
Kap. 4.2. 
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Fachdiskurse zum Stadtumbau.546 „Anders als bei Gebäuden, die bei geringer Nachfrage 
abgerissen werden können und damit ‚verschwinden‘, können Freiräume, auch wenn sie nicht 
genutzt werden, nicht ‚verschwinden‘.”547 Der Zustand des „Nicht-Genutzt-Werdens” der 
Grundstücke lässt sich allein über den Abriss leer stehender Gebäude nicht beseitigen. Es bedarf 
einer Nachnutzung der Flächen. Der ersatzlose Abriss von Gebäuden zur Leerstandsbeseitigung 
muss daher in Innenstadtgebieten mit der Grundstücksnachnutzung verbunden werden. 
In der Folge des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wandels in ostdeutschen Städten haben 
sich neue Frei- und Brachflächen innerhalb des Stadtkörpers herausgebildet.548 Dieses 
„Wachstum öffentlicher Räume nach innen”549 unterscheidet schrumpfende Städte wesentlich 
von wachsenden Städten, deren Entwicklung eher durch ein „Schrumpfen öffentlicher Freiräume” 
mit der Nachverdichtung im Baubestand und durch Stadterweiterungen geprägt werden. Will man 
den vielschichtigen stadträumlichen und funktionalen sowie sozialen und stadtgesellschaftlichen 
Anforderungen gerecht werden, stellt der Umgang mit den zusätzlichen Freiräumen eine 
anspruchsvolle Planungsaufgabe dar. In Abhängigkeit von ihrer Lage im Stadtraum, ihrer 
Gestaltung, Zugänglichkeit und Nutzung können derartige Freiräume entweder eine Aufwertung 
des Stadtraums oder aber einen städtebaulichen Missstand darstellen. Dementsprechend 
unterschiedlich fällt ihre Wahrnehmung durch die Bewohner des jeweiligen Stadtteils aus.550 Sie 
können einerseits als identitätsstiftendes Leitprojekt die Attraktivität des Quartiers steigern und 
als neues Freiraumangebot positiv wahrgenommen und angenommen werden, oder anderseits 
bei fehlender Flächengestaltung ungenutzt bleiben, sogar eine abschreckende Wirkung entfalten 
und zum Sinnbild des Niedergangs des Quartiers werden. Neben zukunftsweisenden 
Gestaltungskonzepten für die absehbaren Bedürfnisse einer sich wandelnde Bevölkerung 
(weniger, älter, heterogener) werden neue Bewirtschaftungskonzepte und Beteiligungsformen für 
Eigentümer und Nutzer erforderlich. 
In diesem Zusammenhang ist ein weiterer Aspekt bemerkenswert: Die Bereitschaft von 
Eigentümern, nach Abrissmaßnahmen in die Freiflächengestaltung und -nutzung zu investieren, 
scheint auch von den baulichen Eigenschaften der unmittelbaren Umgebung abhängig zu sein.551 
Im Umkehrschluss könnte dies bedeuten, dass Investitionen in den Gebäudebestand positive  
                                                
546 Bundestransferstelle Stadtumbau Ost, Bundestransferstelle Stadtumbau West 2011. 
547 Gstach 2006, S. 49. 
548 Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass die Entstehungshintergründe von Baulücken und Brachflächen 
vielfältig und nicht allein auf das Programm Stadtumbau Ost beschränkt sind. „Es handelt sich um nicht 
wieder bebaute Abrissgrundstücke oder Flächen im Krieg zerstörter Gebäude, teilweise aber auch um 
nie bebaute oder ursprünglich anderweitig genutzte Restflächen innerhalb vorhandener 
Bebauungsstrukturen.” BMVBS, BBR 2008d, S. 10. In der vorliegenden Arbeit werden nur Baulücken 
an innerstädtischen Standorten betrachtet. 
549 Overhageböck 2009, S. 90. Ob die öffentlich zugänglichen Freiräume tatsächlich öffentlichen Charakter 
ausweisen, darf aber bezweifelt werden. 
550 Doehler-Behzadi u. a., S. 74-75; Overhageböck 2009, S. 171-172; Rößler 2010, S. 405. 
551 Rößler stellte hierzu fest: „Die Bereitschaft der Flächeneigentümer zur Umsetzung und Finanzierung 
freiraumplanerischer Nachnutzungsmaßnahmen hängt stark von der Qualität der angrenzenden 
Wohnungsbestände und deren Eigentümerstruktur ab. Das Eigentümerverhalten unterscheidet sich 
dabei stark zwischen Altbau- und Plattenbauquartieren” (im Original Hervorhebung durch Fettdruck). 
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Abb. 28: Nachnutzungen von Baulücken. a) – c) Einfache Brandwand- und Flächengestaltungen nach 
Grundstücksberäumung. Quelle: Eigene Fotos. d) „DRIVE THRU Gallery” in Aschersleben. Ausstellung 
„Hitzefrei” von Christopher Winter, 2007. Foto: Doreen Ritzau (Dessau) e) Bäume statt Häuser, 
Brachflächengestaltung in Leipzig. Eigenes Foto. 
Effekte für die Freiraumentwicklung bewirken. Oder anders ausgedrückt: Die Aufwertungseffekte 
durch Abrissmaßnahmen sind nur in Verbindung mit einem aufgewerteten verbleibenden 
Baubestand voll auszuschöpfen.  
Sofern Nachnutzungskonzepte für die beräumten Grundstücke im Programm Stadtumbau Ost 
erstellt werden, handelt es sich vorrangig um Konzepte zur Begrünung.552 Von einer verbesserten 
Grünraumversorgung werden Aufwertungseffekte mit Ausstrahlung auf das nähere Umfeld bis 
zum gesamten Stadtgebiet erwartet. Auf diese Weise entstandene Freiräume lassen sich 
hinsichtlich ihrer Nutzung und Gestaltung den traditionellen Grünraumkategorien Garten553, 
                                                
Rößler 2010, S. 403. Rößler untersuchte in ihrer Dissertation die Entwicklung der „Freiräume in 
schrumpfenden Städten” in den drei ostdeutschen Städten Halle, Chemnitz und Leipzig. 
552 Rößler 2010, S. 407-408. Hierbei ist hervorzuheben, dass derartige Ansätze nicht auf den ostdeutschen 
Raum beschränkt sind, sondern spätestens mit der Ausweitung des Stadtumbaus auf den 
westdeutschen Raum (2002 zunächst in 11 ausgewählten Pilotgemeinden, ab 2004 dann im Rahmen 
des Programms Stadtumbau West) gesamtdeutsche Relevanz besitzen. Für eine Übersicht der 
verfolgten unterschiedlichen Ansätze im Umgang mit Freiflächen infolge von Stadtumbaumaßnahmen 
in deutschen Städten siehe BBR 2004a; BBR 2004b; BMVBS, BBR 2006b und BMVBS, BBR 2008d, 
S. 10. 
553 Vgl. Rößler 2010. 
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Wald554, (urbane) Landwirtschaftsflächen555 und Wildnis556 zuordnen.557 Allerdings handelt es sich 
nicht um Überbleibsel früherer Nutzungen, sondern um bewusst herbeigeführte neue 
Flächeninanspruchnahmen.558 Es bestehen wesentliche Unterschiede in Bezug auf das Umfeld, 
die Nutzung und die Funktion sowie in Bezug auf die Zuständigkeiten bei der Gestaltung und 
Pflege. Derartige Konzepte gehen fälschlicherweise mitunter soweit, dass sie eine grundlegende 
Revision des Leitbildes der kompakten europäischen Stadt fordern und die Brachflächen „als 
zumutbare [und] finanzierbare öffentliche Räume […] definieren” wollen.559 In der städtebaulichen 
Praxis kommen mit den neuen Grünraumkonzepten auch innovative Verfahren zu Anwendung.560 
Ungenutzte Freiräume 
In ostdeutschen Städten wird infolge von brachfallenden Grundstücken und Gebäudeabrissen 
ohne eine Nachnutzung ein erheblicher Zuwachs an öffentlichem Raum, oder genauer an 
öffentlich nutzbaren Räumen, sehr unterschiedlicher Qualität postuliert.561 Die öffentliche Nutzung 
der neu entstehenden Freiräume erfolgt aufgrund der reduzierten Nachfrage auch im Programm 
Stadtumbau Ost nicht als Selbstläufer.562 Meist liegen zum Zeitpunkt des Gebäudeabrisses noch 
keine konkreten Vorstellungen und Planungen für die Nachnutzung der Rückbauflächen vor. 
Daher gewinnen Konzepte zur Zwischennutzung für die weitere Entwicklung der Freiräume 
zunehmend an Bedeutung.563 
Die Entwicklung, Instandhaltung und Pflege der zusätzlichen Freiräume im bestehenden Stadt-
körper stellt die Kommunen mitunter vor große finanzielle Probleme. In Anbetracht sinkender 
Bevölkerungszahlen und Steuereinnahmen bei gleichzeitigem Anstieg des Umfangs der 
Freiräume wird die Bezahlbarkeit der Gestaltung und Pflege öffentlicher Freiräume in Frage 
gestellt und die Forderung nach einer Reduzierung der bestehenden Freiraumangebote 
abgeleitet.564 Betroffen sind von dieser Diskussion nicht nur die Gestaltung der neu entstandenen 
Freiräume, sondern auch die Erhaltung und die Modernisierung bereits bestehender Park- und 
                                                
554 Giseke 2007, S. 200-202. 
555 Lauinger 2005. 
556 Vgl. hierzu Dettmar 2005 und Dettmar 2002. 
557 Vgl. Rößler 2010. 
558 Vgl. hierzu Rößler 2010, hier S. 390. 
559 Vgl. exempl. Kil 2005, hier S. 14. 
560 Das Spektrum erstreckt sich „von der förmlichen Überlassung und Gestattung über die 
Flächenumwidmung und den Grundstückstausch bzw. -erwerb [und Grundstücksfonds] bis hin zur 
Kompromissvereinbarung mit win-win-Wirkung, zur stillschweigenden Duldung und informellen 
Nutzung oder gar zum Liegenlassen”. Breuer 2006, S. 40. 
561 Selle 2004, S. 140. 
562 Vgl. Sulzer, Pfeil 2006; BBR 2004b; BMVBS, BBR 2008d; Forschungsagentur Stadtumbau West, 
Forum GmbH 2007. 
563 Vgl. exempl. BBR 2004b. 
564 Gstach 2006, S. 49 und MIL 2011, S. 5-6. Die Nachnutzung der Flächen wird zudem durch den 
Tatbestand erschwert, „dass die – ohnehin unterschiedlich gelagerten – Interessen an einer 
freiraumplanerischen Nachnutzung nur selten mit tatsächlichen Verantwortlichkeiten und damit realen 
Handlungsoptionen zusammentreffen”. Rößler 2011, S. 11. 
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Platzanlagen.565 Zur Bewältigung der Aufgaben in der Freiraumpflege werden neue 
Finanzierungsmodelle und Wertschöpfungsstrategien sowie eine andersartige Berücksichtigung 
von Umweltgütern in Wertermittlungsverfahren gefordert.566 
Brach fallende Grundstücke infolge von ersatzlosen Gebäudeabrissen führen in vielen 
ostdeutschen Städten zu öffentlich nutzbaren Räumen auf privaten Grundstücken.567 Das 
traditionelle kommunale Handlungsfeld „Öffentlicher Raum” wird nun zum gemeinsamen 
„Handlungsfeld der kommunalen Akteure und der Bevölkerung”.568 Dies bedingt neue 
Organisationsstrukturen für die Flächenentwicklung und auch für deren Bewirtschaftung.569 Die 
öffentliche Nachnutzung privater Flächen erfordert die Bereitschaft zur Mitwirkung der 
Eigentümer. Mit einer (öffentlichen) Freiraumnachnutzung ist jedoch in der Regel keine monetäre 
Wertschöpfung verbunden.570 Aufgrund der geringen Verwertungsmöglichkeiten ist die 
Investitionsbereitschaft der Eigentümer dementsprechend gering. 
Die Abhängigkeit von einer Vielzahl privater Eigentümer bei der Entwicklung von Freiräumen ist 
in der Form neu und bewirkt insbesondere an innerstädtischen Standorten einen erhöhten 
Moderations- und Koordinationsaufwand.571 Dies gilt in besonderem Maße, wenn mehrere 
Eigentümer gleichzeitig betroffen sind, beispielsweise bei grundstücksübergreifenden 
Freiräumen oder Erbengemeinschaften. Allerdings zeichnen sich bei den Grundstücks-
eigentümern in schrumpfenden Städten ein Bewusstseinswandel und eine größere Kooperations-
bereitschaft ab.572 Zugleich sinkt mit der Bevölkerungsdichte aber auch die Nachfrage nach 
öffentlichen Räumen und deren Nutzungsdichte. „Leer ist nicht gleich öffentlich”573, weshalb zum 
Teil öffentliche Freiräume ohne Öffentlichkeit als eine neues Phänomen in ostdeutschen Städten 
beschrieben werden.574 Tatsächlich zeichnen sich in vielen Städten in Quartieren mit 
                                                
565 Kuklinski 2003, S 41. Vor diesem Hintergrund wird erwartet, dass sich öffentliche Räume mittelfristig 
ausdifferenzieren zu einem qualitativ hochwertigen, kostenintensiven „oberen Segment” und einem 
„unteren Segment” auf niedrigerem Gestaltungs- und Kostenniveau. Neumann 2010, S. 84. 
566 Vgl. u. a. Neumann 2010; MIL 2011, S. 5-6; Rößler 2010, S. 409-410; Trommer 2003. 
567 Selle 2004, S. 140. Selle benennt in diesem Zusammenhang auch eine weitere wesentlich Ursache: 
die zusätzliche Produktion „(bedingt) öffentlich nutzbarer Räume” im privaten Sektor (sog. „privately 
owned public spaces”, bspw. in Form von Passagen und Einkaufszentren etc.). Ebd. S. 139. 
568 Overhageböck 2009, S. 171. 
569 Klemme 2010, S. 8. 
570 BMVBS, BBR 2007c; Klemme 2010, S. 11. 
571 Die notwendigen zusätzlichen personellen und zeitlichen Ressourcen sind bedingt durch die hier 
vorliegenden Eigentümerstrukturen (Vielzahl an Einzel- und Kleineigentümern, die eine Vielfalt an 
Interessen und an Verwertungswünschen sowie unterschiedliche Risikobereitschaften mitbringen). 
Zudem sind mit der öffentlichen Nutzung privater Flächen auch rechtliche Fragen und 
Verantwortlichkeiten zu klären. 
572 Overhageböck 2009, S. 171. Um eine öffentliche Nutzung auf Flächen im privaten Eigentum realisieren 
zu können, müssen drei Voraussetzungen zutreffen: Erstens die finanzielle öffentliche Förderung für 
die Realisierung von Grünflächen oder Zwischennutzungen; zweitens die Zustimmung der Eigentümer 
zu einer öffentlichen Nutzung auf den Flächen und drittens eine öffentliche Aneignung durch 
Bevölkerungsgruppen. Ebd. S. 91. 
573 Doehler 2003, S. 53. 
574 Offensichtlich gibt es hier „deutliche Unterschiede zwischen den Bewertungen in der Literatur und den 
Einschätzungen vor Ort: Während in der Literatur von Funktionsverlust und Entleerung die Rede ist, 
berichten die Praktiker von starker Inanspruchnahme bis hin zur ‚Übernutzung‘“. Kuklinski 2003, S. 41. 
218  4 Ohne Nutzung – Leerstand in ostdeutschen Innenstädten 
 
Bevölkerungsverlusten Tendenzen zur Verwahrlosung öffentlicher Räume575 und zur Abnahme 
der Grün- und Freiraumqualitäten576 ab. „Nicht ein zu wenig, sondern ein zu viel an überflüssigem 
öffentlichem Raum”577 wird hier als neues Problem erkannt. Die hier beobachtete „Krise der 
städtischen Öffentlichkeit”578 hat ihre Ursache jedoch nicht allein in der Zunahme der öffentlich 
zugänglichen Freiräume, sondern vor allem in der Abnahme und Alterung der Bevölkerung, also 
einer der wichtigsten Ursachen des Leerstands. Daneben kommt sicher auch die fehlende 
Ausprägung eines „stadtbürgerlichen Milieus” mit „stadtbürgerliche[n] Tugenden wie Neugier auf 
die Welt und zugleich Stolz auf das Eigene”579 infolge der in der DDR verfolgten Politik zum 
Tragen.580 Gleichzeitig wurde lange Zeit die Förderung zusätzlicher Grün- und Freiräume in den 
Innenstädten generell als Maßnahme zur Wertsteigerung angesehen, weil Innenstadt- und 
Gründerzeitgebiete vielfach Freiraumdefizite in Bezug auf aktuelle Anforderungen an das 
Wohnumfeld aufwiesen. Die nachträgliche Aufwertung dieser Quartiere war daher berechtigt. Sie 
machte zugleich deutlich, dass die städtebauliche Dichte dieser Gebiete der Qualität des 
Wohnumfeldes nicht generell entgegensteht. Die öffentliche Nutzung der brachfallenden oder 
beräumten Grundstücke wird aber sicherlich keine tragfähige generelle Strategie der 
Nachnutzung darstellen. 
Resümee 
Abrissmaßnahmen in Innenstadtgebieten führen vermehrt zu neuen Freiräumen. Für diese fehlen 
häufig konkrete Nachnutzungskonzepte. Sie können daher nicht immer problemlos einer 
Nachnutzung zugeführt werden. Erschwerend kommt hinzu, dass die Gestaltung und 
Nachnutzung der Flächen laufende Kosten für den Unterhalt verursachen. Bei sinkenden 
Einwohnerzahlen und geringerer Einwohnerdichte stellt ein größeres Angebot an Freiräumen nur 
teilweise eine Aufwertung der Innenstadtgebiete dar. Ein wachsendes Angebot an öffentlichem 
Raum kann unter diesen Umständen insgesamt zu einer geringeren Belebung städtischer 
Freiräume und einem daraus resultierenden Defizit an sozialer Kontrolle führen. Sollten die 
ungünstigen Bevölkerungsprognosen eintreten, so ist davon auszugehen, dass Abrissmaß-
nahmen mit grundlegenden Veränderungen der Baustruktur eines Stadtteils verbunden sind. 
Selbst wenn eine spätere Nachverdichtung gelingen sollte, ist eine Wiederherstellung des 
Stadtraums in seiner ursprünglichen städtebaulichen Qualität eher unwahrscheinlich. Wenn 
infolge des Stadtumbaus ein Überangebot an öffentlichem Raum Folgeprobleme verursacht, 
muss die anderweitige Nachnutzung der Flächen deutlich stärker als Kriterium in den 
                                                
575 Selle 2004, S. 140. 
576 Neumann 2010, S. 86. 
577 Hervorhebung im Original, Hunger, unveröffentlichtes Manuskript: Private Interessen am öffentlichen 
Raum: Statement auf der gemeinsamen Fachtagung „Öffentlicher Raum und Stadtgestalt …” am 
24./25. Mai 2002 in Chemnitz. S. 4, zitiert nach Selle 2004, S. 140. 
578 Dürrschmidt 2005. 
579 Dürrschmidt 2005, S. 677. 
580 Häußermann bezeichnet die in der DDR verfolgte Politik, die sich gegen die Bürgergesellschaft richtete, 
als „sozialstrukturelle Austrocknung”. Häußermann 1996, S. 10. 
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Abwägungsprozess einfließen. Gerade in Städten, die längerfristig mit einer Bevölkerungs-
abnahme rechnen müssen, sind Nachnutzungschancen von beräumten Grundstücken in 
Innenstadtgebieten sorgfältig zu prüfen.  
4.3.5 Zwischenfazit 
Im Umgang mit dem Nutzungsverlust und Leerstand von Gebäuden finden sich unterschiedliche 
Handlungsoptionen. Welches Vorgehen zur Anwendung kommt, entscheidet letztlich der Eigen-
tümer mit seinen individuellen Interessen und Möglichkeiten.581 Favorisiert werden bei der 
Lösungssuche im Allgemeinen Maßnahmen, die auf die Beseitigung des Wohnungsleerstands 
abzielen. Sanierungsmaßnahmen zugunsten einer Wiederverwertung und erneuten Nutzung 
bzw. Umnutzung, Teil- und Zwischennutzungen, wie auch Gebäudeabrisse. Die Gebäudesiche-
rung wird als Notlösung betrachtet, um ein vollständig leer stehendes Gebäude für eine spätere 
Verwertung vorzuhalten. Der Erfolg der untersuchten Strategien ist unter den Bedingungen des 
ostdeutschen Wohnungsmarktes nur bedingt prognostizierbar. Gleichwohl die Instandsetzung 
und Modernisierung der Gebäude zugunsten einer nachfolgenden Nutzung auch aus 
städtebaulicher Sicht die favorisierte Handlungsstrategie darstellt, ist davon auszugehen, dass 
diese aufgrund der derzeitigen geringen Nachfrage auf dem ostdeutschen Wohnungsmarkt nicht 
flächendeckend in den Innenstädten zur Anwendung kommen wird. Vor diesem Hintergrund 
lassen die aufgezeigten Strategien im Umgang mit dem innerstädtischen Wohnungsleerstand 
drei Schlussfolgerungen für das weitere Vorgehen zu: 
 Neues Problemverständnis  
Die Strategien im Umgang mit dem innerstädtischen Wohnungsleerstand verfolgen 
vorrangig das Ziel, leer stehende Gebäude einer neuen dauerhaften Nutzung zuzuführen. 
Es wird gleichzeitig deutlich, dass dieses Ziel angesichts der sinkenden Nachfrage nach 
Wohnraum und einem prognostizierten langfristigen strukturellen Wohnungsleerstand 
überdacht werden muss. Ein verändertes Problemverständnis, das sich über die wohnungs-
wirtschaftlichen Auswirkungen hinaus stärker an den städtebaulichen Auswirkungen 
orientiert, könnte neue Lösungswege aufzeigen. 
 Neues Nutzungsverständnis  
In Anbetracht der prognostizierten Entwicklung ist für die Zukunft sowohl in quantitativer Hin-
sicht (dauerhaft erhöhter Wohnungsüberhang) als auch in qualitativer Hinsicht (andere, we-
niger intensive Nutzungen über kürzere Zeiträume) eine veränderte Nachfrage zu erwarten. 
Gebäudenutzungen werden sich weiter ausdifferenzieren hinsichtlich Art, Kontinuität und 
Intensität und sollten neue (unkonventionelle) Nutzungsstrategien einschließen. Hierbei ist 
mit veränderten Nutzungszyklen und Nutzungsintensitäten sowie mit höheren Leerstands-
zahlen zu rechnen. Es bedarf eines veränderten Nutzungsverständnisses. Vor diesem 
Hintergrund sind die Instrumente der Stadtplanung entsprechend weiterzuentwickeln. 
                                                
581 In der Regel finden hier Faktoren, die sich unmittelbar auf die persönliche Situation (individuelle 
Lebenssituation) auswirken mehr Berücksichtigung als gesellschaftliche Belange (kollektiver Mehrwert 
o. ä., wie bspw. die Wohnqualität im Quartier). 
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Beispielsweise wäre für die Erhaltung von un- oder teilgenutzten Gebäuden ein Leerstands-
management auf Quartiers- und gesamtstädtischer Ebene denkbar. Zwischennutzungen 
gehören zu diesem Instrumentarium, da sie im Prozess der Bestandsqualifizierung eine 
wichtige Funktion bis zum Eintreten einer langfristigen Nutzung übernehmen können. 
 Städtebauliche Kriterien im Abwägungsprozess stärken  
Bei der Abwägung der möglichen Vorgehensweisen im Umgang mit dem Wohnungs-
leerstand wurde die städtebauliche Dimension über mehrere Jahre vernachlässigt. Im 
historisch gewachsenen städtebaulichen Ensemble ergeben sich für jede Maßnahme 
individuelle Rahmenbedingungen (aufgrund der kompakten Bauweise, der gestalterischen 
Vielfalt, der Nutzungsmischung). Entsprechend vielfältig sind die städtebaulichen 
Auswirkungen. In Anbetracht des hohen strukturellen Wohnungsleerstands in Innenstadt-
gebieten wäre es sinnvoll – ähnlich wie bei dem Neubau eines Gebäudes – jede Maßnahme 
an diesen städtebaulichen Auswirkungen zu messen. Hierzu bedarf es neuer Steuerungs- 
und Fördermöglichkeiten. Gleichzeitig wird eine umfassende Moderationsarbeit erforderlich, 
um die Eigentümer für die Konsequenzen ihres Handelns zu sensibilisieren und ihr 
Verantwortungsbewusstsein zu wecken. Die Beobachtung, dass leer stehende Gebäude und 
Brachflächen im Stadtgefüge ähnliche Nachnutzungsprobleme aufweisen, könnte helfen, die 
Wohnungseigentümer für diese städtebaulichen Zusammenhänge zu sensibilisieren.  
In Anbetracht dieser Überlegungen wird ein erweiterter Forschungsbedarf im Bereich 
ökonomischer Modelle deutlich. Es liegt in der Natur der Sache, dass die Immobilieneigentümer 
die Folgen des Wohnungsleerstands und den Erfolg der ergriffenen Maßnahmen vorrangig an 
den Kosten messen. Die Finanzierbarkeit bzw. Refinanzierbarkeit der Investitionen und die 
Minderung finanzieller Verluste sind wichtige Kriterien bei der Bewirtschaftung einer Immobilie. 
Der Einfluss städtebaulicher Eigenschaften, beispielsweise des näheren Umfeldes, auf den Wert 
einer Immobilie ist dagegen nur bedingt monetär zu beziffern. Im Umkehrschluss lässt sich der 
Einfluss einer Immobilie auf den Wert der benachbarten Gebäude ebenfalls kaum ermitteln und 
nicht vermarkten. In Entscheidungsprozessen, die sich vorrangig auf eine betriebswirtschaftliche 
Betrachtung stützen, werden die städtebaulichen Auswirkungen und Aspekte einer 
ganzheitlichen (Volks-) Wirtschaftlichkeit vernachlässigt. Die Erkenntnis, dass die städtebau-
lichen Auswirkungen im Umgang mit dem Wohnungsleerstand in Konflikt mit den Zielen der 
Eigentümer geraten, ist nicht überraschend. Ihre Relevanz wird offensichtlich, wenn man 
berücksichtigt, dass die Qualität des innerstädtischen Stadtensembles für die Entwicklung der 
gesamten Stadt und Region von Bedeutung ist. 
4.4 FAZIT 
Die hohen Wohnungsleerstände in ostdeutschen Innenstädten wurden zunächst in unmittelbarem 
Zusammenhang mit dem desolaten Zustand der Bausubstanz gesehen. Entsprechend reagierte 
man mit der Sicherung und Instandsetzung der Gebäude, Straßen und Plätze. Die 
Instandsetzung und Modernisierung der historischen Stadtensembles wurde über das eigens 
aufgelegte und auf die ostdeutsche Situation zugeschnittene Programm Städtebaulicher 
Denkmalschutz gefördert. Aufgrund der vorliegenden Erfahrungen der Stadterneuerung in der 
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BRD seit 1971 geschah dies unter der Annahme, dass sich die Innenstadtquartiere nach der 
Beseitigung der baulichen Mängel der Wohngebäude zu nachgefragten Wohnstandorten 
entwickeln würden. Ende der 1990er Jahre wurde schließlich deutlich, dass die Fördermaß-
nahmen im Programm Städtebaulicher Denkmalschutz nicht die erhoffte Nachfrage nach sich 
zogen – infolge der Überlagerung der Leerstandsentwicklung durch Bevölkerungsabwanderung, 
regional differenzierte eher geringe wirtschaftliche Entwicklung, nachholende Suburbanisierung 
und vielfach ungeklärte Eigentumsverhältnisse. Der hohe Wohnungsleerstand in ostdeutschen 
Städten wurde auf einen strukturellen Wohnungsüberhang zurückgeführt und als charakteris-
tisches Problem erkannt. Es begann eine problembezogene Ausdifferenzierung in der Städtebau-
förderung. Auf den Wohnungsleerstand reagierten Bund und Länder mit dem Programm 
Stadtumbau Ost, über das erstmals in Deutschland der ersatzlose Abriss von Wohnungen in 
großem Umfang gefördert wurde. Das Programm war zunächst auf die Stabilisierung der 
altschuldenbelasteten Wohnungsunternehmen ausgerichtet. In der Stadtumbaupraxis kam es zu 
einer an den formalen Vorgaben ausgerichteten Programmabwicklung. Dies führte in Innenstadt-
gebieten zu einem aus städtebaulicher Sicht höchst problematischen Abrissdruck auf 
altschuldenbelastete Altbauten. 
Die Programme Städtebaulicher Denkmalschutz und Stadtumbau Ost sind als „lernende 
Programme” angelegt und unterliegen einem laufenden Prozess der Ziel- und Erfolgskontrolle. 
Im Stadtumbau Ost wurden Fehlentwicklungen erkannt, die Programmmodifikationen erforderlich 
werden ließen. Hier wurde eine deutliche Kurskorrektur zugunsten der Erhaltung von Altbauten 
im historischen Stadtensemble und einer Aufwertung in Innenstadtgebieten vorgenommen. 
Insgesamt ist für beide Programme eine Schwerpunktverlagerung von der sektoralen, 
objektbezogenen Perspektive (einzelnes Denkmalobjekt, leer stehende Wohneinheit) zu einer 
städtebaulichen Perspektive festzustellen. Das Ausmaß der Probleme und ihr hoher Stellenwert 
in der Stadtentwicklungspolitik führen zur Ausweitung der beiden Programme auf die 
westdeutschen Bundesländer. Die Erfahrungen flossen in die Initiative der Nationalen 
Stadtentwicklungspolitik (2007) ein, die sich am Leitbild der kompakten „Europäischen Stadt” 
orientiert. Im Jahr 2010 sind die Probleme in innerstädtischen und innenstadtnahen 
Altbaugebieten nach wie vor nicht gelöst und der Handlungsbedarf ist weiterhin hoch. Vor diesem 
Hintergrund sind Städtebaulicher Denkmalschutz und Stadtumbau als zwei Bereiche derselben 
Aufgabe zu begreifen und integral zugunsten einer nachhaltigen Bestandsentwicklung in 
Innenstadtgebieten umzusetzen.  
Der Wohnungsleerstand tritt am Ende der untersuchten zwei Dekaden trotz der zu 
verzeichnenden Erfolge der Städtebauförderung weiterhin als strukturelles Problem auf. Dies 
stellt die Zielsetzung, den strukturellen Wohnungsleerstand kurzfristig zu beseitigen, in Frage. 
Offensichtlich ist der Wohnungsleerstand nicht mehr als zeitweises, sondern als ein dauerhaft 
auftretendes Problem in den Innenstädten anzuerkennen. Diese Sichtweise stellt einen 
Perspektivenwechsel dar, der neue Handlungsoptionen eröffnet. Der Umgang mit dem 
Wohnungsleerstand im Sinne einer ‚ungenutzten Fläche‘ in der Stadt, wird zu einem neuen 
Aufgabenfeld in der Stadtplanung. Für die Steuerung der räumlichen Verteilung des Wohnungs-
leerstands in den Innenstädten unter Beachtung seiner städtebaulichen Auswirkungen bedarf es 
einer Anpassung der bestehenden Instrumente und der Entwicklung neuer Vorgehensweisen auf 
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der Basis einer „lernenden Prozessgestaltung”. Im Hinblick auf die Ausdifferenzierung der 
Standorte mit eigenen, spezifischen Problemen zeichnet sich ein Bedarf an maßgeschneiderten, 
auf die lokalen Gegebenheiten zugeschnittenen Lösungswegen ab. Diese sind auf der Grundlage 
eines neuen Nutzungsverständnisses zu entwickeln, da sich Gebäudenutzungen höchst-
wahrscheinlich verändern und weiter ausdifferenzieren werden hinsichtlich ihrer Vielfalt, Art, 
Intensität und Kontinuität. Wenn es gelingt, auf der Grundlage eines neuen Problembewusstseins 
einen ergebnisoffenen, konstruktiven Dialog auszulösen, könnte es auch gelingen, 
Handlungsstrategien zu entwickeln, die leer stehende Gebäude vom „Schwarzen Schaf” des 
Wohnungsmarktes/der Immobilieneigentümer in den „Goldesel” der Stadtentwicklung zu 
verwandeln. Erste Hinweise zu einer projektbasierten Arbeitsweise, die sich den innerstädtischen 
Wohnungsleerstand zunutze macht, lieferte das Projekt Probewohnen, das in der in der Stadt 
Görlitz im Freistaat Sachsen erstmals umgesetzt wurde. Die Ergebnisse des Projektes werden 
im nachfolgenden Kapitel dargelegt. 
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5 LEERSTAND NUTZEN – FALLSTUDIE IN GÖRLITZ 
In der Fallstudie in der Stadt Görlitz wurden die Auswirkungen des strukturellen Leerstands auf 
die Wohnqualität in einem Innenstadtgebiet und die Potenziale, die in einer projektbezogenen 
Nutzung des Leerstands liegen, gleichermaßen untersucht. Zunächst werden die Stadt Görlitz 
und die Situation in dem gründerzeitlichen Stadtteil Innenstadt vorgestellt. Es folgt eine kurze 
Vorstellung des Projektes Probewohnen (Kap. 5.1). Das Projekt Probewohnen schließt (bislang) 
zwei Umsetzungsphasen ein: Das Modellvorhaben „Probewohnen – Zurück in die Gründerstadt” 
(Modellvorhaben PW) und das daraus hervorgehende Projekt „Probewohnen Version 2” (Projekt 
PW2). Sowohl das Modellvorhaben PW als auch das Projekt PW2 wurden unter meiner 
wissenschaftlichen Leitung am Görlitz Kompetenzzentrum Revitalisierender Städtebau 
(Kompetenzzentrum) der TU Dresden durchgeführt. Die dargestellten Ergebnisse basieren auf 
den am Kompetenzzentrum erarbeiteten Projektergebnissen, deren vertiefender Sekundär-
analyse und ergänzenden Erhebungen (vgl. Kap. 2.3). Gegenstand der Erhebung waren zwei 
Themen: der mit dem Projekt verbundene „Erkenntnisgewinn durch Leerstand” (Kap. 5.2) und die 
Wohnqualität im untersuchten Stadtteil mit der höchsten Leerstandsquote in der Stadt Görlitz 
(Raumwirkung des Leerstands, Kap. 5.3). Erfasst wurden sowohl die Sicht der am Projekt 
beteiligten professionellen Akteure (Projektpartner) als auch die der teilnehmenden Bürger 
(Projektteilnehmer). Das Kapitel schließt mit einem Fazit (Kap. 5.4). 
5.1 DIE STADT GÖRLITZ UND DAS PROJEKT PROBEWOHNEN 
5.1.1 Die Stadt Görlitz (Sachsen) 
Die Stadt Görlitz ist die östlichste deutsche Stadt; die Mittelstadt liegt im Freistaat Sachsen 
westlich der Neiße, die seit 1945 den Verlauf der Staatsgrenze zwischen Deutschland und Polen 
markiert. Am östlichen Neißeufer liegt die polnische Stadt Zgorzelec. Görlitz ist mit 56.600 
Einwohnern (Ende 20101) größer als die polnische Nachbarstadt (ca. 31.500 Einwohner, Ende 
20102). Seit der Kreisreform 2008 ist Görlitz Große Kreisstadt und Verwaltungssitz des 
Landkreises Görlitz. Der höchste Punkt der Stadt ist die Landeskrone (419,5 m) im Ortsteil 
Biesnitz. Im Süden von Görlitz, entsteht im ehemaligen Braunkohletagebau der Berzdorfer See 
als neues Naherholungsgebiet. 
Stadträumlich gliedert sich die Kernstadt in einen mittelalterlichen Stadtkern mit Vorstadt 
(Stadtteile Historische Altstadt und Nikolaivorstadt), der mit den angrenzenden Gründerzeit-
gebieten (Stadtteile Innenstadt und Südstadt) eng verbunden ist. Diese vier Stadtteile bilden die 
Görlitzer Innenstadt im üblichen Verständnis. Der Stadtteil Innenstadt ist also lediglich ein Teil 
der gesamten Görlitzer Innenstadt. Auf diesen Unterschied ist aufgrund der namentlichen 
Überschneidungen nachfolgend zu achten.  
                                                
1 Stadt Görlitz 2012, S. 3. 
2 Central Statistical Office of Poland 2011, S. 50. 
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Abb. 29: Stadtansicht von Görlitz. Links: 1989. Quelle: Topfstedt 1994, S.112. Rechts: 2012, Eigenes 
Foto. 
Ende der 1960er Jahre bis Ende der 1980er Jahre entstanden drei Großwohnsiedlungen im DDR-
Wohnungsbau als eigenständige, räumlich und funktional vom historischen Stadtzentrum 
getrennte Siedlungseinheiten am Stadtrand: Weinhübel im Süden, Rauschwalde im Westen und 
zuletzt Königshufen im Norden der Stadt. Im Stadtteil Biesnitz, im Süd-Westen der Stadt gelegen, 
erfolgt ab 1918 vorrangig eine kleinteilige Einzelhausbebauung. Auch ein Großteil der nach 1990 
errichteten Eigenheime befindet sich hier.3 
Mit der besonderen landschaftlichen Lage der Altstadt am Steilabfall der Neiße und mit der 
ältesten und größten Kirche der Stadt, der Pfarrkirche St. Peter und Paul, besitzt die Stadt eine 
einzigartige Stadtsilhouette (Abb. 29). Das in beeindruckender Geschlossenheit erhaltene, von 
Kriegszerstörungen verschont gebliebene, historische Stadtensemble der inneren Stadtteile 
umfasst rund 4.000 Einzeldenkmale und prägt die Identität der Stadt maßgeblich. Aus diesem 
Grund hat sich die Stadt Anfang 2012 am Auswahlverfahren zur Aufnahme in die Liste des 
UNESCO- Weltkulturerbes im Freistaat Sachsen beteiligt.4 Aufgrund des hohen baukulturellen 
Wertes und der Sanierungserfolge, insbesondere in der Historischen Altstadt, etabliert sich die 
Stadt zunehmend als Zielort des Städtetourismus. Die historische Bausubstanz ist inzwischen als 
ein wichtiger Wirtschaftsfaktor anzusehen. 
Die wirtschaftliche Entwicklung in Görlitz hat sich nach erheblichen Rückbildungen infolge der 
Einbrüche nach der politischen Wende seit Anfang der 2000er Jahre stabilisiert.5 Inzwischen kann 
die Stadt ein (geringes) Wirtschaftswachstum verzeichnen, das in den meisten Jahren über dem 
sächsischen Durchschnitt lag. Die wichtigsten Branchen mit Wachstumspotenzial sind das 
Gesundheits- und Sozialwesen, unternehmensbezogene Dienstleistungen und das Gastgewerbe 
aufgrund der touristischen Entwicklung. Beschäftigtenzuwächse ergaben sich in der öffentlichen 
Verwaltung aufgrund der Verlegung des Verwaltungssitzes des Landkreises in die Stadt.  
                                                
3 Stadt Görlitz 2009, S. 10. 
4 http://www.goerlitz.de/welterbe/die-bewerbung-der-stadt-goerlitz.html, Zugriff am 23.03.2012. 
5 Sämtliche hier aufgeführten Angaben zur wirtschaftlichen Entwicklung siehe Stadt Görlitz 2011, S. 10-
16. 
5 Leerstand nutzen – Fallstudie in Görlitz 225 
 
Abb. 30:    Stadtteile von Görlitz und Lage des Probewohnquartiers im Stadtgefüge. Dunkelgrau dargestellt 
sind die Stadteile. Hellgrau dargestellt sind eingemeindete, dörflich geprägte Ortsteile. Schwarz dargestellt 
ist der Flusslauf der Neiße. Das Probewohnquartier bezeichnet das untersuchte Gründerzeitgebiet im 
Stadtteil Innenstadt, in dem das Projekt Probewohnen durchgeführt wurde. Quelle: Pfeil 2009, S. 29. 
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Stadtentwicklung 
Die Stadt Görlitz geht auf eine deutsche Ansiedlung fränkischer Kolonisten (vermutlich nach 
1200) neben einer slawischen Ansiedlung Gorelitz (1071 erstmals erwähnt) zurück.6 Die beiden 
ältesten Stadtteile, die Historische Altstadt und die Nikolaivorstadt, haben hier ihren Ursprung 
(Abb. 30). Mit der Lage an einem wichtigen europäischen Handelsweg, der „via regia” (Hohe 
Straße/Königsweg), entwickelte sich die Stadt Görlitz im 13. und 14. Jahrhundert zu einem 
bedeutenden Handelsplatz der Tuchmacher und Waidhändler und zur größten und wichtigsten 
Handelsstadt in der Oberlausitz.7 Mit dem Anschluss an das überregionale Eisenbahn-Schienen-
netz im Jahr 1847 und dem Ausbau zum Eisenbahnknotenpunkt erhielt die Stadt ihren zweiten 
großen Entwicklungsimpuls.8 Innerhalb weniger Jahrzehnte wurde Görlitz zu einem florierenden 
Standort der Textilindustrie und des Waggon- und Maschinenbaus. Mit dem wirtschaftlichen 
Aufschwung wuchs die Stadt von rund 30.000 Einwohnern (1860) auf knapp 81.000 Einwohner 
(1900) an.9 Es entstand zwischen dem Bahnhof und der Altstadt ein neues, dicht bebautes 
Quartier mit zahlreichen Plätzen, Parkanlagen und repräsentativen öffentlichen Bauten. Später 
dehnte sich die Stadt weiter südlich der Bahngleise aus (Stadtteil Südstadt).10 In den Stadtteilen 
Innenstadt und Südstadt entstanden großflächige neue Wohngebiete für das gehobene 
Bürgertum und Beamte wie für die Arbeiterschaft. Den Höhepunkt ihrer Entwicklung erreichte die 
Stadt Görlitz vor dem Ersten Weltkrieg. Sie war zu einer florierenden Großstadt geworden und 
wegen ihrer Lage zwischen den Metropolen Berlin, Breslau und Dresden bei den Pensionären 
des Berliner Bildungsbürgertums sehr beliebt. Zu dieser Zeit wurde sie als Domizil für 
wohlhabende preußische Pensionäre unter dem Namen „Pensionopolis des deutschen Osten” 
bekannt.11 
Zwischen den beiden Weltkriegen entstanden soziale bzw. genossenschaftliche Wohnsiedlungen 
im Stadtteil Südstadt und gartenstadtartige Siedlungen im Westen und Norden (Landskron-
siedlung und Siedlung Königshufen). 
Den Zweiten Weltkrieg hat die Stadt Görlitz ohne Kriegsschäden überstanden. Sie rückte aber 
mit der Festsetzung der Neiße als deutsch-polnische Staatsgrenze in eine geografische 
Randlage. Die ehemalige östliche Vorstadt jenseits der Neiße wurde zur polnischen Stadt 
Zgorzelec. Zur Zeit der DDR war die Braunkohleindustrie in der Region ein wichtiger Arbeitgeber. 
Der Wohnraumbedarf wurde fast ausschließlich durch die Errichtung von Neubausiedlungen in 
                                                
6 Rauda 1957, S. 312-335, hier 316. 
7 Vgl. Lemper 2001 und Enke, Probst 2011. 
8 Zur städtebaulichen Entwicklung der Stadt Görlitz im 19. Jd. vgl. Bednarek 1991. 
9 Gebiete späterer Eingemeindungen sind nicht berücksichtigt. http://www.goerlitz.de/stadtportrait-von-
goerlitz/stadt geschichte/zeittafel.html, Zugriff am 23.03.2012. 
10 Nach 1900 erreichte die Bautätigkeit das östliche Ufer der Neiße (heute Zgorzelec). Vgl. Bednarek 
1991. 
11 Mit der Inflation nach dem Ersten Weltkrieg verarmten die Rentiers und Pensionäre. Sie wurden „von 
vermögenden Beförderern der Stadtentwicklung [zu] Sozialhilfeempfänger[n]”. Bednarek 1991, S. 91, 
92. Vor dem Hintergrund einer zunehmend älter werdenden Gesellschaft hat dieses Image heute erneut 
an Bedeutung gewonnen. Vgl. Steinert, Zillich 2007. Die Stadtverwaltung Görlitz hat eigens eine 
Ansprechpartnerin für ältere Personen, die sich über die Lebens- und Wohnbedingungen in der Stadt 
informieren möchten.  
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industrialisierter Plattenbauweise gedeckt. Ungeachtet sinkender Bevölkerungszahlen 
entstanden bis Ende der 1980er Jahre in den Stadtteilen Rauschwalde, Weinhübel und 
schließlich auch in Königshufen insgesamt rund 11.500 Wohnungen.12 Parallel zur Errichtung 
dieser Großwohnsiedlungen manifestierte sich die Vernachlässigung des öffentlichen Raums und 
der Bausubstanz in den innerstädtischen Stadtteilen, gefolgt von einem deutlichen Funktions- 
und Imageverlust des Stadtzentrums.13 Die inneren Stadtteile verloren damit einen Großteil ihrer 
Bedeutung als Stadtzentrum und Wohngebiete und waren von einem fortgeschrittenen Verfall 
und einem hohen Wohnungsleerstand betroffen. Aufbauend auf den frühen Überlegungen von 
Klemm Ende der 1950er Jahre (Abb. 9) wurde in Görlitz in der „Städtebaulichen Leitplanung 
Altstadt” von 1975 bis 1980 die Erhaltung der Historischen Altstadt zum Grundsatz der Arbeit der 
kommunalen Planung.14 In enger Zusammenarbeit mit der Denkmalpflege gelang es, die 
historischen Stadtteile nahezu flächendeckend vollständig zu erhalten – trotz äußerst begrenzter 
Mittel und anderweitiger Prioritäten der DDR-Regierung. Im Rückblick erwies sich gerade das 
Vorgehen, sich bei der Gebäudeerhaltung auf Eckhäuser zu konzentrieren und die Fassaden 
samt Stuckelementen zu sanieren, als äußerst erfolgreich. So gelang es, die städtebauliche 
Struktur der Baublöcke zu stabilisieren. In der Folge dieser Entwicklung und aus ideologischen 
Gründen sah die staatliche Planung den Abriss der Nikolaivorstadt vor. Das Stadtplanungsamt 
verzögerte den Flächenabriss dadurch, dass detaillierte baugeschichtliche Erhebungen und 
Dokumentationen vorgenommen wurden. Die schließlich doch für Ende 1989 geplante 
Umsetzung der Abrisspläne wurde durch die politische Wende 1989 verhindert. 
Die Zeit nach 1990 führte in Görlitz zu einem Strukturwandel, der einen großen Verlust an 
Arbeitsplätzen nach sich zog, da die meisten Betriebe die Belegschaft reduzierten oder die 
Produktion vollständig einstellen mussten. Die Stadt war gezwungen, sich in äußerst kurzer Zeit 
von einem Industrie-standort zu einem Dienstleistungs-Standort zu entwickeln.15 Die neuen 
Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor konnten die Verluste nicht vollständig kompensieren. Im 
Jahr 2010 sind die Unternehmen Bombardier und Siemens die größten Arbeitgeber im 
industriellen Sektor. Das Gesundheits- und Sozialwesen, unternehmensbezogene Dienst-
leistungen, das Gastgewerbe und die Öffentliche Verwaltung sind weitere wichtige Arbeitgeber in 
der Stadt. Insgesamt ist die Arbeitslosenquote mit 16,9 Prozent (2010) im Vergleich zum 
sächsischen Durchschnitt (10 Prozent) überdurchschnittlich hoch und von einem hohen Anteil 
Langzeitarbeitsloser (44,3 Prozent in 2010) geprägt.16 Seit 2004 ist aber eine kontinuierliche 
Abnahme der absoluten Arbeitslosenzahlen zu verzeichnen, die im Wesentlichen auf die 
Ansiedlung von neuen Arbeitsplätzen vor Ort zurückzuführen ist.17 
                                                
12 In den 1970 und 1980er Jahre wurden vorrangig fünf- oder sechsgeschossige Gebäude der 
Wohnbautypen IW 64 und WBS 70 errichtet. Stadt Görlitz 2011, S. 10. 
13 Penske 2005, S. 129. 
14 Penske 2004. Siehe auch Abb. 9 in Kap. 4.1.1. Die Kommunen hatten in der DDR als eigenständige 
selbstverwaltete und politische Instanz kaum eine Bedeutung, sondern waren laut der Verfassung der 
DDR ein „Organ der sozialistischen Staatsmacht” und somit nur ausführendes Organ der 
zentralstaatlichen Politik auf lokaler Ebene. Neckel 1992, S. 253-254.  
15 Stadt Görlitz 2011, S. 9. 
16 Stadt Görlitz 2011, S. 12. 
17 Stadt Görlitz 2011, S. 13. 
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Eine weitere Ursache für die spezifischen Probleme in der Stadt Görlitz sind ihre Lage an der 
deutsch-polnischen Staatsgrenze, die Teilung des Stadtgebietes nach 1945 und das damit 
verbundene Abkappen der zuvor bedeutenden Ost-West-Verbindung. Die ehemalige östliche 
Vorstadt der Stadt entwickelte sich zu der polnischen Mittelstadt Zgorzelec. Die Entwicklung der 
beiden Nachbarstädte Görlitz und Zgorzelec verlief in den folgenden Jahrzehnten aufgrund der 
politischen Rahmenbedingungen völlig unabhängig voneinander. Mit der politischen Wende 
begann zwischen Görlitz und Zgorzelec eine grenzübergreifende Zusammenarbeit, die den 
Bereich der Stadtentwicklung einschloss. Sie konnte mit dem Beitritt Polens zur Europäischen 
Union im Jahr 2004 intensiviert werden.18 Berücksichtigt man, dass in Zgorzelec im Unterschied 
zu Görlitz ein Wohnungsmangel herrscht, könnten sich aus dieser Kooperation langfristig neue 
Perspektiven für die leer stehenden Wohnungen in Görlitz ergeben. 
Wohnungsbestand 
Der Wohnungsbestand der Stadt Görlitz ist von einem hohen Anteil an Mietwohnungen geprägt 
(1995: 91,7 Prozent; 2009: 85 Prozent).19 Bezogen auf den gesamten Görlitzer 
Wohnungsbestand im Jahr 2005 (39.032 Wohneinheiten) haben die privaten Kleineigentümer mit 
rund 60 Prozent den größten Anteil, gefolgt von dem kommunalen Wohnungsunternehmen der 
Stadt, der Wohnungsbaugesellschaft Görlitz mbH (WBG Görlitz, 18 Prozent) und der 
Wohnungsbaugenossenschaft Görlitz e. G. (WGG, 14 Prozent).20 Der übrige Teil entfällt auf 
sonstige Eigentümer (kleinere Wohnungsunternehmen, Stadt und Bund). Rund 80 Prozent der 
Altbaubestände in den innerstädtischen Stadtteilen (Historische Altstadt, Nikolaivorstadt, 
Innenstadt, Südstadt,) sind im Besitz von privaten Kleineigentümern.21 Rund 10 Prozent der 
Altbauten sind im Eigentum der WBG Görlitz.22  
Der größte Anteil der Wohnungen liegt in Gebäuden, die bis 1918 errichtet wurden (45,2 Prozent, 
2005). Die zur DDR-Zeit errichteten Großwohnsiedlungen stellen den zweitgrößten Anteil der 
Wohnungen (37,6 Prozent, 2005). Zwischenkriegsbauten und nach 1990 errichtete Gebäude sind 
für Görlitz dagegen weniger typisch (10,8 Prozent und 6,4 Prozent, 2005). Die Ursachen hierfür 
sind in der beschriebenen Entwicklung zu suchen.23  
Bevölkerungsentwicklung 
Die Stadt Görlitz hat seit den 1960er Jahren deutliche Bevölkerungsverluste zu verzeichnen. 
Dieser Trend verschärfte sich in den 1980er Jahren mit einer Schwerpunktverlagerung in der 
staatlichen Standortpolitik der DDR. Lebten hier 1965 noch rund 89.000 Einwohner, waren es 
1989 lediglich noch 77.000. Ungeachtet dieser Einwohnerverluste wurden bis 1989 im 
                                                
18 Vgl. Penske 2007. Mit diesem Ziel erfolgte 1998 die Proklamation zur Europastadt Görlitz/Zgorzelec. 
19 Stadt Görlitz 2009, S. 16. Diese Angaben wurden, wie die übrigen Angaben zur Einwohnerentwicklung 
und zum Wohnungsbestand, abweichend vom Endbericht des Modellvorhabens PW, aktualisiert.  
20 Stadt Görlitz 2009, S. 16-17. 
21 Der überwiegende Teil der Kleineigentümer besitzt ein Haus (50 %) bzw. zwei bis drei Häuser (28 %). 
Stadt Görlitz 2009, S. 17. 
22 Gesamter Absatz bis auf abweichende Angaben: Pfeil 2009, S. 7. 
23 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 10. 
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erheblichen Umfang Neubauwohnungen in den Großwohnsiedlungen errichtet. Zwischen 1990 
und 2005 verlor die Stadt aufgrund der arbeitsplatzbedingten Abwanderungen und der zeitgleich 
ablaufenden Suburbanisierung noch einmal rund ein Viertel ihrer Einwohner (24,2 Prozent, 
Durchschnitt im Freistaat Sachsen: 7,2 Prozent).24 
Seit 2004/2005 ist eine Trendwende zu verzeichnen: Die Bevölkerungsverluste sind geringer 
geworden.25 Noch 2003 prognostizierte das Statistische Landesamt Sachsen bis zum Jahr 2020 
einen weiteren Rückgang und eine maximale Einwohnerzahl von 46.600 Einwohnern. Diese Zahl 
wurde aufgrund der beschriebenen Entwicklung in der vierten Bevölkerungsprognose (2007) 
korrigiert. Nun wird in der günstigen Entwicklungsvariante mit 53.800 Einwohnern im Jahr 2020 
gerechnet.26  
Insgesamt stellt sich die Bevölkerungsentwicklung in den einzelnen Stadtteilen sehr unter-
schiedlich dar und differiert auch auf der Ebene der Baublöcke deutlich (Abb. 31). Sie schlägt sich 
unmittelbar in den Leerstandsquoten nieder (s. u.). 
Die beschriebene Bevölkerungsentwicklung der Gesamtstadt ist mit einer Erhöhung des 
Altersdurchschnitts verbunden. In den einzelnen Stadtteilen verläuft dieser Prozess jedoch 
unterschiedlich: Während der Altersdurchschnitt in den Großwohnsiedlungen am Stadtrand bei 
rund 52 Jahren liegt (2009) und in den letzten Jahren um mehr als 10 Jahre angestiegen ist, blieb 
er im gleichen Zeitraum im Stadtteil Innenstadt mit rund 40 Jahren weitestgehend konstant. Im 
Stadtteil Historische Altstadt ist er zeitgleich sogar gesunken (auf rund 36 Jahre, 2009).27 
Wohnungsleerstand 
Zum Zeitpunkt der politischen Wende 1989 waren die meisten Altbauten in einem sehr schlechten 
baulichen Zustand und zum Großteil nicht bewohnbar. Aufgrund des Wegzugs der Innenstadt-
bevölkerung in die neu errichteten Großwohnsiedlungen am Stadtrand ab den späten 1960er 
Jahren standen zu diesem Zeitpunkt bereits rund 2.000 Wohnungen in der Innenstadt und der 
Altstadt leer.28 Nach 1990 verschärfte sich die Lage in den Innenstadtgebieten durch die 
arbeitsbedingte Abwanderung und die Abwanderung in besser ausgestattete Wohnungen oder 
neu entstandene Eigenheime am Stadtrand. Dementsprechend stieg der Leerstand Anfang der 
1990er Jahre zunächst an und liegt bis heute deutlich über dem gesamtstädtischen Durchschnitt. 
Im Jahr 2007 stehen in Görlitz insgesamt 15,5 Prozent der Wohnungen effektiv leer 
(ausschließlich der Fluktuationsreserve) (Abb. 32, Abb.33).29 Der Stadtteil Innenstadt weist im 
gesamtstädtischen Vergleich die höchste Leerstandsquote auf. Hier stehen 27,9 Prozent der 
Wohnungen leer.  
 
                                                
24 Stadt Görlitz 2009, S. 5. Nur in der Stadt Hoyerswerda stellte sich die Situation mit einem Verlust von 
37,7 % im selben Zeitraum noch problematischer dar. 
25 Stadt Görlitz 2009, S. 6. 
26 Stadt Görlitz 2009, S. 7. 
27 Stadt Görlitz 2009, S. 7. 
28 Penske 2005. 
29 Stadt Görlitz 2009, S. 18. 
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Abb. 31: Einwohnerentwicklung der Stadt Görlitz nach kleinräumiger Gliederung zwischen 612003 und 
612007. Quelle: Stadt Görlitz, Stadtplanungs-  und Bauordnungsamtes. 
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Abb. 32: Wohnungsüberangebot in den Stadtteilen mit Geschosswohnungsbau (in Prozent, 2007). 
Darstellung auf der Grundlage der Leerstandserfassung des Stadtplanungs- und Bauordnungsamtes der 
Stadt Görlitz. Quelle: Pfeil 2009, S. 9. 
 
Abb. 33: Effektiver Wohnungsleerstand in den inneren Stadtteilen von Görlitz differenziert nach 
Sanierungsstand (2005). Alle Angaben in Prozent. Darstellung auf der Grundlage der Leerstands-
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Im Stadtteil Historische Altstadt liegt die Leerstandsquote bei 23,1 Prozent, im Stadtteil 
Königshufen dagegen nur bei 12,7 Prozent. In den Stadtteilen Weinhübel und Rauschwalde sind 
mit 5,7 Prozent und 4,1 Prozent die niedrigsten Leerstandsquoten zu verzeichnen. Damit haben 
die Großwohnsiedlungen am Stadtrand einen im gesamtstädtischen Vergleich unterdurch-
schnittlichen Wohnungsleerstand zu verzeichnen.  
Der Leerstand konzentriert sich auf die unsanierten Wohnungen in den inneren Stadtteilen, rund 
70 Prozent (2007) dieser Wohnungen sind nicht vermietet. Er tritt allerdings auch in sanierten 
Altbauwohnungen auf. Im Stadtteil Historische Altstadt ist die Leerstandsquote in sanierten 
Wohnungen mit rund 3 Prozent (2007) vergleichsweise niedrig.30 Im Stadtteil Innenstadt hingegen 
steht jede zehnte sanierte Altbauwohnung leer. Gemäß einer Befragung von privaten 
Kleineigentümern in einem Quartier im Stadtteil Innenstadt ist dies auf drei Einflussfaktoren 
zurückzuführen:31 Die Vermietbarkeit hängt erstens stark von der Lage und den städtebaulichen 
Eigenschaften des Wohnumfeldes, zweitens von der Qualität der erfolgten Sanierungs-
maßnahmen und drittens von der Vermietungspraxis der Eigentümer ab.32 Benachteiligte 
Standorte sind verkehrsbelastete Straßen, strukturschwache Areale mit Nutzungsverlusten und 
Eckgebäude. Die zu Beginn der 1990er Jahre durchgeführten Sanierungsmaßnahmen 
entsprechen nur bedingt den Wohnstandards der 2000er Jahre. Im gehobenen Preissegment 
wurden von den Eigentümern oftmals temporäre Leerstände in Kauf genommen, um den 
gewünschten Mietpreis zu erzielen. Einfach ausgestattete Wohnungen wurden hingegen zu 
günstigen Mieten an Haushalte mit geringeren Einkünften vergeben. In der Folge kam es hier zu 
einem erhöhten Risiko von Mietausfällen und einer höheren Mieterfluktuation.  
Betrachtet man die Entwicklung auf gesamtstädtischer Ebene, werden zwei Trends deutlich: 
Erstens nahm der Wohnungsleerstand in den 1990er Jahren zu. Historisch bedingt ist der 
Wohnungsleerstand in den Stadtteilen Innenstadt und Historische Altstadt auch im Jahr 2010 
noch überdurchschnittlich. Allerdings nimmt er seit einigen Jahren aufgrund von Zuzügen 
kontinuierlich ab. Langfristig wird eine Zunahme der Haushalte und Einwohnerzahlen in den 
innerstädtischen Quartieren erwartet. Zweitens hatten die Großwohnsiedlungen Mitte der 1990er 
Jahre praktisch keinen Wohnungsleerstand zu verzeichnen. Im Jahr 2010 sind sie durch 
Einwohnerverluste, die innerstädtischen Stadtteile hingegen durch ein leichtes Bevölkerungs-
wachstum gekennzeichnet. Inzwischen hat sich auch in den Großwohnsiedlungen ein 
struktureller Leerstand aufgebaut, dessen Zunahme allein durch die Abrissmaßnahmen im 
Rahmen des Programms Stadtumbau Ost kompensiert wird.33 
Die Entwicklung in Görlitz zeigt somit die im Kap. 4.1 für ostdeutsche Städte beschriebene 
problematische Entwicklung des Wohnungsleerstands auf.  
  
                                                
30 Stadt Görlitz 2009, S. 18. Die Angaben beziehen sich auf den effektiven Leerstand. Es wurde dabei 
eine Fluktuationsreserve von 5 % zugrundegelegt. 
 31 BMVBS, BBR 2007b, S. 95. 
32 BMVBS, BBR 2007b, S. 95. 
33 Pfeil 2009, S. 7. 
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Städtebauförderung 
Die historischen Stadtteile in Görlitz waren zum Zeitpunkt der politischen Wende von großen 
baulichen Missständen, ruinöser Bausubstanz und einem hohen Leerstand aufgrund der 
unterlassenen Instandhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen in der Zeit der DDR geprägt 
(Abb. 29). Zwischen 1990 und 2005 wurden in Görlitz rund 122,4 Mio. Euro an öffentlichen Mitteln 
zur Städtebauförderung und ein Mehrfaches dieser Summe an privaten Investitionen vorrangig 
in der Innenstadt eingesetzt (Abb. 34).34 Die Altstadtstiftung Görlitz kann seit 1996 jährlich über 
rund eine halbe Million Euro eines anonymen Spenders verfügen.35 
Nach 1989 standen in Görlitz zunächst die Sicherung des historischen Baubestandes und die 
Sanierung des mittelalterlichen Stadtkerns im Vordergrund. Später dehnten sich die Maßnahmen 
auf die angrenzenden Gründerzeitgebiete aus. Zum Schutz des baukulturellen Erbes wurde Mitte 
der 1990er Jahre eine Erhaltungssatzung für die gesamte Innenstadt erlassen.36 Aufgrund der 
schlechten Bausubstanz einerseits und des hohen stadtgeschichtlichen und kulturellen Wertes 
des mittelalterlichen Stadtkerns andererseits, wurde die Stadt Görlitz 1991 in das Modellstadt-
programm aufgenommen (Kap. 4.1.2). Seit 1991 wurden vier Sanierungsgebiete für die Görlitzer 
Innenstadt beschlossen, ein weiteres ist in Vorbereitung.37 Einen hohen Stellenwert besitzt das 
 
 
Abb. 34: Aufteilung der Städtebaufördermittel in der Stadt Görlitz. Darstellung für drei Zeitfenster nach 
Stadtteilen ohne die Rückbauförderung aus dem Programm Stadtumbau Ost. Original in Farbe. Quelle: 
Stadt Görlitz 2009, S.14. 
                                                
34 Stadt Görlitz 2009, S. 14. 
35 Seit 1995 stellt ein anonymer Stifter jährlich rund eine halbe Million Euro zur Instandsetzung und 
Modernisierung der Görlitzer Altstadt zur Verfügung. Zur Verwaltung und Vergabe der Stiftungsgelder 
wurde die Altstadtstiftung gegründet. „Stiftungszweck ist der Wiederaufbau der Görlitzer Altstadt und 
der unter Denkmalschutz stehenden Gebäude in Görlitz sowie die Förderung aller Maßnahmen, die 
der Instandsetzung und Erhaltung der Altstadt und der denkmalgeschützten Gebäude in Görlitz sowie 
der Schaffung eines diesem Stiftungszweck entsprechenden Stadtbildes dienen.” URL: 
http://www.goerlitz.de, Stichwort: Altstadtstiftung, Zugriff 15.01.2012. 
36 Stadt Görlitz 2009, S. 12. 
37  Stadt Görlitz 2009, S. 12-13. Im Einzelnen handelt es sich bei den Fördergebieten städtebaulicher 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen um: Innenstadt Nord seit 1991, Historische Altstadt und 
Nikolaivorstadt seit 1994, Gründerzeitgebiete Innenstadt-West seit 1997 und Innenstadt 
Ost/Brückenpark (in Vorbereitung). 
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für das Programm Städtebaulichen Denkmalschutz ausgewiesene Fördergebiet. Es umfasst die 
beiden Stadtteile Historische Altstadt und Nikolaivorstadt und wurde im Jahr 1995 beschlossen. 
EU-Fördermittel der Förderperiode 2009-2013 werden in dem EFRE-Fördergebiet Görlitz 
Stadtzentrum/Neißeufer eingesetzt. Über diese Sanierungs- und Fördergebiete ist die Görlitzer 
Innenstadt weitgehend abgedeckt. 
Ende 2009 waren rund 70 Prozent der Wohngebäude in der Innenstadt saniert. Die Schwerpunkte 
in der Städtebauförderung wurden nun in der Aufwertung des Wohnumfeldes, der Gestaltung des 
öffentlichen Raums sowie in der Ansiedlung und dem Ausbau von zentralen Einrichtungen 
gesehen.38 Wegen des anhaltenden Wohnungsüberhangs wurde 2009 bis zum Jahr 2020 ein 
Rückbauvolumen von 4.200 Wohnungen als erforderlich angesehen.39 
Zur Stabilisierung des Wohnungsmarktes nutzt die Stadt Görlitz das Programm Stadtumbau Ost 
seit 2002. Insgesamt verfolgt die Stadt die langfristige Strategie eines Rückbaus „von außen nach 
innen”. Abrissmaßnahmen sollen vorrangig in Stadtrandgebieten vorgenommen werden, 
Sanierungs- und Aufwertungsmaßnahmen sollen dagegen in den Altbaugebieten erfolgen. Diese 
Absicht hat sich nicht immer durchsetzen lassen.  
Das Stadtumbaugebiet für den Programmbereich Rückbau umfasst seit seiner Ausweisung das 
gesamte Stadtgebiet. Bis Ende 2009 wurden rund 2.000 Wohnungen (5 Prozent des gesamten 
Wohnungsbestandes) abgerissen.40 Der Rückbau erfolgte vorrangig in den Großwohnsiedlungen 
Weinhübel und Königshufen sowie in der Südstadt außerhalb der gründerzeitlichen Bebauung. 
Vereinzelt fanden Abrisse auch in anderen Stadtteilen statt.41 Im Jahr 2009 wird ein verbleibender 
Abrissbedarf von rund 4.200 Wohnungen gesehen, um die Wohnungsleerstandquote bis 2020 
auf 7,5 Prozent zu senken.42 Insgesamt sollen etwa drei Viertel der Abrissmaßnahmen in den 
äußeren Stadtteilen in Plattenbauweise vorgenommen werden. In den Stadtteilen Königshufen 
                                                
38 Stadt Görlitz 2009, S. 14. 
39 Stadt Görlitz 2009, S. 19. 
40 Stadt Görlitz 2009, S. 13. 
41 Die Ausweisung des gesamten Stadtgebietes als Stadtumbaugebiet erfolgte aus der Überlegung 
heraus, in Innenstadtgebieten mit gezielten Abrissmaßnahmen eine Wohnumfeldverbesserung 
erreichen zu können – bspw. über die Entdichtung der Blockinnenbereiche (Stadt Görlitz 2009, S. 1). 
„Der bis Ende 2004 erfolgte Rückbau von Altbauten (errichtet bis 1948) umfasst 259 WE (von 
insgesamt 486 WE). In der Innenstadt wird der Abriss von einzelnen Altbauten mit Fördermitteln aus 
dem Programm Stadtumbau Ost durchgeführt. 12 Abrissmaßnahmen werden bis Ende 2004 von 
privaten Eigentümern durchgeführt (78 WE).” Sulzer, Pfeil 2006, S. 87. 
42 Stadt Görlitz 2009, S. 19. In dem 2001 erstellten Integrierten Stadtentwicklungskonzept (INSEK) wurde 
noch ein Abrissbedarf von rund 8.500 Wohneinheiten benannt. In der Fortschreibung des INSEK im 
Jahr 2009 wurde diese Zahl aufgrund der günstiger als prognostiziert verlaufenden 
Bevölkerungsentwicklung nach unten korrigiert. Ebd. Betrachtet man die Abrisspläne für die 
Altbaugebiete im Jahr 2001 genauer, so wird deutlich, dass in den Gründerzeitgebieten ein 
Abrisspotenzial gesehen wird, wenngleich dieses nur einen Bruchteil des Abrissvolumens in den 
Großwohnsiedlungen am Stadtrand ausmacht. Objektkonkrete Angaben zu den Rückbaumaßnahmen 
sind im INSEK 2001 nicht enthalten, allerdings werden die Überlegungen zum Umbau in den 
Innenstadtgebieten im Teilkonzept Wohnungsbau konkretisiert. Hier wird für jeden Stadtteil das 
Abrisspotenzial bis 2015 dargelegt. Für die Altbaugebiete waren laut dem Teilkonzept Wohnungsbau 
2001 der Abriss von 800 Wohnungen im Stadtteil Innenstadt, von 2.220 Wohnungen im Stadtteil 
Südstadt und von 20 Wohnungen im Stadtteil Historische Altstadt vorgesehen. Sulzer, Pfeil 2006, S. 86; 
Stadt Görlitz 2001b. 
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und Weinhübel soll der Wohnungsbestand so um bis zu 25 Prozent reduziert werden. Der Abriss 
in den denkmalgeschützten Altbaugebieten soll die Ausnahme bilden (z. B. Hinterhofhäuser).  
Für den Programmbereich Aufwertung werden neben dem Erhaltungsgebiet Innenstadt auch 
Teile der Stadtteile Königshufen, Rauschwalde und Weinhübel als Aufwertungsgebiete 
ausgewiesen. Der von der Kommune anvisierte Einsatz von Aufwertungsmitteln in der historisch 
geprägten Innenstadt konnte nicht umgesetzt werden: der Freistaat Sachsen gab in der ersten 
Förderperiode vor, Aufwertungsmittel vorrangig für den Rückbau von Infrastruktur im 
Zusammenhang mit Abrissmaßnahmen einzusetzen. Von der Stadt Görlitz beantragte 
Fördermittel für die Aufwertung der Innenstadtgebiete wurden nicht bewilligt. Insgesamt erwies 
sich der Programmbereich Rückbau auch in Görlitz als konfliktreiche Aufgabe, bei der 
gegensätzliche Interessen aufeinander trafen. Der hohe Handlungsdruck43 im historischen 
Stadtensemble mit einem hohen städtebaulichen und denkmalpflegerischen Wert steht nach wie 
vor im Widerspruch zu den niedrigen Leerstandsquoten in den Großwohnsiedlungen am 
Stadtrand.44 Gleichzeitig fungierten die Großwohnsiedlungen bisher als „Cash-Cows”45 der 
Wohnungsunternehmen und kompensieren teilweise die zu niedrigen Mieteinnahmen im 
Altbaubestand. 
Stadtteil Innenstadt  
Der Stadtteil Innenstadt entstand nach dem Anschluss an das Eisenbahnnetz im Jahr 1847 
zwischen der Historischen Altstadt und dem Bahnhof (Abb. 35). In der westlichen Innenstadt 
prägen viergeschossige Mehrfamilienhäuser in geschlossener Blockrandbebauung das Stadtbild. 
Hier wurden neben Wohnungen für das Bürgertum auch in größerem Umfang einfache 
Arbeiterwohnungen errichtet. In bevorzugten Lagen, wie am Stadtpark im östlichen Teil der 
Innenstadt, wurden repräsentative freistehende Stadtvillen erstellt. Der historische Baubestand 
im Stadtteil Innenstadt ist kaum von Baulücken durchsetzt und in beeindruckender 
Geschlossenheit erhalten. Zudem konnte das Stadtbild der Straßen- und Platzräume weitgehend 
wieder hergestellt werden. Der größere Teil der Gebäude wurde inzwischen instandgesetzt und 
modernisiert. Trotz dieser Erfolge liegt nach wie vor ein Handlungsbedarf aufgrund der 
verbliebenen städtebaulichen Missstände und der ausstehenden Instandsetzungs- und Moderni-
sierungsmaßnahmen im Gebäudebestand vor. Zudem ist die Leerstandsquote im Stadtteil 
Innenstadt mit 27,9 Prozent (2007) die höchste in der Stadt. 
Während sich einige Quartiere und Baublöcke stabilisieren und sogar einen positiven 
Wanderungssaldo aufweisen, besitzen andere ein anhaltend schlechtes Image als Wohngebiet. 
Gründe für dieses Image liegen in einer dauerhaften Konzentration von negativen Faktoren wie 
hohe Verkehrsbelastung, Sanierungsrückstand und Verfall der Bausubstanz, hohe Fluktuations- 
                                                
43 Beispielsweise aufgrund eines akuten Sicherungs- und Sanierungsbedarfs einzelner Innenstadt-
gebäude. 
44 Sulzer, Pfeil 2006, S. 90. 
45 Cash-Cow (engl. Geld-Kuh (Melkkuh, Goldesel)) meint hier, dass die Einnahmen bzw. die Gewinne der 
Wohnungsunternehmen im Wesentlichen mit den Wohnungsbeständen in den Großwohnsiedlungen 
am Stadtrand erwirtschaftet werden. 
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Abb. 35: Luftbild der westlichen Innenstadt von Görlitz. Die geschlossene Blockrandbebauung des 
Gründerzeitgebietes im Umfeld der Lutherkirche ist weitgehend erhalten. Am unteren Bildrand sind der 
Bahnhof und die Bahntrasse zu erkennen. Oben sind Teile der DDR-Großwohnsiedlung Königshufen 
abgebildet. Original in Farbe. Quelle: Stadt Görlitz, Stadtplanungs- und Bauordnungsamt. 
raten sowie Verwahrlosung des öffentlichen Raums. Aus diesem Grund muss der Stadtteil 
Innenstadt, trotz leichter Einwohnergewinne insgesamt, in einzelnen Blöcken Einwohnerverluste 
hinnehmen (Abb. 31).46 
Eine Studie am Kompetenzzentrum (2006/2007) zeigte, dass das Image und die Wohnqualität im 
Stadtteil Innenstadt deutlich schlechter bewertet werden als im Stadtteil Historische Altstadt oder 
in den Großwohnsiedlungen am Stadtrand.47 Allerdings beurteilten die Bewohner des Stadtteils 
Innenstadt selbst die Wohnqualität in ihrem Quartier deutlich positiver als die Bewohner der 
anderen Stadtteile – deren Akzeptanz des Stadtteils als Wohnort war gering. Die hier genannten 
Kriterien einer negativen Bewertung der innerstädtischen Wohnqualität sind in der Fachwelt 
bekannt: häufige Kritikpunkte sind ungünstige Wohnungszuschnitte und Raumhöhen, hohe 
Betriebskosten, fehlende Parkplätze und Haltemöglichkeiten vor der Haustür sowie eine geringe 
Aufenthaltsqualität im Wohnumfeld.48 
                                                
46 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 10. 
47 Sulzer 2007b. 
48 Gesamter Absatz bis auf abweichende Angaben: Pfeil 2009, S. 12. 
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Abb. 36: Fotomotive auf den Karten der sogenannten „Postkartenaktion” der Stadt Görlitz (2007). Links: 
Erstes verteiltes Postkartenmotiv. Rechts: Das sechste Postkartenmotiv, das aufgrund des Abbruchs der 
Aktion nicht mehr in der Stadt verteilt wurde. Bildrechte: Stadt Görlitz. 
Im Jahr 2007 versuchte die Stadtverwaltung Görlitz mit einer durch EU-Mittel geförderten Aktion 
das negative Image der Gründerzeitgebiete zu verbessern. Im Rahmen der sogenannten 
„Postkartenaktion” wurden Ansichtskarten mit sechs verschiedenen Fotomotiven aus den 
Gründerzeitgebieten als Postwurfsendung in Großwohnsiedlungen verteilt und in Geschäften der 
Innenstadt ausgelegt (Abb. 36). Die Aktion sollte den Bürgern vor Augen führen, dass aufgrund 
der erfolgten Aufwertungsmaßnahmen viele der verbreiteten Vorurteile gegenüber der 
Wohnqualität in Gründerzeitgebieten nicht (mehr) zutrafen. Zu Beginn der Aktion kam es – 
gefördert durch eine einseitige Berichterstattung der lokalen Presse – zu starken Protesten der 
Wohnungseigentümer und Mieter in den Großwohnsiedlungen.49 Diese führten schließlich zum 
vorzeitigen Abbruch der Aktion. Das Ziel einer Imageaufwertung der Innenstadt als Wohnort 
konnte nicht erreicht werden.50 
Resümee 
Die Stadt Görlitz sieht sich aufgrund der demografischen, sozio-ökonomischen und wirtschaft-
lichen Entwicklung mit vielschichtigen Problemen konfrontiert. Hierzu gehört neben sinkenden 
Bevölkerungszahlen, einer hohen Arbeitslosenquote und einer begrenzten Wirtschaftskraft, auch 
ein hoher struktureller Wohnungsleerstand. Der Wohnungsleerstand konzentriert sich trotz der 
erfolgten Rückbaumaßnahmen in den Großsiedlungen am Stadtrand nach wie vor in den Innen-
stadtgebieten. Ähnliche Probleme sind in vielen ostdeutschen Städten anzutreffen, wenn auch 
jeweils in einer spezifischen lokalen Ausprägung. Dies gilt in Görlitz in besonderem Maße für die 
einfachen Gründerzeitgebiete im Stadtteil Innenstadt. Trotz der erfolgten Stadterneuerungs-
maßnahmen sind hier nach wie vor städtebauliche Missstände und ein Sanierungsbedarf 
anzutreffen (vgl. Kap. 5.3.1). Unsanierte wie sanierte Wohnungen sind hier von einem überdurch-
schnittlichen Leerstand betroffen. Zudem besitzt der Stadtteil ein schlechtes Image als Wohnort, 
gleichwohl die Bewohner des Stadtteils mit der Wohnqualität zufrieden sind. Insofern ist die Stadt 
Görlitz repräsentativ für die besonderen Probleme in ostdeutschen Innenstädten. 
                                                
49 Es entstand der falsche Eindruck, dass die Postkartenaktion Rückbaumaßnahmen in den 
Großwohnsiedlungen am Stadtrand vorbereiten solle. Zudem empfanden einige Bürger die Aktion als 
Stigmatisierung der „Plattenbaubewohner”. Wohnungseigentümer, die ausschließlich 
Wohnungsbestände am Stadtrand besaßen, sahen sich der Gefahr einer Mieterabwanderung in die 
Innenstadtgebiete ausgesetzt. 
50 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 12. 
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In anderer Hinsicht unterscheidet sich die Stadt Görlitz grundlegend von anderen ostdeutschen 
Städten. So ergeben sich aus der Lage an der Staatsgrenze zu Polen und als Doppelstadt mit 
der polnischen Stadt Zgorzelec besondere Rahmenbedingungen für die Stadtentwicklung. Das 
historische Stadtensemble ist in seiner Geschlossenheit nahezu vollständig erhalten und 
hinsichtlich seiner baukulturellen Bedeutung und Größe in Deutschland einzigartig. In den letzten 
zwei Jahrzehnten ist es der Stadt dank der konsequent verfolgten Aufwertungsstrategie 
gelungen, in der Innenstadt nicht allein die Einzelgebäude zu erhalten, sondern auch das 
historische Stadtbild im erheblichen Umfang wieder herzustellen. Dies trifft auch für die wenig 
nachgefragten einfachen Gründerzeitgebiete zu, die somit gleichermaßen von einem intakten 
Stadtbild und von einem hohen Leerstand geprägt werden. Die erstmalige Umsetzung der 
Projektidee Probewohnen im Stadtteil Innenstadt stellt eine weitere Besonderheit in der Stadt 
Görlitz dar. 
5.1.2 Das Projekt Probewohnen 
Im Stadtteil Innenstadt ist das Spannungsfeld zwischen geringen Vermietungschancen bei 
gleichzeitigen großen städtebaulichen Entwicklungspotenzialen deutlich wahrnehmbar. Hier 
herrschen eine geringe Nachfrage und ein hoher Wohnungsleerstand. Die Innenstadt besitzt ein 
schlechtes Image als Wohnort und trotz der enormen Sanierungserfolge in den letzten zwei 
Jahrzehnten sind weiterhin städtebauliche Missstände vorhanden. Erschwerend kommen 
Schwierigkeiten bei der Abstimmung mit den unterschiedlichen Akteuren und Betroffenen hinzu. 
Eine Imagekampagne der Stadt führte 2007, entgegen ihrer Intention, zu einer weiteren 
Verschärfung der Konflikte zwischen Bewohnern und Eigentümern der Großwohnsiedlungen mit 
der Kommunalpolitik und -verwaltung, insbesondere dem Stadtplanungsamt. Vor diesem 
Hintergrund hat das Kompetenzzentrum die Projektidee Probewohnen entwickelt, um es 
interessierten Bürgern zu ermöglichen, das Wohnen in der Görlitzer Innenstadt für eine Woche 
unverbindlich auszuprobieren.  
Zwischen März 2008 und Juni 2009 wurde die Projektidee erstmals als Modellvorhaben der 
Nationalen Stadtentwicklungspolitik unter dem Titel „Probewohnen – Zurück in die Gründerstadt” 
(Modellvorhaben PW) umgesetzt. Die Umsetzung der Projektidee erfolgte gemeinsam mit den 
zwei Projektpartnern, die Wohnungsbaugesellschaft Görlitz mbH (WBG Görlitz) und das Stadtpla-
nungs- und Bauordnungsamt der Stadt Görlitz (Stadtplanungsamt). Nach Auslauf der Förderung 
flossen die Erfahrungen in die nahtlose Fortsetzung in modifizierter Form als Projekt „Probe-
wohnen Version 2“ (Projekt PW2) ein. Aus besagten Gründen wurde die Umsetzung von Anfang 
an von einer umfassenden Presse- und Öffentlichkeitsarbeit begleitet. Der Projekt-Slogan „Schau 
doch mal rein! Probewohnen” wurde durch Flyer, Poster, kurze Videoclips und Veranstaltungen,  
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Abb. 37: Projektauftakt Modellvorhaben PW. In der sechswöchigen Auftaktphase im Sommer 2008 
wurden die Görlitzer Bürger mit dem mobilen Infostand „Wanderndes Wohnzimmer” in ihrem Stadtteil über 
das Projekt informiert. Links: Plakat des Modellvorhabens PW. Mitte: Das rote Sofa, auf dem sich 
interessierte Bürger über das Modellvorhaben PW informieren konnten. Quelle Links und Mitte: Görlitz 
Kompetenzzentrum Revitalisierender Städtebau, TU Dresden. Rechts oben: Schüler informieren sich auf 
dem roten Sofa über das Projekt. Eigenes Foto. Rechts unten: Die Projektpartner auf der ersten 
Pressekonferenz zum Modellvorhaben PW im Frühjahr 2008. Foto: Görlitz Kompetenzzentrum 
Revitalisierender Städtebau, TU Dresden. 
 
Abb. 38: Projektidee Probewohnen. Haushalte aus anderen Stadteilen und dem Görlitzer Umland „testen” 
die Innenstadt als Wohnort und werden zu der Wohnqualität vor Ort und ihren Erfahrungen während der 
Teilnahme befragt. Die Ergebnisse zeigen, ob sich das Meinungsbild durch die Projektteilnahme ändert 
und wie man die Wohnqualität in dem untersuchten einfachen Gründerzeitgebiet verbessern könnte. Am 
Modellvorhaben PW konnten 24 Haushalte teilnehmen. Quelle: Eigene Darstellung. 




(Größe, Zimmeranzahl, Grundrisszuschnitt)  
Einkaufsangebot  
(täglicher und periodischer Bedarf) 
Besonnung  
(Ausrichtung Nord/Süd, Ost/West) 
Soziale Infrastruktur  
(Schulstandorte, Kindertagesstätten, etc.) 
Ausstattung  
(Bad, Böden, Fahrstuhl…) 
Leerstandsquote (Haus, Straße, Quartier) 
Lage im Gebäude 
(keine Erdgeschoss- oder Dachwohnungen) 
Anbindung an den ÖPNV  
(möglichst fußläufig) 
Freiraumangebot  
(Balkon/Terrasse/ begrünter Hof/ Vorgarten/ 
Mietergarten) 
Verkehrsaufkommen  





(Grünflächen, Spiel- und Sportplätze, Plätze…) 
Parkplatzangebot  
(private Stellflächen im Innenhof etc.) 
Parkplatzangebot  
(Straßenraum) 
Tab. 6: Kriterienkatalog Wohnungsauswahl für das Projekt Probewohnen. Quelle: Pfeil 2009, S. 26. 
die speziell auf das Modellvorhaben PW zugeschnitten waren, kommuniziert (Abb. 37).51 Im 
weiteren Projektverlauf wurde das Fachpublikum durch Fachartikel und Vorträge informiert.52 
Die Wohnungen wurden von der WBG Görlitz für die Projektlaufzeit bereitgestellt. Es handelte 
sich um typische Gründerzeitwohnungen mittleren Standards im Stadtteil Innenstadt, die seit 
einigen Jahren leer standen. Sie wurden unter Beteiligung verschiedener Sponsoren eigens für 
das Projekt eingerichtet. 
Mit der Projektbeteiligung – so die Ausgangshypothese – stellt sich ein Erkenntnisgewinn sowohl 
für die teilnehmenden Bürger als auch für die Projektpartner ein. Dieser ist Gegenstand der 
wissenschaftlichen Untersuchung. Die Projektteilnehmer konnten innerhalb von zwei sechs-
wöchigen Zeiträumen jeweils eine Woche lang ihren Wohnalltag im Stadtteil Innenstadt erproben. 
So wurde ihr Wissen über Gründerzeitwohnungen um unmittelbare persönliche Erfahrungen 
ergänzt. Dieses Vorwissen und die Erfahrungen wurden über die Befragung der Projekt-
teilnehmer erfasst (s. Kap. 2.2). Gleichzeitig wurde die aus der Sicht der Projektteilnehmer 
vorhandene Wohnqualität in der Wohnung und im Wohngebiet sowie die generelle Lebensqualität 
im Stadtteil Innenstadt ermittelt. Der Bewertung des Wohnquartiers durch die Projektteilnehmer 
wurden die Ergebnisse der städtebaulichen Quartiersanalyse gegenübergestellt.  
                                                
51 Neben dem kurzen Werbeclip für den Internetauftritt des Projektes entstand ein 4-minütiger Filmclip für 
die Projektdarstellung auf der Internetseite der Initiative der Nationalen Stadtentwicklungspolitik im 
Auftrag von BBSR und BMVBS. Die unterschiedlichen Sichtweisen der Projektteilnehmer und die 
fachlichen Hintergrundinformationen der Projektpartner wurden in einem 40-minütigen Dokumentarfilm 
festgehalten. Zum Abschluss des Modellvorhabens PW wurde dieser für fünf Tage in einem Görlitzer 
Programmkino gezeigt. Pfeil 2009, S. 42-43. 
52 Pfeil 2009, S. 42,124-128. 
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Zentrale Voraussetzung für die Umsetzung des Projektes Probewohnen war das Bereitstellen 
von geeigneten, für die einfachen Görlitzer Gründerzeitgebiete repräsentativen Wohnungen. Bei 
der Wohnungsauswahl waren Wohnungszuschnitt und -ausstattungen ebenso zu berück-
sichtigen wie das Wohnumfeld (Tab. 6). Eine wesentliche Wohnqualität stellt hier die schnelle, 
zumeist fußläufige Erreichbarkeit von Versorgungs- und Dienstleistungsangeboten („Stadt der 
kurzen Wege”) dar. Dieser Standortvorteil sollte auch für die Probewohnungen zutreffen. Zugleich 
sollten besondere städtebauliche Missstände nicht geballt im unmittelbaren Umfeld der 
Wohnungen auftreten.53 Vor diesem Hintergrund wurde ein Quartier im westlichen Teil des 
Stadtteils Innenstadt ausgewählt (Abb. 30, Abb. 35). Es liegt in unmittelbarer Nachbarschaft zur 
Berliner Straße sowie zu Post- und Demianiplatz, die Haupteinkaufsorte der Innenstadt. Die 
westliche Innenstadt hat sich in den letzten anderthalb Jahrzehnten vom ehemaligen gewerbe-
geprägten Quartier zum Wohnquartier entwickelt. Der Strukturwandel hat zur Folge, dass die 
Wohnungen vergleichsweise günstige Mieten aufweisen. Gleichzeitig kennzeichnen das 
Quartier, wie den gesamten Stadtteil Innenstadt, ein überdurchschnittlich hoher Leerstand und 
ein hoher Anteil an unsanierten Wohnungen.54 
Es wurden zwei einfache Drei-Zimmer-Wohnungen ausgewählt.55 Beide waren repräsentativ für 
die im Stadtteil Innenstadt auf dem Wohnungsmarkt verfügbaren, unvermieteten sanierten 
Wohnungen. Als eine Qualität der Gründerzeitwohnungen gilt, dass die Aufteilung und Größe der 
Räume flexible Nutzungen und Möblierungen ermöglichen. Dies traf auch für die ausgewählten 
Wohnungen in der Löbauer Straße (Abb. 39) und der Hartmannstraße (Abb. 40) zu. Im weiteren 
Projektverlauf wurde im Projekt PW2 eine dritte, in der Krölstraße gelegene Wohnung integriert. 
So gelang es, unterschiedliche zentral gelegene Wohnstandorte in der Innenstadt ins öffentliche 
Bewusstsein zu rücken.56 Für die Grundmöblierung der ersten zwei Wohnungen wurden 
bundesweit vertretene und lokale Unternehmen als Sponsoren gewonnen.57 Die dritte 
Wohnungseinrichtung wurde von der WBG Görlitz finanziert. 
                                                
53 Gemeint sind hier bspw. eine hohe Verkehrsbelastung oder eine ruinöse Bausubstanz ganzer 
Straßenabschnitte. 
54 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 26-27. 
55 Es erwies sich weder als sinnvoll, Wohnungen mit besonders exklusiver Ausstattung, Lage oder Größe 
anzubieten, noch erwiesen sich unsanierte Wohnungen mit großen Mängeln oder nachteiliger Lage, 
wie bspw. an einer stark frequentierten Durchgangsstraße, als geeignet. Derartige Wohnungen sind 
weder den (bekannten) Bedürfnissen – bspw. der Zielgruppe Einwohner von Großwohnsiedlungen – 
angepasst, noch sind sie repräsentativ für den in Görlitz derzeit verfügbaren (längerfristig) leer 
stehenden Wohnraum in sanierten Gebäuden aus der Gründerzeit. Pfeil 2009, S. 26. 
56 Pfeil 2009, S. 27. 
57 Pfeil 2009, S. 21. Der weitaus größte Teil der Möbel für Wohn- und Schlafzimmer und Teile der 
Küchenausstattung wurden von der Deutschland-Zentrale eines internationalen Möbelkonzerns zur 
Verfügung gestellt. Für den zusätzlichen Haushaltsbedarf gelang es, verschiedene ortsansässige 
Geschäfte und Firmen zu gewinnen. 
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Abb. 39: Probewohnung in der Löbauer Straße. Kurzbeschreibung, Lageplan, Grundriss und 
Ansichten. Quelle: Pfeil 2009, S. 32 (Darstellung auf der Grundlage der Angaben und Planunterlagen 
der WBG Görlitz und der Stadt Görlitz). 
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Abb. 40: Probewohnung in der Hartmannstraße. Kurzbeschreibung, Lageplan, Grundriss und Ansichten. 
Quelle: Pfeil 2009, S. 34 (Darstellung auf der Grundlage der Angaben und Planunterlagen der WBG Görlitz 
und der Stadt Görlitz). 
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Modellvorhaben Probewohnen – Zurück in die Gründerstadt 
Das Modellvorhaben PW (2008/2009) wurde durch das Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) und das Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) 
gefördert und begleitet.58 Für das Modellvorhaben PW übernahm das Kompetenzzentrum die 
Projektleitung und das Projektmanagement. Aufgrund der umfangreichen und vielfältigen 
Projektbausteine (Abb. 41) und der Beteiligung zahlreicher Akteure war ein professionelles 
Projektmanagement für die erfolgreiche Umsetzung erforderlich. Die Projektablaufplanung 
umfasste die detaillierte Überwachung der gesetzten Ziele und des Zeit- und Maßnahmenplans 
sowie die Ressourceneinsatzplanung der beteiligten Projektpartner. Das Projektmanagement 
koordinierte die Zusammenarbeit und den Abstimmungsprozess zwischen den Projektpartnern 
und weiteren Kooperationspartnern im laufenden Prozess.59 
Das Modellvorhaben PW richtete sich in erster Linie an Einwohner, die nicht in Gebäuden aus 
der Gründerzeit wohnten. Angesprochen wurden Bewohner von Einfamilienhäusern, 
insbesondere stadtnaher Siedlungsgebiete, wie auch Bewohner von Großwohnsiedlungen und 
Bewohner des ländlichen Raums (Region). Eine besondere Zielgruppe waren Bewohner, die 
bereits vor 1989 persönliche Erfahrungen mit dem Wohnen in einem Gründerzeitgebiet gemacht 
hatten. Auch an die jüngere Generation, die in Großwohnsiedlungen oder Einfamilienhäusern 
aufgewachsen war und die keine konkreten Vorstellungen vom Wohnen in der Innenstadt besaß, 
richtete sich das Modellvorhaben PW. Für Bürger der Stadt Zgorzelec war das Projekt ebenfalls 
offen. Bei der Auswahl der 24 teilnehmenden Haushalte wurden unterschiedliche Haushaltstypen 
berücksichtigt (Familien, Alleinerziehende mit Kindern, alleinstehende Berufstätige, Wohn-
gemeinschaften, Senioren etc., s. Kap. 2.4).60 
Insgesamt entfaltete das Modellvorhaben PW eine unerwartet starke Eigendynamik. Die 
Einwohner von Görlitz nahmen die Projektidee mit großem Interesse auf. Positiv zu werten war 
auch die Tatsache, dass die Projektteilnahme in einigen Fällen konkrete Umzugsabsichten (ein 
Haushalt) und drei realisierte Umzüge in den Stadtteil Innenstadt zur Folge hatte. Ein Haushalt 
aus einem anderen Bundesland zog in dieselbe Straße, in der er zur Probe gewohnt hatte.61 
Im Laufe der Projektumsetzung konnte auch das Fachpublikum erreicht werden, dem die 
Projektidee und Ergebnisse auf zahlreichen Veranstaltungen vorgestellt wurde. Dieses Vorgehen 
verfolgte auch das Ziel, weitere Partner in anderen Städten zu finden. Selbst in Japan stießen 
zwei Vorträge zu diesem Thema auf ein ernstzunehmendes Interesse. Ein besonderer 
Meilenstein war 2009 der Besuch des damaligen Bundespräsidenten Horst Köhler im 
Kompetenzzentrum, den er in das Programm seiner eintägigen Regionalreise zum Thema 
„demografischer Wandel” nach Bautzen und Görlitz aufnahm. Im gleichen Jahr nahm das 
Kompetenzzentrum mit dem Modellvorhaben PW am Wettbewerb „Stadt bauen. Stadt leben.” um 
den nationalen Preis für integrierte Stadtentwicklung und Baukultur teil, ausgelobt vom BMVBS. 
  
                                                
58 Angesiedelt im Forschungsprogramm Experimenteller Wohnungs- und Städtebau (ExWoSt). 
59 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 24-25. 
60 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 16, 21. 
61 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 45-46. 




































Abb. 41:   Modellvorhaben PW – Projektbausteine. Quelle: Pfeil 2009, S. 24 

Das Modellvorhaben PW erhielt einen Sonderpreis in der Kategorie „Integriert und regional 
handeln – Entwicklung von Stadt, Region und Landschaft”.62 


Projekt Probewohnen Version 2 (Projekt PW2) 

Aufgrund der großen Bewerberzahl (über 500 Personen bis Juli 2009) entschlossen sich die 
Projektpartner im Frühjahr 2009, das Projekt gemeinsam, in leicht modifizierter Form als „Projekt 
Probewohnen Version 2” (Projekt PW2) fortzuführen. Die Projektfortführung erfolgte zunächst für 
14 Monate von Juni 2009 bis August 2010 und ermöglichte weiteren 129 Haushalten (201 
Personen) die Teilnahme.63 Die Durchführung des Projektes PW2 wurde von den Projektpartnern 
(insb. der WBG Görlitz) finanziert.64 

Die Erfahrungen aus dem Modellvorhaben PW wurden genutzt, um die Projektabwicklung im 
Projekt PW2 noch effizienter zu gestalten und den veränderten Rahmenbedingungen (eigenwirt- 
schaftliche Finanzierung, neue Aufgabenverteilung unter den Projektpartnern) gerecht zu wer-
den. Die Vorleistungen und erhaltenen Fördermittel entfalteten damit eine nachhaltige Wirkung.  




62     Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 45-46. 
63     Das Modellvorhaben umfasste zwei sechswöchige Probewohnzeiträume, die mit einem zeitlichen 
Abstand von sechs Monaten durchgeführt wurden. Während der 14-monatigen Laufzeit des Projektes 
PW2 waren die Wohnungen hingegen bis auf wenige Ausnahmen durchgängig besetzt. 
64     Gesamter Absatz: Pfeil 2010, S. 2. 
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(Vertragsgestaltung, Wohnungsübergaben, etc.). Mit der positiven Resonanz auf das Modell-
vorhaben PW in der breiten Öffentlichkeit war die Rolle eines „neutralen Ansprechpartners”, wie 
sie das Kompetenzzentrum im Modellvorhaben PW zunächst übernommen hatte, obsolet 
geworden. Die wissenschaftliche Projektbegleitung (Auswahl und Befragung der Projektteil-
nehmer) unterlag weiterhin dem Kompetenzzentrum (Kap. 2.4). 
Übertragbarkeit  
Noch während der Laufzeit des Modellvorhabens PW griff die Wohnungsbaugesellschaft 
Meiningen (WBG Meiningen) die Idee „Probewohnen” auf und richtete zu diesem Zweck 
Wohnungen in dem Wohngebiet Jerusalem, einer Großwohnsiedlung am Stadtrand von Meinigen 
(Thüringen), ein. Das Vorgehen unterschied sich in mehrfacher Hinsicht von der ursprünglichen 
Intention der Görlitzer Projektidee. Zum einen lag der gewählte Standort in Meinigen nicht in 
einem Innenstadtgebiet. Das Vorgehen verfolgte somit nicht das übergeordnete Ziel der 
Innenstadtrevitalisierung. Es verwundert sogar, dass die WBG Meiningen sich für den Standort 
am Stadtrand entschied, weil sie sich zeitgleich in der Eigentümerstandortgemeinschaft 
Meiningen (ESG Meiningen)65 in der Innenstadt engagierte. Nach erfolgter Einrichtung der 
Wohnungen, einer Homepage für die Bewerbung und eines kostenfreien Servicetelefons für 
Interessenten nahm die WBG Meiningen schließlich Kontakt mit dem Kompetenzzentrum auf. 
Dies geschah lediglich mit dem Wunsch, die Vertragsvorlagen für die Vereinbarungen zwischen 
den Projektpartnern und den Projektteilnehmern zu erhalten. Interesse an einem Erfahrungs-
austausch mit dem Kompetenzzentrum – trotz entsprechender Angebote – bestand nicht. 
Probewohnen kam hier wie auch im gleichnamigen Angebot der degewo AG in Berlin Marzahn66 
als reine Marketingstrategie zur Anwendung. 
Eine erste erfolgreiche Übertragung des Projektes in privates Kleineigentum fand im Rahmen der 
ESG Bülowviertel e. V. in Leipzig statt. Vertreter dieser ESG wurden im Mai bei der dritten Projekt-
werkstatt des ExWoSt-Forschungsfeldes „Eigentümerstandortgemeinschaften im Stadtumbau” 
auf die Idee aufmerksam. Die Projektvorstellung und die Besichtigung einer Görlitzer Probe-
wohnung waren Teil des Rahmenprogramms. Die Idee wurde von der ESG Bülowviertel 
aufgegriffen und im Herbst desselben Jahres für sieben Wochen umgesetzt. Von den Akteuren  
                                                
65 Eine Eigentümerstandortgemeinschaft (ESG) ist definiert als „ein Zusammenschluss von Eigentümern 
benachbarter Immobilien mit dem Ziel, durch gemeinsame Aktivitäten oder Maßnahmen die 
Vermietungschancen ihrer Objekte zu verbessern. Dabei kann eine ganze Vielfalt von Maßnahmen zur 
Anwendung kommen (baulich, sozial, Marketing/Image etc.). Die ESG löst sich dabei ein Stück weit 
aus der einzelwirtschaftlichen Betrachtung des Einzeleigentümers (Rentabilität des individuellen 
Immobilieneigentums), um gemeinschaftlich die Quartiersrentabilität in den Blick zu nehmen.” 
BBSR 2009a, S. 4. Im Forschungsfeld des Experimentellen Wohnungs- und Städtebaus (ExWoSt) 
„Eigentümerstandortgemeinschaften im Stadtumbau” wurden von 2009 bis 2011 verschiedene private 
Initiativen gefördert (unter anderem in Görlitz, Leipzig und Meiningen). 
66 Seit November 2011 bietet auch das Wohnungsunternehmen degewo AG einen zweitägigen 
kostenlosen Aufenthalt unter dem Titel „Probewohnen” in seinem Wohnungsbeständen im Berliner 
Stadtteil Marzahn an. Diese möblierten Wohnungen entsprechen im Zuschnitt den übrigen 
Mietwohnungen. „Wer hautnah erleben möchte, wie es sich in einem modernen Plattenbau lebt, der 
kann sich im degewo-Kundenzentrum Marzahn die passende Wohnung zum Probewohnen aussuchen. 
Teilnehmer der Aktion erhalten neben zwei kostenlosen Übernachtungen auch eine Freikarte für die 
Marzahner Gärten der Welt”. Degewo 2011. 
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Abb. 42: Eröffnung der Probewohnung im Bülowviertel in Leipzig (2011). Links: Prof. Jürg Sulzer, ein 
Vertreter der Stadtverwaltung Leipzig und die Wohnungseigentümerin bei der symbolischen Schlüssel-
übergabe an die erste Leipziger Teilnehmerin (von links nach rechts). Eigenes Foto. Rechts: Das Wohnzim-
mer der Leipziger Probewohnung. Eigenes Foto. 
wurden hinsichtlich der Praktikabilität einige Anpassungen vorgenommen. Beispielsweise wurde 
die Dauer des Aufenthaltes verkürzt (drei statt sieben Tage). Im Unterschied zum Görlitzer Vorbild 
war die Einrichtung der Wohnung dem Motto „Wohnen wie zur Gründerzeit” verpflichtet und nicht 
modern, sondern am Stil der Zeit um 1900 orientiert (Abb. 42 rechts). Die Leipziger Probewoh-
nung wurde unter Beteiligung des Kompetenzzentrums im Rahmen eines Straßenfestes 
anlässlich des 100-jährigen Bestehens des Bülowviertels eröffnet (Abb. 42 links). Auch im 
Leipziger Fall erfolgte keine wissenschaftliche Begleitung. Abgesehen davon orientierte sich die 
Umsetzung jedoch stark an dem Görlitzer Vorbild.67 Die ursprünglich mit der Projektidee verfolgte 
Intention wurde übernommen und in die Quartiersstrategie der ESG eingebunden. Dieses 
Beispiel zeigt vor allem, dass die Projektumsetzung auch für private Kleineigentümer sinnvoll und 
zu leisten ist.  
Ein Bedarf zeichnete sich auch in den westdeutschen Bundesländern ab. Hier wurde die 
Umnutzung von Gewerbeflächen für neue Wohnkonzepte in der Stadt Offenbach (Hessen) 
anvisiert. Das Modellvorhaben „Probewohnen und Arbeiten” wird im ExWoSt-Forschungsfeld 
„Innovationen für Innenstädte” gefördert.68 Die Idee Probewohnen wurde aufgegriffen – hier 
allerdings ohne Verweis auf das Görlitzer Vorbild – und in einen neuen Kontext gestellt. Dem 
Vorgehen lag die Annahme zugrunde, dass es durch das Integrieren von Wohnnutzungen 
gelingen kann, die Vermietungschancen für die verbleibenden Gewerbeflächen, zumindest in der 
Erdgeschosszone, zu verbessern. Wie beim Projekt Probewohnen in Görlitz wird hierbei der 
Ansatz verfolgt, Vertreter möglicher Nutzergruppen in die Planung einzubeziehen. In Offenbach 
stehen Fragen der Entwicklung und der Vereinbarkeit unterschiedlicher Wohnmodelle (für Fami-
lien mit Kindern, Haushalte der Altersgruppe „50plus“, aber auch Künstler, Studenten und Krea-
tive) zur Diskussion. Dies geht zwar über den Rahmen des Görlitzer Projektes hinaus, bestätigt 
aber die ihm zugrunde liegende Annahme, dass sich eine projektbezogene, probeweise Nutzung 
                                                
67 Die Umsetzung erfolgte nach Abschluss der Datenerhebung der vorliegenden Arbeit und konnte daher 
nicht weiter berücksichtigt werden. 
68 BBSR 2011, S. 14-15. 
248  5 Leerstand nutzen – Fallstudie in Görlitz 
 
für vielfältige Einsatzmöglichkeiten eignen könnte, um die Hemmschwelle für eine Beteiligung 
herabzusetzen und zielgerichtet Lösungsansätze zu erproben und weiter zu entwickeln. 
Resümee 
Insgesamt gelang es mit dem Projekt Probewohnen, das Thema „Wohnen in der Innenstadt” in 
der sächsischen Mittelstadt Görlitz positiv zu besetzen – trotz der historisch bedingten 
schwierigen Ausgangslage und der vorbelasteten öffentlichen Diskussion vor Ort. Berücksichtigt 
man die umfangreiche (positive) Berichterstattung und die hohe Bewerberzahl aus einem 
Einzugsgebiet weit über die Region hinaus, ist zudem davon auszugehen, dass mit dem Projekt 
der bundesweite Bekanntheitsgrad der Stadt Görlitz als attraktiver Wohnort gesteigert werden 
konnte. Mit dem Anspruch, die Wohnqualität im Stadtteil Innenstadt aus Sicht der 
Projektteilnehmer zu erheben, unterscheidet sich das Projekt Probewohnen grundlegend von 
einem Marketingansatz. Mit der Befragung der Teilnehmer wurden nicht allein die Vorteile, 
sondern auch die Defizite im Stadtteil Innenstadt erfasst und öffentlich kommuniziert. Die 
Projektteilnehmer als „Wohnexperten” einzubinden, erhöhte ihre Motivation, sich mit dem Thema 
Wohnen in der Innenstadt auseinanderzusetzen und dabei die Perspektive eines 
Innenstadtbewohners einzunehmen. So ließ sich ermitteln, inwieweit das Innenstadtquartier den 
Wohnvorstellungen der Projektteilnehmer, die von den Erfahrungen in ihrem regulären 
Wohngebiet (Großwohnsiedlungen, Einfamilienhäuser etc.) geprägt sind, gerecht wird. Der 
Ansatz, nicht die derzeitigen Bewohner des Innenstadtgebietes, sondern (Noch-)Nicht-
Innenstadtbewohner in die Stadtentwicklung einzubeziehen, war in der Form neu. Im Hinblick auf 
die Weitentwicklung des Stadtteils Innenstadt als Wohnort und die Verbesserung seines Images 
sind die Ergebnisse für die zukünftige Entwicklung des Stadtteils von großem Interesse.  
Durch das Mitwirken der WBG Görlitz gelang es, das Modellvorhaben PW nahtlos und 
privatwirtschaftlich finanziert mit geringfügigen Anpassungen für 14 Monate weiterzuführen. 
Entscheidend war hierbei, dass die Befragung zur Evaluierung des Modellvorhabens PW 
fortgeführt wurde. Die Förderung als Modellvorhaben der Nationalen Stadtentwicklungspolitik 
erwies sich angesichts dieser Entwicklung als nachhaltige Anschubfinanzierung.69 
In der Stadt Görlitz strebt die WBG Görlitz aufgrund der aufgezeigten Erfolge eine 
Wiederaufnahme des Projektes im Jahr 2013 an. Die Bedeutung derartiger praxis- wie 
bürgernaher Projekte wurde nicht zuletzt durch die erfolgte erste Übertragung in Leipzig bestätigt. 
Ebenso startete im Herbst 2011 eine Bürgerinitiative unter der Leitung der Henri van der Velde 
Gesellschaft Sachsen e. V. in Chemnitz ein Projekt, dass an den Erfahrungen aus Görlitz 
anknüpfen will. Das „Erproben” der Innenstadt könnte in modifizierter Form vielseitig zum Einsatz 
kommen und zu einer richtungweisenden Strategie in der Stadtentwicklung weiter entwickelt 
werden.  
  
                                                
69 Für den gesamten Absatz: Pfeil 2009, S. 74-75. 
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5.1.3 Zwischenfazit 
Die Ausgangslage in der Stadt Görlitz kennzeichnen städtebauliche Potenziale und Defizite und 
erhebliche Kommunikationsprobleme zwischen Stadtpolitik, Stadtplanung und Bevölkerung. Den 
Stadtteil Innenstadt, in dem das Projekt Probewohnen durchgeführt wurde, prägen eine 
hochwertige Baustruktur, Sanierungsfortschritte und ein weitestgehend intaktes gründerzeitliches 
Stadtbild. Gleichzeitig finden sich große städtebauliche Missstände, der höchste Wohnungs-
leerstand in der Stadt und Imageprobleme als Wohnort. Die Stadt Görlitz ist gleichzeitig ein 
Sonderfall und ein repräsentatives Beispiel für die Probleme bei der Entwicklung ostdeutscher 
Innenstädte. 
Mit dem Projekt Probewohnen ist es gelungen, einen Stimmungswechsel in der öffentlichen 
Meinungsbildung einzuleiten. Die Strategie, die Projektteilnehmer als „Wohnexperten” 
einzubinden, war hierbei ein entscheidender Erfolgsfaktor. Die Bürger fühlten sich nicht 
„manipuliert”, sondern wurden zur Meinungsäußerung und Beteiligung aufgefordert. Dabei zeigte 
sich, dass eine intensive Presse- und Öffentlichkeitsarbeit eine über den Teilnehmerkreis 
hinausgehende Sensibilisierung der Bevölkerung unterstützen kann. Die Weiterführung und die 
erfolgte Übertragung in andere Städte machen deutlich, dass es eine Nachfrage nach solchen, 
auf neuen Ideen basierenden Projekten gibt und dass eine privatwirtschaftliche Finanzierung 
möglich ist. Derartige Projekte könnten in anderen Städten und mit anderen Eigentümerstrukturen 
ähnlich erfolgreich sein. Die Ergebnisse des Projektes Probewohnen zeigen, dass Lösungen im 
Umgang mit dem Leerstand zukünftig eher in vielfältigen Strategien situationsgerecht zu finden 
sind als in Standardlösungen. Langfristig könnten solche Projekterfahrungen das Fundament für 
eine neue Wertschätzung der Innenstadt als Wohnort bilden. Daneben könnte sich hieraus ein 
neues Funktionsverständnis von leer stehenden Gebäuden als Nutzungsreserve und Entwick-
lungslabor für neue Instrumente ergeben. Das „Erproben” der Innenstadt könnte dann zu einer 
basisorientierten und nachhaltigen Strategie im behutsamen Umgang mit der historischen 
Bausubstanz und dem Wohnungsleerstand in ostdeutschen Innenstadtgebieten werden. 
5.2 ERKENNTNISGEWINN DURCH LEERSTAND 
Zum Zeitpunkt der Entwicklung und erstmaligen Umsetzung des Projektes Probewohnen lagen 
keine vergleichbaren Erfahrungen vor. Es war davon auszugehen, dass die Projektpartner und 
Projektteilnehmer in dem Projekt (neue) Erfahrungen erwerben würden. Dieses mit der 
praktischen Umsetzung erworbene Erfahrungswissen, also der Erkenntnisgewinn, ist Gegen-
stand der folgenden Betrachtung. Die Erfahrungen und Kenntnisse der Projektpartner und 
Projektteilnehmer unterscheiden sich. Während Projektpartner als Fachleute über ihr 
Arbeitshandeln eingebunden sind, erleben Projektteilnehmer das Projekt in Verbindung mit ihrem 
Wohn- und Lebensalltag.  
Unter Erfahrungswissen wird im Allgemeinen Wissen verstanden, welches eine Person durch 
praktisches Handeln in einer konkreten Situation erwirbt. „Die Besonderheit dieses Erfahrungs-
erwerbs liegt […] in der großen Bedeutung der Wahrnehmungsfähigkeit, da die Unmittelbarkeit 
des Erlebens wesentlich von dem abhängig ist, was primär und über – möglichst viele – Sinne 
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erfasst werden kann”.70 Diese Unmittelbarkeit des subjektgebundenen leiblichen Erlebens ist ein 
zentrales Merkmal von Erfahrungen. Aufgrund der sinnlichen Komponente unterscheidet sich 
Erfahrungswissen grundlegend von theoretischen Wissensformen. Es kann nicht allein durch 
Nachdenken generiert werden, schließt aber die Reflexion der neuen Erfahrung ein. Dabei kann 
durchaus, muss aber nicht zwingend auf das verfügbare theoretische Vorwissen zurückgegriffen 
werden, wenn neue Erkenntnisse mit dem vorhandenen Wissen vernetzt werden.71 Nur wenn 
selbst erlebte Ereignisse auf die eigene Person bezogen und für relevant eingeschätzt werden, 
führen sie zum Aufbau von Erfahrungswissen („Erkenntnissen”).72 Der Philosoph und Soziologe 
Alfred Schütz hat diesen Prozess des Identifizierens und Typisierens von Erfahrungen näher 
untersucht. Er beschreibt den Wissenserwerb als „die Sedimentierung aktueller Erfahrungen 
nach Relevanz und Typik in Sinnstrukturen, die ihrerseits in die Bestimmung aktueller Situationen 
und Auslegung aktueller Erfahrungen eingehen”.73 Mit dem Wissensvorrat an alltäglichen 
Erfahrungen entsteht eine Vertrautheit mit der (Um)Welt. Nur so ist es möglich, dass Personen, 
Dinge und Situationen wiedererkannt, voneinander unterschieden und miteinander in Beziehung 
gesetzt werden können.74 Ein Erlebnis wird dann zu einer Erfahrung, wenn es als relevant 
angesehen wird und in die bestehende Wissensstruktur integriert wird, um in zukünftigen 
Situationen darauf zurückgreifen zu können. Dabei handelt es sich um einen kontinuierlich 
ablaufenden Abgleichungsprozess, der „biografisch artikuliert” wird,75 also personenabhängig ist. 
Erfahrungen kommen in zukünftigen Situationen immer wieder zur Anwendung und unterliegen 
so einer ständigen Wiederholung. Erst wenn die erfahrungsbasierten Erwartungen in der 
Alltagspraxis nicht bestätigt werden oder an Relevanz verlieren, kommt es zur Umstrukturierung 
der bestehenden Wissensstruktur.  
Erfahrungen sind in hohem Maße situationsabhängig. Erfahrungswissen ist demnach 
situationsspezifisches Wissen, das nur bedingt universell anwendbar oder objektivierbar ist.76 
Allerdings ist dies nicht, wie vermutet werden könnte, zwingend als Nachtteil anzusehen. Gerade 
in Verbindung mit dem Arbeitshandeln wird dem Erfahrungswissen einer Person ein hoher 
Stellenwert zugesprochen. Es verleiht Personen die Fähigkeit, Gesamtzusammenhänge zu 
erkennen und Probleme zu lösen.77 Es zeigt sich, dass das Lernen aus Fehlern und aus 
unerwarteten Erfolgen ein wichtiger Ansatzpunkt für den Aufbau von Erfahrungswissen bei der 
Verrichtung der täglichen Arbeit ist. Ergänzt eine explizite Reflexion mit anderen Fachleuten die 
individuelle Reflexion, kann dies den Lernerfolg des Einzelnen steigern.78 Erfahrungswissen hat 
sich daher gerade in neuen, ungeplanten Situationen und bei einem experimentellen Vorgehen 
im Arbeitshandeln als hilfreich erwiesen.79 Allerdings kann Vorwissen der Entwicklung neuer 
                                                
70 Bauer, Munz 2004, S. 57. 
71 Meyer 2009. 
72 Gruber, Harteis, Rehrl 2006, S. 197. 
73 Schütz, Luckmann 1979, S. 154. 
74 Schütz, Luckmann 1979, S. 180. 
75 Schütz, Luckmann 1979, S. 154. 
76 Schütz 1932, S. 134. 
77 Porschen 2008, S. 78. 
78 Gruber, Harteis, Rehrl 2006, S. 200. 
79 Vgl. Böhle 2005. 
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Lösungen auch entgegenstehen, sofern es in einer unpassenden Situation zur Anwendung 
kommt. Die jüngere arbeitswissenschaftliche Diskussion unterscheidet daher zwischen dem 
„Erfahrungsschatz”, im Sinne von Arbeitsroutinen, die über lange Zeiträume erworben werden 
und immer wieder zur Anwendung kommen, und dem „Erfahrungswissen” im Sinne einer 
Befähigung, neue Situationen durch das (aktive) Machen praktischer Erfahrungen bewältigen zu 
können.80 Auch in der Stadtplanung ist Erfahrungswissen, das in der Praxis immer wieder zur 
Anwendung kommt, ein wichtiger Bestandteil der Handlungskompetenz. Damit ist „Erfahrung als 
Ressource” der Stadtplanung zu verstehen, welche dazu beiträgt, die Potenziale einer Situation 
richtig einzuschätzen und Kontinuität und Innovation (Transformation) ins richtige Verhältnis zu 
setzen.81 
Wie bereits erwähnt, müssen Ereignisse, auf denen sich Erfahrung aufbaut, selbst erlebt werden. 
Sie sind daher nur zu einem Teil rational vermittelbar. Das liegt unter anderem in der Tatsache 
begründet, dass sich Erfahrungen aus explizitem und implizitem Wissen zusammensetzen. 
Während Ersteres verbal an Dritte weitergegeben werden kann, kann Letzteres dies gerade nicht. 
Diese auf Polanyi zurückgehende Differenzierung beschreibt „implizites Wissen”82 als 
personengebundenes erfahrungsbasiertes Wissen (oder Können), das auf verinnerlichten 
Erfahrungen aufbaut. Es kommt zur Anwendung, ohne dass seine Einzelheiten bewusst 
wahrgenommen werden und in Worte zu fassen wären. Gerade dieses Wissen einer Person, das 
für die Intuition und Fähigkeiten zur Empathie verantwortlich gemacht wird,83 ist für das praktische 
Handeln von großer Bedeutung.  
Im Hinblick auf die nachfolgenden Ergebnisse, die sich aus der Auswertung von Interviews mit 
den Projektpartnern und Projektteilnehmern herleiten, ist zu beachten, dass in den Interviews nur 
das explizite Wissen betrachtet werden konnte. Rückschlüsse auf implizites Wissen waren nur 
indirekt möglich. 
Erfasst wurde der von den Projektpartnern (Kap. 5.2.1) und Projektteilnehmern (Kap. 5.2.2) 
bewusst reflektierte Erkenntnisgewinn aufgrund der Projektteilnahme. Neben der Einstellung der 
Projektpartner zum Projekt Probewohnen wurden Aussagen zum innerstädtischen Leerstand und 
zu möglichen Lösungswegen untersucht. Die Aussagen der Projektteilnehmer werden in den drei 
Gesprächen vor, während und nach dem Aufenthalt in der „Probewohnung” im Stadtteil 
Innenstadt im Quervergleich untersucht. Dies geschieht, um die möglichen Veränderungen bei 
der Argumentation und der Bewertung des Stadtteils Innenstadt als Wohngebiet aufdecken zu 
können. 
  
                                                
80 Porschen 2008, S. 74. 
81 Vgl. Jessen, Reuter 2006, hier S. 49,54. 
82 Polanyi 1985. 
83 Gemeint ist bspw. die Intuition erfahrener Ärzte bei der Diagnose oder auch die Fähigkeit, das 
Gleichgewicht auf einem Fahrrad halten zu können, ohne die komplexen physiologischen Prozesse 
des Körpers (Koordination von Muskelbewegung und Gleichgewichtsorgan etc.) im Einzelnen zu 
wissen. 
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5.2.1 Erkenntnisgewinn Stadtentwicklung 
Aufgrund der Originalität der Projektidee und der erstmaligen Umsetzung trägt das Projekt 
Probewohnen zur Wissensvermehrung in der Stadtplanung bei. Neben den generellen 
Projektergebnissen aus der Perspektive der Projektleitung (Ergebnisteil A) ist hierbei der 
Erkenntnisgewinn bei Fachleuten (Ergebnisteil B) Gegenstand der Untersuchung (s. Kap. 2.2). 
Bei der Betrachtung des Erkenntnisgewinns stehen das faktisch-informative Wissen und fachliche 
Bewertungskriterien der befragten Fachleute aus der Wohnungswirtschaft, Stadtplanung, 
Städtebauförderung und Denkmalpflege im Vordergrund.84 
Ergebnisse Teil A: Generelle Projektergebnisse 
1. Nachhaltige Wirkung der projektbasierten Arbeitsweise „auf Probe” 
Die projektbasierte Arbeitsweise im Modellvorhaben PW gestaltete sich in den unterschiedlichen 
Aufgabenfeldern insgesamt erfolgreich. Projektverlauf und -ergebnisse übertrafen die 
Erwartungen der Projektpartner und motivierten sie für die weitere Zusammenarbeit. In diesem 
Zusammenhang ist positiv herauszustellen, dass die ursprünglich auf das Modellvorhaben PW 
beschränkte Kooperation der Projektpartner auch nach Ende des Modellvorhabens PW 
fortgesetzt wurde. Insofern zeigte das durch eine Anschubfinanzierung geförderte 
Modellvorhaben PW eine Impuls gebende, nachhaltige Wirkung. In Projekten können, wie die 
Erfahrungen des Modellvorhabens belegen, Prozesse und Zukunftszustände im praktischen 
Erfahrungstest erprobt und im Nachgang weiterentwickelt und verbessert werden. Sogar in 
konfliktreichen Themen können unter Umständen bestehende Blockaden durch eine 
projektbasierte Arbeitsweise durchbrochen werden. Es zeigt sich, dass sich dieses Vorgehen 
eignet, um städtebauliche Instrumente zu überprüfen und weiterzuentwickeln. Vor diesem 
Hintergrund scheint der weitere Ausbau der projektbasierten Arbeitsweise sinnvoll, um 
experimentelle Lösungsansätze, integrierte Strategien und neue Partnerschaften im Praxistest 
zu erproben.85 
In der Stadt Görlitz wurde bei der praktischen Umsetzung der Projektidee Probewohnen 
(Modellvorhaben PW und Projekt PW2) unmittelbar auf die ortsspezifische Ausgangslage 
reagiert. Dennoch war von Beginn an die Übertragbarkeit auf andere Städte und auch auf andere 
thematische Zusammenhänge im Grundsatz vorstellbar. Bereits die Fortsetzung des Projektes in 
leicht modifizierter Form durch die Projektpartner selbst zeigte, dass die Übertragung in eine 
eigenwirtschaftliche Finanzierungsform möglich ist. Die Anwendung der Strategie des 
„Erprobens” ist grundsätzlich auch in anderen Aufgabenbereichen vorstellbar, beispielsweise mit 
dem Ziel, die Innenstadt als Ort der (sozialen, kulturellen, ethnischen) Integration zu stärken. Es 
ist in der konkreten Anwendung zu prüfen, ob sich für das Projekt in anderen grenznahen Städten 
oder in Stadtteilen mit besonderem Entwicklungsbedarf neue Anwendungsmöglichkeiten in der 
gesamten Bundesrepublik ergeben.86 
                                                
84 Auf Zitate wird daher in der Ergebnisübersicht verzichtet. 
85 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 137. 
86 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 141. 
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Die Chancen liegen demnach in der Entwicklung „maßgeschneiderter” Projekte, welche auf die 
spezifische Ausgangslage und die speziellen Probleme reagieren. So antwortete das Projekt 
Probewohnen auf ein vergleichsweise großes lokales Problem (Wohnungsleerstand und 
Ablehnung der Gründerzeitgebiete als Wohnort). Der konkrete Ortsbezug (Probewohnquartier), 
die Offenheit der Beteiligten (Wohnungsunternehmen, Stadtverwaltung und Bewohner von 
Stadtrand und aus dem Umland, Universität) und die Originalität der Idee „Probewohnen” waren 
für die erfolgreiche Projektumsetzung entscheidend. Dies weist darauf hin, dass über Projekte 
die Akzeptanz auch gegenüber schwierigen Aufgaben gesteigert werden kann.87 
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
In zeitlich begrenzten Projekten, die auf die spezifische Ausgangslage und speziellen Probleme 
reagieren, können integrierte Strategien und Vorgehensweisen in der Stadtentwicklung „erprobt” 
und verbessert werden und eine nachhaltige Wirkung entfalten. 
2. Starke Partnerschaften durch projektbezogene Allianzen 
In der projektbasierten Zusammenarbeit ergeben sich Handlungsspielräume für neue Partner-
schaften. Dabei spielen die begrenzte Laufzeit, eine klare Aufgabenverteilung, und die 
Festlegung erreichbarer Ziele eine wichtige Rolle. So können mit geringem Risiko neue Allianzen 
und Strategien erprobt werden. Die Erfahrungen belegen weiterhin, dass durch das schrittweise 
Vorgehen und die Formulierung abgestimmter und erreichbarer Teilziele in Projekten mit 
konkretem Gebietsbezug die Teilnahmebereitschaft erhöht werden kann. Mit Erreichen der 
Teilziele stellten sich im Prozess Motivationseffekte und positive Verstärkungseffekte sowohl bei 
den beteiligten Bürgern als auch bei den Projektpartnern ein.88 
Das Vorgehen begünstigte in der Fallstudie die Bereitschaft der Projektbeteiligten, sich auf neue 
Situationen, Partnerschaften und Rollenverteilungen einzulassen und mögliche Vorbehalte – 
zumindest zeitweise – abzulegen. Die Erfahrungen belegen, dass über die Zusammenarbeit im 
Projekt eine Sensibilisierung der Projektpartner für die gegenseitigen Belange, für übergeordnete 
Ziele und für entstehende nachhaltige Werte erfolgte. Die gemeinsame Projektfortsetzung belegt 
zudem, dass die Partnerschaft gestärkt wurde. Im Prozess wurden die Projektpartner für die 
unterschiedlichen, mitunter auch konträren Interessen sensibilisiert. Hierbei boten die 
regelmäßigen Abstimmungsgespräche einen geeigneten Rahmen für einen offenen Dialog, 
ungeachtet anderweitiger Konflikte in anderen Arbeitsfeldern. Die personelle Kontinuität und 
Regelmäßigkeit von persönlichen Treffen auf der Leitungsebene schaffte eine hohe 
Verbindlichkeit, wirkten vertrauensbildend und leisteten einen wesentlichen Beitrag zur lokalen 
Netzwerkbildung.89 
Insgesamt ist es gelungen, zwischen konfliktreichen Akteuren (Bürger, Wohnungseigentümer und 
Stadtverwaltung) zu vermitteln. Es wurde hierbei deutlich, dass Bürger in Projekten kompetente 
Partner sein können. In der praktischen Umsetzung hat sich die vom Kompetenzzentrum 
                                                
87 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 137-138. 
88 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 138-139. 
89 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 139. 
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übernommene Rolle des Moderators als bedeutsam erwiesen. Es war von vorangegangenen 
Konflikten90 unberührt sowie finanziell und in der Sache unabhängig, wodurch es auch von den 
Bürgern als vertrauenswürdiger Ansprechpartner angesehen wurde. Nicht vorbelastete „überpar-
teiliche” Partner ohne direkte (ökonomische) Eigeninteressen eignen sich, um Moderations-
aufgaben zu übernehmen, zwischen konfliktreichen Akteuren zu vermitteln und schrittweise 
Lösungen im „Gegenstromprinzip”91 zu entwickeln und umzusetzen.92 
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
Die projektbasierte Zusammenarbeit begünstigt die Bildung neuer und die Festigung bestehender 
institutionsübergreifender Partnerschaften. Die Einbindung eines neutralen Moderators kann 
diesen Prozess unterstützen. 
3. Wirksame Pressearbeit über Projekte 
Mit dem Modellvorhaben PW gelang es, das Thema „Wohnen in der Innenstadt” in der Stadt 
Görlitz positiv zu besetzen – trotz schwieriger Ausgangslage und der vorbelasteten öffentlichen 
Diskussion. Aus diesen Erfahrungen lassen sich auch generelle Erkenntnisse für die Aktivierung 
eines bürgerschaftlichen Engagements unterschiedlicher Zielgruppen ableiten. Der erreichte 
„Stimmungswandel” in der Stadt Görlitz ist zu einem maßgeblichen Teil auf die professionelle 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit zurückzuführen. Insgesamt war die zahlreiche und 
kontinuierliche Berichterstattung in der Presse (Printmedien, Funk und Fernsehen) als positives 
Teilergebnis zu werten. Aufgrund der Reichweitenermittlung konnte angenommen werden, dass 
rund 22,8ௗMillionen Personen allein über Printmedien und Fernsehbeiträge über das 
Modellvorhaben PW informiert wurden. Stadtbewohner mit ganz unterschiedlichen 
Ausgangslagen (Lebensalter, Familienstand, Bildungshintergrund etc.) konnten so für die 
Themen Baukultur und Stadtentwicklung interessiert werden. Bei der Ansprache möglicher 
Interessenten wurde auf die lokalen Erfordernisse und die anvisierte Zielgruppe der Bewohner 
von Großwohnsiedlungen reagiert. Durch das spielerische Moment der Werbekampagne 
(„wanderndes rotes Sofa”, Internet Filmclips) konnte die Neugier am Modellvorhaben PW 
geweckt und die Hemmschwelle für eine Beteiligung herabgesetzt werden. Mit der 
professionellen Pressearbeit gelang es zudem, die notwendige Aufmerksamkeit zu erreichen, um 
den Bürgern den Hintergrund, die Projektziele und die freiwillige Basis der Teilnahme zu erklären. 
In der Presse wurden positive Aspekte des innerstädtischen Wohnquartiers kommuniziert. Die 
umfangreiche Berichterstattung lässt eine Sensibilisierung der Bevölkerung auch jenseits der 
Gruppe der Projektteilnehmer vermuten. Der aufgrund der Befragung der Projektteilnehmer 
offensichtlich über eine reine Werbeaktion (zur Beeinflussung des Meinungsbildes) 
                                                
90 Vgl. Kapitel 1.3, Vorgeschichte, Postkartenaktion. 
91 Das Gegenstromprinzip beschreibt die wechselseitige Abstimmung der rechtlich, organisatorisch und 
inhaltlich klar voneinander abgegrenzten örtlichen und übergeordneten Planungsebenen. ARL 2005, 
S. 895. In Anbetracht neuer Aufgaben in der Stadtplanung erfährt der Begriff eine erweiterte Bedeutung, 
bspw. im Zusammenhang mit der integrierten Stadtentwicklung und mit Monitoringaufgaben. ARL 
2005, S. 910. Oder auch in Verbindung mit der Beteiligung der Bevölkerung und der Akteure vor Ort. 
Baumheier 2010.  
92 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 139-140. 
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hinausgehende Projektcharakter war dabei für die öffentliche Wahrnehmung entscheidend. So 
fühlten sich die Bürger nicht „manipuliert”, sondern zur Meinungsäußerung aufgefordert und als 
Betroffene angesprochen. Ausgehend von dieser Erfahrung trägt eine aktive, intensive Presse- 
und Öffentlichkeitsarbeit auf der Grundlage einer detaillierten Zielgruppen- und Problemanalyse 
zur Sensibilisierung der Bevölkerung bei.93 
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
Eine projektbasierte Pressearbeit eignet sich, um das Interesse der Bürger für Themen der 
Stadtentwicklung zu stärken und sie für eine Zusammenarbeit zu motivieren. 
Ergebnisse Teil B: Erkenntnisgewinn der Projektpartner  
1.  Innovation und Vorbildfunktion des Projektes Probewohnen (Deutungswissen)94 
Die Gesamtbewertung des Projektes Probewohnen durch die Projektpartner und durch Fachleute 
der Denkmalpflege fiel ausnahmslos positiv aus.95 Es wurde durchgängig als eines der 
erfolgreichsten und innovativsten Projekte in ostdeutschen Städten angesehen. Gemeinsam mit 
den Strategien von HausHalten e. V. und der Selbstnutzer Kompetenzzentrum für Wohneigentum 
GmbH zählte es hier zu den wichtigsten neuen Entwicklungsstrategien für gründerzeitliche 
Altbaubestände.96 Ein großes Potenzial wurde in der direkten und anschaulichen Vermittlung 
komplexer Stadtentwicklungsthemen gesehen.97 Der Erfolg wurde insbesondere daran 
gemessen, dass es auf lokaler Ebene gelungen war, das Thema Wohnen in der Innenstadt in der 
Öffentlichkeit wieder positiv zu besetzen.98 Der Pressearbeit und der über sie erzielten hohen 
Öffentlichkeitswirksamkeit auf lokaler, regionaler und überregionaler Ebene, sowohl in der 
Bevölkerung als auch bei Fachleuten, wurde hierbei ein besonderer Stellenwert eingeräumt.99 Es 
wurde erwartet, dass hierdurch langfristig positive Effekte für die Entwicklung der Nachfrage nach 
innerstädtischem Wohnraum erzielt werden.100 Damit würden auf eine neue Art und Weise 
baugeschichtliche und denkmalpflegerische Werte vermittelt.  
Eine Vorbildfunktion wurde dem Projekt Probewohnen für ein experimentelles Vorgehen und für 
die Entwicklung ortsspezifischer Lösungen zugeschrieben.101 Der Modellcharakter wurde in der 
Originalität und Anschaulichkeit der Idee sowie in der öffentlichkeitswirksamen praktischen 
Umsetzung gesehen.102 Aufgrund dessen konnte die Neugierde bei den Bürgern geweckt und die 
                                                
93 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 140-141. 
94 Bei der Projektbewertung durch die professionellen Akteure stehen das faktisch-informative Wissen 
und die Bewertungskriterien im Vordergrund. Auf Zitate wird daher in der Ergebnisübersicht verzichtet. 
Die Verweise auf die Textstellen in den Transkripten erfolgen nach dem Prinzip 
Experteninterviewnummer_Absatznummer. 
95 Transkript 001_31/34/39; 002_30/35; 003_44/45; 005_19, 006_32/34.  
96 Transkript 006_32. 
97 Transkript 006_30. 
98 Transkript 001_35; 002_58/29. 
99 Transkript 001_19; 003_45; 004_50; 005_19; 006_24. 
100 Transkript 001_19. 
101 Transkript 001_68; 005_21/32; 006_24/28/32.  
102 Transkript 001_68; 005_21; 006_24/28. 
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Bürger auch zur Teilnahme motiviert werden.103 Enttäuschungen rief der Umstand hervor, dass 
lokale Interessenten aus Großwohnsiedlungen unter den Bewerbern unterrepräsentiert waren.104 
Hinsichtlich der unmittelbar auf die Projektteilnahme zurückzuführenden Umzüge von Haushalten 
in den Stadtteil Innenstadt war der Projekterfolg aus naheliegenden Gründen eher begrenzt.105 
Dies schien aufgrund der bekannten Einflussfaktoren auf die Wohnstandortwahl und aufgrund 
der Kürze des Aufenthaltes im Stadtteil Innenstadt plausibel.106 Hohe Erwartungen wurden an die 
Kommune bezüglich der praktischen Umsetzung der Ergebnisse bei der Gestaltung des Wohn-
umfeldes gestellt.107 
Hinsichtlich der Bedeutung und Wirkung des Projektes wurden Parallelen zu der Wächterhaus-
Initiative HausHalten e. V. in Leipzig gezogen.108 Für beide Projekte bestanden hinsichtlich der 
Übertragbarkeit ähnliche Einschätzungen. Die Projekte wurden als Strategien angesehen, welche 
bewährte Vorgehensweisen in der Stadtplanung ergänzen, aber nicht ersetzen können. Ein 
Vorteil wurde in der Verbindung mit Einzelfallregelungen gesehen, um Zeit für das Finden einer 
neuen Gebäudenutzung zu gewinnen.109 Eine flächendeckende Umsetzung der Projekte im 
Sinne einer Universallösung wurde in beiden Fällen nicht als sinnvoll erachtet.110 Dennoch wurde 
eine Übertragung des Projektes Probewohnen in Städten mit ähnlicher Ausgangslage 
(überdurchschnittlichem Wohnungsleerstand und bei Vorbehalten der Bürger zur inner-
städtischen Wohnqualität) empfohlen.111 Mögliche Chancen wurden in der periodischen oder 
bedarfsweisen Anwendung als Instrument der Bedarfsanalyse, Bestandsentwicklung und 
Vermarktung gesehen.112 Hierbei wäre eine stärkere Vernetzung des Projektes mit 
unterschiedlichen Eigentümern innerhalb der Quartiere wünschenswert.113 
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
Aus Sicht der Experten stellt das Projekt Probewohnen einen der innovativsten Lösungsansätze 
im Umgang mit dem Wohnungsleerstand in ostdeutschen Innenstädten dar. Es besitzt hinsichtlich 
der Bedarfsanalyse, der Bestandsentwicklung und Vermarktung Vorbildcharakter für andere 
Städte mit vergleichbaren Problemen. 
2.  Praxisrelevanter Erkenntnisgewinn der lokalen Projektpartner durch Projektbeteiligung 
(Erfahrungswissen) 
Der Erkenntnisgewinn der Projektpartner spiegelt die Intensität der Beteiligung an dem Projekt 
wider: Im Vergleich sind der persönliche Erkenntnisgewinn und die Handlungsrelevanz der im 
Projekt gemachten Erfahrungen bei den lokalen Projektpartnern höher einzuschätzen, als bei den 
                                                
103 Transkript 001_35; 002_62. 
104 Transkript 001_32; 02_36. 
105 Transkript 001_34; 003_41. 
106 Transkript 003_44/48. 
107 Transkript 005_19. 
108 Transkript 002_45/50/52; 004_7; 006_30/34/36. 
109 Transkript 002_55; 005_26. 
110 Transkript 002_56; 005_26/27. 
111 Transkript 002_42; 005_24; 006_30. 
112 Transkript 001_30; 003_58/44; 005_26; 006_36. 
113 Transkript 006_36. 
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beteiligten Partnern auf Landes- und Bundesebene. Die Beteiligung am Projekt führt bei ihnen zu 
einem praxisrelevanten Erkenntnisgewinn (Erfahrungswissen). 
Überraschend für die Projektpartner war die hohe Dynamik, die das Projekt im Laufe der 
Umsetzung entwickelte. Die Öffentlichkeitswirksamkeit des Projektes auf lokaler, regionaler und 
überregionaler Ebene wurde in dieser Form im Vorfeld von keinem der Projektpartner erwartet.114 
Auch mit der hohen Bewerberanzahl und Nachfrage aus der gesamten Bundesrepublik und dem 
benachbarten Ausland wurde nicht gerechnet. Vielmehr waren die Projektpartner diesbezüglich 
zunächst skeptisch. Die anfänglich zum Teil bestehende Skepsis gegenüber einzelnen 
Projektbausteinen, wurde im Projektverlauf widerlegt. Sie betraf die Umsetzbarkeit des Projektes 
aufgrund des finanziellen und organisatorischen Aufwands, die Teilnahmebereitschaft der 
Bewohner aus Stadtrandgebieten und die Eignung der einfach ausgestatteten Wohnungen für 
die Projektdurchführung.115 Die angesprochenen Vorbehalte wurden durch den Projektverlauf 
ausgeräumt. Angesichts der vorgelegten Projektergebnisse wurden darüber hinaus die Chancen 
eines experimentellen Vorgehens unter Berücksichtigung der ortspezifischen Ausgangslage 
sowie die Potenziale einer projektbasierten Arbeitsweise deutlich.  
Die lokalen Projektpartner verbanden mit dem Projekt einen unmittelbaren Erkenntnisgewinn mit 
hoher Relevanz für die praktische Arbeit.116 Dieser wird als Lern- und Erkenntnisprozess bewusst 
wahrgenommen.117 Hierfür lieferte die wissenschaftliche Begleitung eine fundierte Grundlage.118 
Aufgrund der Beteiligung am Projekt erfolgte eine intensive Auseinandersetzung mit dem 
gründerzeitlichen Wohnungsbestand, der dortigen Wohnsituation und den spezifischen Ausprä-
gungen des Leerstands.119 Auch der persönliche Kontakt mit den Projektteilnehmern wurde von 
den lokalen Projektpartnern als besondere Bereicherung und Anregung zur Reflexion der eigenen 
Arbeit empfunden.120 Erkannt wurden zudem Chancen eines Ausbaus der Beratungsleistungen 
der Eigentümer für Mietinteressenten.121 Es zeigte sich darüber hinaus, dass die lokalen Projekt-
partner aufgrund der Erfahrungen für die mittelbaren Effekte des Projektes sensibilisiert wurden.  
So änderten sich im Laufe der Projektumsetzung die Kriterien, die zur Bewertung des Projektes 
herangezogen wurden. Der Erfolg des Projektes wird nicht mehr nur an dem Wunsch der 
Vermietung leer stehender Wohnungen, sondern vor allem an der Öffentlichkeitswirksamkeit und 
dem direkten Kontakt mit den Projektteilnehmern gemessen. Die Projekterfahrungen führen zur 
kritischen Reflexion der generellen Ziele im Umgang mit leer stehenden Gründerzeitwohnungen. 
Zu Beginn dominierte das Ziel, die leer stehenden Wohnungen zu vermitteln und Umzüge in den 
Stadtteil Innenstadt auszulösen. Im Laufe der Projektumsetzung wurde der Erfolg in den positiven 
Effekten auf die generelle Nachfrageentwicklung nach dem Wohnen in der Innenstadt gesehen. 
Die unmittelbaren Vorteile für die eigene Institution verloren bei den lokalen Projektpartnern dabei 
                                                
114 Transkript 001_19; 003_45; 005_19; 006_24. 
115 Transkript 001_31/34; 003_41; 006_18/19/24. 
116 Transkript 001_35; 003_45/48.  
117 Transkript 001_37; 003_45/48. 
118 Transkript 003_44/45/48/58. 
119 Transkript 001_37; 003_45/48. 
120 Transkript 001_49.  
121 Transkript 001_40, 003_44/45/58. 
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an Gewicht.122 Der Stellenwert der baukulturellen und der bauhistorischen Bedeutung der 
Gründerzeitgebiete konnte hingegen gesteigert werden. 
Der Erkenntnisgewinn besitzt bei den lokalen Projektpartnern unmittelbare Konsequenzen für 
unternehmerische Entscheidungen und in der weiteren praktischen Arbeit im Umgang mit dem 
gründerzeitlichen Baubestand. Deutlich wurden diese nicht zuletzt an der Durchführung des 
Anschlussprojektes Projekt PW2. Die Handlungskonsequenzen waren bei der WBG Görlitz am 
deutlichsten ausgeprägt. Hier flossen die Ergebnisse der Befragung direkt in unternehmerische 
Entscheidungen ein.123 Dies zeigt sich an der Übernahme der organisatorischen Leitung des 
Projektes „Probewohnen PW”, aber auch an der daran anschließenden Vorhaltung der möblierten 
Wohnungen für eine spätere Wiederaufnahme des Projektes.124 Beides war in der Form im 
Vorfeld nicht geplant.125 Dies kann als Lernprozess im Wohnungsunternehmen, das sich zuvor 
eher weniger mit Fragen des städtebaulichen Denkmalschutzes auseinandergesetzt hatte, 
gewertet werden. Die Ergebnisse fließen aber auch in andere Unternehmensbereiche der WBG 
Görlitz ein. So erfolgte die Einstellung einer polnischen Mitarbeiterin zum Ausbau der Beratungs- 
und Serviceleistungen für Mieter und Interessenten polnischer Herkunft.126 Die WBG Görlitz 
setzte sich im Rahmen des Projektes intensiv mit dem Meinungsbild der Projektteilnehmer zur 
Wohnqualität in der Innenstadt auseinander und wurde für deren individuellen Wohnbedürfnisse 
sensibilisiert.127 Die Beobachtung, dass die Projektteilnehmer sich stärker mit dem Wohnquartier 
als mit der konkreten Wohnung identifizieren, führt dazu, der Aufwertung des Straßenbildes und 
den charakteristischen Eigenschaften von Altbauten, einschließlich atmosphärischer Qualitäten, 
einen höheren Stellenwert einzuräumen.128 Sie fließen in den gezielten Ankauf von benachbarten 
Gründerzeitgebäuden ein und bilden eine wichtige Grundlage für zukünftige Sanierungskonzepte.  
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
Fachleute erwerben über eine projektbasierte Arbeitsweise handlungsrelevantes Erfahrungs-
wissen in Abhängigkeit von der Intensität ihrer Beteiligung am entsprechenden Projekt.  
Resümee 
Der mit dem Projekt erzielte Erkenntnisgewinn umfasst verschiedene Ebenen. Mit der fachlichen 
Deutung des Projektverlaufes und der Projektergebnisse wird Wissen zu einer neuen Vorgehens-
weise und projektbasierten Arbeitsweise generiert. Diese werden mit der Projektevaluierung 
durch ausgewählte Fachleute mit unterschiedlichen fachlichen Hintergründen bestätigt. Die 
Gesamtbewertung des Projektes fällt ausnahmslos positiv aus. Darüber hinaus stellte sich über 
das Projekt ein Erkenntnisgewinn bei den Projektpartnern ein. Dies betrifft das Vorgehen in der 
Stadtentwicklung und die Auseinandersetzung mit den Qualitäten und Defiziten in Gründerzeit-
gebieten. Dabei erkannten die Projektpartner die kulturgeschichtliche Bedeutung des Stadtteils 
                                                
122 Transkript 003_60. 
123 Transkript 003_43. 
124 Transkript 003_45/47/58. 
125 Transkript 003_45/47. 
126 Transkript 003_98. 
127 Transkript 003_44/45/58. 
128 Transkript 003_48. 
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Innenstadt. Die lokalen Partner weisen dem persönlichen Erkenntnisgewinn einen hohen 
Stellenwert und Praxisrelevanz zu. Die Auswirkungen auf das Arbeitshandeln sind bei der WBG 
Görlitz besonders gut nachzuvollziehen. Hier betreffen sie vielfältige Handlungsfelder vom 
Portfolio des Unternehmens (Immobilienbestand und -entwicklung, Serviceleistungen), über die 
Teamzusammensetzung bis zur Sensibilisierung für die Bedürfnisse der Kundschaft.  
5.2.2 Erkenntnisgewinn Projektteilnehmer 
Das Projekt Probewohnen ermöglichte den Projektteilnehmern, das Wohnen in der Innenstadt zu 
testen, neue Erfahrungen mit dem Wohnen in der Innenstadt zu machen und vorhandene 
Erfahrungen zu überprüfen. Ein Erlebnis zu einem bestimmten Zeitpunkt wird erst vor dem 
individuellen Erfahrungshintergrund, im Gesamtzusammenhang vorgängiger Erfahrungen zu 
eben diesem Zeitpunkt, verständlich: Es wird erst in Verbindung mit den vorherigen und 
(erwarteten) nachfolgenden Erlebnissen „sinnhaft”.129 Schütz spricht in diesem Zusammenhang 
auch von der „Sedimentierung” realer und idealer „Erfahrungsgegenständlichkeiten”.130 Es war 
davon auszugehen, dass dies auch für die persönliche Auslegung der mit der Projektteilnahme 
verbundenen Erfahrungen zutreffen würde. Diese Zusammenhänge wurden in der Gruppe der 
Projektteilnehmer auch deutlich, wenn die Projektteilnehmer die Wohnsituation der Görlitzer 
Innenstadt mit ihren regulären aktuellen oder früheren Wohnorten verglichen oder an ihren 
Wohnvorstellungen für die Zukunft maßen. Vor diesem Hintergrund erfolgte die Auswertung der 
Interviews unter Beachtung der Wohnbiografien der Projektteilnehmer. 
 
Abb. 43: Schematische Darstellung des Dreikomponentenmodells der Einstellung. Jede Einstellung ist 
ein Produkt aus kognitiven, affektiven und verhaltensbezogenen Prozessen und manifestiert sich kognitiv, 
affektiv und im Verhalten. Quelle: Eigene Darstellung nach Bohner 2003, S. 268. 
                                                
129 Vgl. die Überlegungen von Schütz zur „Konstitution des sinnhaften Erlebnisses”. Schütz 1932, S. 43-
105, hier S. 79. 
130 Schütz 1932, S. 81. Erst „mit der Konstitution des Erfahrenen aus dem schrittweise sich vollziehenden 
Erfahren, konstituiert sich der Erfahrungsgegenstand”. Ebd. S. 80. 
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Die Einstellungen der Projektteilnehmer zum Wohnen in der Görlitzer Innenstadt generell und zu 
dem untersuchten Gründerzeitgebiet waren vor dem Hintergrund der Imageprobleme des 
Quartiers von besonderem Interesse. Ziel war es, die mit der Projektteilnahme verbundene 
Einstellungsänderung zu erfassen. Einstellung meint hierbei die „psychologische Tendenz, die 
dadurch zum Ausdruck kommt, dass man einen bestimmten Gegenstand mit einem gewissen 
Grad an Zustimmung oder Ablehnung bewertet”.131 Die Einstellung- oder Urteilsbildung ist auf 
kognitive, affektive und verhaltensbezogene Komponenten zurückzuführen und löst zugleich 
derartige Reaktionen aus (Abb. 43).132 Einstellungen im Sinne von Bewertungstendenzen sind 
dabei nur indirekt an den Reaktionen, am Meinungsbild, den Gefühlen und dem Verhalten 
(Verhaltensabsichten und Handlungen) messbar. 
Bei der Interpretation der Daten war zu beachten, dass Einstellungsänderungen mitunter schon 
durch das Nachfragen nach den Gründen für eine Einstellung ausgelöst werden können. Es kann 
daher vermutet werden, dass neben den Wohnerfahrungen auch die Reflexion derselben in den 
Interviews zur Einstellungsbildung beigetragen haben (Kap. 2.2). Die Vorbehalte und deren 
Veränderungen aufgrund der Erfahrungen während des Projektes fanden besondere Beachtung. 
Vorbehalte werden hier verstanden als eine negative Einstellung und im Vorfeld geäußerte 
Bedenken gegenüber dem Wohnen in der Innenstadt, entweder hinsichtlich einzelner 
Eigenschaften oder von grundlegender Natur (Vorurteile). 133  
Der Erkenntnisgewinn der Projektteilnehmer war zwei Bereichen zuzuordnen: Erstens erlangten 
sie mit der Projektteilnahme neues Wissen zum Wohnen in der Innenstadt und in dem unter-
suchten Quartier (Ergebnisse Teil A). Zweitens erkannten die Projektteilnehmer die 
Auswirkungen der Wohnortwahl auf den eigenen Lebensalltag und reflektierten ihre persönlichen 
Wohnpräferenzen (Ergebnisse Teil B). Die Ergebnisse werden im Folgenden erläutert und 
anhand von exemplarischen Aussagen einzelner Projektteilnehmer veranschaulicht.134 
  
                                                
131 Bohner 2003, S. 267. 
132 Breckler 1984 nach Bohner 2003, S. 267-268. Hierbei kommt der Konsistenz zwischen den drei 
Komponenten eine wichtige Rolle zu. Starke Abweichungen der eigenen Einstellung von dem Verhalten 
und die Koexistenz zustimmender und ablehnender Einstellungen werden als innere Konflikte 
wahrgenommen, die es zu vermeiden gilt. Zu den Konsequenzen für die vorliegende Arbeit s. Kap. 2.2. 
133 Da die Projektteilnehmer bei einer gleichzeitigen positiven Gesamtbewertung der Innenstadt als 
Wohnort eine ablehnende Haltung gegenüber Einzelaspekten haben konnten, wird der Begriff 
Vorbehalt dem Begriff der Vorurteile vorgezogen. Es gab unter den Projektteilnehmern aber durchaus 
Personen, bei denen die Vorbehalte, hier in Form von negativen Bewertungen innerstädtischer 
Wohnumfeldeigenschaften, im Gesamturteil dominierten, und Vorurteile im sozialpsychologischen Sinn 
vorlagen. Letztere sind hier wie folgt definiert: „Vorurteile sind Urteile bzw. Aussagen über Personen 
und Personengruppen [oder Gegenstände], die falsch, voreilig, verallgemeinernd und klischeehaft sind, 
nicht an der Realität überprüft wurden, meist eine extrem negative Bewertung beinhalten und stark 
änderungsresistent, d. h. durch neue Informationen nur schwer oder kaum zu modifizieren sind und 
sich somit durch eine bemerkenswerte Stabilität auszeichnen”. Güttler 2003, S. 111. 
134 Die Verweise auf die Textstellen in den Transkripten der Teilnehmer erfolgen nach dem Prinzip 
Transkript/Exzerpt des Teilnehmers 2HB3738 auf Seite 3 von Zeile 1 bis Zeile 18 = Transkript 
2HB3738_S3_Z1-18. 
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Ergebnisse Teil A: Erkenntnisgewinn zum Wohnen in der Innenstadt.  
1. Sensibilisierung der Projektteilnehmer für Wohnqualitäten in der Innenstadt 
Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass die Projektteilnehmer durch die Beteiligung am 
Modellvorhaben PW für Qualitäten des Stadtteils Innenstadt und der gründerzeitlichen 
Blockrandbebauung sensibilisiert wurden. Die Sensibilisierung äußerte sich zunächst darin, dass 
die Projektteilnehmer typische Standortvorteile von Innenstadtgebieten erkannten. Hierbei ist es 
von Interesse, ob sich die vor der Projektteilnahme geäußerten Erwartungen von den 
Erfahrungen während bzw. nach der Projektteilnahme unterscheiden. Veränderungen lassen sich 
daran ablesen, welche Merkmale sie zu welchem Zeitpunkt bei der Bewertung der Innenstadt als 
Wohnort heranziehen.135 Aussagekräftig sind Veränderungen bei der Bewertung einzelner 
Kriterien. Auch die Nennung von zuvor nicht erkannten oder nicht als relevant angesehenen 
Kriterien gibt Aufschluss über Erkenntnisse während der Projektteilnahme. Zudem wird deutlich, 
dass die Projektteilnehmer die Qualitäten der Innenstadt bewusst reflektierten und hierbei auch 
„leibliche” Komponenten der Erfahrung, gemeint sind sinnliche wie emotionale Eindrücke, 
berücksichtigten.  
Ein Erkenntnisgewinn wird zunächst an der Ausführlichkeit deutlich, mit der die Projektteilnehmer 
ihre Vorstellungen vom Wohnen in einem Gründerzeitgebäude und im Stadtteil Innenstadt 
beschrieben und bewertet haben. Die Projektteilnehmer stellten ausnahmslos ihre Einstellung vor 
der Projektteilnahme weniger differenziert dar als während und nach ihrem Aufenthalt.136 Dies 
war sowohl bei den Aussagen zu den Wohnungen als auch zum Wohngebiet der Fall.137 Die 
Diskrepanz zwischen den im Vorfeld geäußerten Vorstellungen und Bewertungen, die nach der 
Probewohnwoche abgegeben wurden, war bei einigen Projektteilnehmern ohne vorherige Wohn-
erfahrungen in der Innenstadt besonders stark ausgeprägt. So hatte eine Projektteilnehmerin im 
Vorfeld keinerlei Vorstellungen zum Wohnen in einer Altbauwohnung. Mit der Projektteilnahme 
änderte sich dies. Sie legte nun ihre Erfahrungen in sehr differenzierter Form dar.138 
Nicht immer entsprachen die Erfahrungen im Projekt vollständig den vorgängigen Erwartungen. 
Kam es zu Abweichungen, revidierten die Projektteilnehmer ihr Urteil zum Wohnen in der 
Innenstadt entsprechend. Dies konnte die Ausstattung der Wohnung ebenso betreffen, wie 
Merkmale des Wohnumfeldes. Erwartungen hinsichtlich der Ausstattung der Wohnung 
(Badezimmer, Balkon, Hof etc.) wurden eher enttäuscht. Dagegen überwogen bei der Beurteilung 
des Wohngebietes positive Erfahrungen. So wurden Vorbehalte – etwa gegenüber der erwarteten 
Lärmbelastung, des Verkehrsaufkommens oder der Parkierungsmöglichkeiten für Anwohner – 
häufig revidiert.139 Bei der Beurteilung der Innenstadt als Wohnort wurden in den meisten Fällen 
                                                
135 Pfeil 2009, S. 67. 
136 Weniger differenziert meint hier, dass sie ihre Einstellung anhand von weniger Merkmalen belegen. 
137 Pfeil 2009, S. 67. 
138 Transkript 2HE3540 und 3HE3540. Pfeil 2009, S. 63, 68. 
139 Pfeil 2009, S. 68. Ein Beispiel hierfür ist die Einsicht eines Teilnehmers, der zwar beabsichtigte, in die 
Innenstadt zu ziehen, das im Projekt untersuchte Gründerzeitgebiet im Vorfeld jedoch als Wohnort 
ausschloss: „Ich sage, es ist trotzdem noch nicht meine Wunschgegend geworden, aber das liegt jetzt 
auch wieder daran, dass es so viele, noch schönere Gegenden gibt in Görlitz, wo man sich das Wohnen 
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die bekannten Vorteile zu innerstädtischen Wohnorten genannt: Die zentrale Lage in der Stadt, 
die fußläufige Erreichbarkeit eines großen Angebotes sozialer und kultureller Einrichtungen und 
die gute Versorgung mit Läden des täglichen und periodischen Bedarfs.140 Das Beispiel macht 
zugleich deutlich, dass mit den Erfahrungen der Projektteilnahme neue Erkenntnisse zum 
Wohnen in der Innenstadt verbunden sind, die im Vorfeld nicht erwartet wurden. Ein Punkt, der 
von vielen Projektteilnehmern nicht erwartet wurde, ist die Ruhe im Wohngebiet.141 
Es zeigte sich darüber hinaus, dass die Projektteilnehmer mit der Teilnahme zusätzliches Wissen 
über die Wohnqualität in der Görlitzer Innenstadt erlangten. Sie verbesserten ihre Ortskenntnis, 
wenn sie den eigenen Alltagsbeschäftigungen vom neuen Wohnort aus nachgingen und ihnen 
unbekannte Wege, Straßen und Plätze entdeckten. In Verbindung mit der fußläufigen 
Erreichbarkeit vieler täglicher Ziele lernten sie die Stadt aus der Fußgängerperspektive besser 
kennen. Gerade für Projektteilnehmer, die sich meistens mit dem Auto fortbewegen, war diese 
Erfahrung oft neu. Selbst für Projektteilnehmer, die schon lange in Görlitz leben, ergaben sich 
neue Erfahrungen.142 Auch andere Projektteilnehmer, die weniger lange in der Stadt wohnten, 
empfanden die Projektteilnahme als Möglichkeit, die Innenstadt aus einer neuen Perspektive 
kennenzulernen.143 Insgesamt wurde deutlich, dass der Erkenntnisgewinn über das Wohnen in 
                                                
noch besser vorstellen kann. Grundsätzlich könnte ich mir aber mittlerweile doch vorstellen, da zu 
wohnen. Es ist, wie gesagt, nicht meine Idealvorstellung, aber vorher habe ich mal gesagt, ich könnte 
es mir überhaupt nicht vorstellen. Löbauer Straße, also nein, das geht nicht. Das hab ich revidiert.” 
Transkript 2HB3738_S3_Z1-18. 
140 Pfeil 2009, S. 67-68. Eine Projektteilnehmerin, die am Stadtrand wohnte, äußerte sich hierzu wie folgt: 
„Wenn ich daran denke, ich muss ja immer erst in die Straßenbahn steigen und eine Viertelstunde 
fahren, wenn ich irgendwo hin will. [...] Und so war es ja gleich um die Ecke, [...] per Beine. Also das 
war schon angenehm, das hat mir sehr gefallen.” Transkript 3AH0010_S3_Z25-33. Erst mit der 
Projektteilnahme werden ihr die Vorteile der fußläufigen Erreichbarkeit des Stadtzentrums bewusst. 
141 Pfeil 2009, S. 68. So antwortete eine Projektteilnehmerin auf die Frage, ob sie etwas aus der Innenstadt 
nach ihrer Rückkehr an den regulären Wohnort vermisst hätte: „Die unerwartete himmlische Ruhe, das 
hätte ich nie geglaubt. Hätte mir das jemand vorher erzählt, hätte ich gesagt, das kann nicht stimmen, 
Du spinnst.” (Transkript 3KE2020_S17_Z14-17). Ein anderer Projektteilnehmer äußerte sich ähnlich: 
„Also ich denke die Nutzlosigkeit des Autos werde ich wohl [...] vermissen. [...] Ich denke das ist so für 
mich das erste, einschneidendste was ich vermissen werde.” Er spricht damit indirekt die Vorteile der 
fußläufigen Erreichbarkeit vieler Ziele an. Ähnlich positiv überrascht waren Projektteilnehmer von der 
aus ihrer Sicht unerwartet günstigen Parkplatzsituation. Es gab aber auch unerwartete Eigenschaften, 
die negativ ausfielen, wie die von vielen Projektteilnehmern reklamierte unzureichende Sauberkeit und 
der Hundekot im Straßenraum. Transkript 2HB3738_S22_Z21-28. 
142 Die mögliche Tragweite derartiger Erfahrungen wird an der folgenden Passage deutlich, in der eine 
gebürtige Görlitzerin einen Spaziergang durch die Stadt beschreibt: „Also einen Spaziergang haben wir 
gemacht. Da sind wir über die Bautzener Straße gelaufen und haben dabei festgestellt, dass man eben 
wirklich zu Fuß unterwegs sein muss, um noch etwas Neues und etwas Schönes zu entdecken. Wenn 
man da mit dem Auto durchfährt, [die] Bautzener Straße, muss ich sagen, hatte für mich immer schon, 
früher und auch jetzt, immer noch das Image einer hässlichen Straße. Und ich habe das Haus gesehen, 
also da gibt es ja ein Jugendstilhaus [...], das noch unsaniert ist, was von oben bis unten mit Reklame 
aus den [19]20er Jahren bedeckt ist, für ein Uhrengeschäft. Also da hab ich staunend davor gestanden, 
weil ich nie gedacht hätte, dass ich Häuser finde, die ich noch nie wahrgenommen habe. Ist ja eben 
doch immer noch meine Stadt, wo ich groß geworden bin, also da kenn ich schon viele Ecken. Aber 
das hätte ich nie erwartet.” Transkript 2HB3738_ S5_Z31 bis S6_ Z28. 
143 Eine alleinstehende Projektteilnehmerin, die aus familiären Gründen nach Görlitz gezogen war und am 
Stadtrand wohnte, beschrieb es so: „Ja und für mich ist es auch insofern wichtig, dass ich meine neue 
Heimat auch auf dieser Ebene mal kennen lerne. In der City, die City mal so ein bisschen näher kennen 
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der Innenstadt eine sinnliche Komponente einschloss und affektive Prozesse auslösen konnte. 
Diese wurden bewusst wahrgenommen und als Bereicherung empfunden.  
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
Es gelingt mit dem Modellvorhaben PW, die Projektteilnehmer für die Qualitäten des gründer-
zeitlichen Stadtteils Innenstadt zu sensibilisieren.144 
2. Beurteilung des Wohngebietes in Abhängigkeit zur Eignung der Wohnung  
Betrachtet man die mit der Projektteilnahme erfolgte Sensibilisierung der Projektteilnehmer für 
die Qualitäten innerstädtischer Wohngebiete, so verdient ein Aspekt besondere Beachtung. Es 
war zu vermuten, dass die untersuchten Wohnungen nicht notwendigerweise den Ansprüchen 
jedes teilnehmenden Haushaltes gerecht werden würden.145 Dies wurde bei der Auswertung der 
Daten bestätigt. Der Quervergleich der Einzelfälle machte deutlich, dass die Projektteilnehmer 
sehr unterschiedliche Bewertungsmuster besaßen. Einzelne konnten sich vorstellen, auf Dauer 
in der Gründerzeitwohnung oder in dem Wohngebiet zu wohnen. Andere Projektteilnehmer 
konnten sich zwar vorstellen, in dem Wohngebiet dauerhaft zu wohnen, nicht aber in der 
Gründerzeitwohnung. Für den größten Teil der Projektteilnehmer war die Innenstadt als Wohnort 
vorstellbar, sofern die Wohnung in einer anderen Straße läge.146 
Besondere Aufmerksamkeit verdient die folgende Beobachtung: Bei den Projektteilnehmern, die 
es sich vorstellen konnten, im Stadtteil Innenstadt zu wohnen, bewirkten selbst als gravierend 
eingestufte Mängel im Wohngebiet keine Verschiebung des Meinungsbildes. Negative Eindrücke 
wurden als Spezifikum des Wohngebietes, nicht aber als generelles Merkmal des Stadtteils 
Innenstadt wahrgenommen. Auch die Eignung der untersuchten Gründerzeitwohnung für die 
eigenen Wohnbedürfnisse wirkte sich nicht auf die Bewertung der Innenstadt als Wohnort aus. 
Offensichtlich gelang es, über die Projektteilnahme die Qualitäten des Stadtteils Innenstadt und 
gründerzeitlicher Altbauten, losgelöst von dem untersuchten Wohngebiet bzw. der Wohnung, zu 
vermitteln.147 
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:   
Die Projektteilnehmer erkennen die Qualitäten des Wohnens in der Innenstadt losgelöst von der 
eigenen Wohnsituation (Wohnung/Quartier) während der Projektteilnahme.148 
 
                                                
lernen, nicht bloß die Einkaufsstraßen [...] oder so, dass man auch mal Ecken kennen lernt, die man 
sonst eigentlich vielleicht nicht begehen würde. Das ist schön und wichtig für mich.” Transkript 
2AB5060_ S15_Z18 bis S16_Z4. 
144 Pfeil 2009, S. 67. 
145 Die Auswahl unterschiedlicher Haushaltsgrößen und -typen erfolgte zugunsten einer Vielfalt an 
unterschiedlichen Wohnvorstellungen. Vor diesem Hintergrund war eine einheitliche Bewertung der 
Wohnsituation (Probewohnung und Wohngebiet) nicht zu erwarten. 
146 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 69, 70. So äußerte etwa eine Projektteilnehmerin: „Diese Straße, wo 
wir wohnen, würde ich mir nicht aussuchen. Sie müsste schon ein kleines bisschen Innenstadt - O. 
K. - aber ein kleines bisschen breiter sein.” Exzerpt PA8904_2_5-6. 
147 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 69. 
148 Pfeil 2009, S. 69. 
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3. Einstellungsänderungen der Projektteilnehmer  
Ein zentraler Auslöser für die Konzeption des Modellvorhabens PW war die Beobachtung, dass 
in der Bevölkerung, vor allem unter den Bewohnern von Großwohnsiedlungen, große Vorbehalte 
gegenüber dem Wohnen im gründerzeitlichen Stadtteil Innenstadt existieren.149 Personen mit 
Vorbehalten sollten zur Projektteilnahme bewegt werden, um zu prüfen, ob die Vorbehalte mithilfe 
konkreter Wohnerfahrungen ausgeräumt werden können. Zur diesem Zweck wurden die in den 
Interviews von den Projektteilnehmern geäußerten Vorbehalte und deren Veränderung durch die 
Projektteilnahme erfasst. Im Ergebnis zeigt sich, dass das Angebot, „zur Probe zu wohnen”, 
insbesondere bei Personen ohne Vorbehalte gegenüber dem Wohnen in der Innenstadt auf 
großes Interesse stieß. Es wurde aber auch deutlich, dass es gelungen ist, Personen mit 
Vorbehalten gegenüber dem gründerzeitlichen Stadtteil Innenstadt für die Teilnahme am 
Modellvorhaben PW zu gewinnen. Die festgestellten Vorbehalte ließen sich auf sehr 
unterschiedliche Gründe zurückführen. Sie waren häufig in engem Zusammenhang mit der 
individuellen Wohnbiografie der Projektteilnehmer zu sehen. Darüber hinaus konnten über die 
Projektteilnahme Vorbehalte in einzelnen Punkten widerlegt werden.150 
Zunächst fiel auf, dass sich in der gesamten Stichprobe nur wenige Personen (5 von 31) mit 
Vorbehalten gegenüber dem Wohnen im gründerzeitlichen Altbau im Stadtteil Innenstadt 
befanden. Dies war der Freiwilligkeit der Projektteilnahme geschuldet und der Tatsache, dass 
Personen mit Vorbehalten eine besondere Motivation oder Bereitschaft mitbringen mussten, sich 
trotz dieser Vorbehalte auf das Projekt einzulassen.151 
Es fällt weiter auf, dass die Projektteilnehmer, die vor der Teilnahme angaben, Vorbehalte zu 
haben, in Großwohnsiedlungen am Stadtrand wohnten. Dies gibt Anlass zur Vermutung, dass ein 
Zusammenhang zwischen dem regulären Wohnort „Großwohnsiedlungen aus der DDR–Zeit” und 
Vorbehalten gegenüber dem Wohnen in der Innenstadt besteht. Erklärungsversuche verweisen 
im Allgemeinen auf die in der DDR verfolgte Stadtentwicklungspolitik.152 Allerdings wurde ein 
solcher möglicher Zusammenhang durch vier Projektteilnehmer, die ebenfalls in einer Großwohn-
siedlung wohnten, aber keinerlei Vorbehalte gegenüber dem Wohnen im Stadtteil Innenstadt 
angaben, zumindest nicht gestützt. Es fällt zudem auf, dass kein einziger Einfamilienhausbesitzer 
in der Stichprobe Vorbehalte äußerte. Vorbehalte gegenüber gründerzeitlicher Blockrand-
bebauung sind in der Gruppe der Einfamilienhausbesitzer aufgrund der augenscheinlichen 
Unterschiede der Baustruktur sowie der verbreiteten Vorurteile gegenüber dem Wohnen in 
Mietshäusern aber sicher nicht generell auszuschließen.153 
                                                
149 Erhebung im Rahmen der unveröffentlichten Studie „Wohnen in Görlitz” des Görlitz 
Kompetenzzentrums Revitalisierender Städtebau und der WBG Wohnungsbaugesellschaft Görlitz 
mbH. Sulzer 2007c. 
150 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 6, 67. 
151 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 65. 
152 Vgl. BMVBS, BBR 2008b, S. 31, Franz 2001a, S. 24-34; Penske 2005, S. 229-230. 
153 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 65-66. 
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Die von den Projektteilnehmern geäußerten Vorbehalte gegenüber dem Wohnen in der Innen-
stadt haben unterschiedliche Erfahrungshintergründe und Gegenstände. Sie reichen von Vorbe-
halten gegenüber dem Innenstadtgebiet (Grünraumversorgung154 Bebauungsdichte155, Park-
platzangebot, Lärmbelästigung etc.) und den gründerzeitlichen Altbauwohnungen allgemein 
(Wohnungsgröße, Raumproportionen, Miet- und Betriebskosten156 etc.) bis zur Sozialstruktur der 
Nachbarschaft (beispielsweise Haushalte mit geringem Einkommen). Bis auf eine Ausnahme 
führte die Projektteilnahme bei Personen mit Vorbehalten nicht dazu, dass diese vollständig 
ausgeräumt wurden. Allerdings ließ sich im Einzelfall beobachten, dass diese Projektteilnehmer 
ihre Vorbehalte in einzelnen Punkten revidierten und unerwartete Qualitäten in der Probewohn-
situation entdeckten.157 Dies war auch bei einem Projektteilnehmer der Fall, der den Stadtteil 
Innenstadt als Wohnort kategorisch ablehnte. Bei ihm führten die Projekterfahrungen zu keiner 
Einstellungsänderung, allerdings zu einer deutlich differenzierteren Argumentation bei der Dar-
legung seines Standpunktes. Sämtliche Vorbehalte gegenüber dem Wohnen in der Innenstadt 
                                                
154 Eine Projektteilnehmerin aus einer Großwohnsiedlung am Stadtrand einer anderen sächsischen Stadt 
gab Vorbehalte gegenüber einer bürgerlichen Wohnklientel an, wie sie es aus den Innenstadtbereichen 
ihres regulären Wohnortes kannte. Ihre Projektteilnahme war dem Umstand geschuldet, dass das 
Gebäude, in dem sie wohnte, im Rahmen des Bund-Länder-Programms Stadtumbau Ost abgerissen 
werden sollte. Das größte Unbehagen verband sie später mit dem ihres Erachtens fehlenden Grün in 
der Görlitzer Innenstadt: „Das ist mir nämlich gleich [...] aufgefallen, da dachte ich: Wow, da ist meine 
Plattenbausiedlung aber grün gegen” Exzerpt DS3434_S4_Z32-33. Sie verwies darauf, dass die 
Wohnqualität in einer Großwohnsiedlung aus ihrer Sicht der eines gründerzeitlichen Altbaus in nichts 
nachstehe: „Das kann sicherlich hübsch sein, aber sicherlich werde ich am Ende [...] doch sagen: O. 
K., die Platte[nbausiedlung] ist es auch.” Exzerpt1DS3434_S4_Z35-36. Pfeil 2009, S. 66. 
155 Ein Ehepaar wohnte schon seit 30 Jahren in einer Plattenbausiedlung am Stadtrand von Görlitz und 
führte als Gründe für seine Vorbehalte gegenüber dem Stadtteil Innenstadt vor allem die hohe 
Bebauungsdichte gründerzeitlicher Wohngebiete an. Ein anderer Projektteilnehmer argumentierte 
zudem mit dem sichtbaren wirtschaftlichen Niedergang der Innenstadt seit der politischen Wende 1989. 
Zu DDR-Zeiten sei etwa die Berliner Straße eine belebte Geschäftsstraße gewesen, nun stünden hier 
viele Geschäftslokale leer: „Da oben ist es schon langsam wieder zappenduster.” Transkript 1ME0813_ 
S16_Z36. Bei beiden war zudem zu beobachten, dass sich bei jeglichem Anzeichen, die darauf 
hindeuteten, das Wohnen in der Plattenbausiedlung könnte in Frage gestellt werden, ein starker 
Widerstand formierte. Dieser ließ sich mit der langen Wohndauer in der Siedlung (Erstbezug) und einer 
starken sozialen Verwurzelung erklären. Umso bemerkenswerter erschien die Neugier und die 
Aufgeschlossenheit dieses Paares, trotz ihrer großen Vorbehalte am Modellvorhaben teilzunehmen: 
„[Wir] haben nicht das geringste Bedürfnis uns noch irgendwie zu verändern, jedenfalls nicht auf Dauer. 
Von dem Experiment Probewohnen mal abgesehen.” Transkript 1KE2020_S2_Z7-11. Pfeil 2009, S. 66. 
156 Ein anderer Projektteilnehmer führte vor allem vermeintlich hohe Mieten und zu erwartende hohe 
Nebenkosten (insbesondere Heizkosten) als Gründe für seine Vorbehalte an. Zwar hatte er zu einem 
früheren Zeitpunkt mit dem Gedanken gespielt, in den Stadtteil Innenstadt zu ziehen, doch aufgrund 
der genannten Gründe hatte er schließlich eine Wohnung in einer Plattenbausiedlung am Stadtrand 
von Görlitz gemietet. Obschon er erwerbstätig war, stand seine Entscheidung im engen Zusammen-
hang mit seiner früheren Arbeitslosigkeit. „Mir ging es eigentlich darum, dass mir das Arbeitsamt 
irgendwann mal, wenn man mal Hartz IV[ - Empfänger sein sollte], [...] dass mir dann niemand etwas 
anhaben kann.” Transkript 1WH4349_S3_Z39 bis S.4_6. Pfeil 2009, S. 66. 
157 So war es für einen Projektteilnehmer im Vorfeld nahezu ausgeschlossen, dass die vermeintlich hohen 
Räume gründerzeitlicher Altbauwohnungen gut zu beheizen sind. Die Heizungsanlage in der 
Probewohnung imponierte ihm dann sehr. „Da kann ich nicht meckern, die Heizung funktioniert hier 
bestens.” Transkript 2ME0813_S19_Z38. Pfeil 2009, S. 67. 
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konnten bei einer Projektteilnehmerin durch die Teilnahme am Projekt ausgeräumt werden.158 
Ihre Vorbehalte bezogen sich im Wesentlichen auf einen unzeitgemäßen hygienischen 
Standard.159 
Insgesamt zeigte sich, dass die Projektteilnahme bei Personen mit Vorbehalten eine 
Einstellungsänderung gegenüber dem gründerzeitlichen Stadtteil Innenstadt bewirken konnte. 
Vergleichbare Prozesse zeichneten sich bei Personen mit gewissen Vorurteilen gegenüber der 
Innenstadt ab. Auch hier war eine Einstellungsänderung möglich.160 
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
Der Erkenntnisgewinn durch die Projektteilnahme kann bei Projektteilnehmern mit Vorbehalten 
gegenüber dem gründerzeitlichen Stadtteil Innenstadt eine Einstellungsänderung bewirken. 
Ergebnisse Teil B: Erkenntnisgewinn Wohnsituation und persönliche Lebensgestaltung  
4. Auswirkungen des Wohnortes auf die Alltagsgestaltung 
Als „Experten des Alltags”161 setzten die Projektteilnehmer die neue Wohnsituation in Beziehung 
zur eigenen Lebenssituation. In Verbindung mit ihrer persönlichen Alltagsgestaltung lernten sie 
die Innenstadt aus einer für sie neuen Perspektive kennen. Durch den „probeweisen” Umzug in 
die Innenstadt veränderten sich der Tagesablauf, das Mobilitätsverhalten und die Handlungs-
muster im Stadtraum. Die Projektteilnehmer erweiterten ihr Wissen über die generelle Eignung 
der Wohnung und des Wohnumfeldes in der Innenstadt um das für sie persönlich „konkret 
Nützliche”.162 Dabei wurde ihnen die engen Wechselwirkungen zwischen der Alltagsgestaltung 
und dem Wohnort bewusst.  
Einige Projektteilnehmer bezogen sich hierbei auf die bereits erwähnten kurzen Wege in der 
Innenstadt.163 Es wurde erkannt, dass sich daraus auf mehreren Ebenen Auswirkungen auf die 
eigene Lebensgestaltung ergaben. Sofern sich der Weg zur eigenen Arbeitsstelle verkürzte, 
wurde die daraus resultierende Zeitersparnis als unmittelbarer Gewinn an frei verfügbarer Zeit164 
                                                
158 Im Detail äußerte sie sich hierzu wie folgt: „dass es dort so dunkel ist, manchmal kalt, vielleicht 
Pilz[befall] irgendwo, zum Beispiel im Treppenhaus, und dieser Geruch, manchmal stinkt es. Und so 
stelle ich mir die Wohnungen vor.” Transkript 1AA4242_S9_Z1-5. Pfeil 2009, S. 67. 
159 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 66-68. 
160 Diesen beschrieb ein Projektteilnehmer wie folgt: „Ich möchte es nicht missen, dass ich die Erfahrung 
gesammelt habe. Ich war mir im Vorhinein unschlüssig, ob man daran teilnehmen sollte, weil ich mir 
nicht sicher war, ob das wirklich etwas für mich ist, oder ob die [Stadt]wohnung […] was für mich ist. 
Ich bin aber eines Besseren belehrt worden. Und im Nachhinein muss ich sagen, ja also ich würde […] 
wahrscheinlich jetzt doch auch eine Stadtwohnung nehmen, muss ich so sagen.” Transkript 
2UE6058_S30_Z8-21. 
161 Habermas 1968, S. 460-461. 
162 Hahn 2008, S. 214. 
163 „Ja also erstens merkt man natürlich die kurzen Wege, speziell jetzt aus unserer Situation kommend, 
ist das also das einschneidendste Merkmal, weil man plötzlich alles zu Fuß erreichen kann.” Transkript 
2HB3738_S1_Z6-10. 
164 Ein Projektteilnehmer, der am Stadtrand wohnt, in der Innenstadt arbeitete und kein Auto besaß, 
beschrieb diesen Umstand exempl. für andere Projektteilnehmer folgendermaßen: „Hier brauche ich 
nicht so zeitig aufstehen. Das ist das Gute an der Sache […] Vom Weg her finde ich das eigentlich 
nicht schlecht. Zack ist man fast da.” Transkript 2WH4349_S26_Z2-23. 
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und Lebensqualität165 gesehen. Es wurde den Projektteilnehmern bewusst, dass sich aufgrund 
der zentralen Lage und der fußläufigen Erreichbarkeit von Gastronomie, Versorgungsangebot 
kulturellen und der sozialen Einrichtungen, mit dem Wohnortwechsel auch die Inhalte der 
Freizeitgestaltung änderten. So waren beispielsweise Aktivitäten am Abend möglich, die sonst 
wegen der zeitaufwändigeren längeren Wege ausgeschlossen waren.166 Aufgrund des 
Zeitgewinns wurde die Alltagsgestaltung als flexibler wahrgenommen und die äußeren 
Rahmenbedingungen wurden als weniger einschränkend empfunden.167 Die Selbstbestimmtheit 
und ein geringerer Organisationsaufwand waren bei Familien mit Kindern, die regulär in 
Außenbezirken der Stadt wohnten, besonders prägnant. Hier wurde die Unabhängigkeit vom 
Auto und von der Terminplanung der übrigen Familienmitglieder positiv hervorgehoben.168 Die 
beschriebenen Freiheiten wurden auch mit sozialen Vorteilen in Verbindung gebracht, die den 
Projektteilnehmern nicht in allen Fällen im Vorfeld bewusst waren. Hierbei wurde beispielsweise 
auf zufällige Begegnungen und spontane Besuche von oder bei Freunden verwiesen.169 Ganz 
besonders traf dies bei Kindern zu. Im Umkehrschluss wurde von den Eltern erkannt, dass der 
Wohnort die soziale und persönliche Entwicklung der Kinder mitbestimmt.  
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
Über die Teilnahme am Projekt Probewohnen lassen sich die Zusammenhänge von persönlicher 
Alltagsgestaltung und Wohnort vermitteln. 
5. Erkenntnisgewinn für die Wohnortwahl 
In der veränderten Wohnsituation setzten sich die Projektteilnehmer bewusst mit den eigenen 
Wohnbedürfnissen und -präferenzen auseinander. Meist waren es unerwartete Beobachtungen 
oder Ereignisse, die eine Reflexion über die persönlichen Bedürfnisse auslösten. Die 
angesprochenen Themen reichten von individuellen Präferenzen hinsichtlich bestimmter 
Eigenschaften der Wohnsituation,170 über das familiäre und nachbarschaftliche 
                                                
165 Transkript 2HE3540_S22_Z3-17. 
166 Transkript 2WH4349_S18_Z12-17. 
167 Eine Projektteilnehmerin, die außerhalb von Görlitz wohnte und jeden Tag mit dem Auto in die Stadt 
pendelte, formulierte treffend: „Ich bin sonst immer später zuhause, ich hab weniger Zeit sage ich mal, 
gerade mit dem hin und her Weg […] Man kann seine Zeit freier einteilen, man kann sich kurzfristig 
entschließen, vielleicht doch noch andere Sachen [ein]zu holen oder den Abend anders zu planen, als 
man es vielleicht vorgesehen hat. Das sehe ich eigentlich so als Hauptgrund […], dass man dann freier 
entscheiden kann, was man dann noch so erledigt [...] oder ob man jetzt noch essen geht oder 
irgendwas Diverses.” Transkript 2UE6058_S17_Z22-38. 
168 „Und ich habe es natürlich auch diese Woche total ausgenutzt, in der Stadt shoppen zu gehen und 
merke schon, dass das auch absolute Vorteile hat, wenn ich also nicht bloß einmal in der Woche in der 
Stadt bin und dann wirklich auf die Uhr gucken muss, weil ich dann wieder zu Hause sein muss, wegen 
Stillen oder einem anderen Termin oder weil das Auto wieder da sein muss.” 1WT4951a_S5_Z5-12. 
169 Im Hinblick auf die Rückkehr in die reguläre Wohnsituation im ländlichen Raum benannte eine Mutter: 
„Das war so eine Episode mit dem Probewohnen, eine schöne. Ich denke für die Kinder wird es 
möglicherweise vielleicht sogar problematisch, dass sich die Kontakte dann plötzlich wieder schwieriger 
gestalten als jetzt. Ich denke, die haben auch ihre Selbständigkeit plötzlich ganz neu entdeckt. Also zu 
sagen: ,Ich geh mal los' und dann gehen sie eben los und können auch losgehen und finden sich 
zurecht, wissen Bescheid.” Transkript 2HB3738_S22_Z34 bis S24_Z15. 
170 So war eine Projektteilnehmerin selbst überrascht, dass sie den Ausblick auf die gegenüberliegende 
Bebauung in der Wohnung in der Innenstadt nur schwer ertragen konnte: „Ich hätte nicht gedacht, dass 
268  5 Leerstand nutzen – Fallstudie in Görlitz 
 
Zusammenleben,171 bis hin zu den Gefühlswelten172 der Projektteilnehmer. Diese Erkenntnisse 
erwiesen sich insbesondere für Personen mit Umzugsplänen hilfreich, um zu einer Entscheidung 
zu kommen. 
Mit dem Modellvorhaben PW wurde das Ziel verfolgt, die Wohnqualität in einem Innenstadtgebiet 
mit einem hohen Leerstand aus Sicht unterschiedlicher Zielgruppen zu erheben. Die 
Projektteilnehmer sollten weder zu einem Umzug in die Innenstadt bewegt werden, noch war die 
Teilnahme direkt an Umzugspläne der Projektteilnehmer geknüpft. Projektteilnehmer mit 
Umzugsplänen sollten aber durch die Teilnahme in die Lage versetzt werden, eine bewusste und 
souveräne Wohnstandortentscheidung zu treffen. Im Projektverlauf zeigte sich, dass ein großer 
Teil der Projektteilnehmer (23 von 31 Personen) Umzugspläne besaß, die meist einen wichtigen 
Beweggrund für die Projektteilnahme darstellten. Allerdings gaben sie nur in Einzelfällen dezidiert 
den Stadtteil Innenstadt als „Wunschwohnort” an.173 Hinsichtlich der Umzugspläne ließen sich die 
Projektteilnehmer drei Gruppen zuordnen:  
1.  Personen mit Umzugsabsichten waren fest zu einem Umzug in absehbarer Zeit entschlossen 
und hatten ggf. schon mit vorbereitenden Maßnahmen (etwa Wohnungsbesichtigungen) 
begonnen.174 
2.  Personen mit Umzugsüberlegungen konnten sich kurz- oder mittelfristig einen Umzug 
vorstellen. Konkreten Umzugsabsichten standen in ihrem Fall aber individuelle Gründe 
entgegen. Auslöser der Umzugsüberlegungen waren vorwiegend die Unzufriedenheit mit 
ihrer regulären Wohnsituation oder eine sich abzeichnende Veränderung der beruflichen, 
                                                
mich das so bedrückt, dass ich keinen Ausblick [auf den Himmel] habe, das hätte ich nicht erwartet, ich 
glaube, da könnte ich Depressionen kriegen.” Exzerpt2ED1317_S2_Z21-22. Obwohl ihr die Wohnung 
ansonsten gut gefiel, konnte sie sich aus diesem Grund nicht vorstellen, dauerhaft in der Wohnung zu 
wohnen. Sie war sich im Vorfeld der Projektteilnahme über den Stellenwert dieses Kriteriums und ihr 
Bedürfnis nach einem freien Ausblick nicht bewusst.  
171 Besonders anschaulich ist auch die Erkenntnis eines Projektteilnehmers zu seinen Vorstellungen vom 
familiären Zusammenleben: „In unserer jetzigen [gemeint ist die reguläre] Wohnung spielt sich das 
Leben größtenteils in unserer Wohnküche ab, also Küche und Wohnzimmer und […] der Kleine ist auch 
dort und wir sind immer, haben immer miteinander zu tun und die Kommunikation funktioniert 
hervorragend. In der [Innenstadt] Wohnung gibt’s mehr Räume und das ist eine wunderbare Vorlage, 
um sich aus dem Weg zu gehen […] Also es ist ein anderes Miteinander.” Er konnte seine Vorstellungen 
vom familiären Zusammenleben in der Wohnung nicht verwirklichen und führte dies auf den Grundriss 
der Wohnung zurück. Der Projektteilnehmer, den Umzugspläne beschäftigten, benannte aufgrund 
dieser Erfahrungen eine große Wohnküche als Hauptkriterium für die spätere Wohnungssuche. 
Transkript 2KI4044_S2_Z7-35. 
172 Ein letztes Beispiel macht die emotionale Komponente deutlich, die der Bedürfniswahrnehmung 
zugrunde liegen konnte. Eine Projektteilnehmerin erkannte die emotionale Bindung an ihren derzeitigen 
Wohnort (H.) erst während der Projektteilnahme. „Also ich finde H. einfach besser, das hätte ich nie 
gedacht. Jeder dem man das erzählt, sagt, also das kann ja wohl nicht wahr sein. Dadurch, dass ich 
über 30 Jahre in H. wohne, […] gefällt mir das eigentlich in meiner Plattenwohnung besser, was 
komisch ist. Ich habe gemerkt, dass ich in H. durch die langen Jahre, die ich dort lebe, doch ziemlich 
verwurzelt bin.” Angesichts dieser Erkenntnis räumte sie dem Verbleiben im eigenen Quartier beim 
geplanten Umzug eine Priorität ein. Exzerpt DS3434_S13_Z10-16. 
173 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 71. 
174 Pfeil 2009, S. 71. 
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familiären oder persönlichen Situation. Als größtes Hemmnis für einen Umzug wurden häufig 
die damit verbundenen finanziellen Aufwendungen angesehen.175 
3.  Personen ohne Umzugspläne waren Personen, die weder Umzugsabsichten hatten noch 
Umzugsüberlegungen anstellten.176 
Insgesamt erwies sich die Projektteilnahme als geeignete Entscheidungshilfe für die 
Projektteilnehmer mit Umzugsplänen, die konkrete Umzugsabsichten hatten oder 
Umzugsüberlegungen anstellten. Diese nahmen das Modellvorhaben PW sehr positiv auf. Sie 
konnten sich aufgrund der Projektteilnahme besser vorstellen, wie es wäre in die Innenstadt zu 
ziehen.177 Die Bedeutung der Projekterfahrungen für die Entscheidungsfindung wird an dem 
Erlebniswert mit seinen sinnlichen und affektiven Komponenten festgemacht. Die Projekt-
teilnehmer erhalten so Informationen über die Konsequenzen eines Wohnortwechsels, die über 
rational vermittelbares Wissen weit hinausgehen. 
Aufgrund der Erfahrungen konnten sich die Umzugspläne konkretisieren oder auch auf einen 
späteren Zeitpunkt verschieben. In den meisten Fällen fühlten sich Personen mit Umzugsplänen 
durch die Projekterfahrungen in ihrem Entschluss umzuziehen bestätigt. Vier Projektteilnehmer, 
die vor der Teilnahme einen Umzug in die Innenstadt in Erwägung zogen, setzten ihre 
Umzugspläne noch während der Laufzeit des Modellvorhabens PW um.178 Hier haben die 
Projekterfahrungen den Entschluss umzuziehen bestärkt und Handlungskonsequenzen 
ausgelöst. Eine andere Projektteilnehmerin aus einer Großwohnsiedlung, die im Rahmen des 
Projektes zum ersten Mal in einem Gründerzeitgebäude wohnte, begab sich aktiv auf Wohnungs-
suche. In diesem Fall wurden aus vagen Umzugsüberlegungen feste Umzugsabsichten. Dies 
ging mit einer Verschiebung der Prioritäten bei der Wohnungssuche einher.179 Dass die 
Projekterfahrungen den Projektteilnehmern eine andere Qualität an Information vermitteln als die 
reine Abwägung rationaler Argumente für oder gegen einen Umzug, veranschaulicht auch das 
                                                
175 Pfeil 2009, S. 71. 
176 Pfeil 2009, S. 72. 
177 Eine Projektteilnehmerin, deren jüngere Kinder den Umzugsplänen der Eltern vor der Projektteilnahme 
kritisch gegenüberstanden, beschrieb den Erfahrungsprozess wie folgt: „Aber ich sag, erzählen kann 
man immer viel, erzählen wie wir das früher so erlebt haben in der Stadt, aber wenn die Kinder das 
dann mal so erleben können wie jetzt eben mit dem Probewohnen, ist das natürlich optimal.” Transkript 
2CR4548_S6_Z18-32. Ein anderer Teilnehmer antwortet auf die Frage, inwieweit sich seine 
Erwartungen an die Projektteilnahme erfüllt haben: Unsere Erwartungen „haben sich, würde ich sagen, 
schon erfüllt, weil uns Einiges jetzt einfach klarer ist. Wo wir sagen, wenn wir reinziehen [in die 
Innenstadt] und uns auf Wohnungssuche begeben, dann haben wir jetzt ein klareres Bild, auf was wir 
Wert legen. Und bei ein paar Sachen muss man einfach Kompromisse eingehen. […] Wir sind jetzt 
noch nicht soweit, dass wir sagen [können], was also oberste Priorität hat, außer das mit den Straßen, 
also keine Hauptverkehrsstraße, kein Kopfsteinpflaster, […] aber es wird uns auf jeden Fall helfen bei 
der Entscheidung, die dann kommt.” Transkript 2WT4950a_S21_Z36 bis S23_Z16. 
178 Teilnehmer CR4548, HB3738, KI4044 und WT4951. 
179 Pfeil 2009, S. 72. Aufgrund der Projektteilnahme haben sich die Prioritäten dieser Projektteilnehmerin 
bei der Wohnungssuche verschoben. Vor der Projektteilnahme war ein möglichst günstiger Mietpreis 
ihr entscheidendstes Kriterium. Anschließend stellt sie fest: „Aber jetzt bin ich [...] so weit, dass ich 
sage: Naja – ganz so billig auch nicht. Ein bisschen Lebensqualität willst Du doch haben.” Transkript 
3HE3540_S13_Z14-16. 
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Beispiel eines älteren Ehepaars,180 das altersbedingt Umzugspläne hat. Es verspricht sich von 
einem Umzug in die Innenstadt die Sicherung der selbstbestimmten Alltagsgestaltung bis ins 
hohe Lebensalter. Dem Paar wurden während der Projektteilnahme die Konsequenzen eines 
Umzugs vom Eigenheim im ländlichen Raum in die Innenstadt bewusst. Sie erkannten vor allem 
die große persönliche Herausforderung, die sich mit der neuen Alltagsgestaltung und mit der 
erforderlichen Neuorientierung am Wohnort im Falle eines Umzugs ergeben. In Anbetracht der 
Erfahrungen wurden die Umzugspläne bewusst aufgeschoben, um einer möglichen 
Überforderung, die sich aus dem organisatorischen Aufwand und der Orientierung im neuen 
Wohnumfeld ergeben könnte, bewusst vorzubeugen.181 
Insgesamt bewährte sich das Projekt als Entscheidungshilfe für Personen mit Umzugsplänen. Es 
wurde zudem deutlich, dass eine Vernetzung mit zusätzlichen Serviceangeboten gerade für 
ältere Personen vielversprechend ist. Berücksichtigt man den hohen Stellenwert, den gute 
nachbarschaftliche Beziehungen gerade in dieser Altersgruppe hatten, könnten sich über eine 
organisatorische Unterstützung hinausgehende Aufgaben im sozialen Bereich für die Eigentümer 
ergeben.182 
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
Der probeweise Wohnaufenthalt in der Innenstadt bewährt sich als Entscheidungshilfe für 
Personen mit Umzugsplänen.183 
Resümee 
In dem Projekt erwarben die Projektteilnehmer vielfältige Erfahrungen. Sie nahmen während des 
probeweisen Wohnortwechsels die Perspektive eines Innenstadtbewohners ein und konnten ihr 
Meinungsbild vom Wohnen in einem gründerzeitlichen Stadtteil überprüfen. In Verbindung mit 
ihrer persönlichen Alltagsgestaltung erschlossen sich die Projektteilnehmer die Görlitzer 
Innenstadt aus einer für sie neuen Perspektive. Dabei konnten sie ihr faktisches Wissen um eine 
affektive Komponente ergänzen. Die Projektteilnehmer setzten die neue Wohnsituation in 
Beziehung zur eigenen Lebenssituation und erkannten die Auswirkungen des Wohnortes auf den 
eigenen Lebensalltag. Die Erfahrungen während der Projektteilnahme brachten sie unmittelbar 
mit einem persönlichen Erkenntnisgewinn in Verbindung. So wurden sie als „Experten des 
Alltags”184 im Projektverlauf zu „Wohnexperten”. Wie die Erfahrungen im Einzelnen ausgelegt 
                                                
180 Ältere Projektteilnehmer sind Personen in der Altersphase, gemeint sind älteren Personen, die in einem 
Ein- oder Zwei-Personen-Haushalt leben. Diese Definition erfolgt nach dem 
Lebenszyklusphasenmodell nach Ipsen. Siehe Fußnote 219 in diesem Kapitel. 
181 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 73. Der verunsicherte Projektteilnehmer äußert sich wie folgt. „Das 
wollen wir aber (...) auch mit 70 noch vor uns herschieben”. Exzerpt_WE0003_S9_Z12. Eine andere 
Projektteilnehmerin in einer ähnlichen Situation beschreibt ihre Unsicherheit so: „Also wahrscheinlich 
ist es schon schwierig, so in unserem Alter, so die Umstellung, das habe ich mir auch so überlegt, das 
wäre schon so ein Kraftakt, ob man das noch schafft, das weiß ich nicht.” Exzerpt_2ED11317_S2_Z26-
28. 
182 Pfeil 2009, S. 136. Bspw. um für die Mieter die passende Hausgemeinschaft zu finden und sie im 
Anschluss an den Umzug bei der Neuorientierung am neuen Wohnort zu unterstützen. Ebd. 
183 Pfeil 2009, S. 71. 
184 Habermas 1968, S. 460-461. 
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wurden und welche Erkenntnisse die Projektteilnehmer aus ihnen zogen, war von der jeweiligen 
Person mit ihren Persönlichkeitsmerkmalen, ihren Einstellungen und ihrem bisherigen 
Erfahrungshintergrund abhängig. Dabei wurde die bewusste Auseinandersetzung mit dem 
Thema Wohnen in der Innenstadt (indirekt) durch die Befragung der Teilnehmer unterstützt. 
Durch das probeweise Wohnen in der Innenstadt erkannten die Projektteilnehmer ihre 
persönlichen Wohnbedürfnisse klarer und konnten die Eignung der Innenstadt als (eigenen) 
Wohnort besser beurteilen. Sie wurden für die Qualitäten des innerstädtischen Wohnortes 
sensibilisiert und zwar trotz wahrgenommener Defizite. Der Erkenntnisgewinn konnte zu 
Einstellungsänderungen führen und auch mit Handlungskonsequenzen verbunden sein. Dies 
wurde bei Personen mit Umzugsplänen besonders deutlich. Hier leistete die Projektteilnahme 
Entscheidungshilfe und lieferte zusätzliche Argumente für die Abwägung der Vor- und Nachteile 
bei der Wohnortwahl. 
5.2.3 Zwischenfazit 
Die vorgelegten Ergebnisse weisen auf die vielfältigen Chancen hin, die sich mit dem Projekt 
Probewohnen und allgemeiner mit einer projektbasierten Arbeitsweise in der Stadtentwicklung 
ergeben. Das im Rahmen des Projektes erworbene Erfahrungswissen betraf unterschiedliche 
Bereiche und reichte von Fachkenntnissen in der Stadtplanung über das praktische 
Arbeitshandeln bis zu Erkenntnissen über persönliche Vorstellungen und Vorlieben zum Wohnort. 
Zudem erwies sich das Projekt Probewohnen als ein erfolgreiches Instrument, um interessierten 
Bürgern die Chancen und Möglichkeiten des Wohnens in einem Gründerzeitgebiet anschaulich 
zu vermitteln. Dem projektbezogenen, persönlichen Erkenntnisgewinn wurde seitens der 
Projektpartner, und hier in besonderem Maße seitens der lokalen Projektpartner, ein hoher 
Stellenwert und große Praxisrelevanz eingeräumt. Die Projektteilnehmer erhielten zusätzliche 
Informationen über das Wohnen in der Görlitzer Innenstadt. Neben den generellen Vor- und 
Nachteilen der Innenstadt als Wohnort und den spezifischen Eigenschaften des untersuchten 
Görlitzer Gründerzeitgebietes, erkannten sie die möglichen Auswirkungen eines Wohnort-
wechsels auf ihre Alltagsgestaltung klarer und wurden sich ihrer persönlicher Wohnvorstellungen 
und Prioritäten stärker bewusst. Die neuen Erkenntnisse wurden bei der Reflexion ihrer 
Einstellung berücksichtigt. Einstellungsänderungen waren dabei am häufigsten zu Teilaspekten 
zu beobachten. Unabhängig von der konkreten Einstellung oder deren Änderung wurde durch die 
Projekterfahrungen die Argumentation der Projektteilnehmer bei der Darstellung ihrer Einstellung 
differenzierter. Auch wenn in den jeweiligen Einzelfällen nicht unbedingt eine vorbehaltlose 
Einstellungsänderung feststellbar war, so konnte doch gezeigt werden, dass die Projektpartner 
und Projektteilnehmer mit dem Projekt PW für die Wohnqualität und für die Belange des 
städtebaulichen Denkmalschutzes in Gründerzeitgebieten sensibilisiert wurden.  
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5.3 RAUMWIRKUNG DES LEERSTANDS 
In der Stadtplanung wird eine niedrige Leerstandsquote als Indikator für die Attraktivität eines 
Stadtteils und seiner Akzeptanz herangezogen.185 Über die Wechselwirkungen zwischen einem 
überdurchschnittlichen Leerstand und der Wohnqualität ist hingegen wenig bekannt. Die 
Auswirkungen des Leerstands in Innenstadtgebieten, sein Einfluss auf die Wohnumfeldqualität 
aus Sicht der Bürger und das Auslösen von möglichen Handlungskonsequenzen bei den Bürgern 
sind bislang kaum untersucht. Die Erhebung subjektiver Wohnumfeldbewertungen konzentriert 
sich üblicherweise auf die siedlungsstrukturellen Aspekte der Baustruktur und den baulichen 
Zustand, die Erreichbarkeit von Infrastruktureinrichtungen und die soziale Zusammensetzung der 
Nachbarschaft.186 Ein wesentlicher Unterschied zu diesem Vorgehen ist in der vorliegenden 
Arbeit, dass die Projektteilnehmer nicht ihren regulären Wohnort bewerten, sondern die im Projekt 
erprobte Wohnsituation in einem Gründerzeitgebiet.  
Im Zusammenhang mit dem Programm Stadtumbau Ost wurden die Auswirkungen von 
Stadtumbaumaßnahmen untersucht. Hier beschäftigten sich verschiedene Studien mit den 
sozialen Auswirkungen des Stadtumbaus und der Wahrnehmung der Umbaumaßnahmen aus 
Sicht der Bürger – insbesondere die Wahrnehmung von Abrissmaßnahmen in Großwohnsied-
lungen.187 Erste Ergebnisse zu der Wahrnehmung des Wohnungsleerstands in den Stadtumbau-
gebieten wurden im Jahr 2009 vorgelegt. Hier wurde jedoch nur punktuell zwischen 
Großwohnsiedlungen und Altbaugebieten differenziert. Im Ergebnis zeigte sich, dass weniger die 
leer stehenden Wohnungen, als die damit häufig verbundenen Auswirkungen auf das Stadtbild 
die Wohnsituation verschlechterten (beispielsweise aufgrund von Gebäudesicherungen in 
Vorbereitung von Abrissmaßnahmen). Der Leerstand wird in Stadtumbaugebieten als 
zweithäufigster Grund für eine negative Bewertung des Wohngebietes herangezogen.188 Stärker 
als der Leerstand wirkt sich der Umstand, dass andere Bewohner das Gebiet verlassen und 
                                                
185 Vgl. exempl. Kabisch 2002, S. 50-51. 
186 Einen Überblick hierzu für ost- und westdeutsche Städte im Vergleich gibt BBR 2006, S. 20-36. Im Jahr 
2004 wurde der Leerstand als Indikator für die Wohnumfeldbeschreibung in die laufende 
Raumbeobachtung der BBR aufgenommen. 
187 Vgl. Hannemann, Kabisch, Weiske 2002; Kabisch, Bernt, Peter 2004. Die Soziologen Kabisch, Bernt 
und Peter untersuchten in den Jahren 2001 bis 2003 am UFZ-Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle 
GmbH, die sozialräumlichen Folgen des Leerstands am Beispiel der Mittelstadt Weißwasser (~21.000 
Einwohner (2001), Sachsen). Betrachtet wurde der Stadtteil Weißwasser-Süd, eine Platten-
bausiedlung, in der knapp die Hälfte der Wohnungen zum Abriss vorgesehen war. Untersucht wurde 
die Sicht der Bewohner der Stadt und des Umbaugebietes. Auch wenn die Ergebnisse aufgrund der 
unterschiedlichen Eigenschaften des Wohnungsbestandes, des Wohnumfeldes, der Infra-
strukturversorgung und der sozialen Zusammensetzung der Bewohnerschaft nur bedingt auf 
Altbaugebiete übertragbar sind, sei an dieser Stelle auf ein Ergebnis hingewiesen: In der Fallstudie 
wurde die Verschlechterung der Wohnsituation von den Bewohnern unter anderem am zunehmenden 
Leerstand festgemacht. Dies betraf vor allem ein Gebiet, in dem „in Vorbereitung bevorstehender 
Abrisse Türen und Fenster der leeren Gebäude zugenagelt, das Umfeld dieser Gebäude nicht mehr 
gepflegt [wurde]. In dieser Phase entsteht eine Gemengelage aus Leerstand, Vandalismus, Schmutz 
und Ungepflegtheit. Das Umfeld noch bewohnter Häuser in der Nähe wird erheblich beeinträchtigt”. 
Ebd. S. 113. 
188 BMVBS, BBSR 2009a, S. 13. 
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niemand zuzieht, auf die Beurteilung des Wohngebietes aus.189 Der Leerstand wird hier zum 
Sinnbild der wegziehenden Haushalte, einer sinkenden Nachfrage nach dem Wohnen in dem 
Wohngebiet, des abnehmenden sozialen Lebens und der geringen Zukunftsaussichten.  
Erste Ergebnisse zum Einfluss des Leerstands auf Wohnstandortentscheidungen und als 
Auslöser für Umzugsdynamiken legte Föbker für die Stadt Wilhelmshaven (Stadtumbau West) 
vor.190 Sie untersuchte unter anderem die Südstadt, ein Gründerzeitgebiet mit Blockrand-
bebauung, das die höchste Leerstandsquote in der Stadt (teilweise >15 Prozent, 2004) sowie 
große soziale Probleme und bauliche Missstände zu verzeichnen hatte. Hier war der Leerstand 
kein Grund für einen Wegzug, wenn der Vermieter die Nutzbarkeit des Gebäudes aufrecht-
erhielt.191 
Die städtebaulichen Auswirkungen des Leerstands und seine Bedeutung für die Wohnqualität im 
Quartier sind Gegenstand der nachfolgenden Betrachtung eines Gründerzeitgebietes im Stadtteil 
Innenstadt in Görlitz. In dem Stadtteil mit der höchsten Leerstandsquote in der Stadt 
(27,9 Prozent) tritt der Leerstand vermehrt in dem Untersuchungsgebiet Westliche Innenstadt auf: 
Hier stehen 46 Prozent der Wohnungen leer. Die Fallstudie illustriert die generellen Tendenzen 
und die städtebauliche Dimension, die der Leerstand in ostdeutschen Innenstadtgebieten haben 
kann. In einer Stadtraumanalyse werden städtebauliche Qualitäten und Defizite aufgezeigt und 
in Beziehung zum Wohnungsleerstand, seiner Größenordnung und räumlichen Verteilung im 
Quartier gesetzt (Kap. 5.3.1). Über die Auswirkungen des Leerstands auf die Wohnqualität geben 
die Befragungen im Modellvorhaben PW und im Projekt PW2 Auskunft (Interviews und 
Fragebögen; s. Kap. 5.3.2). Die Ergebnisse aus beiden Untersuchungsperspektiven, werden in 
einem Zwischenfazit zusammengeführt. 
5.3.1 Perspektive Stadtplanung 
Das untersuchte einfache Gründerzeitgebiet bildet den westlichen Teil des Stadtteils Innenstadt. 
Es entstand im Wesentlichen im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts.192 Das Quartier im erstreckt 
sich trapezförmig zwischen Hauptbahnhof und Altstadt. Es liegt in unmittelbarer Nähe zum 
Hauptbahnhof und den innerstädtischen Hauptversorgungseinrichtungen für Handel und 
Dienstleistung und umfasst verschiedene kulturelle und soziale Ankernutzungen von gesamt-
städtischer Bedeutung wie die Stadtbibliothek.193 Das Quartier kennzeichnen 19 Baublöcke in 
nahezu geschlossener gründerzeitlicher Blockrandbebauung mit vielfältigen Platzanlagen. Im 
Stadtteil Innenstadt gelegen, gehört das Quartier in Teilbereichen den förmlich festgelegten 
Sanierungsgebieten „Gründerzeitviertel” und „Innenstadt Ost/Brückenpark” sowie dem EFRE-
Gebiet „Stadtmitte-Neißeufer” an (Abb. 44). Erwähnenswert ist, dass sich in dem größten 
                                                
189 BMVBS, BBSR 2009a, S. 13. 
190 Föbker 2008. 
191 Föbker 2008, S. 167. 
192 Mit der zunehmenden Bauintensität entschloss sich die Stadt Anfang der 1870er Jahre zu 
Geländemaßnahmen, zum Straßenbau und zur Parzellierung der Grundstücke im Bereich der heutigen 
Krölstraße. Damit wurde ein entscheidender Entwicklungsimpuls für die anschließende Bebauung 
gesetzt, die bis Anfang der 1900er Jahre andauerte. Bednarek 1991, S. 78-81. 
193 Pfeil 2009, S. 106. 
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Abb. 44: Förderkulissen im Untersuchungsgebiet Westliche Innenstadt in Görlitz. Quelle: Pfeil 2009, S. 
84-85 (Unter Verwendung von Planunterlagen der Stadt Görlitz 2008, Stadtplanungs- und 
Bauordnungsamt Stadt Görlitz.). 
Gründerzeitblock mit 52 Gebäuden, der zwischen Löbauer Straße, Krölstraße, Bahnhofstraße 
und Landeskronstraße liegt, eine Eigentümerstandortgemeinschaft gebildet hat.194 
Im Norden bilden die Rauschwalder Straße und die Bautzener Straße die Quartiersgrenze. Hier 
geht die geschlossene Blockrandbebauung in eine offene Bauweise über. Das nach Norden 
anschließende Gebiet wird überwiegend von Fabrik- und Gewerbeeinheiten geprägt. Im 
Nordosten grenzt das Quartier an den Demianiplatz – räumliches Bindeglied zum Stadtteil 
„Historische Altstadt” und Standort von Stadttheater und Kaisertrutz (Teil der ehemaligen 
Stadtbefestigung). Die Berliner Straße als innerstädtische Haupteinkaufsstraße mit zahlreichen 
Geschäften für den täglichen und periodischen Bedarf begrenzt das Quartier im Südosten. 
Jenseits der Berliner Straße schließt sich eine hochwertige repräsentative Gründerzeitbebauung 
an. Im Südwesten bildet die Eisenbahntrasse die Grenze des Quartiers. Jenseits der Trasse liegt 
der gründerzeitliche Stadtteil Südstadt.195 
  
                                                
194 Die Eigentümerstandortgemeinschaft (ESG) Görlitzer Gründerzeitviertel e. V. setzt sich für die 
Verbesserung der Wohnqualität und des Quartiersimages des benannten Baublocks ein. Die ESG 
wurde als Modellvorhaben im gleichnamigen ExWoSt-Forschungsfeld gefördert (2009-2011) und 
konnte dank dessen verschiedene Maßnahmen zur öffentlichen Durchwegung und zur Umgestaltung 
des Blockinnenbereichs umsetzen. Vgl. Aye, Köhler 2011. 
195 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 78-79. 
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Fließender und ruhender Verkehr 
Von dem kreisrunden Brautwiesenplatz mit Verkehrsinsel und Baumbestand gehen 
strahlenförmig sechs Straßen ab. Es handelt sich um einen hochfrequentierten Verkehrs-
knotenpunkt von gesamtstädtischer Bedeutung. Hier kreuzen sich die Bundesstraße B 99 (Am 
Brautwiesentunnel/Cottbuser Straße) und die Hauptverkehrsstraße S 125 (Brautwiesenstraße 
/Bahnhofstraße). Erstere führt in südliche Richtung nach Zittau und in der nördlichen Verlän-
gerung zur Autobahn (A4 Richtung Dresden/Breslau) und nach Cottbus. Letztere bildet in 
westliche Richtung die Verbindung zur Rauschwalder Straße (Richtung Reichenbach, Löbau, 
Ebersbach) und in östliche Richtung die Hauptzufahrt in die Görlitzer Innenstadt und zum 
Grenzübergang nach Polen bzw. in die polnische Nachbarstadt Zgorzelec. Zudem münden die 
Quartierstraßen Landeskronstraße und die Spremberger Straße in den Brautwiesenplatz.196 
Ein weiterer Verkehrsplatz besitzt zwar städtebauliche Qualitäten, aber wenig Aufenthaltsqualität: 
Der rechteckige Otto-Buchwitz-Platz mit seinen windmühlenartig abgehenden Straßen 
(geschlossener Raumeindruck) verbindet die beiden Hauptverkehrsstraßen Krölstraße und 
Luisenstraße und wird ebenfalls von der baumbestandenen Verkehrsinsel geprägt.197 
Die innere Erschließung des Quartiers erfolgt über verkehrsberuhigte Quartiers- und Anlieger-
straßen, die zumeist die Krölstraße queren. In einigen Fällen, beispielsweise an der Löbauer 
Straße und der Landeskronstraße, wurden verkehrsberuhigende Maßnahmen durch Tempo-
einschränkungen eingerichtet. Straßenraumbegleitende Begrünungen erstrecken sich entlang 
der Brautwiesenstraße, Bahnhofstraße und Rauschwalder Straße. Zudem wurden mit einzelnen 
Baumbepflanzungen im Kreuzungsbereich Löbauer Straße/Landeskronstraße und Leipziger 
Straße/Landeskronstraße weitere Grünakzente im Straßenraum gesetzt. Die Berliner Straße 
sowie der nordöstliche Teilbereich der Salomonstraße sind Fußgängerzone und verbinden den 
Bahnhof mit dem Postplatz. Die Berliner Straße ist zudem durch die städtischen 
Straßenbahnlinien 2 und 3 an das öffentliche Verkehrsnetz angeschlossen.198 
Das Parken im Quartier findet bis auf wenige Ausnahmen – gemeint sind Stellplätze auf privaten 
Freiflächen oder in Hinterhöfen – im öffentlichen Straßen- und Platzraum statt. Der ruhende 
Verkehr ist in unterschiedliche Kategorien unterteilt. Zur Sicherung der Parkierungsflächen für die 
Anwohner wurden innerhalb des Quartiers Zonen mit Bewohnerparkausweisen eingerichtet. In 
einigen Bereichen, insbesondere in unmittelbarer Nähe zur innerstädtischen Versorgungsachse 
Berliner Straße, ist sowohl das Anwohnerparken als auch das kostenpflichtige Parken mit 
Parkschein möglich.199 
  
                                                
196 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 92. 
197 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 79. 
198 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 92-93. 
199 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 93. 
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Abb. 45: Qualitäten und Defizite im öffentlichen Raum im untersuchten Gründerzeitgebiet Westliche 
Innenstadt. a) Punktueller Baumbestand in der Löbauer Straße, b) Begrünter Lutherplatz mit Spielplatz 
und einem hochwertigen Baubestand, c) Salomonstraße mit einem hohen Sanierungsrückstand, d) 
Nicht angenommene Freiraumgestaltung mit Wasserspiel am Leipziger Platz. Quelle: Pfeil 2009, S. 
100, 107. 
Öffentliche Frei- und Grünräume  
Neben dem Brautwiesenplatz und Otto-Buchwitz-Platz verfügt das Quartier über weitere 
öffentliche Plätze und Grünflächen. Parkanlagen oder Grünräume mit gesamtstädtischer 
Funktion sind nicht vorhanden.200 Der größte Platz im Quartier ist der Lutherplatz (Abb. 45b). Das 
städtebauliche Ensemble umfasst eine neu gestaltete Freifläche (2008) die von drei 
Straßenzügen mit einer geschlossenen gründerzeitlichen Wohnbebauung räumlich gefasst und 
im Nord-Osten von freistehenden Sonderbauten mit Grünanlagen geprägt wird (Lutherkirche, 
Altenpflegeheim).201 Das Areal zwischen Lutherplatz und Jochmannstraße bildet die größte 
öffentliche Grünfläche im Quartier mit einem großen Baumbestand (Neupflanzung im Jahr 2008) 
und Spielbereichen für Kinder. In unmittelbarer Nähe zum Lutherplatz befindet sich in der nord-
westlichen Verlängerung der Leipziger Straße ein kleiner Quartiersplatz (Abb. 45d). Der 
                                                
200 Die nächstgelegenen Grünanlagen mit gesamtstädtischer Bedeutung, der Stadtpark und der 
Ölberggarten, sind in rund 20 Minuten fußläufig erreichbar. Pfeil 2009, S. 92. 
201 Pfeil 2009, S. 79. 
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baumbestandene Leipziger Platz ist mit einem modernen Wasserspiel und Sitzelementen sowie 
mit einer Fläche für Skater ausgestattet. Aufgrund von Gestaltungsdefiziten wird er jedoch von 
der Bevölkerung schlecht angenommen. Ähnlich verhält es sich mit dem Sonnenhof. Die 
öffentliche Grünanlage mit einem Spiel-, Freizeit- und Rückzugsbereich liegt im Inneren des 
Baublocks Krölstraße/Mittelstraße/Bautzener Straße/Jochmannstraße.202 
Nutzungsstruktur und Infrastruktureinrichtungen 
Eine Nutzungsmischung von Wohnen, Handel, Gewerbe und Handwerk, wie sie ursprünglich 
typisch für gründerzeitliche Quartiere war, ist nur noch in Teilbereichen vorhanden. Leer stehende 
Ladenlokale in den Erdgeschossen weisen auf Funktionsverluste im Gewerbebestand hin und 
die Leerstandsquote hat einen problematischen Stand erreicht.203  
Die wichtigsten Versorgungseinrichtungen des täglichen Bedarfs bilden zwei Discountermärkte 
an der Bahnhofstraße und an der Dresdener Straße. Die Berliner Straße, Süd-Ost-Begrenzung 
des Quartiers, übernimmt mit den angrenzenden Bereichen (Salomonstraße, Postplatz und 
Demianiplatz) eine wichtige Versorgungsfunktion für den täglichen und periodischen Bedarf. 
Innerhalb des Quartiers ist das Angebot an Läden gering. Nur entlang der Landeskronstraße sind 
weitere Einzelhandelsnutzungen angesiedelt. Auch gastronomische Einrichtungen sind innerhalb 
des Quartiers nur vereinzelt vorhanden. Verschiedene kleine und mittlere Gewerbe-, Handels- 
und Dienstleistungsbetriebe haben sich insbesondere an der Dresdener Straße und an der 
Cottbuser Straße niedergelassen. Die Vielzahl an leer stehenden Ladenlokalen an der 
Brautwiesenstraße und an der Landeskronstraße geben Hinweise auf deren frühere Funktion als 
zentrale Versorgungsachse.204 
Öffentliche Infrastruktureinrichtungen mit sozialem, kulturellem, kirchlichem und gesellschaft-
lichem Hintergrund befinden sich im Quartier vornehmlich an zwei Standorten. Eine 
Konzentration, insbesondere von Altenpflege- und Kindertageseinrichtungen, tritt rund um den 
Lutherplatz auf. Eine Kindertageseinrichtung auf der Mittelstraße ergänzt das gute Angebot an 
sozialen Einrichtungen. Im Areal um den Lutherplatz sind außerdem die Stadtbibliothek sowie die 
Lutherkirche und die Freikirche der Adventgemeinde angesiedelt. Mit dem Fotomuseum verfügt 
das Quartier über eine weitere kulturelle Einrichtung von gesamtstädtischer Bedeutung. Am 
südlichen Quartiersrand befinden sich die Einrichtungen der Berufsfeuerwehr Görlitz und der 
Polizeidirektion. Am Postplatz ist zudem das Görlitzer Amtsgericht ansässig. Schul- und 
Bildungseinrichtungen sind innerhalb des Quartiers nicht vorhanden. Verschiedene Schulein-
richtungen an nahegelegenen Standorten (beispielsweise auf der Schulstraße) gleichen diese 
Defizite aber aus. Das eher begrenzte Angebot an kulturellen Einrichtungen im Quartier wird 
durch ein breites Kulturangebot (Museen, Kinos, Theater) in den unmittelbar angrenzenden 
Bereichen ergänzt.205 
                                                
202 Gesamter Absatz bis auf abweichende Angaben: Pfeil 2009, S. 92. 
203 Pfeil 2009, S. 93. 
204 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 93. 
205 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 93. 
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Abb. 46: Gebäudezustand Westliche Innenstadt (Stand 2007). Die Darstellung erfolgte auf der Grundlage 
der Stärken-Schwächen-Analyse 2007 und des Hausnummernplans der Stadt Görlitz, Stadtplanungs- und 
Bauordnungsamt Stadt Görlitz, 2008. Quelle: Pfeil 2009, S. 88-89. 
 
Abb. 47: Wohnungsleerstand Westliche Innenstadt (Stand 2007). Die Darstellung erfolgte auf der 
Grundlage der Stärken-Schwächen-Analyse 2007 und des Hausnummernplans der Stadt Görlitz, 
Stadtplanungs- und Bauordnungsamt Stadt Görlitz, 2008. Quelle: Pfeil 2009, S. 90-91. 
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Abb. 48: Raumqualitäten und Potenziale Westliche Innenstadt. Die Darstellung erfolgte auf der 
Grundlage des Hausnummernplans der Stadt Görlitz, Stadtplanungs- und Bauordnungsamt, 2008. Quelle: 
Pfeil 2009, S.110-111. 
 
Abb. 49: Raumdefizite Westliche Innenstadt. Quelle: Pfeil 2009, S. 112-113 (auf der Grundlage des 
Hausnummernplans der Stadt Görlitz, Stadtplanungs- und Bauordnungsamt, 2008). 
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Gebäudezustand und Wohnungsleerstand  
Die Wohnnutzung ist die vorherrschende Nutzung im Quartier. Insgesamt sind etwa 70 Prozent 
der Wohngebäude saniert oder teilsaniert (Abb. 50).206 Einen hohen Anteil an sanierten 
Gebäuden weist die Blockrandbebauung am Demianiplatz, am Postplatz und an der „unteren” 
Berliner Straße (nördlich der Hospitalstraße) auf. Auch die Bausubstanz im Bereich des 
Lutherplatzes ist zum Teil bereits hochwertig saniert. Einen guten Sanierungsstand besitzen 
Teilbereiche der Straßenzüge Mittelstraße, Hartmannstraße, Löbauer Straße (Abb. 45a), 
Dresdener Straße und Landeskronstraße.207 Fast 30 Prozent der Bausubstanz im Quartier 
befinden sich jedoch in einem unsanierten, schlechten baulichen Zustand und sind zum Teil nicht 
bewohnbar. Betroffen sind auffällig viele Gebäude in den Straßenzügen Luisenstraße, 
Bahnhofstraße und in den nördlichen Abschnitten der Löbauer Straße und der Leipziger Straße. 
Eckgebäude sind im Quartier auffällig häufig sanierungsbedürftig (Abb. 50). Erhebliche 
Sanierungsrückstände und städtebauliche Missstände finden sich in den vier Baublöcken 
zwischen Bahnhofstraße, Krölstraße, Salomonstraße (Abb. 45c) und Berliner Straße. Hier ist die 
höchste Leerstandsquote anzutreffen und das Erscheinungsbild wird von unsanierten und 
unbewohnten Gebäuden geprägt.208 
Innerhalb des untersuchten Quartiers stehen 46 Prozent (2007) der Wohnungen leer.209 
Insgesamt sind lediglich rund 20 Prozent der Gebäude vollständig belegt und etwa 40 Prozent 
der Gebäude von einem erheblichen Leerstand (über 50 Prozent) betroffen. Der Leerstand 
konzentriert sich im unsanierten Baubestand. Er weist durchgängig erhebliche Leerstände von 
über 50 Prozent bis 100 Prozent auf. Im sanierten Baubestand sind dagegen nur 12 Prozent von 
einem erheblichen Leerstand betroffen.210 
Der Wohnungsleerstand verteilt sich dispers über das gesamte Quartier, tritt aber an einigen 
Standorten konzentriert auf (Abb. 47). Es sind vor allem Hauptverkehrsachsen, wie die 
Bahnhofstraße oder Teilbereiche der Brautwiesenstraße und der Rauschwalder Straße, aber 
auch Bereiche in der Nähe von Gewerbestandorten an denen der Leerstand geballt auftritt. An 
Standorten mit einem hohen Sanierungsstand, einer ruhigen Verkehrslage, einem hohem 
Grünanteil und mit einem intakten Stadtbild ist der Wohnungsleerstand am geringsten. Dies trifft 
insbesondere auf die Hartmannstraße, die Mittelstraße, Teilbereiche der Bautzener Straße, des 
Demianiplatzes und der Löbauer Straße (südlicher Abschnitt) zu. Erwähnenswert ist der erhöhte 
Wohnungsleerstand am Lutherplatz, der trotz des neu gestalteten Wohnumfeldes und des hohen 
Sanierungstandes auftritt.211 
 
                                                
206 Die Analyse des Gebäudebestandes im Quartier basiert auf Erhebungen und Datengrundlagen des 
Stadtplanungs- und Bauordnungsamtes von 2007. 
207 Pfeil 2009, S. 86. 
208 Gesamter Absatz: bis auf gesonderte Kennzeichnungen. Pfeil 2009, S. 86. 
209 Im gesamten Stadtteil Innenstadt sind es zeitgleich 27,9 %. 
210 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 86. 
211 Gesamter Absatz bis auf abweichende Angaben: Pfeil 2009, S. 86. 
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Abb. 50: Sanierungsbedarf Eckgebäude und Auflösung der Raumkante bei Gebäudeverlust. Links: 
Unsaniertes Eckgebäude Krölstraße/Leipziger Straße. Rechts: Nachnutzung Eckgrundstück mit PKW 
Stellplätzen an der Ecke Hartmannstraße/Hospitalstraße. Quelle: Pfeil 2009, links S. 81, rechts S. 87. 
Gesamtbewertung 
Im untersuchten Quartier sind gleichermaßen städtebauliche Qualitäten (Abb. 48) und Defizite 
(Abb. 49) anzutreffen. Auffällig ist, dass verschiedene Standorte mit großen städtebaulichen 
Missständen zugleich ein hohes Entwicklungspotenzial besitzen. Dies betrifft sowohl den 
Gebäudebestand als auch die öffentlichen Freiräume, insbesondere Grünflächen. Gleichzeitig 
sind Teilbereiche von großen städtebaulichen Defiziten und von einem geringen Entwicklungs-
potenzial gekennzeichnet. Hier verstärken sich der Sanierungsrückstand, der Wohnungs-
leerstand und die Defizite im öffentlichen Raum gegenseitig.212 
Attraktive Wohnstandorte in einem guten baulichen Zustand befinden sich in der Landeskron-
straße, in der Brautwiesenstraße und am Lutherplatz. Selbst sie sind nach wie vor von einem 
erhöhten Leerstand betroffen. Allerdings ist hier ist der positive Einfluss von Aufwertungsmaß-
nahmen im öffentlichen Raum deutlich sichtbar: Er animiert private Eigentümer zur Sanierung 
ihrer Häuser. Besonders die Baumpflanzungen entlang der stark verkehrsbelasteten 
Brautwiesenstraße tragen zu einer erheblichen Steigerung der Wohnumfeldqualität bei. 
Besonders hervorzuheben sind das intakte städtebauliche Erscheinungsbild und auch die 
topografischen Besonderheiten bestimmter Standorte, wie beispielsweise in der Löbauer Straße 
(Geländegefälle).213 
Städtebauliche Defizite innerhalb des Quartiers ergeben sich insbesondere aus den 
Sanierungsrückständen bei Wohn- und Geschäftshäusern. Sie beeinträchtigen das städte-
bauliche Erscheinungsbild ebenso wie vorhandene Brachflächen. Weitere städtebauliche Defizite 
resultieren aus der Perforation der Blockrandbebauung. Ansässige Handels- und Gewer-
beeinrichtungen bzw. Kleinbetriebe in den Blockinnenbereichen leisten zur Nutzungsmischung 
im Quartier einen wichtigen Beitrag. Allerdings wirkt sich die stellenweise aufgebrochene 
Blockrandbebauung mit desolat erscheinenden Blockinnenbereichen aus städtebaulicher Sicht 
negativ aus. Negative Auswirkungen auf die Wohnqualität im Quartier hat das hohe 
                                                
212 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 106. 
213 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 106-107. 
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Verkehrsaufkommen auf innerstädtischen Sammelstraßen und die fehlende Begrünung. Die zum 
Teil überdimensionierten Verkehrsflächen führen zudem zu städtebaulichen Zäsuren, die das 
Quartier in mehrere Teilbereiche zerfallen lassen.214 
An einigen Standorten im Quartier sind trotz erheblicher städtebaulicher Missstände hohe 
Entwicklungspotenziale anzutreffen. So dienen der Brautwiesenplatz und der Otto-Buchwitz-
Platz derzeit fast ausschließlich als Verkehrsplätze. Als hochwertig gestaltete städtebauliche 
Ensembles aus der Gründerzeit verfügen beide Plätze dennoch über besondere städtebauliche 
Qualitäten und damit über gute Voraussetzungen, um – unter angemessener Berücksichtigung 
der Verkehrslage – stadträumliche Aufenthaltsqualitäten zurückzugewinnen. Öffentliche Frei- 
bzw. Grünräume, wie der Sonnenhof und der Leipziger Platz, bedürfen einer besonders 
sorgfältigen Neugestaltung, um von der Bevölkerung angenommen zu werden.215 
Resümee 
Das untersuchte Gründerzeitgebiet hat einen ausgesprochen urbanen Charakter. Es besitzt eine 
gute Anbindung aufgrund seiner zentralen Lage in der Stadt und verfügt über vielfältige Versor-
gungsangebote. Die Haupteinkaufsstraßen der Stadt, die historische Altstadt, die wichtigsten 
öffentlichen Einrichtungen sowie der Bahnhof und das öffentliche Verkehrsnetz sind fußläufig gut 
zu erreichen. Die Innenbereiche der weitgehend erhaltenen geschlossenen Blockrandbebauung 
sowie die Straßen- und Platzräume bieten ein vielfältiges Angebot an öffentlichen, halböffent-
lichen und privaten Freiräumen. Zugleich prägen Defizite im öffentlichen Raum und ein nach wie 
vor vorhandener Sanierungsbedarf das Gründerzeitgebiet. Es hat zudem den höchsten Woh-
nungsleerstand in der Stadt zu verzeichnen: Nur jedes fünfte Haus ist hier vollständig vermietet. 
Der Leerstand betrifft vorrangig den unsanierten Baubestand, aber auch Wohnungen in sanierten 
Gebäuden stehen leer. Ein hohes Verkehrsaufkommen auf innerstädtischen Sammelstraßen und 
die fehlende Begrünung wirken sich ebenfalls negativ auf die Wohnqualität im Quartier aus. 
Erstere stellen zudem städtebauliche Zäsuren dar, die einer übergreifenden Quartiersidentität 
entgegenwirken. Eine weitere konsequente Aufwertung der öffentlichen Straßenräume und 
Grünflächen, wie am Lutherplatz bereits erfolgt, könnte zukünftig zu einer deutlichen Steigerung 
der Wohn- und Lebensqualität in dem dicht bebauten Gründerzeitgebiet beitragen. 
Mit einem intakten Stadtbild, einem hohem Sanierungsrückstand und einem überdurchschnitt-
lichen Wohnungsleerstand, der auch von Gewerbeleerständen in den Erdgeschosszonen 
begleitet wird, eignet sich das Gebiet westlichen Innenstadt aus stadtplanerischer Perspektive 
besonders gut, um die Auswirkungen des Wohnungsleerstands auf die Wahrnehmung der 
Wohnqualität in einem Gründerzeitgebiet zu untersuchen. 
5.3.2 Perspektive Projektteilnehmer 
Im Vordergrund der Untersuchung zu den räumlichen Auswirkungen des Wohnungsleerstands 
standen die Fragen, welche subjektiven Kriterien bei der Bewertung des Wohnumfeldes zum 
                                                
214 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 107. 
215 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 107. 
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Tragen kommen und ob der Wohnungsleerstand selbst ein relevantes Kriterium darstellt. Zur 
Beantwortung dieser Fragen wurden sowohl die Ergebnisse der Interviews mit den Projekt-
teilnehmern im Modellvorhaben PW (Ergebnisteil A) als auch die Ergebnisse der schriftlichen 
Befragung der Projektteilnehmer im Projekt PW2 (Ergebnisteil B) herangezogen.  
Die Analyse umfasste drei Ebenen. Erstens wurden die von den Projektteilnehmern zur 
Bewertung des Wohnumfeldes herangezogenen Kriterien erhoben. Das Spektrum an subjektiven 
Bewertungsmustern wird im Quervergleich der Projektteilnehmer deutlich. Zweitens wurden die 
Aussagen zum strukturellen Leerstand und zum Stadtbild näher betrachtet, um Hinweise auf ihre 
Relevanz bei der Wohnumfeldbewertung zu erhalten. Drittens wurden den Einzelbewertungen 
aus dem Modellvorhaben PW die Bewertungen aus dem Projekt PW2 gegenübergestellt.  
Ergebnisteil A Wahrnehmung des Wohnumfeldes (Teilnehmerinterviews im 
Modellvorhaben PW)  
1. Übereinstimmungen zwischen den individuellen Bewertungsmustern 
Die Projektteilnehmer zeigten bei der Bewertung des Wohnumfeldes individuelle Bewertungs-
muster (Tab. 7). Ihre Einzelbewertungen differierten sowohl hinsichtlich der Anzahl und Auswahl 
der herangezogenen Kriterien (Nennung/Nicht-Nennung), als auch hinsichtlich der jeweiligen 
Ausprägung eines Kriteriums (positiv/negativ, im Vorfeld erwartet/nicht genannt, im Projektverlauf 
bestätigt/nicht bestätigt) (Kap. 2.2). Dies ist naheliegend, wenn man die Vielfalt der regulären 
Wohnsituationen, der individuellen Präferenzen und der Lebenssituationen berücksichtigt. Es 
ergaben sich mit der Wohnsituation während der Projektteilnahme unterschiedliche, personen-
gebundene Rahmenbedingungen für die Teilnehmer. Dies bildete sich beispielsweise in der 
Erreichbarkeit individueller Ziele wie der Wohnort von Familienmitgliedern oder Freunden ab. Für 
einige Projektteilnehmer ergaben sich mit dem Wohnort in der Innenstadt verbesserte Wegever-
bindungen, für andere waren die täglichen Ziele schlechter erreichbar. Ähnlich verhielt es sich bei 
der Erreichbarkeit des eigenen Arbeits- oder Ausbildungsplatzes. Diese personengebundenen 
Rahmenbedingungen können für die Eignung des Wohngebietes als Wohnort eines bestimmten 
Teilnehmers von hoher Relevanz sein. Ihre Bedeutung ist bei der Untersuchung der baulich-
räumlichen Eigenschaften des Wohnumfeldes als nachgeordnet anzusehen.  
In der Feinanalyse wurden die für die Wohnumfeldbewertung herangezogenen Kriterien für 
ausgewählte Projektteilnehmer ermittelt (s. Kap. 2.2). Es zeigte sich, dass ein breites Spektrum 
an Kriterien in die Beurteilungen einfloss, die sich den folgenden Kategorien zuordnen lassen:  
 Lage und Erschließung des Wohngebietes (Lage im Stadtgefüge, zum Stadtzentrum, ÖPNV-
Anbindung),  
 Baustruktur und baulicher Zustand (Gestaltung und Zustand Straßenbild, d. h. Gebäude, 
Straßen, Wege, Plätze. Auch der Wohnungsleerstand ist dieser Kategorie zuzuordnen, spielt 
aber eine untergeordnete Rolle), 
 Verkehrs- und Umweltsituation (Hauptverkehrsstraßen, ruhender Verkehr und Anwohner-
parkmöglichkeiten, Lärmimmission, Luftqualität etc.), 
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Tab. 7:   Quervergleich der herangezogenen Bewertungskriterien bei der Beurteilung des Probewohnquar-
tiers. Rot: negativ bewertete Kriterien. Grün: positiv bewertete Kriterien. Pf/Nf Positiv/Negativ bewertete, im 
Vorfeld nicht herangezogene (fehlende) Kriterien. ĺ weiter rechte Seite 
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Pb/Nb:   Im Vorfeld genannte und bestätigte positiv/negativ bewertete Kriterien. Pn/Nn: Positiv/Negativ be-
wertete, vor der Projektteilnahme anders bewertete Kriterien. Quelle: Pfeil 2009, S. 63, modifiziert. 
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 Öffentliche Frei- und Grünräume (Plätze, Parkanlagen, Begrünung von Straßen und Höfen), 
 Nutzungsstruktur und Infrastrukturversorgung (soziale/kulturelle Einrichtungen, Versor-
gungsangebot/Einkaufsmöglichkeiten), 
 Zusammensetzung der Nachbarschaft und Ruf des Stadtteils sowie 
 Erreichbarkeit persönlicher Ziele (häufig besuchte Orte; Familie, Freunde, Bekannte; Arbeits-
stelle und Verdienstmöglichkeiten, Ausbildungsstätten). 
Bei der Betrachtung der einzelnen Kriterien zeichnet sich eine ähnlich große Vielfalt ab wie bei 
den Bewertungsmustern der einzelnen Projektteilnehmer. Die Kriterien weisen hinsichtlich der 
Häufigkeit ihrer Nennungen (bzw. Nichtnennungen) und ihrer Ausprägung eine große Varianz 
auf. Diese lässt sich anhand von vier in der Stichprobe ermittelten Varianten exemplarisch 
illustrieren:  
 Es gibt Kriterien, die nur vereinzelt zur Bewertung herangezogen wurden. Sie gehen auf 
Wohnbedürfnisse, Einstellungen oder Präferenzen zurück, die in der Gruppe der Projekt-
teilnehmer wenig repräsentiert waren. Aus der Fachliteratur ist bekannt, dass die 
Einzelnennungen im Wesentlichen mit der Stichprobenzahl zu begründen sind. Es handelte 
sich um aus der Literatur bekannte Kriterien, die bei weiteren Personen außerhalb der 
Stichprobe ebenfalls zu finden sind.216 Beispiele hierfür sind die Luftqualität (saubere Luft) 
oder auch der Ruf der Wohngegend. 
 Es gibt zudem Kriterien, die von vergleichsweise vielen Projektteilnehmern herangezogen 
wurden. Bei diesen ist auffällig, dass sich für diese eine einheitliche positive oder negative 
Bewertung abzeichnete. Innerhalb der Stichprobe besaßen diese Kriterien offensichtlich eine 
hohe Relevanz und relativ einheitliche Beurteilung. Sie könnten am ehesten Hinweise auf 
generelle Bewertungsmuster geben. Die Nähe zu Läden des täglichen Bedarfs und auch die 
Begrünung im Quartier sind hierfür anschauliche Beispiele.  
 Bei anderen Kriterien erfolgte zwar eine weitestgehend einheitliche Bewertung, die aber auch 
Gegenpositionen einschloss – so beispielsweise bei der Beurteilung der Ruhe im Quartier 
(Lärmimmissionen). 
 Einige Kriterien wurden von mehreren Projektteilnehmern herangezogen und erhielten 
uneinheitliche Beurteilungen. Beispiele hierfür sind die Parkplatzsituation im Quartier 
(Möglichkeiten zum Anwohnerparken) und das Stadtbild des Quartiers.  
Bei der Interpretation der Bewertungsmuster ist zu berücksichtigen, dass diese die Bewertung 
(positiv/negativ) und die generelle Relevanz der Einzelkriterien (Nennung bzw. Nicht-Nennung) 
aufzeigen, Rückschlüsse zur Gewichtung der Einzelkriterien jedoch nur bedingt möglich sind.217 
Daher wurde in das Gespräch nach der Projektteilnahme Aussagen zu der Frage aufgenommen, 
ob das Gründerzeitgebiet für die Projektteilnehmer als Wohnort dauerhaft vorstellbar sei. Die 
                                                
216 Vgl. exempl. BBR 2006; Jekel u. a. 2010. 
217 Zwar war eine grobe Einschätzung der Wichtigkeit einzelner Kriterien im Vergleich für die 
Projektteilnehmer unter Berücksichtigung der Persönlichkeit, Ausführungen und Einstellungen im Sinne 
des Fremdverstehens möglich, sie war jedoch aufgrund ihres qualitativen Charakters kaum für einen 
Vergleich der Projektteilnehmer untereinander einsetzbar. 
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Antworten ließen Rückschlüsse auf die Gesamtbewertung des Wohngebietes in Hinblick auf die 
persönlichen Wohnpräferenzen zu. Folgendes Ergebnis konnte für die 31 Projektteilnehmer im 
Nachgang ermittelt werden: 
 Annähernd ein Drittel der Projektteilnehmer konnte sich vorstellen, dauerhaft in der Görlitzer 
Innenstadt und in dem im Projekt untersuchten Quartier zu wohnen (9 Personen). 
 Die Projektteilnehmer konnten sich sogar mehrheitlich (rund zwei Drittel) vorstellen, in dem 
Görlitzer Stadtteil Innenstadt zu wohnen, allerdings nicht in der Straße bzw. in dem Quartier 
des getesteten Wohnortes (18 Personen).  
 Ein geringer Teil der Projektteilnehmer lehnten die Görlitzer Innenstadt als Wohnort 
grundsätzlich ab (4 Personen).218 
Es waren insbesondere jüngere, sich in der Gründungsphase befindende Projektteilnehmer, aber 
auch Projektteilnehmer in der Expansions- bzw. Konsolidierungsphase, die das Quartier als 
möglichen Wohnort ansahen.219 Ältere Projektteilnehmer (Altersphase) konnten sich hingegen 
nicht vorstellen, in das Quartier zu ziehen.220 Ausnahmen bestätigen hierbei allerdings die Regel. 
So entschloss sich ein Ehepaar aus einem entfernt liegenden Wohnort im ländlichen Raum zum 
Umzug nach Görlitz und entschied sich wenige Monate nach der Projektteilnahme für eine 
Wohnung in derselben Straße.221 Hingegen kamen andere Standorte in der Görlitzer Innenstadt 
durchaus als Wohnort für die älteren Projektteilnehmer in Frage. Hierbei verwiesen diese sowohl 
auf Standortvorteile, die sich aus dem fußläufig erreichbaren Angebot an sozialen und kulturellen 
Infrastruktureinrichtungen und Einkaufsmöglichkeiten ergeben, als auch auf die Attraktivität des 
Stadtbildes und die Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum. Gerade aus der Sicht der 
Projektteilnehmer, die im Eigenheim im ländlichen Raum wohnten, ergaben sich hieraus 
Chancen, das Leben im Alter aktiv und selbstbestimmt zu gestalten.222 Diese Ergebnisse wurden 
durch die Projektteilnehmer des Projektes PW2 bestätigt. 
                                                
218 Gesamter Absatz mit Aufzählungen Pfeil 2009, S. 58-59. Analysiert wurden in diesem Zusammenhang 
die Antworten der 31 Projektteilnehmer, die in drei Gesprächen befragt wurden. Vgl. Kap. 2.2. 
219 Vgl. Pfeil 2009, S. 70. Das hier verwendete Lebenszyklusmodell nach Ipsen unterscheidet fünf 
Lebenszyklusphasen: 1. Gründungsphase: junge Ein - oder Zwei - Personen - Haushalte ohne Kinder; 
2. Expansionsphase: Haushalte mit kleinen Kindern, „unvollständige” Haushalte; 3. 
Konsolidierungsphase: Haushalte mit älteren Kindern, Jugendlichen; 4. Stagnationsphase: Haushalte 
mit erwachsenen Kindern; 5. Altersphase: ältere Ein - und Zwei - Personen - Haushalte. Ipsen 1990, 
S. 152. 
220 Exemplarisch für die Einstellung der Projektteilnehmer in der „Altersphase” ist die Aussage eines 
Rentners: „Junge Leute [...] bis dreißig, die sehen das vielleicht noch ein bisschen anders. Aber in 
unserer Altersklasse: auf keinen Fall.” Transkript 3ME0813_S24_Z8 bis S25_Z4.  
221 Das Ehepaar ist nicht Teil der Stichproben der 31 Personen. Aufgrund der hohen Entfernung des 
regulären Wohnortes (>200 km) fand im Rahmen der Projektteilnahme lediglich ein Gespräch statt. 
Bemerkenswert ist es, dass das Ehepaar die Stadt Görlitz im Rahmen der Projektteilnahme zum ersten 
Mal besuchte. 
222 Es ist zu vermuten, dass diese Überlegungen für viele Personen in einer ähnlichen Lebenssituation 
(Altersgruppe der über 60jährigen) zutreffen, wenn man berücksichtigt, dass diese Gruppe den größten 
Teil der Bewerber für die Projektteilnahme stellte. Das Image der Stadt Görlitz, ein attraktiver Wohnort 
für Rentner aus ganz Deutschland zu sein (Stichwort Pensionopolis, siehe Kap. 5.1.1), wird hiermit 
indirekt bestätigt. 
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Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
Die Bewertung des Wohngebietes durch die Projektteilnehmer erfolgt anhand individueller 
Bewertungsmuster, die sich hinsichtlich der herangezogenen Kriterien und der Häufigkeit ihrer 
Nennung unterscheiden. Hinsichtlich bestimmter Kriterien lassen sich dennoch übereinstimmend 
positive oder negative Bewertung finden.  
2. Der Wohnungsleerstand als Bewertungskriterium  
Eine besondere Berücksichtigung bei der vertieften Auswertung der Interviews mit den 
Projektteilnehmern erfuhr der Wohnungsleerstand als Bewertungskriterium. Es stellte sich die 
Frage, inwieweit der hohe strukturelle Wohnungsleerstand von den Projektteilnehmern 
wahrgenommen und bei der Bewertung des Wohnumfeldes und der Wohnqualität herangezogen 
wurde. Da der Leerstand in den Gesprächsleitfäden nicht explizit angesprochen wurde, war 
sichergestellt, dass Aussagen hierzu dem Relevanzsystem der Projektteilnehmer geschuldet 
waren. Eine Einflussnahme im Sinne von künstlich generierten Aussagen speziell zum Leerstand 
als ein Kriterium bei der Wohnumfeldbewertung war somit ausgeschlossen. Neben unmittelbaren 
Aussagen zum Leerstand wurden auch Aussagen zu den baulich-räumlichen Eigenschaften der 
Gebäude und zur Baustruktur des Quartiers näher betrachtet, die in engem Zusammenhang mit 
dem Leerstand stehen. Im Ergebnis zeigte sich, dass der Leerstand, wenn überhaupt, im 
Unterschied zum Sanierungsstand und Erscheinungsbild der Nachbarhäuser und auch der 
Baustruktur des Wohngebietes „nur” ein untergeordnetes Bewertungskriterium darstellt. Ein 
einziger Projektteilnehmer, ein Rentner, der gemeinsam mit seiner Frau im Eigenheim im 
ländlichen Raum lebte und Umzugspläne hatte, sprach den Leerstand in den Wohngebäuden 
während des Aufenthalts unaufgefordert an.223 Dies geschah beiläufig wie folgt: „Es stehen ja 
überall Wohnungen leer, man sieht das ja an den leeren Fenstern. Oft sehr schöne Fassaden, 
[die] schon von außen vorgerichtet [sind], aber das Haus: kein Leben drin”.224 Der 
Projektteilnehmer bezog sich in den Gesprächen mehrfach auf die fehlende Belebung des 
Quartiers und des öffentlichen Raums. Zudem verwies er auf die fehlende Kaufkraft, die sich aus 
dem hohen Wohnungsleerstand bzw. der geringen Einwohnerdichte in den Innenstadtgebieten 
ergäbe und sich in dem Leerstand von Ladenlokalen in der Haupteinkaufsstraße der Stadt 
widerspiegele.225 
Der Leerstand erwies sich somit in der untersuchten Stichprobe nicht als ein prioritäres, explizit 
benanntes Bewertungskriterium. Allerdings wurden die Folgen leer stehender, unsanierter 
                                                
223  Gemeinsam mit seiner Frau haben ihn Umzugspläne für die Teilnahme am Projekt motiviert. Die 
Umzugspläne zielen auf die Sicherung eines selbstbestimmten Lebensalltags bis ins hohe Alter ab. 
Anlass sind der zunehmend als Belastung wahrgenommener Unterhalt des Wohneigentums, die 
schlechte Versorgungslage am Wohnort und die Abhängigkeit vom Auto. 
224 Exzerpt 2WE0003_S8_Z2-7.  
225 „Fest steht, dass sehr, sehr viele Gewerberäume leer stehen, es ist ja immer dann die Frage, inwieweit 
ein Interessent, ein Gewerbetreibender, wie viel Miete der zahlen muss (...) es sind keine Leute da, die 
da einkaufen gehen, dann kann dann ja auch ein Gewerbebetreibender nicht existieren, das bedingt 
sich immer gegenseitig.[…] Darum ist es wichtig, diese Innenstadtbereiche mit Wohnungen, mit Leben 
zu erfüllen, wenn Menschen da sind, dann werden sich sicherlich auch Gewerbetreibende ansiedeln 
können.” Transkript 2WE000_Exzerpt_S8_Z9-16. 
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Gebäude als Beeinträchtigung des Wohnumfeldes wahrgenommen, wenn eine geringe Belebung 
des Straßenraums oder der Verfall der Gebäude negativ erwähnt wurden.226 Besonders deutlich 
wurde dies an der Reaktion auf die leer stehenden unsanierten Gebäude, die unmittelbar an die 
Hofgrundstücke angrenzen.227 Sie riefen bei einigen Projektteilnehmern affektive Reaktionen und 
negative Assoziationen hervor.228 Gleichwohl der Umstand, dass die Nachbargebäude leer 
stehen, nicht explizit angesprochen wurde, sind derartige Reaktionen als Auswirkungen des 
Leerstands zu verstehen. Letztlich hängt die Verwahrlosung der Grundstücke mit der fehlenden 
Benutzung der Gebäude zusammen, die als ebenso störend empfunden wurde wie die 
Verschmutzung und der ausgesprochen schlechte bauliche Zustand der Nachbargebäude.229 Als 
problematisch wurden auch unsanierte Gebäude auf der gegenüberliegenden Straßenseite 
angesehen, da sie den Ausblick aus der Wohnung stark beeinträchtigen können. Einige 
Projektteilnehmer verwiesen in diesem Zusammenhang auf die mögliche Relevanz dieses 
Kriteriums im Falle einer Entscheidung für oder gegen eine Wohnung.230 Sie gaben auch 
Hinweise, dass die Fassadengestaltung und das Erscheinungsbild der Nachbargebäude die 
Vermietungschancen beeinflussen können.  
Um diese Aussagen zum baulichen Zustand und der Wahrnehmung leer stehender, unsanierter 
Gebäude besser einordnen zu können, ist die Betrachtung der Bewertung der gründerzeitlichen 
                                                
226 Siehe Fußnote 230 in diesem Kapitel. 
227 An beiden Probewohnstandorten stand ein Nachbarhaus vollständig leer und war in einem schlechten 
baulichen Zustand. „Das was wir zu beanstanden haben, ist das ganze Hof-Milieu hinten. Das ist sehr, 
sehr furchtbar.” Exzerpt PA8904_S8_Z35-37. 
228 Eine Teilnehmerin fand den Umstand beunruhigend, dass das unsanierte unbewohnte 
Nachbargebäude einen Ausgang zum selben Hof wie das während der Projektteilnahme bewohnte 
Gebäude hatte. Dies wurde von ihr als „ein bisschen schaurig” wahrgenommen. Transkript 
2HS6160_S3_Z1-18. Eine andere Projektteilnehmerin assoziiert mit dem unsanierten leer stehenden 
Gebäude Ungeziefer: „mir gefällt nicht, dass das Haus nebenan so halb zusammen fällt, da hab ich 
dann auch immer so dieses innere ungute Gefühl, wenn sich dort irgendwas an Ungeziefer ansammelt.” 
Transkript 2HE3540_S7_Z12-13. Ähnliche Wirkungen sind im Zusammenhang mit unsanierten leer 
stehenden Gebäuden generell verbunden. Die Aussagen beziehen sich dabei auf den baulichen 
Zustand der Gebäude und dem sich daraus ergebenden negativen Erscheinungsbild bzw. der mit dem 
Verfall erst möglich werdenden Einnistung von Ungeziefer und Kleintieren. 
229 Ein Teilnehmer differenzierte sehr genau zwischen dem schlechten baulichen Zustand und den 
negativen Folgeerscheinungen, die seiner Ansicht nach die negative Ausstrahlung, die von diesen 
Gebäuden ausgeht, verstärkt: „Naja also störend sind natürlich die verkommenen Grundstücke 
nebenan, wobei jetzt vielleicht weniger, dass da ein Haus noch unsaniert ist, als die 
Folgeerscheinungen. Das da eben […] Müll in die Fenster gesteckt wird oder Scheiben kaputt sind und 
so, also dieses Erscheinungsbild der Verwahrlosung empfinde ich schon als störend.” Transkript 
2HB3738_S14_Z16-32. 
230 Ein junger Projektteilnehmer, der sich in der Berufsausbildung befindet und anschließend den Auszug 
aus dem Elternhaus plant, äußerte sich hierzu wie folgt:„Wenn man jetzt natürlich genau gegenüber so 
eine alte Wohnung hat, das ist auch wieder so ein Fall, wo ich nicht einziehen würde, wenn man in so 
eine tote Straße, wenn die eine Seite renoviert ist, aber die andere Seite total häßlich aussieht, ich 
glaube, dann würde ich trotzdem nicht reinziehn, da kann die Wohnung noch so hübsch sein.” 
Transkript 1UE6058 _S16_Z32 bis S17_Z15. Ein Projektteilnehmer, der altersbedingt einen Auszug 
aus dem Eigenheim beabsichtigt, verglich den Ausblick auf ein saniertes und unsaniertes Gebäude: 
„Genau gegenüber von uns ist ein Haus, das ist renoviert die Fassade, die Helligkeit strahlt zurück, und 
daneben ist dann ja ein Haus, was noch nicht saniert ist […] und wenn ich dann so eine dunkle 
Fassaden [gegenüber] habe, dann möchte ich da nicht für ständig wohnen.” 2WE0003_Exzerpt_S6_Z 
34-47. 
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Baustruktur durch die Projektteilnehmer sinnvoll. Diese fiel ambivalent aus. Der überwiegende 
Teil der Teilnehmer, die sich hierauf beziehen, war kritisch eingestellt. Hierbei standen Aussagen 
zu der Bebauungsdichte im Vordergrund der Kritik. Die Projektteilnehmer benannten vorrangig 
das Verhältnis von Bebauung zum Straßenraum, ohne explizit auf die Bauhöhe oder auf die 
geschlossene Bauweise zu verweisen.231 Die Nähe der gegenüber liegenden Straßenbebauung 
wurde in Verbindung mit einer fehlenden straßenbegleitenden Begrünung als unangenehm und 
bedrückend empfunden.232 Die Straßenbreite, der zur Entstehungszeit des Quartiers eine 
wichtige Repräsentationsfunktion zukam, wurde auch von den Projektteilnehmern bei der 
Beurteilung des Wohnumfeldes herangezogen. Die Straßen in dem einfachen Gründerzeitgebiet 
wurden häufig als zu schmal angesehen.233 Hierin wurde auch die Ursache für die fehlende 
straßenbegleitende Begrünung, ein Hauptkritikpunkt bei der Bewertung des Wohnumfeldes, 
gesehen. Daneben wurden allerdings bedeutende Wohnqualitäten benannt, die sich unmittelbar 
aus der für die gründerzeitliche Blockrandbebauung charakteristischen Differenzierung zwischen 
öffentlichen Straßenräumen und privaten Innenhöfen ergaben.234 Dabei wurden die Vorteile der 
städtebaulichen Struktur, die sich hofseitig positiv auf Ruhe, Aussicht, Belichtung, Belüftung und 
klimatische Eigenschaften der Wohnung auswirkt, erkannt. Zudem wurde auf den privaten 
Charakter der Blockinnenhöfe verwiesen.235 Es überwogen jedoch die negativen Bewertungen 
der Innenhofgestaltung, da diese als unzureichend gestaltet und begrünt wahrgenommen 
                                                
231 Eine Projektteilnehmerin empfindet das Gründerzeitgebiet als beengend und kleinteilig. Der Wechsel 
vom ihrem regulären Wohnort (einer DDR - Großwohnsiedlung („Plattenbau”) in einer anderen Stadt) 
in das Gründerzeitgebiet scheint einem Maßstabssprung gleichzukommen: „Dann ist mir das alles zu 
sehr eingeengt, von der Lage her, das hat so etwas schachtelmäßiges alles, das ist alles sehr klein, 
wenn man es richtig überdenkt, ist das alles sehr, sehr klein, finde ich so.” ExzerptDS3434_S7_Z24-
26. Eine andere Projektteilnehmerin empfindet die rückseitige Hofbebauung als zu eng:„der Blick nach 
hinten raus ist grau, also man hat da wirklich überhaupt nichts und wir haben heute gerade noch mal 
in den Hinterhof rausgeschaut. Also der ist ja auch absolut klein.” Transkript 2HS6160_S2_Z39. 
232 „Aber wir haben uns ja schon umgesehen. Es gibt sehr schöne Lagen, wo da Plätze vorhanden sind, 
wo man nicht so eingeengt ist. [Verweis auf den Lutherplatz] Und da ist es eigentlich vertretbar. Oder 
andere Plätze. Es gibt jetzt sehr viele Plätze [...] in Görlitz, wo, wenn wir durchfahren, wo wir sagen, 
gucke mal, hier wäre es vielleicht besser, weil Du ein bisschen Grünes hast und [...] es erdrückt Dich 
nicht so das Vis-à-Vis.” Exzerpt PA8904_S8_Z40-44. 
233 „Diese Straße, wo wir wohnen, würde ich mir nicht aussuchen. Sie müsste schon ein kleines 
bisschen - Innenstadt O. K. - aber ein kleines bisschen breiter sein.” Exzerpt PA8904_S5_Z1-2. 
234 In den Ausführungen eines Teilnehmers wurden solche Qualitäten anschaulich: „Das Schlafzimmer 
und das Wohnzimmer ist zur Straße hin und das Kinderzimmer und die Küche ist nach hinten hin und 
so vom Schlafkomfort haben wir dann gedacht, wäre es schöner, es wäre umgekehrt das Schlafzimmer 
z. B. auf der Seite und die Küche hätte auf der Straßenseite sein können. Denn also erstens ist es viel 
ruhiger, noch viel ruhiger […], also da ist ja wirklich nichts zu hören und [es ist] auch ganz dunkel. […] 
Keine Straßenlaterne, kein Flutlicht wie im Schlafzimmer, sondern da sind noch ein paar Fenster wenn 
die [Lichter] aus sind, dann ist es richtig alles schwarz, wie wenn man auf dem Dorf wäre oder so. […] 
Na auf dem Dorf ist dann ja vielleicht noch eine Straßenlaterne. Aber da war wirklich nichts. Also ganz 
schwarz und ganz leise und ein ganz anderes Klima, also es war da frisch, während von der Straße 
her man doch dann gemerkt hat, selbst wenn es ruhig war, aber es war eben Straßenklima. Also man 
konnte wählen welches Klima eher Steine […] oder dann doch eher Garten.” Transkript 
2GC3132_S11_Z21 bis S13_Z34. 
235 „Und was mir gut gefallen hat, ist dieser Hof […], da ist es sicher, da ist die Privatatmosphäre.” 
Transkript 2CG3132_S31_Z34-37. 
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wurden. Erschwerend hinzu kamen die unsanierten Gebäude, die unmittelbar an die 
Hofgrundstücke angrenzen (s. o.).236 
Unabhängig von der negativen Bewertung der unsanierten Gebäude in der unmittelbaren 
Nachbarschaft (angrenzende und gegenüberliegende Bebauung) wurde das Stadtbild im Quartier 
von vielen Projektteilnehmern positive hervorgehoben.237 Hier relativierten sich die eben 
beschriebenen Reaktionen und es stand bei Projektteilnehmern oftmals der erzielte 
Sanierungsfortschritt der letzten beiden Jahrzehnte im Vordergrund der Betrachtung.238 Unter 
Verweis auf das wiederhergestellte Stadtbild wurde dem Stadtraum eine hohe Attraktivität 
zugesprochen.239 Es wurde bei der Beschreibung des Gesamteindruckes auch auf atmos-
phärische und ästhetische Qualitäten verwiesen, die in anderen Stadtteilen in der Form nicht 
anzutreffen wären.240 Die allgemeinen Sanierungserfolge im Stadtbild konnten bei den Projekt-
teilnehmern in der Wahrnehmung dominieren und die beschriebenen negativen Eindrücke 
unsanierter leer stehender Gebäude in den Hintergrund rücken.241 
Insgesamt wurde der Umstand, dass Gebäude teilweise oder vollständig leer stehen, nicht explizit 
angesprochen oder als ein prioritäres Bewertungskriterium herangezogen. Hingegen wurde eine 
geringe Belebung des öffentlichen Raums, die als Folge der verminderten Einwohnerdichte bzw. 
der hohen Leerstandquote anzusehen ist, wahrgenommen und eher negativ bewertet. Daneben 
erwiesen sich intakte Fassadenansichten als wichtiges Kriterium. Unsanierte Gebäudehüllen 
lösten oftmals negative affektive Reaktionen aus – insbesondere dann, wenn die Gebäude in 
unmittelbarer Nähe zum eigenen Wohnhaus bzw. in Sichtweite der Wohnung lagen.  
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
Im Unterschied zum Sanierungsstand und Erscheinungsbild der Häuser im näheren Wohnumfeld 
der eigenen Wohnung ist der Leerstand bei der Wohnumfeldbewertung ein untergeordnetes 
Bewertungskriterium. 
                                                
236 „Das was wir zu beanstanden haben, ist das ganze Hof - Milieu hinten, das ist sehr, sehr furchtbar” 
Exzerpt PA8904_S8_Z35-37. 
237 „Ichkann eigentlich von der Lage nichts Negatives sagen. […] Das Haus neben uns ist natürlich ein 
bisschen verfallen. Das ist natürlich, aber ansonsten ist ja eigentlich rundherum ist ja eigentlich auch 
vieles renoviert, ja die ganzen Straßenzüge dort.” Transkript 2UE6058_S9_Z33 bis S10_Z7. 
238 So beschrieb eine gebürtige Görlitzerin, deren regulärer Wohnort außerhalb der Stadt lag, ihren 
Eindruck wie folgt: „Ich war erstaunt wieviel Häuser dort schon saniert sind, dass ja wirklich bloss 
einzelne nicht gemacht sind. Weil man dort sonst nicht so lang kommt, da kriegt man das gar nicht so 
mit.” Transkript 2CR4548_S22_Z16-31.  
239 „Du könntest den ganzen Tag spazieren gehen. Du hast immer was zu sehen.” Exzerpt 
PA8904_S4_Z46-48 
240 Dieser Punkt wird an dem Beispiel einer Projektteilnehmerin mit Vorbehalten gegenüber dem Wohnen 
in der Innenstadt, besonders klar: Ihre reguläre Wohnung lag in einer DDR - Neubausiedlung am 
Stadtrand von Görlitz. Sie kam zu dem folgenden Schluss: „Diese ganze Atmosphäre, das Flair, das 
ist so ein anderes.” [...] Und dann sind wir über […] den Markt zum Frauenturm. Da war plötzlich so 
eine Herbststimmung, Spätsommerstimmung [...] Das hat mich erinnert, wenn ich mir Paris vorstelle 
[...] Das ist doch anders, als wir das [zuhause] haben.” Transkript 2CG3132_S_Z28-34. 
241 Hierfür war die folgende Aussage beispielhaft. „Es war für uns interessant, was aus Görlitz geworden 
ist, [...] überall in die Straßenzüge wo man rein guckt, das ist ja Wahnsinn [...]die Häuser [...], wie die 
aussehen, aber zumindest die ganze Front ist ja alles ist ja fast alles neu, das ist schon doll, das ist 
schon eine Leistung für eine Stadt.” Exzerpt ED1317_S3_Z43-46. Siehe hierzu auch Fußnote 237. 
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Ergebnisteil B Wohnumfeld und Wohnqualität (schriftliche Befragung im Projekt PW2) 
1. Gesamtbewertung des Wohngebietes 
Die Befragung der Projektteilnehmer im Projekt PW2 erfolgte in schriftlicher Form. Hier wurde die 
Bewertung des Wohnumfeldes einerseits in Form von Einzelkriterien und andererseits in Form 
einer Gesamtbewertung des Wohngebietes erhoben. Die deskriptive Analyse der Wohnumfeld-
bewertung lässt ergänzende Aussagen zu der Bewertung des Wohnumfeldes nach Standorten 
der Probewohnungen zu. Berücksichtigt wurden bei der Darstellung der Ergebnisse die 
Standorte, die auch im Rahmen des Modellvorhabens PW beurteilt wurden (Hartmannstraße 
(Tab. 8), Löbauer Straße (Tab. 9)).242 Wurde ein Kriterium von mindestens 60 Prozent der 
Projektteilnehmer als „sehr gut” oder „gut” bzw. „sehr schlecht” oder „schlecht” bewertet, so wird 
nachfolgend von „mehrheitlich” guten bzw. schlechten Bewertungen gesprochen. Fiel eine 
Bewertung weniger eindeutig aus, so wird sie als ambivalent bezeichnet.  
Insgesamt bestätigen die Ergebnisse der Befragung im Projekt PW2 die Bewertung durch die 
Projektteilnehmer im Modellvorhaben PW, trotz der unterschiedlichen Zusammensetzung der 
Teilnehmergruppen. Bei der Bewertung der Einzelkriterien fiel das Bild insgesamt positiver aus. 
Mehrheitlich negative Bewertungen waren seltener vertreten (Tab. 8 und Tab. 9). Der Vergleich 
der beiden Standorte lässt die Unterschiede des Wohnumfeldes innerhalb des untersuchten 
Wohngebietes deutlich werden. Betrachtet man die mehrheitlich als positiv bewerteten Kriterien, 
so zeichnet sich ein ähnliches Bild wie in den Interviews ab. Das Gebiet schnitt bei den Eigen-
schaften, die sich auf die zentrale Lage und fußläufige Erreichbarkeit des Stadtzentrums zurück-
führen lassen, positiv ab. Das Angebot an kulturellen Infrastruktureinrichtungen, gastronomischen 
Einrichtungen und Einkaufsmöglichkeiten im näheren Umkreis ist hier zu nennen. Mehrheitlich 
positiv bewertet wurden auch die ruhige Wohnlage mit einer geringen Lärmbelästigung und das 
Sicherheitsempfinden im Wohngebiet.  
Im Unterschied zu den Ergebnissen aus dem Modellvorhaben PW ergibt sich im Projekt PW2 
insgesamt ein deutlich positiveres Bild. Der Unterschied wird am Beispiel des Kriteriums 
„Sauberkeit” besonders deutlich. Während in den Interviews im Modellvorhaben PW die Sauber-
keit im Quartier von den meisten Projektteilnehmern beanstandet wurde, bewerteten nur die Pro-
jektteilnehmer im Projekt PW2 in der Löbauer Straße diese als mehrheitlich „schlecht” oder „sehr 
schlecht”. Es ist das einzige Kriterium mit einer mehrheitlich negativen Bewertung. Bei den 
Projektteilnehmern in der Hartmannstraße fiel die Bewertung der Sauberkeit im Wohngebiet 
hingegen ambivalent aus. Auch bei der Gestaltung des öffentlichen Raums und der Angebote an 
Park- und Grünanlagen sind Unterschiede zu verzeichnen. Eine ambivalente Bewertung erhielten 
                                                
242 Nachfolgend werden die Ergebnisse für die 158 Projektteilnehmer berücksichtigt, die dieselben 
Wohnungen ausprobieren wie zuvor die Projektteilnehmer des Modellvorhabens PW. Es handelt sich 
im Unterschied zu den Projektteilnehmern im Modellvorhaben PW nun vorrangig um Personen, deren 
regulärer Wohnort mehr als 200 km von Görlitz entfernt liegt. 18 weitere Projektteilnehmer nehmen in 
einer zusätzlich eingerichteten Wohnung teil. Sie werden aus diesem Grund an dieser Stelle nicht 
berücksichtigt. Beim Vergleich der Ergebnisse aus dem Modellvorhaben PW und dem Projekt PW2 ist 
zu beachten, dass ihnen unterschiedliche Erhebungsmethoden (Interview/Fragebögen) und 
Stichproben (Größe, Herkunftsort der Projektteilnehmer etc.) zugrunde lagen. Siehe auch Kap. 2.4. 
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zudem die Kriterien „baulicher Zustand der Nachbarhäuser” (Unterschied zu Modellvorhaben 
PW) und „baulicher Zustand des Wohngebietes”. Sie wurden somit tendenziell positiver bewertet 
als im Modellvorhabens PW. Die unmittelbar benachbarten, unsanierten und vollständig leer 
stehenden Gebäude führten offensichtlich nicht bei allen Projektteilnehmern zu einem negativen 
Urteil. Die Gestaltung der Plätze und die Park- und Grünanlagen im Wohngebiet wurde an beiden 
Standorten positiv bewertet. Ruft man sich die einheitlich negative Bewertung der Begrünung des 
Wohnumfeldes im Modellvorhaben PW in Erinnerung, fiel das Urteil zu Park- und Grünanlagen 
unerwartet positiv aus. Im Modellvorhaben PW waren deren Gestaltung, wie auch die 
unzureichende Begrünung insgesamt ein wesentliches Defizit aus Sicht der Projektteilnehmer. 
Letzteres wurde maßgeblich auf die fehlende straßenbegleitende Begrünung zurückgeführt. 
Inwieweit das Fehlen einer straßenbegleitenden Begrünung in dem Urteil der Projektteilnehmer 
im Projekt PW2 Berücksichtigung fand oder nicht, muss offen bleiben.  
Betrachtet man die Bewertung des Wohnumfeldes differenziert nach Standorten, so werden 
Unterschiede innerhalb des Quartiers deutlich. Besonders prägnant sind diese bei der Gesamt-
bewertung. An beiden Standorten wurde das Wohnumfeld mehrheitlich positiv bewertet. Am 
Standort Hartmannstraße gaben über 80 Prozent der Projektteilnehmer eine positive Bewertung 
ab. Am Standort Löbauer Straße waren es hingegen knapp 63 Prozent. Diese bessere 
Gesamtbewertung spiegelt sich in einer höheren Zufriedenheit in nahezu allen Einzelkriterien 
wider. Es wurden mehr Einzelkriterien positiv bewertet und das Urteil „sehr gut” wurde häufiger 
vergeben. 
Vergegenwärtigt man sich die unterschiedlichen Standorte der Probewohnungen, so ist dieser 
Unterschied durchaus nachvollziehbar. Einerseits liegt die Hartmannstraße in unmittelbarer 
Nachbarschaft zum Stadtzentrum (Haupteinkaufsstraße, Theater, Bahnhof) und zu dessen 
vielfältigen Angeboten, die mit über 80 Prozent bis nahezu 100 Prozent eine einheitlich positive 
Bewertung erzielten. Am Standort Löbauer Straße hingegen fielen die Bewertungen hierzu etwas 
schlechter aus. Andererseits unterscheiden sich beide Standorte aus Sicht der Projektteilnehmer 
hinsichtlich der ÖPNV-Anbindung und der Parkierungsmöglichkeiten für den PKW. Sie wurden 
von den Projektteilnehmern der Hartmannstraße mehrheitlich als positiv bewertet. Am Standort 
Löbauer Straße erhielten diese Punkte ein ambivalentes Urteil. Gemessen an der fußläufigen 
Erreichbarkeit von Haltestellen des ÖPNV-Netzes und vom Hauptbahnhof, war der Standort in 
der Hartmannstraße günstiger gelegen. Auch hinsichtlich der Parkplatzsituation unterschieden 
sich beide Standorte: Während in der Hartmannstraße sämtliche Parkplätze im Straßenraum als 
Anwohnerparkplätze ausgewiesen und für Nicht-Anwohner kostenpflichtig sind, ist in der Löbauer 
Straße neben den ausgewiesenen Anwohnerparkplätzen auch freies Parken erlaubt. 
Möglicherweise war es für Anwohner daher schwieriger, dort einen Parkplatz in der Nähe der 
Wohnung zu finden.  
Die beschriebenen Ergebnisse lassen sich in der folgenden These zusammenfassen:  
Das Wohngebiet wird je nach Lage der Wohnung unterschiedlich wahrgenommen bei einer 
insgesamt positiven Gesamtbewertung.  
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Bewertung Wohngebiet vom Standort Hartmannstraße  






















































baulicher Zustand der 
Nachbarhäuser 
1 27 28 7 9 28   35 
1,4 % 37,5 % 38,9 % 9,7 % 12,5 % 38,9 %   48,6 % 
baulicher Zustand des 
Wohngebietes 
0 33 30 1 8 33   31 
0 % 45,8 % 41,7 % 1,4 % 11,1 % 45,8 %   43,1 % 
Gestaltung von Gebäuden und 
Straßen 
5 41 19 0 7 46   19 
6,9 % 56,9 % 26,4 % 0 % 9,7 % 63,8 %   26,4 % 
Gestaltung von Plätzen 15 39 13 0 5 54   13 
20,8 % 54,2 % 18,1 % 0 % 6,9 % 75,0 %   18,1 % 
Parks und Grünanlagen 15 39 10 1 7 54   11 
20,8 % 54,2 % 13,9 % 1,4 % 9,7 % 75,0 %   15,3 % 
Zustand des Straßennetzes 4 46 17 1 4 50   18 
5,6 % 63,9 % 23,6 % 1,4 % 5,6 % 69,5 %   25,0 % 
Parkmöglichkeiten für PKW 12 34 22 1 3 46   23 
16,7 % 47,2 % 30,6 % 1,4 % 4,2 % 63,9 %   32,0 % 
Versorgung mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln 
16 43 3 0 10 59   3 
22,2 % 59,7 % 4,2 % 0 % 13,9 % 81,9 %   4,2 % 
Sauberkeit im Wohngebiet 1 31 25 13 2 32   38 
1,4 % 43,1 % 34,7 % 18,1 % 2,8 % 44,5 %   52,8 % 
(ruhige) Wohnlage mit geringer 
Lärmbelästigung 
10 47 14 0 1 57   14 
13,9 % 65,3 % 19,4 % 0 % 1,4 % 79,2 %   19,4 % 
Sicherheitsempfinden im 
Wohngebiet 
8 50 12 1 1 58   13 
11,1 % 69,4 % 16,7 % 1,4 % 1,4 % 80,5 %   18,1 % 
Einkaufsmöglichkeiten für den 
täglichen Bedarf 
17 38 14 1 2 55   15 
23,6 % 52,8 % 19,4 % 1,4 % 2,8 % 76,4 %   20,8 % 
Einkaufsmöglichkeiten, Qualität 
des Warenangebots insg. 
15 47 6 1 3 62   7 
20,8 % 65,3 % 8,3 % 1,4 % 4,2 % 86,1 %   9,7 % 
Angebot an Einrichtungen für 
Kultur u. Veranstaltungen 
22 38 10 0 2 60   10 
30,6 % 52,8 % 13,9 % 0 % 2,8 % 83,4 %   13,9 % 
Angebot an Gaststätten, 
Restaurants etc. 
31 39 2 0 0 70   2 
43,1 % 54,2 % 2,8 % 0 % 0 % 97,3 %   2,8 % 
Gesamtbewertung der 
Wohnqualität im Wohngebiet 
3 55 12 0 2 58   12 
4,2 % 76,4 % 16,7 % 0% 2,8 % 80,6 %   16,7 % 
Tab. 8: Bewertung Probewohngebiet Hartmannstraße durch den allgemeinen Teilnehmerkreis 
(72 Personen) aufgeschlüsselt nach Kriterien. In den beiden rechten Spalten sind die erteilten 
positiven Bewertungen („gut“/„sehr gut“) und negativen Beurteilungen („schlecht“/„sehr schlecht“) für 
jedes Kriterium zusammengefasst. Mehrheitlich positive bzw. negative Bewertungen (>60 Prozent) 
sind durch Fettdruck hervorgehoben: Quelle: Pfeil 2010, S. 28.
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  Bewertung Wohngebiet vom Standort Löbauer Strasse  






















































baulicher Zustand der 
Nachbarhäuser 
0 23 40 9 14 23  49 
0,0 % 26,7 % 46,5 % 10,5 % 16,3 % 26,7 %  57,0 % 
baulicher Zustand des 
Wohngebiets 
0 34 37 1 14 34  38 
0,0 % 39,5 % 43,0 % 1,2 % 16,3 % 39,5 %  44,2 % 
Gestaltung von Gebäuden und 
Straßen 
1 39 35 1 10 40  36 
1,2 % 45,3 % 40,7 % 1,2 % 11,6 % 46,5 %  41,9 % 
Gestaltung von Plätzen 
5 50 18 0 13 55  18 
5,8 % 58,1 % 20,9 % 0,0 % 15,1 % 63,9 %  20,9 % 
Parks und Grünanlagen 
4 50 20 1 11 54  21 
4,7 % 58,1 % 23,3 % 1,2 % 12,8 % 62,8 %  24,5 % 
Zustand des Straßennetzes 
6 52 20 0 8 58  20 
7,0 % 60,5 % 23,3 % 0,0 % 9,3 % 67,5 %  23,3 % 
Parkmöglichkeiten für PKW 
5 33 22 13 13 38  35 
5,8 % 38,4 % 25,6 % 15,1 % 15,1 % 44,2 %  40,7 % 
Versorgung mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln 
8 34 27 5 12 42  32 
9,3 % 39,5 % 31,4 % 5,8 % 14,0 % 48,8 %  37,2 % 
Sauberkeit im Wohngebiet 
2 24 45 9 6 26  54 
2,3 % 27,9 % 52,3 % 10,5 % 7,0 % 30,2 %  62,8 % 
(ruhige) Wohnlage mit geringer 
Lärmbelästigung 
12 60 10 2 2 72  12 
14,0 % 69,8 % 11,6 % 2,3 % 2,3 % 83,8 %  13,9 % 
Sicherheitsempfinden im 
Wohngebiet 
8 64 13 0 1 72  13 
9,3 % 74,4 % 15,1 % 0,0 % 1,2 % 83,7 %  15,1 % 
Einkaufsmöglichkeiten für den 
täglichen Bedarf 
16 49 17 0 4 65  17 
18,6 % 57,0 % 19,8 % 0,0 % 4,7 % 75,6 %  19,8 % 
Einkaufsmöglichkeiten, Qualität 
des Warenangebots insgesamt 
15 49 19 0 3 64  19 
17,4 % 57,0 % 22,1 % 0,0 % 3,5 % 74,4 %  22,1 % 
Angebot an Einrichtungen für 
Kultur und Veranstaltungen 
24 44 9 5 4 68  14 
27,9 % 51,2 % 10,5 % 5,8 % 4,7 % 79,1 %  16,3 % 
Angebot an Gaststätten, 
Restaurants etc. 
21 41 13 6 5 62  19 
24,4 % 47,7 % 15,1 % 7,0 % 5,8 % 72,1 %  22,1 % 
Gesamtbewertung der 
Wohnqualität im Wohngebiet 
3 51 20 1 11 54  21 
3,5 % 59,3 % 23,3 % 1,2 % 12,8 % 62,8 %  24,5 % 
Tab. 9: Beurteilung Probewohngebiet Löbauer Straße durch den allgemeinen Teilnehmerkreis 
(86 Personen) aufgeschlüsselt nach Kriterien. In den beiden rechten Spalten sind die erteilten positiven 
Bewertungen („gut“/„sehr gut“) und negativen Beurteilungen („schlecht“/„sehr schlecht“) für jedes 
Kriterium zusammengefasst. Mehrheitlich positive bzw. negative Bewertungen (>60 Prozent) sind durch 
Fettdruck hervorgehoben. Quelle: Pfeil 2010, S. 29. 
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Resümee 
Die Bewertungen des Wohnumfeldes und der Wohnqualität in dem Gründerzeitgebiet bestätigen 
die Ergebnisse der Stadtraumanalyse. Die subjektiven Bewertungskriterien der Projektteilnehmer 
umfassen ein breites Spektrum unterschiedlicher Aspekte. Die Bewertungsmuster der einzelnen 
Projektteilnehmer spiegeln deren Wohnbedürfnisse und Anforderungen an den Stadtraum wider. 
Hinsichtlich bestimmter Kriterien zeichnet sich eine übereinstimmende Bewertung unter den 
Projektteilnehmern ab. Standortqualitäten, die von den Projektteilnehmern weitestgehend 
einheitlich bestätigt wurden, sind die Ruhe im Quartier, die Nähe zu Einkaufsmöglichkeiten und 
zum Stadtzentrum sowie baukulturelle Qualitäten. Die in der Stadtraumanalyse identifizierten 
Defizite wurden von den Projektteilnehmern ebenfalls benannt (wenn auch meist ohne Verweis 
auf konkrete Standorte wie Straßennamen etc.). Beanstandet wurden mehrheitlich die fehlende 
Begrünung (Baumbestand, Grünflächen, Parkanlagen), unzulängliche Sauberkeit im öffentlichen 
Raum, bauliche Missstände der Nachbargebäude.243 
Der Leerstand im Quartier stellte ein untergeordnetes Kriterium dar. Er wirkte sich indirekt in Ver-
bindung mit baulichen Mängeln der Gebäude auf die Bewertung aus. Der Sanierungsstand und 
das Erscheinungsbild der umliegenden Gebäude und im gesamten Wohngebiet fanden hingegen 
viel Beachtung. Die Gesamtbewertung der Wohnqualität im Wohngebiet und die Lebensqualität 
des Wohngebietes fielen in den meisten Fällen trotz der identifizierten Defizite gut aus. 
5.3.3 Zwischenfazit 
Die Stadtraumanalyse zeigt, dass die Auswirkungen des Leerstands auf das Stadtbild in dem 
untersuchten Gründerzeitgebiet stark variieren. Der strukturelle Leerstand tritt hier unter-
schiedlich in Erscheinung. Trotz seiner extremen Ausprägung in Teilbereichen war der 
Wohnungsleerstand für die Projektteilnehmer ein untergeordnetes Kriterium bei der Bewertung 
des Wohnumfeldes. Erst in Verbindung mit dem baulichen Verfall der Fassaden im näheren 
Wohnumfeld gewann er (indirekt) an Relevanz. Dann konnte er eine negative Ausstrahlung bis 
in die Wohnungen der umliegenden Gebäude besitzen. Unsanierte (leer stehende oder 
bewohnte) Gebäude in der näheren Umgebung konnten als subjektives Kriterium bei der 
Entscheidung für oder gegen einen Wohnort Berücksichtigung finden und sich so mitunter 
deutlich auf die Vermietungschancen einer Immobilie auswirken. Entscheidend für die 
Auswirkungen, im Sinne der affektiven Wirkung des Leerstands, waren der bauliche Zustand und 
die im städtebaulichen Ensemble entfaltete Gesamtwirkung leer stehender Gebäude. Des 
Weiteren wurde die aus der geringeren Einwohnerdichte hervorgehende geringe Belebung des 
Quartiers bei der Beurteilung der Wohnqualität herangezogen.  
Vor diesem Hintergrund wird die Lage unsanierter Gebäude innerhalb des Quartiers und 
zueinander zu einem wichtigen Faktor bei der Vermietung der Wohnungen in den übrigen 
Wohngebäuden. Das Görlitzer Beispiel belegt, dass das Gesamturteil über die Wohnqualität in 
einer Straße bzw. in einem Quartier trotz empfundener großer baulicher Mängel in dem Quartier 
positiv ausfallen kann, wenn andere Qualitäten, wie die Gestaltung von Straßen, Plätzen und 
                                                
243 Gesamter Absatz: Pfeil 2009, S. 114. 
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Parks und ein gutes Einkaufsangebot für den täglichen Bedarf, vorgefunden werden. Dies 
bedeutet im Umkehrschluss, dass sich der Wohnungsleerstand unter bestimmten Bedingungen 
wohnumfeldverträglich organisieren lässt. Maßgebliche Voraussetzung hierfür ist ein guter 
baulicher Zustand der Gebäudehüllen, in denen sich die ungenutzten Wohnflächen befinden, und 
die Nutzung der Erdgeschosse.  
5.4 FAZIT 
Mit dem Projekt Probewohnen wurde auf die spezifische Ausgangslage und Rahmen-
bedingungen in der Stadt Görlitz reagiert. Die Ergebnisse zeigen, dass sich aus dem probeweisen 
Vorgehen generelle Chancen für die schrittweise Entwicklung neuer Lösungen in der 
Stadtplanung ergeben. Über die projektbasierte Nutzung des strukturellen Leerstands kann somit 
ein Beitrag zur Wissensvermehrung geleistet werden. Durch die zeitweise Nutzung leer 
stehender Wohnungen werden im Projekt Probewohnen Informationen über die Qualitäten und 
Defizite des Wohnumfeldes aus der Sicht neuer Zielgruppen ermittelt. Mit dem Projekt und seiner 
Außenwirkung wird zugleich ein Beitrag zu einer langfristigen Steigerung der Nachfrage nach 
dem innerstädtischen Wohnen geleistet. Die Nutzung, oder besser: die Option einer späteren 
Nutzung der seit Langem leer stehenden Wohnungen war ein übergeordnetes langfristiges Ziel. 
Das Modellvorhaben PW verfolgte aber weder die Absicht, die Vermietungschancen für die in 
das Projekt eingebundenen Wohnungen unmittelbar zu verbessern (passende Mieter zu finden), 
noch hatte es die Intention, das zeitlich befristete Projekt dauerhaft zu etablieren.  
Die Projektpartner ließen sich aufgrund der zeitlichen Befristung und der projektbasierten 
Vorgehensweise auf die Zusammenarbeit ein. Hierdurch wurde es ihnen möglich, eine neue 
Vorgehensweise frei von längerfristigen Verpflichtungen zu erproben. Der Aspekt des 
Probeweisen beschreibt in diesem Zusammenhang das Einlassen auf ein experimentelles 
Vorgehen und nicht das konkrete projektspezifische Angebot, Personen in leer stehenden 
Wohnungen zur Probe wohnen zu lassen. Die Ergebnisse zeigen, dass die vor Ort in den 
laufenden Prozess eingebundenen lokalen Projektpartner den mit dem Projekt erzielten 
Erkenntnisgewinn als hoch und handlungsrelevant für das eigene Arbeitshandeln einstuften. Für 
die Projektteilnehmer stellte der zeitweise Umzug in die Innenstadt ein probeweises Handeln dar. 
Mit der Projektteilnahme wurde die Handlungsoption eines Umzugs in die Innenstadt probeweise 
durchgeführt. Damit konnten die Konsequenzen für die eigene Alltagsgestaltung ggf. vor der 
endgültigen Entscheidung für einen Wohnort überprüft werden. Der Aspekt des Probeweisen war 
insbesondere bei den Teilnehmern mit Umzugsplänen gegeben. Hier entfaltete die Teilnahme 
eine große Handlungsrelevanz, wenn die Projektteilnehmer auf der Grundlage der im Projekt 
gemachten (neuen) Erfahrungen ihre Entscheidung trafen.  
Betrachtet man die städtebaulichen Auswirkungen des Leerstands und seine Wahrnehmung im 
Wohnumfeld, so werden zwei Aspekte deutlich: Erstens erhält das Wohnumfeld von beiden 
Probewohnungen trotzt identifizierter Defizite mehrheitlich eine positive Gesamtbewertung. 
Zweitens zeichnen sich unterschiedliche Eigenschaften des Wohnumfelds innerhalb des 
Quartiers ab. Die standortspezifische Ausprägung des Leerstands und seine Auswirkungen auf 
das Wohnumfeld weisen auf das Erfordernis eines differenzierten, standortspezifischen 
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Vorgehens hin. Es zeigte sich, dass bei der Bewertung des Wohnumfeldes in der Fallstudie 
vielfältige Kriterien mit einer individuellen Gewichtung herangezogen wurden. Der Leerstand 
stellte für die Projektteilnehmer jedoch kein prioritäres Bewertungskriterium dar. Aus den 
subjektiven Bewertungsmustern ließen sich keine verallgemeinerbaren Aussagen ableiten. 
Obwohl der bauliche Zustand des Wohngebietes mehrheitlich negativ bewertet wurde, wurde die 
Gestaltung von Plätzen und eingeschränkt auch die der Straßen (Standort Hartmannstraße) 
mehrheitlich positiv bewertet. Insgesamt überwog die positive Gesamtbewertung bei den 
Projektteilnehmern, trotz der aufgezeigten Defizite. Berücksichtigt man, dass Gebäude 
unabhängig vom Grad ihrer Nutzung, einen Beitrag zu der Geschlossenheit der Bebauung und 
zum Stadtbild leisten, kann der strukturelle Leerstand mittelbar auch zur Wohnqualität beitragen. 
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6 NUTZEN DES LEERSTANDS – PERSPEKTIVENWECHSEL
In den vorangestellten Kapiteln wurde der Wohnungsleerstand aus verschiedenen Perspektiven 
betrachtet. Dabei zeigte sich, dass die wohnungswirtschaftliche und städtebauliche Leerstands-
problematik ostdeutscher Innenstädte mit den verfügbaren Instrumenten der Städtebauförderung 
nicht abschließend zu lösen war. Nach zwei Jahrzehnten umfangreicher Fördermaßnahmen ist 
der Leerstand weiterhin sehr hoch, ohne dass in absehbarer Zukunft eine generelle Trendwende 
zu erwarten ist. So wird deutlich, dass auch die „lernenden” Programme Städtebaulicher 
Denkmalschutz und Stadtumbau Ost den Leerstand und die damit verursachten Probleme nicht 
in gewünschtem Umfang beseitigen konnten. Offensichtlich ist der Leerstand zu einem 
charakteristischen Strukturelement der Stadtentwicklung ostdeutscher Innenstädte geworden. 
Akzeptiert man den Leerstand als ein dauerhaft auftretendes Phänomen und erkennt dabei die 
besonderen baukulturellen Werte der Innenstädte an, verändern sich die Strategien im Umgang 
mit leer stehenden Gebäuden. Wenn der Leerstand mittelfristig nicht absehbar beseitigt werden 
kann, wird er zum Planungstatbestand, den es zu steuern gilt. Mit diesem Aufgabenverständnis 
wird ein Perspektivenwechsel vollzogen, der neue Strategien im Umgang mit dem 
innerstädtischen Leerstand, insbesondere mit dem Wohnungsleerstand, erforderlich macht. Er 
stellt den möglichen Nutzen leer stehender Gebäude für die verbleibenden genutzten Gebäude 
und die Entwicklung des gesamten Quartiers in den Mittelpunkt der Betrachtung. Diese neue 
Sichtweise könnte für die Entwicklung historischer Stadtensembles und ihrer Bebauung im 
Verhältnis zum öffentlichen Raum bedeutend werden.  
Mit der Fallstudie in Görlitz liegen erste Ergebnisse zum Nutzen leer stehender Gebäude vor. Es 
wurde gezeigt, dass sich über eine probeweise und projektbasierte Nutzung leer stehender 
Wohnungen neues Wissen für die Stadtentwicklung generieren lässt (Kap. 5.2). Die Ergebnisse 
der Fallstudie belegen zudem, dass selbst dauerhaft leer stehende Gebäude einen Beitrag zur 
Ensemblebildung von Stadtstruktur und Stadtbild leisten und zur Wohnqualität im Quartier 
beitragen können (Kap. 5.3). Vergegenwärtigt man sich das aufgezeigte Spannungsfeld zwischen 
dem Erhaltungswert des historischen Baubestandes einerseits und dem anhaltenden 
Nutzungsverlust andererseits, so wird die Relevanz neuer Lösungswege im Umgang mit dem 
innerstädtischen Wohnungsleerstand deutlich. Historische Innenstädte besitzen eine 
gesamtstädtische Bedeutung. Ein attraktives Stadtzentrum mit vielfältigen Nutzungen des 
Wohnens, Arbeitens, der Bildung und Versorgung wirkt sich positiv auf die übrigen Standorte in 
der Stadt, am Stadtrand und im Umland aus. Der Erhaltung leer stehender Gebäude kommt daher 
ein hoher Stellenwert für die zukünftige Entwicklung ostdeutscher Innenstädte mit ihrer 
gesamtstädtischen Funktion und Wohnqualität zu.  
Die nachfolgenden Überlegungen beziehen sich ausschließlich auf den strukturellen Leerstand 
in historisch gewachsenen ostdeutschen Innenstädten. Da sich Innenstädte hinsichtlich ihrer 
städtebaulichen Eigenschaften wesentlich von Stadtrandsiedlungen und Siedlungen im 
ländlichen Raum unterscheiden, sind die vorliegenden Ergebnisse nicht direkt auf andere 
Gebietstypologien übertragbar.  
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Mit der Entscheidung, nicht die Probleme, sondern den Nutzen leer stehender Gebäude in den 
Mittelpunkt zu stellen, wird ein grundlegender Perspektivenwechsel im Verhältnis zur bisherigen 
Städtebauförderungspraxis vollzogen. Der Perspektivenwechsel wird gezielt bei der 
Problemanalyse und Zielformulierung eingesetzt, um – bildlich gesprochen – den Blick auf neue 
Lösungswege frei zu räumen. Das Vorgehen ist nicht als Bagatellisierung der vorgefundenen und 
ohne jeden Zweifel problematischen Auswirkungen des innerstädtischen Leerstands 
(miss)zuverstehen. Ausgangspunkt der Argumentation ist das Verständnis, dass Probleme durch 
die Diskrepanz zwischen der vorgefundenen Situation und einer nicht erfüllten Zielsetzung 
entstehen.1 Bei der Suche nach neuen Lösungswegen erweisen sich folgende Überlegungen zum 
„problemlösenden Denken” als hilfreich (Kap. 3.3):  
 Ein Problem entsteht, wenn unklar ist, wie und mit welchen Mitteln der gegebene Ist-Zustand 
in den angestrebten Soll-Zustand überführt werden kann. Dabei wird die Differenz zwischen 
dem Ist- und dem Soll-Zustand als Problemraum definiert. Probleme resultieren folglich 
weniger aus einer Situation, sondern sind vielmehr das Ergebnis vorliegender 
Wertvorstellungen, welche die angestrebten Ziele vorgeben. Folglich lassen sie sich auch 
durch die Aufgabe von Zielvorgaben lösen.2 
 „Problemlösendes Denken ist als Teil menschlicher Handlungsregulation zuständig für Nicht-
Routine-Situationen, in denen Hindernisse den Weg zum Ziel versperren und zielführende 
Aktionen überdacht werden müssen. Im Unterschied zu blindem Versuchs-und-Irrtums-
Lernen ist problemlösendes Denken eine wissensgestützte Tätigkeit”.3 
 Problemlösendes Denken schließt Wertentscheidungen ein.4 Diese Beobachtung ist auch für 
die Stadtplanung zutreffend, wo „Problembeschreibung wie -lösungen nicht ‚objektiv‘ und 
‚wertfrei‘”5 sind und „Planung nicht ‚rational‘ im Sinne einer ‚aus der Vernunft stammenden‘ 
und deshalb per se ‚richtigen‘ Denkweise”6 ist.  
 Die Lösung eines Problems stellt einen Erkenntnisprozess dar, bei dem neue Einsichten auf 
der Grundlage der verfügbaren Informationen abgeleitet werden. Hierbei ist die bei der 
Problem- und Zielanalyse eingenommene Betrachtungsperspektive mitbestimmend für die 
anschließende Lösungssuche und Lösungsfindung. Jede Betrachtungsperspektive 
erschließt dem Betrachter in Abhängigkeit von seinem Standpunkt, seiner Blickrichtung und 
seinem Blickwinkel nur einen Teil der Wirklichkeit. 
Den nachfolgenden Überlegungen liegt die Überzeugung zugrunde, dass es weder eine einzige 
wahre Perspektive gibt, noch falsche Perspektiven. Jede Perspektive liefert zusätzliche 
                                                
1 Funke 2003, S. 8. Siehe hierzu ausführlicher in Kap. 3.3. 
2 Dies geschieht mit dem Bewusstsein, dass „Handlungsziele aufzugeben […] zu den einfachsten 
Methoden, ein Problem los zu werden” gehört. Funke 2003, S. 19. Die Verfasserin ist aber keineswegs 
der Auffassung, dass das Problem Wohnungsleerstand bzw. die durch ihn ausgelösten Folgeprobleme 
lediglich durch die eingenommene Sichtweise verursachte „Selbst - Gemachte - Probleme” seien. 
3 Funke 2003, S. 38. 
4 Funke 2003, S. 38. 
5 ARL 2005, S. 796. 
6 ARL 2005, S. 796. 
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Informationen, die das vorhandene Wissen ergänzen, bestätigen oder auch widerlegen. Die 
Wirklichkeit erschließt sich erst über die Summe der Teilwahrheiten aus verschiedenen 
Betrachtungsperspektiven.  
In diesem Sinne wird ein Beitrag zur Bewältigung des strukturellen Leerstandes in ostdeutschen 
Innenstädten geleistet. Es wird weder der Anspruch auf Vollständigkeit erhoben, noch ist es das 
Ziel, eine universell anwendbare Lösung zu finden. Die aus der Fallstudie abgeleiteten 
Überlegungen zum Nutzen des Leerstands werden als eine Teilwahrheit verstanden. Hierin 
besteht ein wesentlicher Unterschied, zu dem im Kontext der Leitbilder für „schrumpfende Städte” 
vielfach geforderten neuen Verständnis von Stadt.7 Nicht das Verständnis von Stadt soll 
hinterfragt, sondern das Problem- und Aufgabenverständnis sollten überprüft werden, um für die 
Beibehaltung der Charakteristika europäischer Städte und ihrer vielseitigen Qualitäten neue 
Lösungswege zu erschließen.  
6.1 WISSENGENERIERENDER NUTZEN 
Die Ausrichtung und Umsetzung der Programme Städtebaulicher Denkmalschutz und 
Stadtumbau Ost in den Innenstädten verdeutlichen, wie sich Problemverständnis, Zielsetzungen 
und Lösungssuche in der Städtebauförderung und Stadtentwicklung gegenseitig beeinflussen. 
Die Entwicklung ist an der Schwerpunktverlagerung zwischen 1990 und 2010 im Programm 
Städtebaulicher Denkmalschutz, insbesondere an der Gebietsausdehnung außerhalb der 
historischen Stadtkerne, und an den vollzogenen Kurskorrekturen im Programm Stadtumbau Ost 
zugunsten der Innenstadtaufwertung ablesbar (Kap. 4.2). Obwohl die zwei Förderprogramme als 
„lernende Programme” konzipiert waren, wurden die Programmziele im Hinblick auf die 
Reduzierung des Leerstands in den Innenstadtgebieten nicht erreicht. Diese Erkenntnisse führten 
dazu, nach verfeinerten Instrumenten und einem schrittweisen Vorgehen im Umgang mit dem 
strukturellen Wohnungsleerstand zu forschen. Mit der Initiative zur Nationalen Stadtentwicklungs-
politik (2007) wurden Modellvorhaben für neue Vorgehensweisen in der Stadtentwicklung initiiert. 
Dabei wurde die projektbasierte Arbeitsweise, wie sie mit dem Projekt Probewohnen in der Stadt 
Görlitz (2008-2010) eng verknüpft ist, besonders gefördert (Kap. 5.1).  
Das Projekt Probewohnen zeigt die Potenziale, die in der projektbasierten Nutzung leer stehender 
Gebäude(teile) liegen, und den damit verbundenen Erkenntnisgewinn, das Erfahrungswissen 
(Kap. 5.2). Das Erfahrungswissen wird über das praktische Handeln und das unmittelbare 
Erleben einer konkreten Situation in dem Projekt erlernt und erworben.8 Im Unterschied zu 
theoretischen Wissensformen ist Erfahrungswissen nicht rational zu vermitteln. Sein Erwerb kann 
aber, wie im Fall des Projektes Probewohnen, indirekt über Angebote von Erlebnissen unterstützt 
werden. Der damit initiierte Erfahrungsgewinn ist selbst jedoch nur bedingt steuerbar. Er erfolgt 
über die Bestimmung einer Situation und die subjektive Auslegung der gemachten Erfahrung. Die 
beteiligten Akteure, Projektpartner und Projektteilnehmer, nehmen das Projekt in 
unterschiedlichen Rollen und aus unterschiedlichen Perspektiven wahr (Experten/Bewohner). Sie 
                                                
7 S. Fußnote 5 in Kap. 2.3. 
8 Vgl. Schütz, Luckmann 1979. 
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erwerben unterschiedliches Erfahrungswissen. Dieses im Projekt Probewohnen über die 
zeitweise Nutzung leer stehender Wohnungen („im Leerstand”) erworbene Erfahrungswissen ist 
als wissengenerierender Nutzen des Leerstands zu verstehen.  
6.1.1 Expertenwissen 
Die Projektpartner haben Gelegenheit, eine neue Vorgehensweise befristet zu erproben. Die 
Projektpartner sahen im Projekt Probewohnen eines der erfolgreichsten und innovativsten 
Projekte der Nationalen Stadtentwicklungspolitik. Ihm wurde eine besondere Vorbildfunktion für 
ein experimentelles Vorgehen im Stadtquartier zugewiesen, das auf die spezifische 
Ausgangssituation und lokale Probleme reagierte. Neben der Originalität der Idee wurden die 
begrenzte Laufzeit, der offen gestaltete Charakter des Projektes sowie seine Öffentlich-
keitswirksamkeit gewürdigt. Der unerwartet positive Projektverlauf, gemessen an der Öffentlich-
keitswirksamkeit und den hohen Bewerberzahlen, führte zu einer kritischen Reflexion im Umgang 
mit leer stehenden Gründerzeitwohnungen. 
Die Projektpartner verbanden mit dem Projekt Probewohnen einen unmittelbaren persönlichen 
Erkenntnisgewinn. Dieser vollzog sich mit der Reflexion der Erfahrung, des Erlebten, im 
unmittelbaren Vergleich mit dem subjektiven Erfahrungshintergrund. Die erworbenen 
Erkenntnisse und deren Handlungsrelevanz waren bei den lokalen Projektpartnern größer als bei 
den beteiligten Projektpartnern auf Landes- und Bundesebene. Dies erklärt sich aus der 
Tatsache, dass lokale Projektpartner unmittelbar, also direkt und persönlich, in die praktische 
Umsetzung eingebunden waren und dementsprechend viele Erfahrungen machten bzw. 
Erlebnisse hatten. Die lokalen Projektpartner erkannten die Chancen, die in einer projektbasierten 
Nutzung leer stehender Wohnungen liegen, um neue Lösungswege zu entwickeln und zu 
erproben. Zudem wurden sie für die Sichtweise und Bedürfnisse der Projektteilnehmer 
sensibilisiert. Ihr Erfahrungswissen besaß eine unmittelbare Relevanz für die weitere 
(erfahrungsgeleitete) praktische Arbeit und für unternehmerische Entscheidungen. Dies zeigte 
sich nicht zuletzt an dem Entschluss der lokalen Projektpartner, das Projekt nach Beendigung 
der öffentlichen Förderung in leicht modifizierter Form eigenfinanziert fortzusetzen. Im 
Projektverlauf verschoben sich bei den lokalen Projektpartnern die Zielsetzungen. Der Erfolg des 
Projektes wurde schlussendlich nicht allein an dem Vorteil für die eigene Institution gemessen, 
sondern an den positiven Effekten, die sich für die Innenstadt als Wohnort generell ergaben.  
6.1.2 Wohnerfahrungen 
Mit dem Projekt Probewohnen ist es gelungen, die Bürger für eine Auseinandersetzung mit einem 
konfliktreichen Thema in ihrer Stadt zu interessieren. Die Umsetzung der originellen Idee stieß 
bei Bürgern in unterschiedlichen Lebens- und Wohnsituationen auf reges Interesse. Durch den 
probeweisen Charakter des Projektes wurde die Hemmschwelle für eine Teilnahme herabsetzt. 
Es gelang, auch Personen mit Vorbehalten gegenüber dem Wohnen in der Innenstadt zur 
Teilnahme zu motivieren. Sie waren bereit, vor Ort die Vor- und Nachteile des innerstädtischen 
Wohnens zu überprüfen. Die Einbindung in die Befragung und die damit verbundene Möglichkeit, 
ihren persönlichen Standpunkt in die Diskussion einzubringen, motivierte die Projektteilnehmer. 
Im Projekt Probewohnen nahmen sie die Perspektive eines Innenstadtbewohners ein, wenn sie 
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ihrem gewohnten Alltag zwischenzeitlich von ihrem neuen Probe-Wohnort aus nachgingen. 
Dadurch konnten sie ihr Meinungsbild vom Wohnen in der Innenstadt überprüfen. Gleichzeitig 
wurden sie zu „Wohnexperten”, indem sie sich bewusst der Auseinandersetzung um das Wohnen 
in der Innenstadt stellten. 
Als „Experten des Alltags”9 setzten die Projektteilnehmer die neue Wohnsituation in Beziehung 
zur eigenen Lebenssituation. Es stellte sich hierbei auf mehreren Ebenen ein Erkenntnisgewinn 
ein. In Verbindung mit ihrer persönlichen Alltagsgestaltung erschlossen sie sich die Innenstadt 
aus einer für sie nicht alltäglichen bzw. ganz neuen Perspektive. Diese Erfahrung brachten sie 
unmittelbar mit einem persönlichen Erkenntnisgewinn in Verbindung. Das Wissen über den 
„allgemeinen Nutzen”10 des Wohnortes Innenstadt wurde um das Wissen über das „konkret 
Nützliche”11 der getesteten Wohnsituation, der praktischen Eignung der Wohnung und des 
Wohnumfeldes sowie für die Gestaltung des eigenen Lebensalltags ergänzt. Dabei wurden den 
Projektteilnehmern die Zusammenhänge zwischen der eigenen Lebensgestaltung und der 
Wohnsituation in der Innenstadt bewusst. Sie erschlossen sich zudem die vielfältigen 
Zusammenhänge von der persönlichen Alltagsgestaltung, dem Wohnort, dessen städtebaulichen 
Eigenschaften und der Stadtentwicklung. Sie erkannten, bis auf wenige Ausnahmen, die 
besonderen Qualitäten innerstädtischer Wohnorte – trotz des hohen Wohnungsleerstands im 
Probewohngebiet. Zudem erweiterten sie ihre Ortskenntnisse in der Innenstadt. Die Bewertung 
der Innenstadt als Wohnort erfolgte unabhängig davon, ob sich die individuellen 
Wohnbedürfnisse in der konkreten Wohnsituation (Wohnung und Wohngebiet) befriedigen 
lassen. Die Projektteilnehmer erkannten, dass sich auch unerwartete Erfahrungen einstellen 
können.  
Das erweiterte Wissen der Projektteilnehmer konnte (musste aber nicht) zu Veränderungen der 
gewohnten Sichtweise führen. Die abschließende Gewichtung der Qualität des Wohnens in der 
Innenstadt war abhängig von den jeweiligen Wohnpräferenzen, der Wohnbiografie und der 
Lebenssituation der Projektteilnehmer. Allerdings veränderte sich die vorgenommene 
Gewichtung nur ausnahmsweise ganz grundlegend (von positiv zu negativ oder umgekehrt). 
Dagegen waren Veränderungen bei der Beurteilung von Teilaspekten häufig zu beobachten. 
Auch Teilnehmer mit Vorbehalten gegenüber dem Wohnen in der Innenstadt revidierten diese in 
einzelnen Punkten. Die Alltagserfahrungen im Probewohngebiet erwiesen sich für 
Projektteilnehmer, die Umzugsüberlegungen anstellten oder konkrete Umzugsabsichten hatten, 
als hilfreich, um die Konsequenzen eines Umzugs in die Innenstadt besser abschätzen zu 
können.  
                                                
9 Habermas 1968, S. 460-461. 
10 Hahn 2008, S. 214. 
11 Hahn 2008, S. 214. 
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6.1.3 Probeweise vorgehen 
Die Fallstudie zeigt, welches Erfahrungswissen sich über die Nutzung leer stehender Wohnungen 
für die Stadtentwicklung gewinnen lässt. Die Projektpartner erlangten neue Kenntnisse im 
praktischen Vorgehen und zu den Entwicklungspotenzialen eines (problematischen) Innenstadt-
gebietes. Die Projektteilnehmer erschlossen sich über ihre Alltagserfahrungen neues Wissen 
über das Wohnen in der Innenstadt. Durch ein probeweises Vorgehen konnten schrittweise neue 
Strategien, Instrumente und Partnerschaftsmodelle entwickelt und umgesetzt werden. Hierin 
liegen Chancen für einen breiteren Konsens in der Stadtentwicklung. Mit dem erworbenen 
Erfahrungswissen ist ein „wissengenerierender Nutzen” des Leerstands nachgewiesen. Insofern 
ist zu diskutieren, inwieweit der methodische Einsatz eines (räumlichen oder strategischen) 
Perspektivenwechsels helfen kann, die Erkenntnisse der Beteiligten systematisch zu erweitern, 
um neue Lösungswege in der Stadtentwicklung zu erschließen.  
Vor dem Hintergrund der ortsspezifischen Probleme und Folgen des Leerstands in ostdeutschen 
Innenstädten gilt es, das Vorgehen in der Stadtplanung zu überdenken und verfeinerte 
Instrumente und Vorgehensweisen in neuen Partnerschaften zu entwickeln. Hierfür zeichnen sich 
bereits Chancen mit einer projektbasierten Arbeitsweise ab. In Projekten lassen sich konkrete 
Fragestellungen zielorientiert bearbeiten und neue „maßgeschneiderte Organisationsformen auf 
Zeit” anwenden.12 Mit einer Vielzahl von kleinen Projekten, die eine gemeinsame Entwicklungs-
perspektive verbindet, im Sinne eines „perspektivischen Inkrementalismus”, kann die 
Verfahrenskreativität gesteigert werden.13 Auch im Projekt Probewohnen stellten sich bei den 
Akteuren neue Sichtweisen ein. Zudem wurde die Impulswirkung, die von dem Projekt 
Probewohnen ausgeht, an mehreren Stellen in der Fallstudie deutlich. Zum einen haben 
Projektverlauf und Ergebnisse die Erwartungen der Projektpartner weit übertroffen und sie für die 
Fortsetzung der Zusammenarbeit motiviert; zum anderen konnte mit der Fallstudie eine hohe 
Anzahl an Teilnehmern generiert werden. Zudem gab es eine breite bundesweite Bericht-
erstattung in den Medien. Sowohl die Chancen einer projektbasierten Arbeitsweise als auch das 
probeweise Vorgehen wurden damit positiv bestätigt.  
Mit einem probeweisen Vorgehen lassen sich in Projekten die Auswirkungen von Entwicklungs-
zielen und Nutzungsideen in der praktischen Anwendung vor Ort überprüfen. Diese Vorgehens-
weise reicht vom „Ausprobieren” bis zur schrittweisen „Optimierung” neuer lösungs- und 
anwendungsorientierter Instrumente. So entstehen günstige Voraussetzungen für die Entwick-
lung neuer Lösungsansätze. Fehleinschätzungen können rechtzeitig erkannt und korrigiert 
werden, bevor öffentliche Investitionsentscheidungen gefällt werden. Angesichts geringer 
werdender öffentlich verfügbarer Investitionsgelder ist dieser Aspekt besonders hervorzuheben. 
Ein probeweises Vorgehen schafft gute Voraussetzungen, um über einen gezielten Mitteleinsatz 
Synergien zwischen unterschiedlichen öffentlichen Investitionen zu erreichen. Auch ist es als 
Baustein einer übergeordneten Strategie mit einer klaren Zielorientierung zu verstehen. Jeder 
                                                
12 Vgl. Sieverts 2001, S. 126. 
13 Ganser 2006. Siehe auch Kap. 3.4.2 für die unter der Leitung von Karl Ganser entwickelte und 
angewandte Strategie der IBA Emscher Park. 
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Schritt wird zugunsten einer kontinuierlichen Optimierung im ergebnisoffenen Verfahren unter 
Vorbehalt erprobt. Dabei unterliegen nicht nur die konkreten Maßnahmen, sondern auch die Ziele 
selbst einer kritischen Reflexion. Die zeitliche Begrenzung ist hier Mittel zum Zweck, um Teilziele 
einer integrierten Gesamtplanung umzusetzen. Jeder Schritt muss einen Beitrag zu den 
übergeordneten Zielen leisten. Gleichwohl bleibt die Abgrenzung der Zwischennutzung von der 
vorgeschlagenen probeweisen Nutzung unscharf. Zwischennutzungen sind typischerweise als 
zeitlich begrenzte Nutzungen angelegt, ohne den Anspruch einer Ausrichtung auf übergeordnete 
integrierte Ziele zu formulieren.14 Sie verfolgen die Intention, Raum kostengünstig für einen 
begrenzten Zeitraum zu nutzen und bedienen sich hierzu unkonventioneller und provisorischer 
Lösungen. Auch wenn sie „Türöffner” für längerfristige Nutzungen sein können, prägen sie den 
Ort meist nicht über ihre Laufzeit hinweg.15 Zwischennutzungen können aber auch an einer 
Gesamtplanung ausgerichtet werden, strategisch ausgewählt und gezielt platziert werden. 
Eine Zusammenarbeit im Rahmen zeitlich begrenzter Projekte kann helfen, mit geringem Risiko 
neue Allianzen und Strategien zu erproben, um schwierige Aufgaben anzugehen, das Interesse 
von Bürgern zu stärken und sie im Prozess für neue Themen und Sichtweisen zu qualifizieren. 
Ortsbezug und Originalität der Projektidee sowie die Offenheit der Beteiligten können den 
Projektverlauf begünstigen. Mit einer versuchsweisen, manchmal auch experimentellen Nutzung 
für eine begrenzte Zeit wird die Hemmschwelle für eine Beteiligung von professionellen Akteuren 
und Bürgern bewusst niedrig gehalten. Dabei spielen die begrenzte Laufzeit, eine klare 
Aufgabenverteilung und die Festlegung erreichbarer Ziele eine wichtige Rolle. Es wird weiterhin 
deutlich, dass es gelingen kann, auch in konfliktreichen Themen und Kooperationen unter 
Umständen bestehende Blockaden durch eine projektbasierte Arbeitsweise zu durchbrechen. Die 
Bereitschaft, sich auf neue Wege einzulassen und schwierige Aufgaben in Angriff zu nehmen, 
steigt, wenn der Prozess ergebnisoffen gestaltet wird und erst im Anschluss an das probeweise 
Vorgehen abschließend entschieden wird. Gerade in konfliktreichen Situationen könnte dieses 
Vorgehen helfen, die Vor- und Nachteile von Varianten zu ermitteln, bevor eine endgültige 
Entscheidung gefällt wird. Zudem liegen in probeweisen Allianzen sowohl Chancen für eine 
gegenseitige Sensibilisierung der Akteure mit divergierenden Interessen als auch für eine 
Konsensbildung in Politik, Verwaltung und Wirtschaft.  
An der Entwicklung der ersten zwei Jahrzehnte nach der Wiedervereinigung zeichnet sich 
außerdem ab, dass in Städten mit abnehmender Einwohnerdichte neue Formen der Bürger-
beteiligung auf Augenhöhe erforderlich sind, die den Fokus auf das Interesse und Engagement 
in der Stadtentwicklung legen. Die niedrigschwellige Beteiligung über Projekte könnte helfen, die 
Bürger vor Ort für ein größeres Engagement zu motivieren und langfristig eine aktive Bürgerschaft 
zu bilden. Die Bürger bringen ihr Wissen und Engagement ein, reflektieren ihr eigenes Handeln 
kritisch und können die Ziele der Stadtentwicklung besser verstehen. Es ist zu erwarten, dass 
sich dies langfristig positiv auf ihre Verbundenheit und Identifikation mit ihrer Stadt auswirkt und 
dass der Rückhalt der Stadtpolitik in der Bevölkerung gestärkt werden kann. Die Ziele und das 
konkrete Handeln in Stadtpolitik und Stadtverwaltung würden so mehr Bodenhaftung erhalten.  
                                                
14 Schlegelmilch 2009, S. 493. 
15 ZZZ 2010, S. 9. 
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6.2 RAUMKONSTITUIERENDER NUTZEN 
Betrachtet man die städtebauliche Dimension des innerstädtischen Wohnungsleerstands, so sind 
drei der vorangehenden Beobachtungen von besonderer Relevanz: Erstens ist zu beobachten, 
dass der Leerstand in Innenstädten dauerhaft auftritt und infolgedessen als charakteristische 
städtische Struktur anzuerkennen ist (Kap. 4.1). Zweitens wird deutlich, dass die Maßnahmen im 
Umgang mit dem Leerstand vielfältige stadträumliche Auswirkungen haben (Kap. 4.3) und 
aufgrund der hohen Leerstandsquoten deutliche Veränderungen der städtebaulichen Identität der 
Innenstadtquartiere nach sich ziehen können. Drittens zeigt sich, dass die stadträumlichen 
Auswirkungen des Leerstands stark variieren. Leer stehende Gebäude können aber unter 
bestimmten Bedingungen einen positiven Beitrag zur Wohnqualität leisten (Kap. 5.3). Aus diesen 
Beobachtungen lässt sich ein neues Problem- und Aufgabenverständnis ableiten.  
Die Fallstudie in der Stadt Görlitz zeigt, dass sich ein attraktives Wohnumfeld und ein 
überdurchschnittlicher Wohnungsleerstand nicht gegenseitig ausschließen (Kap. 5.3). Obwohl in 
dem untersuchten Innenstadtgebiet nahezu die Hälfte der Wohnungen nicht bewohnt ist 
(46 Prozent Leerstand 2007), wird es als attraktives Wohngebiet wahrgenommen. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass die Stadt Görlitz in der Vergangenheit die Strategie der Bestandserhaltung 
und Stadtbildpflege verfolgt hat. Aus der städtebaulichen Betrachtungsperspektive besitzen leer 
stehende Wohngebäude ohne eine konkrete Nutzung dennoch auf zwei Ebenen einen Nutzen: 
Zum einen leisten sie einen Beitrag zur Raumbildung in der Stadt, indem sie die Baustruktur und 
räumliche Vielfalt des Stadtraums prägen; zum anderen besitzen leer stehende Gebäude 
stadtbildprägende Eigenschaften über ihr äußeres Erscheinungsbild. Auf beiden Ebenen ergibt 
sich ein positiver Beitrag zur Qualität des Wohnumfeldes im gründerzeitlichen Stadtensemble, es 
ergibt sich ein raumkonstituierender Nutzen des Leerstands.  
Vor diesem Hintergrund ist der Leerstand in Innenstadtgebieten nicht mehr vorrangig nur als 
ungenutzter Raum zu betrachten, sondern es gilt, seine raumbildende und stadtbildprägende 
Wirkung zum Gegenstand der Planung zu machen. Lassen sich von leer stehenden Gebäuden 
derartige positive Effekte für die Entwicklung der Innenstädte ableiten, so können diese als 
raumkonstituierender Nutzen des Leerstands verstanden werden. 
6.2.1 Raumbildung 
Eine zusammenhängende Baustruktur wirkt raumbildend. Sie stellt eine klare räumliche 
Gliederung her und erleichtert die Orientierung im Stadtraum. Das variierende Verhältnis von 
Bebauung und (öffentlichen und privaten) Freiräumen schafft differenzierte Stadträume und 
abwechslungsreiche Raumfolgen und Raumsequenzen. Die städtische Vielfalt bietet günstige 
Voraussetzungen für eine Nutzungsmischung in der „Stadt der kurzen Wege”. Ein vielfältiges 
Nutzungsangebot in fußläufiger Erreichbarkeit stellt heute einen wesentlichen Lagevorteil 
gegenüber weniger dicht genutzten Standorten in der Stadt und im Umland dar. Die Fallstudie in 
der Stadt Görlitz bestätigt, dass die von den Projektteilnehmern wahrgenommene Wohnqualität 
in der Innenstadt unter anderem auf die räumliche Gliederung der Blockrandbebauung 
zurückzuführen ist (Kap. 5.3). Die gründerzeitliche Stadtgestalt ist von der charakteristischen 
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Blockrandbebauung mit einer klaren räumlichen und funktionalen Gliederung in Straßenräume, 
Platzanlagen und Blockinnenbereiche geprägt.  
Mit einer wie auch immer verursachten Perforation der Baustruktur würden die klar definierten 
Raumgrenzen verloren gehen, würde die räumliche Gliederung aufgegeben werden. Auch wenn 
die Finanzierung von Gebäudeabrissen im gründerzeitlichen Altbaubestand über 
Städtebaufördermittel im Programm Stadtumbau Ost seit 2007 nicht mehr möglich ist, ist der 
Gebäudeabriss aufgrund des hohen Leerstands in Gründerzeitgebieten immer wieder 
Gegenstand der Diskussion.16 Zudem sinkt bei fehlender Nutzung und dadurch verursachten 
fehlenden Mieteinnahmen in der Regel die Bereitschaft der Eigentümer zur Instandhaltung der 
Gebäude. Dadurch droht der fortschreitende Verfall weiterer Altbauten. Letztendlich führen 
Gebäudeverluste zu einer Zunahme an freien Flächen in historischen Ensembles. Diese können 
kaum wieder einer neuen Nutzung zugeführt werden und verursachen zusätzliche Folge-
probleme. In Städten mit einer eher ungünstigen demografischen und ökonomischen Prognose 
hätte ein Verlust der zusammenhängenden Baustruktur und der räumlichen Gliederung 
zusätzliche negative Auswirkungen auf das gesamte Erscheinungsbild der Stadt. Aufgrund der 
prognostizierten ökonomischen Entwicklung wäre in derartigen Städten eine erneute Bebauung 
in vergleichbarer städtebaulicher Dichte und gestalterischer Qualität nicht mehr zu erwarten. Aus 
städtebaulicher Sicht sind deshalb leer stehende Gebäude in städtebaulichen Ensembles zu 
erhalten und besonders sorgfältig zu pflegen. Damit werden städtebauliche Ordnungsmaß-
nahmen zugunsten einer baulichen Entdichtung von Blockinnenbereichen und Wohn-
umfeldverbesserungen nicht in Frage gestellt. Vielmehr geht es darum, die Bedeutung der 
gründerzeitlichen Stadtgestalt als raumbildende Struktur besonders hervor zu heben. Selbst in 
Städten mit einer gewissen wirtschaftlichen Prosperität wird sich eine Wiederbebauung in 
ähnlicher Dichte und Qualität kaum realisieren lassen. Baugeschichtlich bedeutende 
Innenstadtgebiete könnten mit Bauformen geringerer Dichte konfrontiert werden, beispielsweise 
in der Form von Reiheneinfamilienhäusern. Dann würde nicht allein die charakteristische 
Stadtgestalt, sondern auch der urbane Charakter in diesen Quartieren verloren gehen. Die 
Standortvorteile innerstädtischer Stadtquartiere würden obsolet. Stadträumliche Qualitäten, die 
sich an der raumbildenden Wirkung der historischen Stadtensembles fest machen, gingen 
unwiederbringlich verloren. 
Erschwerend kommt hinzu, dass die Leerstandsentwicklung zwar in ihrer Größenordnung 
abschätzbar, jedoch in ihrer räumlichen Ausprägung und Verteilung nur schwer vorhersehbar ist. 
Eine langfristige Umgestaltung der Innenstadtgebiete wäre mit großen Planungsunsicherheiten 
verbunden. Es ist in der Regel unklar, wo und wann sich Leerstände in einem Quartier einstellen 
werden. Vor diesem Hintergrund ist die Erhaltung leer stehender Gebäude in Innenstadtgebieten 
auch als eine Maßnahme zu verstehen, um flexibel auf unerwartete (positive) Entwicklungen 
reagieren zu können, ohne dass strukturelle und kostenintensive Anpassungen erforderlich 
                                                
16 Grundsätzlich ist die Erhaltung historischer Gebäude allgemeiner Konsens und anerkanntes politisches 
Ziel. Allerdings wurde die Entscheidungslogik „dauerhaft leer stehend = nutzlos und somit entbehrlich 
= Abriss” sowohl in den Expertengesprächen, als auch in der Fachliteratur deutlich.  
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werden. Leer stehende Gebäude leisten grundsätzlich in der gleichen Weise einen Beitrag zur 
Baustruktur und zur räumlichen Vielfalt wie bewohnte bzw. genutzte Gebäude.  
Eine so verstandene Erhaltungsstrategie für leer stehende Gebäude stellt eine hohe stadträum-
liche Kontinuität sicher und wird zum Garanten des Überdauerns der überlieferten Stadtgestalt. 
„Diese Permanenz ist etwas Materielles und, insofern sie eine Gestalt ist, die überdauert, zugleich 
etwas Geistiges. Und gerade diese Permanenz der Gestalt stellt inmitten ständiger 
Veränderungen ein wichtiges städtebauliches Phänomen dar”.17 Gleichwohl der italienische 
Architekt Aldo Rossi seine Permanenz-Theorie auf Monumente18 einer Stadt bezieht, weist er 
ihrem städtebaulichen Kontext eine große Bedeutung zu. Erst durch den städtebaulichen Kontext 
wird das Besondere dieser Bauten erlebbar.19 Er kommt zu dem Schluss, dass die eigentliche 
Bedeutung städtebaulicher Ensembles gerade nicht in der Funktion (im Sinne einer konkreten 
Nutzung) zu suchen ist, sondern in „ihrer Gestalt, die ein konstanter Bestandteil der gesamten 
Stadtgestalt ist.”20 In der Stadtgestalt liegen die unterschiedlichen Identitäten europäischer Städte 
begründet, die sich aus ähnlichen Gestaltungsprinzipien ableiten, aber im Konkreten immer 
einmalig sind.  
Mit einem solchen, auf den Beitrag zur Stadtgestalt ausgerichteten Verständnis ändert sich die 
Betrachtungsperspektive. In Abhängigkeit von Anzahl, Lage und baulichem Zustand sind leer 
stehende Gebäude in Innenstadtgebieten für die Lesbarkeit der Baustruktur bedeutsam. Als Teil 
des Stadtensembles tragen sie zur „Einprägsamkeit der Stadtform”21 und zur wahrnehmbaren 
„Ganzheit der Stadtstruktur”22 bei. Ein geordnetes, gegliedertes Stadtgefüge ist Voraussetzung 
für die Lesbarkeit des räumlichen Zusammenhangs und die Orientierung im Raum 
(„Orientierungswirkung”).23 Ein vielfältiger Stadtraum und ein wiedererkennbares Stadtbild tragen 
zum Erlebniswert eines Stadtteils, einer Stadt bei.  
                                                
17 „Permanenz” meint hier das „Überdauern einer Form der Vergangenheit” zugunsten der Erfahrbarkeit 
der Vergangenheit. Rossi 1973, hier S. 40. 
18 In der italienischen Ausgabe spricht Rossi von „Monumenti”. Die deutsche Ausgabe verwendet für diese 
den Begriff „Baudenkmäler”. Aus heutiger Sicht könnte diese Übersetzung etwas zu kurz gegriffen sein, 
da es Rossi bei den Monumenti im Sinne von primären Elementen weniger um den Denkmalwert als 
um Gebäude mit einer besonderen Bedeutung in Abgrenzung zu den Wohngebäuden geht. Rossi 1973. 
19 „Gewiss stellt es zwar eine Vereinfachung dar, nur den Baudenkmälern eine ästhetische Bedeutung 
zuzugestehen, die sie zu Fixpunkten der Stadtstruktur werden läßt. Denn wenn man von der Hypothese 
ausgeht, daß die Stadt als Ganzes etwas Gestaltetes oder ein Kunstwerk ist, so ist es legitim, auch 
einem Wohnhaus oder einem anderen kleineren Bauwerk ästhetischen Wert anzuerkennen. Aber auf 
diese Entwicklung soll hier nicht weiter eingegangen werden; es soll lediglich festgestellt werden, daß 
die Dynamik einer Stadt eher zur Weiterentwicklung als zur Erhaltung tendiert, daß die Baudenkmäler 
aber im Zuge dieser Entwicklung – wie jedermann nachprüfen kann – erhalten bleiben und sich sogar 
stimulierend auf die Entwicklung auswirken.” Rossi 1973, S. 44-45. 
20 Im Detail schreibt er hierzu: „Eine Funktion ergibt sich immer aus zeitgebundenen gesellschaftlichen 
Bedingungen und kann deshalb nicht mit der Stadtentwicklung in Zusammenhang gebracht werden. 
Ein durch eine bestimmte Funktion determiniertes städtebauliches Phänomen erschöpft sich in der 
Ausübung dieser Funktion. In Wirklichkeit aber bleiben auch städtebauliche Phänomene für uns von 
Bedeutung, deren Funktion längst erloschen ist.” Rossi 1973, S. 45. 
21 Vgl. Lynch 1965, S. 20-24, hier S. 20. 
22 Vgl. Lynch 1965, S. 127-133, hier S. 127. 
23 Vgl. Sieverts 1983, hier S. 129. 
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Der Raumbildung ist bei dem innerstädtischen Stadtumbau und im städtebaulichen 
Denkmalschutz zukünftig eine besonders hohe Bedeutung zuzugestehen. Es bedarf eines 
intensiveren stadträumlichen Denkens in Städtebau, Stadtplanung und architektonischer 
Gestaltung.24 Auf diesem raumbildenden Verständnis aufbauend lassen sich im Stadtumbau und 
im städtebaulichen Denkmalschutz weitreichende Synergien generieren.  
6.2.2 Bildwirkung 
Teilweise oder vollständig leer stehende Gebäude prägen, wie bewohnte Gebäude, je nach Lage 
und baulichem Zustand das Stadtbild mit. Stadtbild meint hier sowohl das äußere 
Erscheinungsbild eines Stadtensembles, als auch die implizierten inneren Vorstellungsbilder des 
Betrachters (kognitive Bilder) sowie die Beziehung zwischen beiden.25 Das Stadtbild trägt somit 
zum einen maßgeblich zu der Identität26 von Innenstadtgebieten bei, zum anderen wirkt es sich 
auf die Identifikation der Menschen mit der Stadt oder einem Stadtteil aus. Letztere bestimmt 
wiederum den menschlichen Umgang mit der gebauten Umwelt und der Stadt als Ganzes und 
nimmt so ihrerseits Einfluss auf das Erscheinungsbild der Stadt. Mit der Fallstudie in Görlitz wurde 
der besondere Beitrag des Gebäudeleerstands zum Stadtbild nachgewiesen: Hier tragen leer 
stehende Gebäude zum einen zum Erscheinungsbild des Quartiers, zum anderen zur 
wahrgenommenen Wohnqualität und den Vorstellungsbildern vom Wohnen in der Innenstadt bei. 
Diese doppelte Bildwirkung ist zu berücksichtigen, will man den Raum konstituierenden Nutzen 
leer stehender Gebäude abschätzen.  
Da die Bereitschaft der Eigentümer in den Bestand zu investieren in der Regel mit zunehmendem 
Leerstand sinkt, ist ein dauerhaft auftretender Leerstand häufig mit einer unterlassenen 
Instandhaltung und dem Verfall der Gebäude verbunden. Dadurch kann das Stadtbild beeint-
rächtigt werden und der Leerstand strahlt sowohl auf das nähere Umfeld als auch auf das 
gesamte Wohngebiet negativ aus. Im Görlitzer Innenstadtgebiet sind diese negativen 
Auswirkungen im Stadtbild bereits deutlich ablesbar und kennzeichnen mehrere Straßenzüge. 
Eine sich selbst verstärkende negative Entwicklung setzt ein. Umso bedeutsamer ist es, dass die 
meisten Straßenzüge trotz hoher Leerstandszahlen noch über ein weitestgehend intaktes 
Straßenbild verfügen. Insofern ist die Fallstudie aussagekräftig für die Bewertung der positiven 
                                                
24 Vgl. Kohlbrenner 2001. Auch wenn sich Kohlbrenners Überlegungen zum Begriff und der Bedeutung 
der Stadtform auf das Planwerk Innenstadt von Berlin beziehen, stellt sich die Frage nach dem von ihm 
angesprochenen Mangel städtebaulichen Denkens auch im vorliegenden Zusammenhang. 
25 Vgl. Meier 2011. 
26 Identitäten oder Stadtidentitäten werden im Kontext europäischer Städte in engem Zusammenhang mit 
den Eigenschaften der gebauten Stadt und ihrem Stadtbild diskutiert. (Vgl. exempl. Kostof 1993, S. 322; 
Hannemann, Sewing 1998; Chietti 2002. Die Verwendung des Identitätsbegriffes zur Beschreibung 
räumlicher Gegebenheiten ist jedoch nicht ganz unumstritten. Vgl. Aschauer 2000; Ipsen 1999. Aber 
auch in anderen Disziplinen wird die Verwendung durchaus kontrovers diskutiert, da es „nicht ›den‹ 
theoretischen Identitätsbegriff, sondern mannigfaltige Gebrauchsweisen” gibt. Vgl. Straub 2004, hier S. 
278. Die Begriffsverwendung unterliegt also immer einer gewissen definitorischen Unschärfe. In der 
vorliegenden Arbeit erfolgt die Anwendung des Begriffs der städtebaulichen Identität im Sinne einer 
Übereinstimmung baulich - räumlicher Eigenschaften eines Stadtteils mit Verweis auf die ursprüngliche 
Wortbedeutung, abgeleitet aus dem Spätlateinischen „identitas”: völlige Übereinstimmung, Gleichheit, 
Wesensgleichheit. Quante, Straub 2001.  
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Effekte, die dank Instandsetzung und Instandhaltung auch ungenutzter Gebäude erreicht werden 
können. Genauer betrachtet besitzt der Leerstand nur indirekte Auswirkungen auf das Stadtbild. 
Ablesbar ist er vor allem an Klingelanlagen mit fehlenden Namenschildern, an gardinenlosen 
Fenstern und an fehlenden Balkonbepflanzungen. Eine besondere Rolle spielen dagegen die 
Instandhaltung der Fassaden und ihr Beitrag zum Stadtbild. In den Innenstädten vermitteln die 
Hausfassaden zwischen dem privaten und öffentlichen Raum und repräsentieren die Bewohner 
und Nutzer der Gebäude im Stadtraum. Ein intaktes Fassadenbild wirkt sich generell positiv auf 
die soziale Kontrolle und das Sicherheitsempfinden im öffentlichen Raum aus.27 Das Stadtbild 
prägt den Quartierscharakter und die Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum und ein Ausschnitt 
bildet die „Aussicht” für die Bewohner: von der Wohnung auf die gegenüberliegende Straßen-
seite. Die Bedeutung eines intakten Stadtbildes für die wahrgenommene Wohnqualität wird durch 
die Ergebnisse der Fallstudie gestützt. Hier zeigt sich, dass der Gebäudeleerstand weitaus 
weniger in die Bewertung der Wohnqualität seitens der Projektteilnehmer einfließt als der 
bauliche Zustand der Hausfassaden und damit das Stadtbild. 
Um die Bedeutung der Bildwirkung des Leerstands gründerzeitlicher Stadtensembles besser zu 
verstehen, lohnt es sich, die Herausbildung von Stadtidentität näher zu betrachten. Einem 
Stadtraum wird dann eine eigene Identität zugeschrieben, wenn sein Erscheinungsbild und die 
Idee oder Vorstellung des Betrachters von der Stadt übereinstimmen.28 Seine Unverwechsel-
barkeit ergibt sich aus den charakteristischen städtebaulichen Eigenschaften und einer erkenn-
baren Gestalt, zu der sich die einzelnen Teile raumbildend zusammenfügen. Der Prozess des 
Erkennens einer Identität, das Identifizieren, ist sinnstiftend29 und schließt gleichermaßen eine 
körperliche Dimension (Sinneswahrnehmung) und eine kognitive Dimension (Bewusstseins-
leistung) ein. In der Fallstudie ist von Bedeutung, dass die Sinnstiftung zu einem wesentlichen 
Teil durch die „praktische, körperliche Handhabung des Gebauten”30 im Alltag erfolgt. Mit dem 
alltäglichen Gebrauch wird die gebaute Umwelt mit der eigenen Lebensbiografie verbunden und 
persönliche Erinnerungen werden im Stadtraum verortet. Durch die Verbindung von Ort und 
Erinnerung ändert sich für die erinnernde Person die Bedeutung eines Ortes. Die persönliche 
Alltagsgestaltung von dem zwischenzeitlich eingenommenen Probewohnstandort kann – so hat 
die Fallstudie bestätigt – einen sinnstiftenden Prozess bei den Projektteilnehmern und eine 
kritische Prüfung des vorhandenen Meinungsbildes auslösen. Die Beziehung zwischen den 
realen Orten einer Stadt und den persönlichen Erinnerungen prägen die Identifikation des 
Einzelnen mit der Stadt und seine emotionale Bindung an diesen Ort.  
Die Identifikation mit der Stadt steht zudem im engen Zusammenhang mit der Verfügbarkeit von 
privaten Freiräumen und dem Angebot an öffentlichen Räumen, die Spielräume für die eigene 
                                                
27 Vgl. Ackers 2009. 
28 Locke führt zur Identität einer Sache und eines Objektes allgemein hierzu aus: „Nicht [allein] die Einheit 
der Substanz also umfasst alle Arten von Identität oder bestimmt diese in jedem einzelnen Fall. Um sie 
richtig zu verstehen und zu beurteilen, müssen wir vielmehr erwägen, was für eine Idee das Wort 
bezeichnet, auf das sie angewendet wird.” Locke 1911/13, S. 416.  
29 Im Sinne der „Erfahrung eines größeren Ganzen im begrenzten, gegebenen Einzelnen”. Engell 2001, 
S. 542. 
30 Steets 2010, S. 182. 
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Selbstentfaltung, Mitbestimmung und Mitgestaltung bieten.31 Es sind gerade historische Gebäude 
und Stadträume, die mit ihrer „historische[n] Tiefe”32, aufgrund ihres spürbaren Alters und ihrer 
ablesbaren Entstehungsgeschichte, Heimatgefühl und Geborgenheit bei den Bewohnern 
hervorrufen. Ipsen spricht in diesem Zusammenhang von „bedeutungsleeren”33 und 
„bedeutungsstarken”34 Räumen, die sich hinsichtlich ihrer Lesbarkeit und Geschichtlichkeit 
unterscheiden. Die Lesbarkeit beschreibt die „visuell erfaßbare Form” der Stadt.35 Sie bedingt die 
Wahrnehmung der Stadt und die Vorstellungsbilder, die die Menschen sich von ihr machen. Unter 
Geschichtlichkeit ist die Präsenz historischer Zeugnisse im Stadtgefüge zu verstehen.36 Sie 
vermittelt sich über die Stadtgestalt und -struktur wie auch über immaterielle Inhalte.37 
Bedeutungsstarke Stadträume besitzen eine „weit über die eigentlichen Raumgrenzen 
hinausreichende” Wirkung.38 In Ergänzung zur Bildwirkung spielt die Atmosphäre eines Ortes, die 
das Vorstellungsbild der Stadt mitprägt, eine wichtige Rolle. Sie beschreibt die Empfindungen 
oder Befindlichkeiten, die ein Ort bei dem Betrachter auslöst.39 Diese atmosphärische Qualität 
eines Ortes erschließt sich nicht allein über die visuelle Wahrnehmung, sondern über das 
unmittelbare körperliche Raumerlebnis mit allen Sinnen.  
Historische Stadtensembles sind aufgrund ihrer ortsgebundenen Entstehungsgeschichte als 
historische Einzelfälle (Artefakte) zu verstehen. Darin liegen ihre Identität und 
Unverwechselbarkeit begründet. Die Vielschichtigkeit von Zeugnissen aus unterschiedlichen 
Entstehungszeiten trägt mit zur „Ungleichzeitigkeit”40 und „zeitlichen Maßstäblichkeit”41 von 
historischen Stadtgebieten bei, die in der Form nicht planbar und bei Verlust kaum wieder 
                                                
31 Sieverts 1983, S. 132. 
32 Hervorhebung im Original, Böhme 2006, S. 134. 
33 Ipsen 1999, S. 154. 
34 Ipsen 1999, S. 154.  
35 Lynch 1965, S. 7. Die Lesbarkeit der Stadt wurde von Lynch auf die Ausbildung von fünf Elementen 
(Wege, Grenzlinien (Ränder), Bereiche, Brennpunkte (Knotenpunkte) und Merk - oder Wahrzeichen) 
zurückgeführt. Lynch 1965, S. 60-109. Lynch untersuchte als einer der ersten in den 1960er Jahren die 
kognitiven Bilder der Bewohner von ihrer Stadt und erkannte deren Bedeutung für die Stadtplanung, 
um den menschlichen Bedürfnissen nach Identität und Struktur der gebauten Umwelt gerecht zu 
werden. Lynchs Ergebnisse fanden in Europa viel Beachtung und erfahren in jüngster Zeit erneut 
Aufmerksamkeit. Vgl. exempl. Seifert 2011.  
36 Geschichtlichkeit meint also „nicht nur die Stadt als Gefüge mit Vergangenheit, sondern das Gefüge 
der Stadt als ablesbares historisches Zeugnis.” Breitling 1983, S. 40. 
37 Gemeint sind Informationen wie sie sich bspw. über die Bezeichnung von Straßen, Plätze, Gebäuden 
und aus Beschilderungen, Planunterlagen etc. ergeben. Darüber hinaus fließt das Wissen aus den 
Erfahrungen des Einzelnen, aus überlieferten Traditionen und über gesellschaftliche Konventionen ein. 
Vgl. Meckseper 1974. Neben den formalen Eigenschaften, die sich anhand objektiver äußerer 
Merkmale beschreiben lassen, kennzeichnen Stadträume somit auch symbolische Eigenschaften, im 
Sinne eines vom Betrachter zugewiesenen Bedeutungsgehaltes. 
38 Ipsen 1999, S. 154.  
39 Böhm sieht in den Atmosphären den „primären Gegenstand der Wahrnehmung”, vor deren Hintergrund 
sich erst die Einzelheiten wie Form, Farbe, Dinge, Gerüche etc. unterscheiden lassen. Böhme 1995, 
S. 48, 95.  
40 Das Zusammenspiel von Ungleichzeitigkeit, Ungleichwertigkeit und Ungleichartigkeit ist ein 
wesentliches Charakteristikum der Europäischen Stadt. Diesem Thema widmete sich das 
Kompetenzzentrum der TU Dresden in dem siebten „Denksalon Revitalisierender Städtebau” im Jahr 
2011.  
41 Mörsch 1994, S. 103. 
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herstellbar sind. Auch einfache Altbauten mit einem nur geringeren kulturellen, künstlerischen 
oder geschichtlichen Wert liefern hierzu einen Beitrag, da sie nicht nur auf ihren 
Entstehungszeitraum, sondern auch auf ihren in der Regel behutsam vorgenommenen 
Überformungsprozess verweisen. Die Bedeutung historischer Stadtbilder wird nicht zuletzt durch 
die gegenwärtige Diskussion über die Rekonstruktionen historischer Stadtbilder in verschiedenen 
deutschen Städten deutlich.42 Sie zielen darauf ab, eine auf die Geschichte verweisende Identität 
dort wiederherzustellen, wo sie aufgrund von Verlusten im historischen Baubestand nicht mehr 
erlebbar ist. Berücksichtigt man diese sinnstiftende Wirkung historischer Stadträume und ihren 
Beitrag zur „kollektiven Identität”,43 wird das Überzeitliche44 zu einer Forderung für einen 
zeitgemäßen Städtebau. Welche gesellschaftliche Sprengkraft der Verlust des historischen 
Stadtbildes als kollektivem Identifikationspunkt besitzen kann, ist nicht zuletzt an der politischen 
Wende 1989 ablesbar. Hier wurde der Verfall der Innenstädte einer der Auslöser für den 
bürgerlichen Widerstand und die friedliche Revolution.45 Vor diesem Hintergrund müsste generell 
der Erhaltungsstrategie für leer stehende Gebäude in Zukunft eine besondere Aufmerksamkeit 
zukommen. Die Bildwirkung und die Bedeutung von „erinnerungsfähigen Stadtbildern”46 tragen 
wesentlich zur Stärkung des gesellschaftlichen Zusammenhalts bei, dessen Stellenwert in vielen 
ostdeutschen Städten nicht zu unterschätzen ist. 
6.2.3 Leerstand lenken und gestalten 
Insgesamt wird deutlich, dass leer stehende Gebäude als Teil des Stadtensembles in der gleichen 
Weise zu Wohnqualität, zusammenhängender Baustruktur, räumlicher Vielfalt, lesbarer 
Stadtgestalt und erinnerungsfähigen Stadtbildern beitragen wie bewohnte Gebäude. Hierin ist ein 
konkreter raumkonstituierender Nutzen leer stehender Gebäude zu sehen, aus dem heraus ihre 
Erhaltung im Stadtensemble ostdeutscher Innenstädte gerechtfertigt werden kann. Gerade in 
Städten mit eingeschränkten wirtschaftlichen Entwicklungsoptionen ist diese Erhaltung geboten. 
Hier würden sich mit der Auflösung der innerstädtischen Baustruktur die Wohn- und Lebens-
qualität und das Stadtbild als Ganzes nachhaltig verschlechtern. Dies würde negative Entwick-
lungsprozesse beschleunigen, statt ihnen entgegenzuwirken. Der aufgezeigte raumkonsti-
tuierende Nutzen leer stehender Gebäude und deren Bildwirkung im städtebaulichen Ensemble 
eröffnet Chancen für die langfristige Sicherung der Lebensqualität in Innenstadtgebieten. In 
Anbetracht des prognostizierten hohen Leerstands von Wohngebäuden in Innenstadtgebieten ist 
der bauliche Zustand der teilweise oder vollständig leer stehenden Gebäude von entscheidender 
Bedeutung für die Wohnqualität in den bewohnten Gebäuden. Zukünftig wird es weniger darum 
gehen können, ungenutzte leer stehende Gebäude einer neuen Nutzung zuzuführen, als vielmehr 
darum, ihren raumkonstituierenden Nutzen sicher zu stellen. Hieraus leitet sich neben dem 
                                                
42 Vgl. Sigel, Klein 2006; BMVBS 2010b; Hassler, Nerdinger 2010. 
43 Im Sinne von „Konstrukte[n …] einer näher zu spezifizierenden Gemeinsamkeit im praktischen 
Selbst - und Weltverhältnis sowie im Selbst - und Weltverständnis Einzelner. Kollektive Identitäten 
finden im übereinstimmenden praktischen Verhalten sowie in qualitativen Selbst - und 
Weltbeschreibungen Ausdruck, in denen Menschen übereinkommen.” Straub 2004, S. 299.  
44 Vgl. Sulzer 2008 und Schwarz 2003. 
45 Häußermann 1995, S. 6-7 und Topfstedt 1994, S. 29-30. 
46 Vgl. Sulzer 2009. 
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Erhaltungsanspruch für historische Stadtensembles ein unmittelbarer Gestaltungsanspruch auch 
für leer stehende Gebäude in Innenstadtgebieten ab. Die Gesamtwirkung im Ensemble ist von 
Bedeutung und sie trägt zur Raumbildung und Bildwirkung des Stadtquartiers bei. Um den 
Umgang mit dem Leerstand behutsam zu steuern, bedarf es der Verfeinerung bestehender und 
der Entwicklung neuer Steuerungs- und Beteiligungsinstrumente. Die raumbildende Wirkung von 
Maßnahmen im städtebaulichen Ensemble und die Auswirkungen auf das Stadtbild und die 
Wohnqualität sind als neue Handlungsfelder der Stadtgestaltung anzuerkennen. Über die 
stärkere Berücksichtigung der raumbildenden und Stadtbild prägenden Wirkung der einzelnen 
Maßnahmen, könnte es darüber hinaus gelingen, die unterschiedlichen Strategien in 
Stadtumbau, Denkmalpflege und städtebaulichem Denkmalschutz zugunsten einer 
bestandspflegenden Stadtentwicklung zusammenzuführen. Die Handlungsoptionen Leerstand 
lenken und gestalten werden sich zukünftig als zielführend erweisen. 
Wenn der Leerstand als zu gestaltendes Strukturelement anerkannt wird, stellt sich die Frage 
nach seinem Verhältnis zur räumlichen Organisation in Beziehung zu den anderen städtischen 
Nutzungen sowohl auf Gebäude- und Stadtteilebene als auch im gesamtstädtischen Kontext. Hier 
zeichnet sich die Notwendigkeit ab, neue Steuerungsinstrumente zu entwerfen, um den 
Leerstand zu „lenken” und möglichen funktionalen Problemen entgegenzuwirken bzw. 
Synergieeffekte zu erzielen. Betrachtet man die kleinteilige Eigentümerstruktur in historischen 
Innenstadtgebieten, ergibt sich ein überaus hoher Koordinations- und Abstimmungsbedarf. 
Häußermann, Läpple und Siebel schätzen, dass im Altbaubestand mit kleinteiligen 
Eigentümerstrukturen für 1000 Wohnungen eine Abstimmung mit 200 bis 300 Eigentümern 
erfolgen müsste.47 Es erfordert neue Beteiligungs- und Vermittlungsansätze, will man die Vielzahl 
an Kleineigentümern mit ihren individuellen Interessen zu einem gemeinsamen Handeln 
bewegen. Weiterhin sind die Möglichkeiten zur Entlastung der Eigentümer zu prüfen. Es besteht 
aber vor allen Dingen ein öffentlicher Förderbedarf, um die Konsequenzen unterschiedlicher 
Leerstandssituationen abschätzen und eine zielgerichtete Steuerung vornehmen zu können.48  
Ein weiterer Aspekt ist zu bedenken, wenn der Leerstand in Gebäuden zum konkreten 
Gegenstand der Stadtplanung wird. Raumbildung und Bildwirkung sind als Kriterien im 
Stadtumbau, in der Stadtentwicklung und im Baubewilligungsverfahren einzuführen. Die Wirkung 
einer baulichen Maßnahme ist auf den Erlebniswert und dessen Mehrwert für die Wohn- und 
Lebensqualität zu prüfen. Eine differenzierte Betrachtung des Leerstands in Gebäuden und der 
städtischen Brachflächen ist geboten, da deren Raum konstituierende Wirkung sich grundlegend 
voneinander unterscheiden. Leer stehende wie genutzte Gebäude prägen die Stadtgestalt und 
das Stadtbild des Quartiers über die Kubatur und Materialität des Baukörpers, der Fassaden und 
des Daches. Ihre raumbildende Wirkung ist in innerstädtischen Wohngebieten in unmittelbarem 
                                                
47 Häußermann, Läpple, Siebel 2008, S. 207. 
48 Abzuschätzen sind alle Folgen von den Auswirkungen auf das Stadtbild und die Wohnqualität bis zum 
Energieverbrauch und den Betriebskosten in den bewohnten Wohnungen in Abhängigkeit von der Lage 
und vom Umfang des Leerstands. Der hohe Leerstand in einem Wohngebiet wird bei einem solchen 
Vorgehen auch Vorteile mit sich bringen, bspw. da die Verfügbarkeit von leer stehenden Wohnungen 
die sozialverträgliche Umsetzung von Mietern oder auch Hausgemeinschaften innerhalb eines 
Quartiers ermöglicht. 
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Zusammenhang des Ensembles von Bebauung und öffentlichem Raum zu sehen. Aus der Pers-
pektive der Stadtgestaltung lassen sich ähnliche Anforderungen an den Umgang mit leer 
stehenden Gebäuden formulieren, wie an die Errichtung neuer Gebäude. Maßnahmen an leer 
stehenden Gebäuden sollten daher nicht ausschließlich nach den formal-rechtlichen Rahmen-
bedingungen und der sicheren Durchführbarkeit (Denkmalschutz, Kosten; Sicherheit bei der 
Durchführung etc.) beurteilt werden, sondern vor allem nach der raumbildenden Wirkung des 
beabsichtigten Zielzustands. Für den Abriss von Gebäuden wären dann ähnliche Bewilligungs-
kriterien anzulegen wie für die Errichtung eines Gebäudes. Allerdings sollte bei der Beurteilung 
der raumbildenden Wirkung auch die Betrachtungsperspektive der Nutzer Berücksichtigung 
finden – im Sinne eines wahrnehmungs- und erfahrungsbasierten Stadtumbaus.49 
Eine bestandserhaltende Strategie könnte nicht zuletzt aufgrund des steigenden Bewusstseins 
gegenüber der raumbildenden Wirkung leer stehender Gebäude zukünftig an Bedeutung 
gewinnen. Sie hätte zur Folge, dass bei der Durchführung von Sicherungsmaßnahmen nicht 
allein die Substanzsicherung, sondern auch das Stadtbild und die Wohnfunktion von 
Innenstadtgebieten zu gewichten wären. Daher bedarf es einer „gestaltenden Sicherung”, die 
einen positiven Beitrag zum Stadtbild leistet. Dieses Kriterium findet in der Praxis derzeit zu wenig 
Beachtung. Oftmals folgen Überlegungen zur Bestandserhaltung durch Sicherungsmaßnahmen 
in ostdeutschen Innenstadtgebieten gerade der entgegengesetzten Intention: Sie zielen darauf 
ab, den Leerstand im Stadtraum erlebbar werden zu lassen, um durch seine offensichtliche 
Präsenz eine Umdeutung zu initiieren.50 Damit werden die Chancen vergeben, leer stehende 
Gebäude zu nutzen, um einen positiven Beitrag zu Stadtbild und Wohnumfeld zu leisten. Will 
man eine Wertschätzung des Leerstands erwirken, dann ist dies nur mit einem hohen 
gestalterischen Anspruch zu leisten. Oder anders formuliert: Eine Wertschätzung des Leerstands 
wird sich nur dann einstellen, wenn Stadtgestalt und Stadtbild lesbar und der Wert leer stehender 
Gebäude für die Wohnqualität erlebbar sind. Ohne Investitionen in die Sanierung der Außenhülle 
der Gebäude wäre die in der Görlitzer Innenstadt aufgezeigte Wertschöpfung leer stehender 
Gebäude nicht möglich gewesen. Das öffentliche Gut des „öffentlichen Raums” wird in vielen 
ostdeutschen Innenstadtgebieten mit einem hohen Leerstand auch zukünftig nicht umsonst zu 
bekommen sein.  
6.3 LEERSTAND ALS NUTZUNG? 
Seit dem Jahr 2000 wird der Leerstand in der Städtebauförderung und in der kommunalen Praxis 
als vordringliches und eigenständiges Problem wahrgenommen. Bund und Länder reagierten mit 
dem gemeinsamen Programm Stadtumbau Ost. Dennoch blieb die Leerstandsquote im letzten 
Jahrzehnt in den Innenstädten weiterhin erhöht – vor allem in gründerzeitlichen Innenstadt-
gebieten. Notwendigerweise wurde die Leerstandsbeseitigung zum vorrangigen Kriterium im 
                                                
49 Überlegungen zu der stärkeren Berücksichtigung der menschlichen Wahrnehmung in Architektur und 
Städtebau wurden bereits an anderer Stelle angestellt. Lynch 1965 und Welsch 2001, S. 12.  
50 Derartige Strategien sind bei einem Wettbewerb, der auf innovative Beiträge abzielt, sicher anders zu 
bewerten als bei dem kontinuierlichen Stadtumbauprozess. Für Beispiele zur Inszenierung des 
Leerstands vgl. exempl.: Dissmann 2011; Oswalt 2005; Jensen u. a. 2005.  
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Umgang mit dem Gebäudebestand (Kap. 4.3). Investive Maßnahmen zugunsten einer erneuten 
Nutzung wurden ebenso vorgesehen wie Gebäudeabrisse zugunsten einer Wohnungsmarkt-
bereinigung.  
Es zeigte sich jedoch, dass dieses Vorgehen die Probleme nicht lösen konnte. Der strukturelle 
Leerstand blieb als langfristiges Phänomen der Innenstadtgebiete bestehen. Gleichzeitig 
etablierten sich neue Formen der Nutzung aufgrund des Wohnungsüberhangs, die sich 
hinsichtlich ihrer Anforderungen an den Modernisierungsstand der Wohnung und auch in 
Nutzungsdauer, Kontinuität und Intensität zum Teil deutlich von denen einer klassischen 
Wohnnutzung unterscheiden. Hält man sich die quantitativen und qualitativen Veränderungen vor 
Augen, so stellt sich die Frage, inwieweit ein neues Verständnis von einer adäquaten 
Gebäudenutzung in ostdeutschen Innenstadtgebieten geboten ist. Traditionell ist Bauen nicht nur 
damit verbunden, Neues schaffen zu wollen, sondern auch damit, einen dauerhaften, 
langlebigen, nachhaltigen Wert zu erschaffen.51 Eine Rückbesinnung auf diese Ziele könnte 
angesichts der städtebaulichen Aufgaben helfen, ein neues Verständnis über den Nutzen leer 
stehender Gebäude zu entwickeln.  
Der wissengenerierende wie der raumkonstituierende Nutzen sind Teil eines neuen 
gesellschaftlichen Verständnisses leer stehender Gebäude in Innenstadtgebieten. Wenn ein 
gesellschaftlicher Mehrwert durch leer stehende Gebäude geschaffen werden kann, dann ist das 
nicht nur ein Argument für die Erhaltung ungenutzter Gebäude in den Innenstädten, sondern dies 
wirft die (provozierende) Frage auf, inwieweit der Leerstand im übertragenen Sinn als eine neue 
„Form der Nutzung” anzuerkennen ist. Die Haltung „ohne Nutzung nutzlos” könnte sich dann 
zugunsten einer Anerkennung des „gesellschaftlichen Nutzens” leer stehender Gebäude 
verändern. Unter diesem Gesichtspunkt werden die vorgelegten Ergebnisse nachfolgend in einen 
größeren theoretischen Zusammenhang gestellt. Die Betrachtungsperspektive wird daher 
bewusst um soziale, ökonomische und ökologische Aspekte erweitert. Die Reflexion über den 
Leerstand als „Nutzen” versteht sich dabei als Fortführung der Ideen und Strategien, wie sie in 
der „Leipzig Charta zur nachhaltigen europäischen Stadt”52 skizziert wurden.  
6.3.1 Nutzungswandel 
Im herkömmlichen Verständnis wird der Nutzen eines Wohngebäudes unmittelbar in dessen 
Nutzung gesehen. Mit Verlust der Nutzung wird folglich der Nutzen der Wohnung bzw. des 
Gebäudes in Frage gestellt. Längerfristig nicht in der ursprünglich intendierten Form genutzte 
Bauten werden in der Regel als nutzlos angesehen. Im Umgang mit dem Wohnungsleerstand 
werden unterschiedliche Strategien verfolgt. Bei der Wahl der Strategie bleibt die langfristige 
Nutzungsperspektive natürlich ein wichtiges Kriterium. Favorisiert werden Strategien, die auf die 
Beseitigung des Leerstands abzielen: sei es durch investive Maßnahmen und Wiederverwertung 
zugunsten einer erneuten Nutzung, sei es durch Gebäudeabrisse zugunsten einer 
Wohnungsmarktbereinigung. In Gründerzeitgebieten in ostdeutschen Mittelstädten wird ein 
                                                
51 Hassler 1999, S. 41. 
52 Leipzig Charta 2007. 
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vergleichsweise hoher Handlungsbedarf gesehen. Der Leerstand wird erstmals zum vorrangigen 
Kriterium bei der Wahl der Strategie im Umgang mit ungenutztem Gebäudebestand. Bei einer 
dauerhaft ausbleibenden Nachfrage wird – infolge einer betriebswirtschaftlichen Betrachtungs-
perspektive – meist keine Alternative zum Abriss leer stehender Wohngebäude gesehen, auch 
wenn die Erhaltung dieser Bauten für die nächsten 10 bis 20 Jahre bei ausbleibender Nutzung 
nicht generell ausgeschlossen wird. 
Die geringe Nachfrage nach Wohnraum hat nicht allein zu einem strukturellen Leerstand in einer 
neuen Größenordnung in Innenstadtgebieten geführt. Auch verbleibende Nutzungen unterliegen 
einem Wandel: sie haben sich hinsichtlich ihrer Intensität und Kontinuität verändert und es haben 
sich neue Formen der Nutzung neben den herkömmlichen etabliert. Ein geringerer 
Verwertungsdruck eröffnet Möglichkeiten, Räume für bestimmte regelmäßig, jedoch nicht 
kontinuierlich stattfindende Tätigkeiten benutzen zu können. Derartige Nutzungen erheben in der 
Regel einen geringeren Anspruch an den Sanierungsstand und die Ausstattung der genutzten 
Räume. Ähnliches gilt für Zwischennutzungen: Sie sind von vornherein auf eine begrenzte 
Laufzeit bzw. Nutzung des konkreten Ortes ausgelegt und besetzen Räume oder Freiräume 
zwischen zwei Nutzungsphasen (beispielsweise zur Überbrückung bei Vermietungs-
schwierigkeiten). Dabei sind die Grenzen von der temporären zu einer dauerhaften Nutzung 
fließend, da sich aus Zwischennutzungen durchaus langfristige Nutzungs- und Verwertungs-
möglichkeiten ergeben können. Während Zwischennutzungen unter Bedingungen eines 
kontinuierlichen Wirtschafts- und Bevölkerungswachstums in der Regel im Widerspruch zu einer 
hohen Nachfrage und guten Vermietungschancen stehen und daher tendenziell abgelehnt 
werden, zeichnet sich auf Märkten mit einer geringen Nachfrage bereits ein verändertes 
Nutzungsverständnis ab. Mit Zwischennutzungen werden Potenziale für die Entwicklung eines 
Areals verbunden, die sich nicht unbedingt am ökonomischen Gewinn messen lassen. Dort, wo 
prognostizierte Bevölkerungsabnahmen eintreten, werden sich sowohl die Vorstellungen von 
einer angemessenen Nutzung als auch die Erwartungen an eine ökonomische Verwertung von 
Wohnungen ändern müssen.  
Als Folge einer sinkenden Einwohnerdichte ergeben sich vielerorts neue städtebauliche, 
wirtschaftliche und soziale Herausforderungen in der Stadtentwicklung. Neben dem Überangebot 
an Wohnraum und Gewerbeflächen bringen sinkende Einwohnerzahlen zwangsläufig auch ein 
Überangebot an öffentlichem Raum mit sich. Dieses wird begleitet von qualitativen 
Veränderungen des Stadtbildes aufgrund längerfristiger Gebäudeleerstände und anhaltendem 
Sanierungsbedarf. Eine geringere Einwohnerdichte in den Innenstädten kann einen Verlust an 
Vitalität, eine Reduzierung der öffentlichen Wohnfolgeangebote sowie eine geringere 
Frequentierung und Nutzung der Straßen und Plätze nach sich ziehen. Veränderte Lebensstile, 
eine Abnahme des kulturellen Lebens, der Sicherheit und der sozialen Kontrolle sowie eine 
Vereinsamung der Menschen infolge fehlender sozialer Kontakte sind weitere mögliche Folgen.  
Im Unterschied hierzu macht die Fallstudie in Görlitz deutlich, dass sich aus Sicht der zeitweisen 
Bewohner aus der geringeren Nutzungsdichte auf unterschiedlichen Ebenen Vorteile für das 
Wohnen in dem Innenstadtgebiet ergeben. Sie betreffen den persönlichen Alltagsablauf (bspw. 
durch die als vergleichsweise entspannt wahrgenommene Parkplatzsituation, geringeres 
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Verkehrsaufkommen und Ruhe im Quartier) ebenso wie generelle Vorteile eines entspannten 
Wohnungsmarktes (Wohnortwechsel in Verbindung mit sich wandelnden Bedürfnissen in den 
unterschiedlichen Lebensabschnitten sind leichter möglich). Obwohl das Sinken der Einwohner-
dichte in den Innenstadtgebieten ab einem gewissen Punkt unbestritten im Widerspruch steht zur 
Nutzungsmischung, den Versorgungsangeboten und den Einrichtungen der sozialen 
Infrastruktur, der Auslastung und den Verwertungsmöglichkeiten der Immobilien sowie dem 
Unterhalt der technischen Infrastruktur, ist darin nicht ausschließlich eine negative Entwicklung 
zu sehen. Betrachtet man die Vorteile, die sich bei einer geringeren Nutzungsdichte in den 
Innenstadtgebieten ergeben, so ist der Leerstand aber auch als Kriterium einer höheren 
Wohnqualität in den verbleibenden Wohnungen und Wohngebäuden zu verstehen. Diese Vorteile 
geringerer Nutzungsdichte finden in der Praxis noch nicht genügend Beachtung.  
6.3.2 Nutzen versus Nutzung 
Es stellt sich die Frage, inwieweit sich in Verbindung mit der Erhaltung leer stehender Gebäude 
nicht auch auf anderen Ebenen mögliche Vorteile für die Funktionsfähigkeit der Innenstädte 
ergeben. Die Fallstudie in Görlitz bestätigt nicht nur die besondere Wohn- und Lebensqualität in 
einem Innenstadtgebiet mit einem hohen Wohnungsleerstand, sondern auch den urbanen 
Lebensstil, der mit dem innerstädtischen Wohnort verbunden ist. So gesehen stellt die 
Beibehaltung der baulichen Dichte – unter Inkaufnahme des Wohnungsleerstandes – in 
ostdeutschen Städten einen wichtigen Beitrag zur Sicherung sowohl der Wohnqualität als auch 
der urbanen Lebensstile dar. Letztere sind erfahrungsgemäß wichtige Triebfedern der 
ökonomischen Entwicklung einer Stadt. Die Beibehaltung der baulichen Dichte ist somit als eine 
langfristige Investition in die gesellschaftliche und ökonomische Entwicklung zu sehen und hält 
Optionen für eine mögliche spätere Nachfrage aufgrund neuer urbaner Lebensstile offen. Das 
Aufgeben der baulichen Dichte und der räumlichen Nähe dürften sich hingegen längerfristig 
ungünstig auf die gesellschaftliche und ökonomische Entwicklung der Städte auswirken.  
Die nachstehenden Überlegungen zeigen die möglichen sozialen, ökonomischen und 
ökologischen Vorteile einer konsequenten Bestandserhaltung und Innenentwicklung auf. Diese 
sind den bisher einseitig betonten, vielseitigen Nachteilen, wie sie sich beispielsweise aus den 
Folgekosten für die technische Infrastruktur ergeben, entgegenzusetzen. Damit wird der 
Grundstein für einen ganzheitlichen Abwägungsprozess im weiteren Umgang mit dem 
innerstädtischen Wohnungsleerstand gelegt. 
Ein weiterer Aspekt ist im Zusammenhang mit Gebäudeverlusten zu beachten. Eingriffe in 
bestehende Stadtstrukturen stellen unmittelbare Eingriffe in die Lebenszusammenhänge der 
Nutzer dar.53 Zu rasche Veränderungen des überlieferten Stadtbildes können den Menschen 
ihren vertrauten alltäglichen Lebenszusammenhang entziehen.54 Entwurzelung, Mangel an 
Identifikation, Anonymität und Verlust des sozialen Zusammenhaltes sind mögliche Folgen. Im 
                                                
53 Häußermann, Siebel 1987, S. 121. 
54 Lewis Mumford, amerikanischer Stadttheoretiker des 20. Jd., beschrieb die Probleme eines zu 
schnellen Transformationsprozesses am Beispiel des rasanten Großstadtumbaus Anfang der 1950er 
Jahre. Mumford 1951. 
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Stadtumbau Ost werden im Zusammenhang mit dem Rückbau von Gebäuden und Wohngebieten 
„Verlustmotive” als dominierende Lesart der Bevölkerung beschrieben.55 Die Wahrnehmung des 
eigenen Wohngebietes als ein verschwindendes Stadtgebiet mit geringen Entwicklungschancen 
kann eine selektiv wirkende Abwanderung auslösen.56 Diese beschleunigt ablaufenden 
Segregationsprozesse können eine „innere Spaltung” der Stadtgesellschaft bewirken.57 Ihre 
„Integrationsfunktion”58 nimmt ab und fördert die Entstehung von benachteiligten „Quartieren der 
Ausgrenzung”59. Im Sinne eines nachhaltigen Stadtumbaus werden das Erscheinungsbild der 
Stadt und die Verbundenheit der Bürger in enger Wechselbeziehung zueinander gesehen. Auf 
dieser Basis kann es gelingen, trotz der Veränderungen „erinnerungsfähige Stadtbilder”60 zu 
erhalten, weiter zu entwickeln und mit zeitgemäßen Lösungen zu ergänzen. 
Nutzen aus der gesellschaftlichen Perspektive  
Es wurde bereits angesprochen, dass das Stadtbild nicht allein eine ästhetisch-gestalterische 
Bedeutung für die Ausbildung einer städtebaulichen Identität besitzt, sondern auch unmittelbar 
zur Identifikation der Bürger mit ihrer Stadt beiträgt. Dabei bildet sich mit der Übereinstimmung 
der individuellen Vorstellungsbilder ein „Kollektiv-Image”61 heraus. Das Stadtensemble ist 
erlebbarer Ausdruck der „kumulativen Kultur”62 menschlicher Gesellschaften, die über 
Generationen hinweg weiterentwickelt und an die nachfolgende Generation weitergegeben wird. 
Das Ergebnis dieser kulturellen Leistung ist weder wiederhol- noch reproduzierbar.63 
Insbesondere über den Zeitraum von mehreren Jahrhunderten entstandene Städte sind als Teil 
des kollektiven Gedächtnisses der Gesellschaft zu verstehen und als solche sinnstiftend. 
Identifiziert sich der Einzelne mit dieser Stadt, identifiziert er sich letztlich mit der 
gesellschaftlichen Ordnung. Dies trägt unmittelbar zur kollektiven Identität einer Gesellschaft bei. 
Die gesellschaftliche Relevanz historischer Stadtensembles, die der französischen Philosoph und 
                                                
55 Kabisch, Bernt, Peter 2004, S. 166-167. 
56 Kabisch, Bernt, Peter 2004, S. 168. Die Autoren haben dies am Fallbeispiel Weißwasser in 
Großwohnsiedlungen (DDR - Wohnungsbau) untersucht. Der selektive Charakter von 
Wanderungsprozessen ist aber grundsätzlich auch für Innenstadtgebiete anzunehmen, wenn diese als 
„absteigende” Wohngebiete wahrgenommen werden.  
57 Siebel 2010, S. 35. 
58 Siebel 2010, S. 30. 
59 Siebel 2010, S. 34. 
60 Sulzer 2009. 
61 Franke 1974, S. 74. 
62 Der Begriff der „kumulativen Kultur” umschreibt die Tatsache, dass das Wissen einer Generation des 
Menschen mehr Wissen und Leistungen umfasst, als ein Individuum innerhalb seines Lebens 
produzieren und erbringen kann. Damit verbunden ist die Fähigkeit des Menschen, Wissen und 
Praktiken über Generationen weiterzugeben. Sie unterscheidet den Menschen von den übrigen 
Lebewesen der Erde. Jede Generation profitiert unmittelbar vom Fortschritt früherer Generationen und 
trägt ihrerseits zur kulturellen Weiterentwicklung für nachfolgende Generationen bei. Anschauliche 
Beispiele für die Errungenschaften der kumulativen Kultur sind die Erfindung des Rades, der 
Schrift - und Zahlenzeichen. Dieses Alleinstellungsmerkmal menschlicher Gesellschaften ist 
unmittelbar mit der Fähigkeit verbunden, von den Erkenntnissen des Anderen zu profitieren und eigene 
Erkenntnisse an andere weiterzugeben. Vgl. hierzu exempl. jüngste Forschungsergebnisse der 
Sozial - und Verhaltensforschung: Kurzbahn, Barrett 2012; Dean u. a.2012; Chapais 2011. 
63 Vgl. Pfeil 2008. 
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Soziologe Halbwachs anschaulich als „Steine der Stadt”64 umschreibt, liegt in ihrer 
Dauerhaftigkeit, die eine soziale Stabilität und Kontinuität herstellt.  
Die gebaute Stadt entsteht in Folge menschlichen Gestaltungswillens, ist als materielle 
Anordnung der gesellschaftlichen Ordnung zu verstehen. Die Stadtgesellschaft prägt die gebaute 
Stadt und wird von ihr geprägt. Die Stadtgesellschaft, bei Halbwachs die „Städtergruppe”, 
erscheint „als ein sozialer Körper, der in seinen Unterteilungen und seiner Struktur die materielle 
Formgebung der Stadt, in die er eingeschlossen ist, widerspiegelt”.65 Das bedeutet, und dies ist 
ein Kerngedanke von Halbwachs, dass sich im Umkehrschluss städtebauliche Veränderungen 
unmittelbar auf die soziale Ordnung der Gesellschaft auswirken. Wenn aber „der Ort […] das 
Gepräge der Gruppe erhält und umgekehrt”,66 dann würde die Auflösung der Stadtstruktur die 
Auflösung der Stadtgesellschaft bedeuten. 
Ein weiterer Aspekt ist zu beachten: Städten kommt traditionell eine besondere Bedeutung für die 
wirtschaftliche Entwicklung der Gesellschaft zu. Die hier lebende, gut ausgebildete Bevölkerung, 
ihre räumliche Nähe und der damit verbundene Austausch von Denk- und Lebensmodellen, von 
Leistungen und materiellen Gütern haben sich zu entscheidenden Faktoren für den 
ökonomischen Erfolg einer Stadt entwickelt. Städte waren von jeher Ausgangspunkt 
gesellschaftlicher und technischer Innovation. Der Verlust an Urbanität führt zur Aufgabe von 
originären Standortvorteilen der Stadt(gesellschaft). Allerdings ist „Urbanität […] nicht unbedingt 
eine Frage der Einwohnerzahl, sondern ein Habitus, der sich aus einem ganz bestimmten 
Umgang mit dem Raum als Faktor sozialer Interaktionen ergibt”.67 
Hieran anknüpfend lässt sich das Problem des Überangebotes an Wohnraum durch die 
sinkenden Bevölkerungszahlen umformulieren. Weder die sinkenden Bevölkerungszahlen sind 
das vorrangige Problem noch das Überangebot an umbautem Raum oder ungenutzten Flächen, 
sondern der damit einhergehende Verlust an Urbanität.68 Um den wirtschaftlichen Folgen dieser 
Entwicklung vorzubeugen, fordert der amerikanische Ökonom Glaeser eine Rückbesinnung auf 
Werte und Eigenschaften der vorindustriellen Gesellschaft.69 Es gilt, trotz sinkender 
Bevölkerungszahlen die Urbanität aufrechtzuerhalten, urbane Lebensstile zu fördern und die 
Lebensqualität in den Städten, hier insbesondere in den Innenstadtgebieten, sicherzustellen. Vor 
diesem Hintergrund erhalten das Wohnen und die Wohnqualität in Innenstadtgebieten einen 
                                                
64 Halbwachs spricht in diesem Zusammenhang auch von der „Macht des materiellen Milieus”. Im 
Einzelnen führt er hierzu aus: „Die verschiedenen Viertel innerhalb einer Stadt und die Häuser innerhalb 
eines Viertels haben einen festen Platz und sind ebenso stark im Boden verankert wie Bäume und 
Felsen, wie Hügel oder eine Hochfläche. Daraus ergibt sich, dass die Gruppe der Städter nicht den 
Eindruck hat, sich zu verändern, solange das Aussehen der Straßen und Gebäude gleichbleibt und es 
wenige zugleich fester gefügte und dauerhaftere soziale Formationen gibt.” Halbwachs 1991 
(französische Erstausgabe 1932), S. 127-134: hier 130-131. 
65 Halbwachs 1991, S. 133. 
66 Halbwachs 1991, S. 130. 
67 Lesch 2002, S. 9. 
68 Vgl. Führ 2004: S. 129. 
69 Gemeint sind Bildungsbürgertum, Unternehmergeist, Wettbewerb und Innovation. Glaeser 2011, S. 43.  
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höheren gesellschaftlichen Stellenwert als die ausschließlich ökonomische Betrachtung des 
Einzelhauses.70 
Aus der Erhaltung leer stehender Gebäude ergeben sich weitere positive Effekte für die 
Wohnqualität im Quartier. Die Maßstäblichkeit und Überschaubarkeit der Stadträume erleichtert 
die Orientierung und erhöht das Sicherheitsempfinden im Quartier. Sichere attraktive Stadträume 
werden im Allgemeinen gerne und häufiger besucht. Belebte Straßen und Plätze bieten 
Gelegenheiten, mit Fremden und Nachbarn in Kontakt zu kommen. Dies fördert den 
gesellschaftlichen Zusammenhalt und die Integration gesellschaftlicher Randgruppen in einer 
immer vielfältiger werdenden Stadtgesellschaft. Eine höhere Wohnqualität im Quartier und 
stärkere emotionale Bindungen an das Wohngebiet lassen höhere Vermietungschancen der 
verbleibenden genutzten Gebäude erwarten, die über die Stärkung der Sozialstruktur hinaus 
durchaus von ökonomischer Relevanz sein können (bspw. längere Wohndauer, geringere 
Fluktuation und Mietausfälle, pfleglicher Umgang der Mieter mit der Immobilie). 
Nutzen aus der stadtökonomischen Perspektive 
Im Stadtumbau Ost dominierten ökonomische Auswirkungen des Leerstands die Fachdiskussion 
und die Stadtumbaupraxis zumindest in der ersten Förderperiode (2001-2009). Ökonomische 
Argumente der Eigentümer, insbesondere insolvenzgefährdeter Wohnungsunternehmen, wurden 
stärker gewichtet als städtebauliche Argumente. Die Betrachtung der Kosten wurde stets auf die 
einzelne Wohnung bzw. das Einzelgebäude bezogen. Stadtökonomische Aspekte, wie mögliche 
Standortvorteile, die sich mit niedrigen Mieten und damit niedrigen Lebenshaltungskosten für die 
Wirtschaftsansiedlung ergeben könnten,71 fanden keine nennenswerte Beachtung. Mit den 
vorgelegten Ergebnissen zu den Wechselwirkungen von Leerstand, Stadtgestalt und 
Wohnumfeldqualität wird dieses Vorgehen in Frage gestellt. Wertsteigerungen oder -
minderungen, die sich aus den städtebaulichen Eigenschaften der Umgebung einer Immobilie in 
Abhängigkeit von ihrer Gestalt- und Aufenthaltsqualität ergeben, sollten zukünftig stärker einer 
ganzheitlichen ökonomischen Betrachtung unterzogen werden. 
Mehr Beachtung sollte dem folgenden Widerspruch geschenkt werden: Einerseits führt eine 
höhere Lageattraktivität zu einer höheren Zahlungsbereitschaft seitens der Nachfrager, die sich 
in nachweisbaren Preissteigerungen für erzielbare Mieten und Grundstückspreise niederschlägt. 
                                                
70 Es darf an dieser Stelle nicht unerwähnt bleiben, dass Glaeser aus meiner Sicht verfehlte und meinen 
Überlegungen völlig entgegengesetzte Folgerungen ableitet. Er fordert geringere Restriktionen des 
Denkmalschutzes und den Abriss von Altbauten und Ersatzneubauten zugunsten einer 
Nachverdichtung. Denkmalgeschützte Gebäude und Stadtensembles, so argumentiert er, treiben die 
Mieten in Innenstadtgebieten in die Höhe und ziehen eine soziale Segregation nach sich, da nur die 
Gruppe der Gutverdienenden die Mieten aufbringen kann. Obwohl Glaeser auch „schrumpfende 
Städte” betrachtet, beziehen sich seine Überlegungen wohl eher auf wachsende Städte mit einem 
hohen Entwicklungsdruck nach innen. Glaeser 2011, S. 262. 
71 Die Rolle ostdeutscher Mieten als Korrektiv der Leerstands- und Wirtschaftsentwicklung in 
ostdeutschen Städten wird kaum diskutiert. Gleichwohl Überlegungen vorliegen, dass mit der 
Marktbereinigung über das Programm Stadtumbau Ost einer der wenigen möglichen Standortvorteile 
ostdeutscher Städte aufgegeben werden könnte. Vgl. hierzu Dascher 2005; Dascher 2008 und für 
Erklärungsversuche hierzu Dascher 2011.  
6 Nutzen des Leerstands – Perspektivenwechsel  321 
 
Andererseits ist die stadtbildprägende Wirkung eines Gebäudes ökonomisch wenig relevant. 
Architektonische und städtebauliche Eigenschaften sind nur bedingt in Form eines belastbaren 
objektiven Urteils ökonomisch darstellbar.72 Die ökonomischen Auswirkungen architektonischer 
und städtebaulicher Eigenschaften sind bislang noch wenig untersucht. Erste Ansätze, die 
Preiseffekte der ästhetischen Wirkung von Gebäuden in ökonomischen Modellen zu 
berücksichtigen, liegen bislang nur für den nordamerikanischen Raum vor. Hier sind es Effekte, 
die sich im Zusammenhang mit denkmalgeschützten Gebäuden für deren Immobilien-
preisentwicklung ergeben.73 Die Einflüsse städtebaulicher Eigenschaften hierauf sind ebenfalls 
noch wenig untersucht.74 Hingegen liegen erste Ergebnisse zu den Auswirkungen von Grün- und 
Freiraumqualität im Wohnumfeld, insbesondere eines raumbildenden Baumbestandes, auf die 
Immobilienpreise bereits vor.75 Zusammenhänge zwischen Bebauungsstruktur und 
Grundstückswerten untersuchte Ahlfeldt am Beispiel von Berlin.76 Eine direkte Übertragbarkeit 
auf kleinere ostdeutsche Städte mit ihren spezifischen Rahmenbedingungen ist nicht möglich.77 
Zwei Aspekte sind jedoch bemerkenswert. Erstens belegen die Ergebnisse, dass sich 
städtebauliche Eigenschaften als externe Effekte auf den Wohnungsmarkt auswirken. Zweitens 
                                                
72 Dies wird deutlich wenn man sich die Zusammenhänge am Beispiel der Fassadensanierung eines 
Gebäudes vergegenwärtigt: Investiert ein Eigentümer in die Fassadensanierung seiner Immobilie, so 
profitieren die benachbarten Eigentümer, die Bewohner der Umgebung und die Passanten von der 
Aufwertung des Stadtbildes. Es handelt sich aus ökonomischer Sicht, um „den Fall positiver externer 
Effekte, bei dem durch die Aktivität eines Akteurs anderen ein Vorteil entsteht, ohne dass der Markt 
dies mit einem positiven [= höheren] Preis belegt. [Bei] negativen und positiven externen Effekten [...] 
spricht man von einem Marktversagen” (Hervorhebung im Original fett nicht kursiv). Weimann 2002, 
S. 251. Die Vorteile, die mit der Fassadensanierung für die Öffentlichkeit entstehen, erzeugen keinen 
Gewinn für den Eigentümer. Hier liegt ein klassisches „Gefangenendilemma” vor: Der Erfolg der 
Sanierungsmaßnahme eines Eigentümers hängt von dem Handeln der übrigen Eigentümer in der 
Nachbarschaft ab. Saniert ein einzelner Eigentümer sein Gebäude, wird er aufgrund der verbleibenden 
städtebaulichen Defizite in der Nachbarschaft kaum höhere Mieteinnahmen erzielen können. 
Gleichzeitig profitieren die Eigentümer der Nachbarschaft von seinen Investitionen, ohne an den Kosten 
beteiligt zu werden. Ähnlich verhält es sich mit Abrissmaßnahmen. Diese haben fehlende 
Mieteinnahmen beim durchführenden Eigentümer zur Folge. Die Angebotsverknappung kann aber die 
Nachfrage nach Wohnraum im Quartier erhöhen. Ökonomisch rational handelt somit der Eigentümer, 
der solange nicht investiert, bis die Nachbarn investiert haben. Im Ergebnis führt dies häufig dazu, dass 
kein Eigentümer handelt, da jeder abwartet, dass die anderen investieren. 
73 Gegenstand sind hier die Immobilienpreiseffekte, die Denkmalschutzmaßnahmen nach sich ziehen. 
Der Schwerpunkt der Betrachtung liegt auf der Preisentwicklung einer Immobilie, die sich mit der 
Unterschutzstellung ergeben. Vgl. exempl. Asabere, Huffman, Mehdan 1994 und Shipley 2000. 
74 Für den Einfluss der Lagekriterien in der Stadt geben Asabere, Hachey und Grubach eine erste 
Übersicht: Asabere, Hachey, Grubach 1989. Erste Untersuchungen belegen allerdings positive externe 
Effekte von Denkmalschutzmaßnahmen auf Quartiersebene. Hierbei zeigte sich, dass die Qualität des 
Stadtbildes, gemessen an der Anzahl und der Entfernung von Baudenkmälern in der näheren 
Umgebung, eine preissteigernde Wirkung für Immobilien besitzt. Ahlfeldt 2010, S. 347. Ähnliche 
Ergebnisse zu positiven Markteffekten historischer Gebäude in der Nachbarschaft auf die 
Grundstückspreise belegten Coulson, Leichenko 2001 und Coulson, Lahr 2005. 
75 Vgl. Gruehn 2011. 
76 Ahlfeldt 2009. Ahlfeldt konnte für Gründerzeitgebiete mit geschlossener Blockrandbebauung einen 
positiven Effekt auf die Lageattraktivität nachweisen. Diese lag allerdings deutlich unter der von 
Bautypologien mit einem starken Grünraumbezug (Villenbebauung mit parkähnlichen Gärten, 
Bebauung des Hansaviertels). 
77 Insbesondere die geringe Nachfrage auf dem Wohnungsmarkt infolge der demografischen und 
wirtschaftlichen Entwicklung. 
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erscheinen aus seiner Sicht erhöhte Investitionen in das Erscheinungsbild von Gebäuden „zur 
Sicherung der langfristigen Werthaltigkeit” vertretbar.78 Dies könnte den Einsatz von 
Fördermitteln rechtfertigen.  
Aus den komplexen Wechselwirkungen zwischen städtebaulichen Eigenschaften und der 
Entwicklung eines Quartiers ergeben sich weitere Anknüpfungspunkte. Städtebauliche 
Missstände in einem Wohngebiet werden häufig von negativen Folgeerscheinungen begleitet. Mit 
abnehmender sozialer Kontrolle, reduzierter Sauberkeit und zunehmendem Vandalismus sinkt 
das Sicherheitsempfinden im Quartier. Die Furcht vor Kriminalität nimmt zu.79 Das Image des 
Wohngebietes verschlechtert sich und es setzen Segregationsprozesse ein. Die negativen 
Entwicklungen verstärken sich gegenseitig und führen zu einer beschleunigten Abwärts-
entwicklung des Quartiers. Langfristig führt die Verschlechterung des Erscheinungsbildes infolge 
ausbleibender Instandhaltungsmaßnahmen zu einer steigenden Kostenbelastung der Kom-
munen.80 Die Fallstudie in Görlitz weist darauf hin, dass eine frühzeitige Wohnumfeldaufwertung 
derartigen Entwicklungen und somit einem späteren Einsatz öffentlicher Fördermittel vorbeugen 
kann. Der hohe Leerstand spiegelt sich aufgrund der konsequent verfolgten Erhaltungsstrategie, 
die auch die Fassadensanierung unsanierter und leer stehender Gebäude einschloss, nicht im 
Straßenbild wider. Vandalismus findet sich hier kaum statt.  
Im Hinblick auf die wirtschaftliche Entwicklung einer Stadt ist des Weiteren zu berücksichtigen, 
dass der Erlebniswert geschlossener historischer Stadtensembles mit einem intakten Stadtbild in 
der Regel als hoch anzusehen ist. Mit ihren topografischen Besonderheiten, ihren spezifischen 
Atmosphären, ihren Materialitäten und ihrer kulturellen Bedeutung werden historische 
Stadtensembles – langfristig gesehen – einen Marktvorteil im Wettbewerb um die Nutzer, Konsu-
menten und Arbeitsplätze besitzen. Sie sind als „urbanes Kapital” anzusehen.81 Der im Kontext 
der Freizeitindustrie und Konsumwirtschaft geprägte Begriff des „Erlebnisfunktionalismus”, der 
„das Nicht-rationale, den Wunsch nach Erlebnissen, Emotionalität, Erfahrung und Atmosphäre in 
Planungsinstrumente fasst”,82 könnte zukünftig in innerstädtischen Wohngebieten eine 
besondere Bedeutung erlangen. 
Nutzen aus der ökologischen Perspektive 
Das städtebauliche Leitbild der europäischen Stadt erhält vor dem Hintergrund der 
Anforderungen an eine klimagerechte Stadtentwicklung einen neuen Stellenwert.83 Die kompakte 
Stadt zeichnet eine günstige Umweltbilanz aus (geringer Flächenbedarf und Energieverbrauch). 
Das übergeordnete Ziel „Innenentwicklung vor Außenentwicklung” ist ein wichtiger Beitrag zur 
Reduzierung des Flächenverbrauchs, der Zersiedlung des städtischen Umlandes und der 
Vermeidung von unnötigem motorisiertem Individualverkehr. Unter diesen Bedingungen stellt 
                                                
78 Ahlfeldt 2009, S. 54. 
79 Vgl. Broken-Window-Theorie von Wilson und Kelling 1982. 
80 BMVBS, BBR 2006b, S. 44. 
81 Pfeil 2007. 
82 Borries 2004, S. 70. 
83 BMVBS, BBSR 2009c, S. 11-13. 
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sich die Frage nach der verantwortungsvollen Nutzung der vorhandenen Bausubstanz neu, 
sofern eine fortschreitende Inanspruchnahme weiterer Räume, Stoffe und Energieströme 
vermieden werden soll.84 Tatsächlich führen in der kommunalen Praxis rückläufige 
Bevölkerungszahlen nicht zu einer Trendwende bei der Flächeninanspruchnahme.85 Eine 
maßgebliche Ursache hierfür wie für den strukturellen Leerstand in den Innenstädten ist in der 
Neubautätigkeit im suburbanen Raum zu suchen. Auch wenn rein rechnerisch der Bedarf an 
Neubauwohnungen über die vorhandenen Wohnungen gedeckt werden könnte, ist das 
„Umleiten” der Nachfrage in der Praxis aufgrund ihrer qualitativen Veränderungen86 nur bedingt 
möglich.  
Kompakte Bauformen, wie beispielsweise die geschlossene gründerzeitliche Blockrand-
bebauung, weisen einen geringeren Erschließungsaufwand (Kosten, Stoffressourcen) im 
Vergleich zu weniger dicht bebauten Wohngebieten am Stadtrand auf. Die Weg-Zeit-Distanzen 
sind in der Regel geringer als in Stadtrandsiedlungen oder in Agglomerationsgemeinden. 
Dementsprechend niedriger ist in Innenstadtgebieten der Bedarf an Straßen und technischer 
Infrastruktur.87 Zudem sind urbane Lebensstile im Vergleich zu den Gewohnheiten im suburbanen 
Raum, aufgrund der höheren baulichen Dichte und der räumlichen Nähe unterschiedlicher 
Nutzungsarten, mit einem geringeren Energieverbrauch pro Einwohner verbunden.  
Die ökologische Tragweite der Erhaltung ostdeutscher Innenstädte wird deutlich, wenn man sich 
die mit dem Errichten und dem Unterhalt von Gebäuden ausgelösten Stoffströme 
vergegenwärtigt. In Deutschland werden die größten Stoffströme im Bausektor in Bewegung 
gesetzt (rund 40 Prozent).88 Dies betrifft sowohl den Verbrauch natürlicher Ressourcen als auch 
die anfallenden Abfallmengen. Aufgrund der Langlebigkeit der Gebäude werden die verbauten 
Stoffe mit einer Verzögerung von 50 bis 100 Jahren (oder länger) zu Abfallstoffen. Aus dieser 
Perspektive lässt sich die bestehende Stadt als „Zwischenlager” zukünftiger Baustoffabfälle 
ansehen.89 Mit der Erhaltung leer stehender Gebäude werden somit nicht nur Wohnflächen für 
eine mögliche spätere oder anderweitige Nutzung vorgehalten, sondern auch die 
Bauabfallmenge wird reduziert und die Inanspruchnahme weiterer Flächen für Baumülldeponien 
wird umgangen.90 Aufgrund der abnehmenden Lebenserwartung von Gebäuden und der 
                                                
84 Bernt 2002, S. 45. 
85 Klemme 2009. 
86 Neben strukturellen Veränderungen der Nachfrage wie sie sich auf der kleiner werdenden 
durchschnittlichen Haushaltsgröße und dem höheren durchschnittlichen Flächenbedarf pro Person 
ergeben sind auch Veränderungen der Lebensstil - und Lebensalter bedingten Ansprüche an die 
Wohnungszuschnitt, -ausstattung und begleitende Serviceangebote (altersgerechte Ausstattung, 
betreutes Wohnen u. ä.) zu verzeichnen. 
87 Curdes 2010. 
88 Vgl. exempl. Kohler, Hassler, Paschen 1999, hier S. 1. 
89 Kohler, Hassler, Paschen 1999, S. 2. 
90 Deilmann, Gruhler 2009. Das durch Gebäudeabrisse verursachte Bauschuttaufkommen macht rund 
ein Drittel der gesamten Stoffflüsse im Zusammenhang mit der Entwicklung des Gebäudebestandes 
aus. Mit der Strategie, den Leerstand mit Gebäudeabrissen zu begegnen erhöht sich das 
Bauschuttaufkommen. Im Unterschied hierzu greifen bestandserhaltende Maßnahmen an Gebäuden 
weniger in die Stoffflussbilanz ein. Allerdings fallen hier Bauschuttaufkommen infolge notwendiger 
Instandhaltungsmaßnahmen der technischen Infrastruktur an (ebd.). Ein weiteres Argument für die 
324  6 Nutzen des Leerstands – Perspektivenwechsel 
 
Zunahme an problematischen und schlecht recycelbaren Baustoffen, ist die Erhaltung von 
Altbauten dem Neubau von Gebäuden vorzuziehen.91 Damit verbunden ist die Forderung nach 
ihrer laufenden Instandhaltung und Modernisierung und nach einer möglichst langen 
Nutzungsdauer.  
Bei der Abwägung ökologischer Argumente kommt dem Energiebedarf für den Unterhalt eines 
Gebäudes ein besonderer Stellenwert zu. Er ist für leer stehende Gebäude differenziert zu 
betrachten. Erste Untersuchungen zeigen, dass der Leerstand in Gründerzeitgebieten 
energetisch durchaus sinnvoll sein kann, wenn auch nicht zwingend sein muss.92 Effekte auf der 
Gebäudeebene sind stark von der Lage und Verteilung der leer stehenden Wohnungen im 
Gebäude abhängig und dementsprechend vielfältig. Sofern spätere Vermietungschancen 
vorliegen, wird das Leerziehen und Stilllegen von Gebäuden aus energetischer Sicht als eine 
Alternative zum ungeordneten Leerstand gesehen.93 
6.3.3 Neues Nutzungsverständnis entwickeln 
Die Suche nach einem gesamtgesellschaftlichen Nutzen des Leerstands bzw. leer stehender 
Gebäude als Teil des Stadtensembles von Bebauung und öffentlichem Raum, hat auf ver-
schiedenen Ebenen Ansatzpunkte aufgezeigt. Zum einen wurde deutlich, dass der Leerstand in 
den Innenstädten nur in Verbindung mit dem gleichsam stattfindenden Nutzungswandel zu 
verstehen ist. Hierbei sind Änderungen in der Nutzungsintensität und -dauer wie auch fließende 
Übergänge zwischen den beiden Kategorien genutzt und ungenutzt zu beobachten. Das Verhält-
nis von Räumen mit herkömmlichen Nutzungen zu ungenutzten Räumen hat sich verändert. In 
der Folge scheint es erforderlich, das bestehende Nutzungsverständnis kritisch zu prüfen. 
Gleichzeitig zeigte sich, dass neben städtebaulichen auch soziale, stadtökonomische und 
ökologische Argumente Gewicht erhalten, wenn man nach dem Nutzen leer stehender Gebäude 
in Innenstadtgebieten sucht.  
Aus diesen Überlegungen ergibt sich ein „neues Nutzungsverständnis” für den Umgang mit dem 
Leerstand in ostdeutschen Innenstädten und ihre zukünftige Entwicklung. Tritt der Leerstand 
                                                
Gebäudeerhaltung sind die in ihnen „gelagerten” recycelbaren Rohstoffe, die kurzfristig nicht benötigt 
werden, aber langfristig an Bedeutung gewinnen könnten („Urban Mining”). Vgl. exempl. Brunner 2011. 
91 Hassler 1999 Hassler weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass „die Lebenserwartung von 
Gebäuden eher kürzer, die Baustoffvielfalt größer, die Reparaturfähigkeit geringer, das 
Langzeitverhalten unsicherer [wird]. Geringe Energieverbräuche in der Nutzungsphase neuer und 
sanierter Gebäude werden durch die absolute Vergrößerung des Bestandes konterkariert; höhere 
technische Standards erfordern kürzere Interventionszyklen zur Erhaltung des ,Komforts', die Kosten 
der Unterhaltung wachsen”. Ebd. S. 53. 
92 Böhm und Gruhler untersuchten umweltbezogene Aspekte für verschiedene Entwicklungsvarianten im 
Umgang mit dem Gebäudebestand. Sie verglichen Sanierungs-, Um- und Ausbau- sowie 
Neubaumaßnahmen in unterschiedlichen Baustrukturtypen (gründerzeitliche Blockrandbebauung, 
Zeilenbebauung aus den 1950/60er Jahren, Plattenbausiedlungen der 1970/80er Jahre). Sie zeigten, 
dass in gründerzeitlicher Blockbebauung die Bestandserhaltung in Verbindung mit Um - und 
Ausbaumaßnahmen die Entwicklungsvariante mit dem geringsten kumulierten Energieaufwand 
(Energieinhalt der Gebäude, Energieaufwand von Maßnahmen und Heizwärmeverbrauch) darstellt. 
Böhm, Gruhler 2003. 
93 Deilmann u. a. 2005, S. 91. 
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langfristig in seiner derzeitigen Ausprägung in Innenstadtgebieten auf, ist er aufgrund seiner 
städtebaulichen Dimension herkömmlichen Nutzungen gleichzustellen: Auf der Grundlage einer 
breiten gesellschaftlichen Anerkennung des (möglichen) Nutzens, wäre eine wichtige 
Voraussetzung geschaffen, die aufgezeigten Potenziale des Leerstands für die nachhaltige 
Entwicklung ostdeutscher Städte zu erschließen. Der Leerstand wäre dann als eine „Nutzung” 
unter vielen in der Stadt zu begreifen. Vor diesem Hintergrund gilt es, ein neues Nutzungsver-
ständnis zu entwickeln. 
Funktionswandel und Nutzungsverlust sind in Anbetracht der Langlebigkeit historischer Gebäude 
naheliegend und als Eigenheiten historischer Gebäude zu verstehen, die deren Fortbestand nicht 
in Frage stellen (müssen). Vielmehr sind diese Eigenheiten der gebauten Umwelt gerade in 
Krisenzeiten und in Phasen des gesellschaftlichen Wandels als Qualität anzusehen.94 Aus dieser 
Perspektive betrachtet ist der Leerstand eine von vielen Lebenszyklusphasen eines Gebäudes. 
Neben einer differenzierteren Vorstellung von Nutzung (bzw. von Nicht-genutzt-werden) im Sinne 
eines „erweiterten Nutzungskanons” stützt ein weniger statisches, stärker prozessorientiertes 
Verständnis des „Leerstehens” diese Auffassung. Dieser Gedanke ist nicht grundsätzlich neu,95 
erhält aber in Anbetracht einer bis dato unbekannten zeitlichen und räumlichen Dimension des 
Leerstands einen neuen Stellenwert. Dabei ist neben der objektbezogenen Nutzungszuweisung 
gleichermaßen der städtebauliche Nutzen einzubeziehen.  
Auf der Basis eines erweiterten Nutzungsverständnisses könnten sich neue Perspektiven für den 
Umgang mit dem Leerstand in Innenstädten eröffnen. So ist auch die Nachnutzung von 
Grundstücken nach einem Gebäudeabriss in Städten mit einer geringen Wohnungsnachfrage in 
der Regel kein „Selbstläufer”: Die Frage der Nutzung stellt sich demnach für derartige freie 
Flächen ebenso wie für leer stehende Gebäude. Die zusätzlichen freien Flächen bleiben nicht 
selten ungenutzt und werden selbst zu einem Planungs- und Nutzungsproblem. Für die Nach-
nutzung sind weiterführende Maßnahmen erforderlich. Wenn aber die fehlende Nutzung der 
freien Flächen den Einsatz öffentlicher Finanzmittel zur Freiraumgestaltung im Sinne einer Wohn-
umfeldaufwertung rechtfertigt, so könnte dies grundsätzlich auch für leer stehende Gebäude 
gelten. Dann ließen sich die Kosten für den Unterhalt von Stadtbild prägenden Gebäuden ähnlich 
auslegen wie die laufenden Kosten für die Pflege und den Unterhalt von Grün- und Freiflächen. 
Ein verändertes Nutzungsverständnis stellt das bisherige Verhältnis von Einwohnerdichte, 
baulicher Dichte und sozialer Dichte in Frage. Dies vor Augen, könnte sich die Schlussfolgerung, 
die bauliche Dichte sei bei sinkenden Bevölkerungszahlen zwangsläufig zu reduzieren, als 
überholt erweisen. Möglicherweise müssen statt dieser einen Variante differenzierte 
                                                
94 Vgl. Confurius, der die „Geschichte der Architektur [als] eine Geschichte der Umnutzung” versteht und 
anhand von zahlreichen Beispielen das Potenzial aufzeigt, das in der Erhaltung, Wiederverwendung 
und Umnutzung des vorhandenen Baubestandes liegt. „Architektur muss [aus seiner Sicht] die 
Veränderung oder Mißachtung ihrer ersten Funktion dulden oder [sie] verfügt, anders formuliert, über 
eine Fähigkeit, sich veränderten Zwecken anzupassen.” Confurius 1984, hier S. 6. 
95 Aldo Rossi hat sich mit der Funktionslosigkeit intensiv auseinandergesetzt und kam zu dem Schluss, 
dass „Kontinuität von städtebaulichen Phänomenen nicht durch deren Funktion zu erklären ist und daß 
insbesondere die Hypothese, Funktionen seien die Ursache für die Gründung einer Stadt, nicht zu einer 
solchen Erklärung beiträgt”. Rossi 1973, S. 45.  
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Lösungsvorschläge für die jeweilige Situation entwickelt werden. Dabei ist auch zu berück-
sichtigen, dass die Stadt bei sinkenden Bevölkerungszahlen räumlich betrachtet ohnehin 
„wächst”, wenn dieselben Freiräume nun weniger Einwohnern zur Verfügung stehen.96 Die 
Forderung nach zusätzlichen Freiräumen wird somit obsolet, wenn eine gewisse Verhältnis-
mäßigkeit gewahrt werden soll. Die Beibehaltung der für die Raumbildung und Bildwirkung 
notwendigen baulichen Dichte könnte zukünftig zu einem Mittel werden, den Folgen einer 
geringeren Einwohnerdichte in Innenstadtgebieten entgegenzuwirken, sie gewissermaßen zu 
kompensieren. Nur bei Beibehaltung der baulichen Dichte und der Qualität des öffentlichen 
Raums werden Innenstadtgebiete zukünftig funktionsfähig bleiben. Vor diesem Hintergrund ist 
das Verhältnis von Nutzungsdichte und Bebauungsdichte neu auszuloten. Bei geringeren 
Einwohnerzahlen wird der Anspruch auf sozialen Zusammenhalt der Stadtgesellschaft nicht 
weniger wichtig, damit kommt dem öffentlichen Raum als Ort der Identifikation und der 
Begegnung eine wachsende Bedeutung zu.  
6.4 PERSPEKTIVENWECHSEL 
Mit der Identifizierung des Wohnungsleerstands als einem Problem des ostdeutschen 
Wohnungsmarktes begann im Jahr 2000 ein Prozess der Lösungssuche, der bis heute anhält. In 
seinem Verlauf erwiesen sich die bewährten und auch die neu entwickelten Instrumente der 
Städtebauförderung nur bedingt als geeignet, um die angestrebte Leerstandsreduzierung zu 
bewirken. Im Ergebnis veränderten sich nicht nur die Schwerpunkte, sondern auch die 
Problemsicht (Problemverständnis und Zielvorstellung) in den Programmen Städtebaulicher 
Denkmalschutz und Stadtumbau Ost. Bei der Programmumsetzung wurden die Grenzen des 
Vorgehens und weitere Probleme erkannt.  
Der Erkenntnisgewinn führte im Programm Stadtumbau Ost zu weitreichenden Programmmodifi-
kationen. Ungeachtet dessen erwies sich das vorrangig auf wohnungswirtschaftliche Interessen 
ausgerichtete Ziel, den Leerstand auf ein Maß zu reduzieren, welches sich aus den Bedingungen 
eines Wachstums der Städte herleitet, als ausgesprochen stabil und resistent gegenüber Kritik. 
Im Umgang mit dem Wohnungsleerstand kommen verschiedene Maßnahmen zum Einsatz. 
Sanierungsmaßnahmen zugunsten einer erneuten Nutzung, teilweise Nutzungen und Zwischen-
nutzungen wie auch Gebäudeabrisse zielen auf die Reduzierung des Wohnungsleerstands ab. 
Alternativ kann es zu der Sicherung leer stehende Gebäude kommen, wenn zu einem späteren 
Zeitpunkt bessere Verwertungschancen vermutet werden. Hinsichtlich der städtebaulichen 
Auswirkungen unterscheiden sich die Maßnahmen gravierend. Die Auswirkungen sind jedoch nur 
bedingt „marktfähig” und finden infolgedessen wenig Berücksichtigung im primär auf 
betriebswirtschaftliche Kriterien ausgerichteten Entscheidungsprozess der Eigentümer. 
                                                
96 Dieser Gedanke, dass die sogenannten schrumpfenden Städte räumlich betrachtet wachsen wurde 
von Führ im Jahr 2004 formuliert. Damit bringt er zugleich eine neue Perspektive in die Debatte ein: 
„Also wachsen denn nicht eigentlich die Städte, wenn die Einwohneranzahl zurückgeht? Werden sie 
nicht größer, weil sie von weniger Bewohnern genutzt werden? Ähnlich der Wohnung/des EFH 
[Einfamilienhauses] das nach Auszug der Kinder ‚zu groß‘ wird?” Führ 2004, S. 129. 
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Dass sich über die projektweise Nutzung auf mehreren Ebenen ein Erkenntnisgewinn bei den 
Beteiligten einstellt, zeigte das Projekt Probewohnen in der Stadt Görlitz. Die Ergebnisse zeigen 
wie ein probeweises Vorgehen eine Offenheit herstellte und den Erkenntnisgewinn bei den Betei-
ligten förderte. Das im Rahmen des Projektes erworbene Erfahrungswissen betraf unterschied-
liche Bereiche und reichte von Fachkenntnissen in der Stadtplanung über das praktische 
Arbeitshandeln bis zu Erkenntnissen über persönliche Vorstellungen und Vorlieben zum Wohnort 
in der Bevölkerung. Deutlich wurden darüber hinaus die standortspezifische Ausprägung des 
Leerstands und seine vielfältigen Auswirkungen auf das Wohnumfeld. Gleichzeitig wurde sein 
Einfluss auf die Wohnumfeldqualität aus der Sicht der Projektteilnehmer ermittelt. Es zeigte sich, 
dass die Bewertung des Wohnumfeldes auf der Grundlage einer individuellen Gewichtung 
verschiedener Kriterien erfolgte, der Wohnungsleerstand im Unterschied zum baulichen Zustand 
der Gebäude jedoch kein relevantes Kriterium darstellte. Es bestätigte sich, dass Gebäude 
unabhängig vom Grad ihrer Nutzung zum Stadtbild und zur die Geschlossenheit der Bebauung 
im Quartier beitragen können. Damit wird der städtebauliche Denkmalschutz nachhaltig gestärkt. 
An den vorgelegten Ergebnissen wird deutlich, dass ein Perspektivenwechsel gegenüber den seit 
den 1950er Jahren praktizierten städtebaulichen Prinzipien erforderlich ist. Der Nutzen des Leer-
stands von Gebäuden kann nicht mehr allein nach den tradierten Anforderungen wachsender 
Städte beurteilt werden – auch wenn diese über viele Jahrzehnte den Maßstab jeglicher 
politischer und fachlicher Entwicklungsstrategien bildeten. Es zeigen sich vielmehr ein wissen-
generierender und ein raumkonstituierender Nutzen leer stehender Gebäude. Dieser besondere 
Nutzen sowohl für ganzheitliche Stadtentwicklungsstrategien als auch für die Stärkung der 
Wohnqualität in den Innenstädten geht über denkmalpflegerische und ästhetische Überlegungen 
deutlich hinaus. Aufbauend auf diesen ist ein weiter gefasster, gesellschaftlicher Nutzen des 
Leerstands vorhanden, der neben sozialen und ökologischen durchaus auch ökonomische 
Kriterien einschließt. Auf der Grundlage dieser Ergebnisse sind für die vorgeschlagene Neuaus-
richtung im Umgang mit dem Leerstand in Innenstädten drei Handlungsfelder zu erkennen: 
 Probeweise vorgehen  
Angesichts der Unwägbarkeiten und der Unvorhersehbarkeit der Entwicklung im konkreten 
Einzelfall, bietet sich ein auf die ortsspezifischen Rahmenbedingungen zugeschnittenes 
probeweises Vorgehen an. So können über Projekte und insbesondere über die projekt-
bezogene probeweise Nutzung leer stehender Gebäude, schrittweise neue Strategien 
entwickelt, erprobt und verfeinert werden. Im Rückblick zeigt sich, dass negative Szenarien 
weder für ein integriertes Vorgehen geeignet sind, noch den Bedürfnissen der Bevölkerung 
gerecht werden. Im Unterschied hierzu ergeben sich mit einem fehlerfreundlichen probe-
weisen Vorgehen in Projekten bislang ungenutzte Chancen für den Aufbau neuer Partner-
schaften, für eine Bürgerbeteiligung „auf Augenhöhe” und für einen erfahrungsbasierten 
Wissenserwerb zugunsten einer nachhaltigen Innenentwicklung. 
 Leerstand lenken und gestalten  
Mit der damit einhergehenden Anerkennung des Wohnungsleerstands als einem charak-
teristischen Strukturelement in Innenstädten werden neue Instrumente erforderlich, um den 
Leerstand zu lenken und zu gestalten. Hierbei kommt der raumbildenden und 
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stadtbildprägenden Wirkung leer stehender Gebäude in Abhängigkeit von ihrem baulichen 
Zustand, ihrer Lage und ihrem städtebaulichen Kontext eine besondere Bedeutung zu. Der 
funktionale Anspruch wird damit jedoch keineswegs aufgegeben, sondern auf den städte-
baulichen Zusammenhang ausgedehnt. Letztlich wird die in den Innenstädten wahrgenom-
mene Wohnqualität über ihre langfristige Akzeptanz als Wohnort entscheiden. Daher ist der 
Stadtumbau der Innenstädte zukünftig stärker auf die menschlichen Bedürfnisse und 
Aneignungspraktiken auszurichten und seine Qualität an dem Gesamturteil der Menschen 
über die Wohn- und Lebensqualität zu messen. Damit werden Raumbildung und Bildwirkung 
städtebaulicher Ensembles zu Bewertungskriterium in der Stadtentwicklung.  
 Neues Nutzungsverständnis entwickeln  
Es zeichnet sich das Erfordernis eines erweiterten, neuen Nutzungsverständnisses ab, 
welches ortsspezifische Antworten auf Fragen nach einem angemessenen Verhältnis von 
Einwohnerdichte, baulicher Dichte und sozialer Dichte gibt. Der Nutzungsbegriff könnte so 
eine Erweiterung im Sinne eines ganzheitlichen Nutzens erfahren. Nur wenn es gelingt, sich 
von dem vorrangigen Ziel, den Leerstand beseitigen zu wollen, zu lösen, kann der Blick auf 
bislang übersehene Potenziale des Leerstands und auf neue Strategien zugunsten eines 
„intelligenten Gebrauch[s] des Fehlerhaften”97 frei werden. Nutzung kann dann eher als 
dynamischer Prozess von Nutzungsänderungen und sich abwechselnden Phasen des 
Benutzens und des Nichtnutzens begriffen werden und neben der konkreten Gebäude-
nutzung auch den städtebaulichen Nutzen leer stehender Gebäude einschließen. 
Mit der Untersuchung wurde der Perspektivenwechsel vollzogen, den Leerstand als dauerhafte 
charakteristische Struktur in ostdeutschen Städten anzuerkennen und auf dieser Basis nach 
seinen möglichen Potenzialen zu suchen, statt allein auf seine Reduzierung auf ein früheres 
Niveau abzustellen. Aus dieser Perspektive stellt der Wohnungsleerstand nicht die überlieferten 
Qualitäten und die bauliche Dichte der kompakten europäischen Stadt in Frage, sondern lediglich 
die auf wachsende Städte ausgerichteten Instrumente der Stadtentwicklung. Die vorgelegten 
Ergebnisse zum Nutzen des Leerstands bestätigen dieses Vorgehen.  
Denken im Ensemble 
Berücksichtigt man, dass die Geschlossenheit und Originalität der historischen Stadtensembles 
in ihrer jeweiligen lokalen Ausprägung zur unverwechselbaren Identität einer Stadt beitragen, 
kommt deren Erhaltung eine wichtige Rolle zu. Qualität wird dort wahrgenommen, wo Geschichte, 
Baualter und „Alterswerte”98 der Stadt ablesbar und erlebbar sind. Historische Gebäude tragen 
hierzu selbst oder gerade dann bei, wenn sie leer stehen oder (noch) nicht vollständig 
wiederhergestellt wurden. Dies hat Konsequenzen für die geforderten ästhetischen 
Anforderungen im Umgang mit dem Leerstand. Hier können die Gestaltungsansprüche nicht hoch 
genug angesetzt werden. Ziel ist die schrittweise Modernisierung einer Fassaden- oder 
                                                
97 Hassler 1999, S. 36. 
98 Der Begriff Alterswert wird hier im Sinn von Riegl verwendet und beschreibt die „Stimmungswirkung” 
eines Ortes, die ohne wissenschaftliche Vorkenntnisse sinnlich wahrnehmbar und emotional erlebbar 
ist. Riegl 1929, S. 150. 
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Straßenansicht bei einem ausgewogenen Erscheinungsbild mit unterschiedlichen Gebrauchs-
zuständen in einem Stadtteil, Straßenzug oder auf einem Platz. Es bedarf einer positiven 
Gesamtwirkung, bei der ein ablesbarer Sanierungsbedarf im Einzelfall zur qualitätvollen Patina99 
der Stadt beitragen kann. Gleichzeitig sollte neu Hinzugefügtes die überlieferten Qualitäten 
stärken. Hierzu muss es einen Bezug zu der Geschichte der Stadt, dem konkreten Ort, herstellen. 
In diesem Prozess können historische Gebäude eine bislang nicht genügend beachtete 
Vorbildfunktion übernehmen. Kollhoff legte für die kontinuierliche Weiterentwicklung des 
Stadtensembles aus Bebauung und öffentlichem Raum Überlegungen zu einer „Rehabilitierung 
des Vorbildlichen” vor.100 Gemeint ist der Anspruch, die Vorbilder für ein neues Gebäude in 
dessen näherer Umgebung zu suchen, den Bau also unmittelbar aus seinem städtebaulichen 
Kontext zu entwickeln und dabei, und das ist entscheidend, die vorbildliche Form an die 
zeitgemäßen Anforderungen anzupassen und weiterzuentwickeln. Folgt man diesen 
Überlegungen, dann ist die Erhaltung der überlieferten städtebaulichen Ensembles in ihrer Vielfalt 
eine Voraussetzung für die Qualitätssicherung zukünftiger Gebäude und damit der zukünftigen 
Stadt. Somit besitzen leer stehende Gebäude als Teil des Stadtensembles auch für das 
Weiterbauen der Stadt einen unmittelbaren Nutzen.  
Perspektivenwechsel wagen 
Der vollzogene Perspektivenwechsel erwies sich als tauglich, um zu neuen Lösungsansätzen in 
der ostdeutschen Stadtentwicklung zu kommen. Insofern ist der Einsatz eines Perspektiven-
wechsels als eine besondere Form des methodischen Vorgehens im Umgang mit ungelösten 
Problemen in der Stadtentwicklung über die genannten Handlungsfelder hinaus zu empfehlen. 
Dies erscheint vor dem Hintergrund der erwarteten Entwicklung insofern entscheidend, da mit 
weiteren Problemen und Einschränkungen der Handlungsspielräume zu rechnen ist. Wenn sich 
dies als zutreffend erweist, dann ist eine Qualitätsdebatte unumgänglich, um den Einsatz nicht 
nur finanzieller, sondern auch natürlicher und sozialer Ressourcen nachhaltig gestalten zu 
können. Die kontinuierliche Qualifizierung des tradierten Stadtraumkörpers schließt den 
behutsamen Umbau der Innenstädte ein. Gerade hierbei könnte sich die Betrachtung aus 
wechselnden Perspektiven als hilfreich erweisen, um neue Lösungswege zu erschließen, die 
keines umfassenden Stadtumbaus oder gar neuer Stadtutopien bedürfen, sondern über ein 
Vorgehen in kleinen Schritten die bewährten Qualitäten der europäischen Stadt aufrecht zu 
erhalten helfen.  
„Die Stadt der Zukunft ist die Stadt von heute” formulierte Ganser so trefflich.101 Damit wird der 
geforderte Perspektivenwechsel für die zukünftige Entwicklung ostdeutscher Städte eindeutig 
bestätigt. Die Stadt von heute ist mit ihrer Bausubstanz, ihren Einzelgebäuden und 
städtebaulichen Ensembles als die Stadt von morgen anzuerkennen. Ihre umfassende 
Transformation ist weder zu leisten, noch ist sie sinnvoll. Anstelle von Stadtutopien, wie sie der 
moderne Städtebau in unzähligen Variationen hervorbrachte, sind kleine Schritte für einen 
                                                
99 Zu den Qualitäten von ablesbaren Alterspuren vgl. Mörsch 2006 und Zancheti 2006. 
100 Kollhoff 2010, S. 140. 
101 Ganser 1985. 
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kontinuierlichen behutsamen Umbau der heutigen Stadt zu entwerfen und umzusetzen. 
Stadtumbau von außen nach innen, die Stärkung der Stadtzentren, die Wiederentdeckung und 
Belebung der Innenstädte als Wohnorte und die Revitalisierung historischer Stadtensembles sind 
erklärte Ziele im Stadtumbau und im städtebaulichen Denkmalschutz. Allerdings steht die Praxis 
in vielen ostdeutschen Städten hierzu im Widerspruch, wenn an Flächenneuausweisungen und 
Neubau festgehalten wird, während gleichzeitig innerstädtische Brachflächen und Gebäude-
leerstände auf neue Nutzungen warten. Um diesen widersprüchlichen Strategien 
entgegenzuwirken, ist der Nutzen des Leerstands in ostdeutschen Innenstädten insbesondere in 
historischen Innenstädten in Zukunft weniger an der (vorerst) fehlenden Gebäudenutzung als 
vielmehr an einem ganzheitlichen städtebaulichen, stadträumlichen und gesellschaftlichen 
Nutzen festzumachen. Dabei ist die Stadt als Produkt eines kontinuierlichen Erneuerungs-
prozesses zu verstehen, der mit einem gestalterischen Anspruch erfolgen muss, um das 
Bestehende behutsam neuen Anforderungen anzupassen. Hierfür sind die Städte nicht neu zu 
erfinden, sondern das Vorgefundene ist aufzugreifen und im Ensemble weiter zu entwickeln.  
Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die aufgezeigten Handlungsfelder ein neues 
Verständnis in der Stadtentwicklung zum Nutzen des Leerstands insbesondere in Innenstädten 
skizzieren. Wenn dieser Nutzen tatsächlich einen gesellschaftspolitischen Stellenwert bekommt, 
dann ist in zukünftigen Entwicklungsstrategien weder von der Gebäudenutzung noch von einem 
Schutzgedanken für Gebäude primär auszugehen. Vielmehr weisen die Ergebnisse darauf hin, 
dass auf der Basis eines breiteren Nutzungsverständnisses die Grenzen zwischen städtebau-
lichem Denkmalschutz und Stadtumbau fließender zu gestalten wären. Ein hieraus abzuleitender 
stadtgestaltender städtebaulicher Denkmalschutz oder stadterhaltender stadtbildpflegender 
Stadtumbau würde die Funktionsfähigkeit ostdeutscher Innenstädte und damit die Städte in ihrer 
Gesamtheit stärken und weiter entwickeln. Dann würden leer stehende Gebäude zum Baustein 
einer gestalterischen Nachhaltigkeit, welche sich die über viele Generationen verfeinerten 
Gestaltungskriterien zu eigen macht. 
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7 AUSBLICK UND OFFENE FRAGEN 
Die vorgelegten Ergebnisse zeigen, dass die Erhaltung leer stehender Gebäude und historischer 
Stadtensembles in Innenstadtgebieten integraler Bestandteil einer nachhaltigen Entwicklung 
ostdeutscher Städte darstellt. Vor dem Hintergrund, dass es zukünftig spezifischer, auf die 
jeweiligen Rahmenbedingungen in einer Stadt zugeschnittener Lösungen bedarf, kann aus dem 
betrachteten Fallbeispiel eine Prioritätenverschiebung für die weitere Lösungssuche abgeleitet 
werden. In diesem Sinn versteht sich die Arbeit als „Auftakt” einer multi-perspektivischen 
Forschung und Praxis, welche die Möglichkeiten einer bestandserhaltenden Innenstadtent-
wicklung in den Mittelpunkt ihres Interesses rückt.  
Aus den vorgelegten Ergebnissen ergibt sich ein weiterer Forschungsbedarf. Zunächst werden 
Fragen nach architektonischen und städtebaulichen Qualitäten und Gestaltungskriterien für einen 
behutsamen Umbau in den Innenstädten zu beantworten sein. In Anbetracht der vielfältigen 
ortsspezifischen Eigenschaften und Ausprägungen städtebaulicher Ensembles scheint es wenig 
zielführend zu sein, nach einheitlichen Gestaltungskriterien zu suchen. Vielversprechender ist es 
hingegen, auf der Grundlage von differenzierten Einzelfallbetrachtungen vorzugehen, um die 
Charakteristika eines Ortes zu erkennen, zu interpretieren und weiter zu entwickeln. Hier stellen 
sich weitergehende Forschungsfragen zu der Wirkung städtischer Räume auf die Lebensweise 
der Stadtbewohner – in Anlehnung an die von Welsch formulierte „Induktionswirkung”1. Für die 
Wirkungsanalyse ganzheitlicher städtebaulicher Ensembles wäre dies von großer Bedeutung.  
Insgesamt geht es aber um weit mehr als um reine Gestaltungsfragen: Es geht um ein neues 
Aufgaben- und Werteverständnis im Umgang mit dem historischen Erbe städtebaulicher 
Ensembles. Eine verantwortungsvolle Entwicklung der Stadt hat unter Einbindung der Bürger zu 
erfolgen, wohlwissend, dass es keine einfachen Antworten auf die Wertung der Bürgerinteressen 
gibt. Zudem bedarf es methodischer Neuerungen, um die stadträumlichen Qualitäten aus Sicht 
der Bewohner zu erfassen und laufend in die Planung einfließen zu lassen. Das Projekt 
Probewohnen bildet hierfür einen ersten, vielversprechenden Ansatz. Aus derartigen 
Erkenntnissen lassen sich behutsame Konzepte zur Realisierung vielfältiger Wohnbedürfnisse 
einer sich wandelnden Gesellschaft entwickeln. Hier könnten vertiefende raumbezogene 
Untersuchungen weiteren Aufschluss geben über die Wechselwirkung zwischen der Verteilung 
des Leerstands, seiner Intensität, seiner stadtbildprägenden Wirkung und seiner individuellen 
Wahrnehmung durch die Menschen. Um den innerstädtischen Leerstand sachgerecht und im 
Sinn des städtebaulichen Denkmalschutzes konsequent zu steuern und ungünstige 
Auswirkungen auf das Wohnumfeld zu begrenzen, sind auf der Grundlage dieser Erkenntnisse 
zudem methodische Neuerungen und verfeinerte Instrumente zu entwickeln.  
                                                
1 Welsch 2001. Jüngst stellte Welsch ähnliche Überlegungen zu architektonischen Qualitäten an und 
benannte als Induktionswirkung, die Wirkung von architektonischen Räumen auf die menschliche 
Existenz. Ebd. S. 18. Welsch leitete aus seinen Überlegungen die Forderung ab, dass der Architekt die 
„Induktionswirkung der Architektur auf die menschliche Existenz zur Primärperspektive” (ebd. S. 21) 
erheben und „zuallererst […] an die Menschen, deren Existenzmodus das Gebäude in der einen oder 
anderen Weise prägen wird” (ebd. S. 20), denken müsse. 
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Gerade aufgrund der prognostizierten räumlichen Auswirkungen des Strukturwandels ist in 
Städten mit einer ungünstigen demografischen und wirtschaftlichen Entwicklung eine erneute 
Bebauung in vergleichbarer städtebaulicher Dichte und gestalterischer Qualität langfristig in 
Frage zu stellen. Umso wichtiger ist es, alles zu tun, um einer Perforation der Stadtstruktur keinen 
Vorschub zu leisten. Aus städtebaulicher Sicht sind Lösungen in der behutsamen und schritt-
weisen Anpassung des Baubestandes mit seinen tradierten Qualitäten zu suchen. Dabei sind leer 
stehende Gebäude in städtebaulichen Ensembles konsequent zu erhalten und sorgfältig zu 
pflegen. Dieses Vorgehen ist die Voraussetzung dafür, die Attraktivität der Innenstädte und ihre 
Funktion als Wohnort langfristig zu sichern. In diesem Zusammenhang stellen sich zwangsläufig 
Fragen zu den Kosten der erforderlichen Sicherungsmaßnahmen. Der Zusammenhang von 
stadträumlichem Gestaltungsanspruch und Unterhaltskosten leer stehender Gebäude scheint 
bisher kaum untersucht zu sein. Die Kosten sind in Beziehung zu möglichen positiven Effekten 
für die Aufwertung des Wohnumfeldes und für die Imageverbesserung der Wohngebiete zu 
setzen. Eine übliche betriebswirtschaftliche Kostenermittlung wird der in dieser Arbeit aufgewor-
fenen Frage nach einer ganzheitlichen Kostenermittlung nicht gerecht. Sie müsste auf Kriterien 
ausgerichtet sein, die den Maßnahmen am Gebäude und den Effekten für die Nachbarschaft und 
das städtebauliche Ensemble gerecht werden. Hierzu besteht noch ein großer Forschungsbedarf. 
Der wirtschaftliche Wandel und die jüngsten Finanzkrisen in den Städten geben Anlass genug, 
um nach neuen Wegen im nachhaltigen Umgang mit dem historischen Erbe als ein wichtiges 
Kapital unserer Städte zu suchen. Das „ökonomische Wachstum” als vorrangiges handlungs-
leitendes Ziel ist kritisch zu prüfen zugunsten einer Ausrichtung auf ein „soziales Wachstum”.2 
Damit gerät nicht zuletzt die Ausrichtung des innerstädtischen Stadtumbaus auf traditionelle, 
ökonomische Wertvorstellungen in Kritik. Die geforderte ganzheitliche Wertbestimmung sollte die 
Verbesserung der Wohn- und Lebensqualität der Bürger einschließen und auch die ideelle und 
gesellschaftliche Bedeutung der Stadt berücksichtigen. Wenn das subjektive Wohlempfinden der 
Stadtbürger einen höheren gesellschaftlichen Stellenwert erhält, werden die Wohnqualität und 
damit die „weichen” Standortfaktoren an Bedeutung, im Sinn einer gesellschaftlichen 
Wertschätzung, gewinnen. Wohlstand ist dann nicht allein an den finanziellen Verhältnissen, 
sondern weit mehr an „menschengemäße[n] Häuser[n] und Städte[n] mit Straßen und Plätzen, 
die Bewohner gerne aufsuchen”,3 zu messen. Die Erhaltung leer stehender Gebäude als Beitrag 
zum historischen Stadtensemble, zur Wohn- und Lebensqualität in Innenstadtgebieten und zur 
emotionalen Verbundenheit mit dem eigenen Wohnort können dann im Sinne eines 
gesellschaftlichen Nutzens eine breite Anerkennung erfahren. Die Konzentration auf einen 
„Wohlstand ohne Wachstum” kann langfristig einen veränderten Umgang mit materiellen Gütern 
und eine Neuausrichtung der Lebenskonzepte wie auch der wirtschaftlichen Anreiz- und 
Verteilerverfahren nach sich ziehen.4 Diese sind letztlich immer Ausdruck geltender 
Wertvorstellungen und gesellschaftlicher Wertschätzung.  
                                                
2 Vgl. exempl. zu einem neuen Verhältnis von ökonomischem und sozialem Wachstum. Luks 2006, hier 
S. 249;Zum Thema Wohlstand ohne Wachstum vgl. Miegel 2010, S. 247. 
3 Miegel 2010, S. 247. 
4 Vgl. Miegel 2010. 
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Angesichts des umfassend dargelegten Nutzens leer stehender Gebäude für die Erhaltung und 
Entwicklung des städtebaulichen Erbes von Innenstädten stellt sich die berechtigte Frage nach 
einer Prioritätenverschiebung in der Städtebauförderung und der Stadtentwicklung insgesamt in 
aller Deutlichkeit. In der Offenheit und Bereitschaft, immer wieder einen Perspektivenwechsel bei 
der Problemlösung zuzulassen, bieten sich Chancen, geeignete Lösungen zu finden. Das 
überlieferte städtebauliche Erbe ist Anlass genug, sich derartigen Fragen offen zu stellen. 
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Trotz unterschiedlich ausgerichteter Städtebauförderprogramme nach 1989 ist in 
vielen ostdeutschen Mittelstädten nach wie vor ein überdurchschnittlicher struktu-
reller Wohnungsleerstand in Wohnquartieren aus der Gründerzeit anzutreffen. Tritt 
die prognostizierte Bevölkerungsentwicklung ein, wird der aus heutiger Sicht er-
höhte Wohnungsleerstand für die nächsten 15-20 Jahre ein dauerhaftes Phänomen 
bleiben. Dies wirft die Frage nach dem möglichen Nutzen des Leerstands in ost-
deutschen Gründerzeitquartieren auf. Ihr geht die Autorin nach und vollzieht einen 
Perspektivenwechsel, indem sie die von 1990 bis 2010 in der Städtebauförderung 
und Praxis verfolgten Strategien im Umgang mit dem Wohnungsleerstand aufzeigt, 
dessen Auswirkungen auf die Wohnqualität aus Sicht der Bürger am Beispiel der 
sächsischen Stadt Görlitz untersucht und neue Lösungsansätze im Umgang mit dem 
Wohnungsleerstand in Gründerzeitquartieren ableitet.
Use of Emptiness. Changing perspective when dealing with vacancies in Wilhel-
minian buildings in East Germany.  Despite numerous urban development pro-
grammes during the last 20 years, many problems remain unsolved in East German 
cities. Action is especially urgent in middlesized cities in Saxony. These cities are 
characterized by above-average housing vacancy rates in old residential districts 
constructed during the industrialisation in the 19th century: Wilhelminian housing 
stock. In contrast to strategies to reduce vacancies, the thesis focuses on the pos-
sible ‚use of emptiness‘. It draws on a review of the literature, document analysis, 
and empirical data. The empirical data was gathered in semistructured interviews 
and a survey. The finding in an old residential district of Görlitz (Saxony) highlight 
that under specific conditions the maintenance of vacant buildings can be benefi-
cial for urban neighbourhoods. On the basis of the findings, practical recommen-
dations are offered on dealing with vacancies in Wilhelminian residential areas in 
East Germany. Given the expected further decline in population over the coming 
10 to 15 years, the research results are highly relevant for middlesized cities in East 
Germany.
